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EDITORIAL/131: Von Ratten und Menschen (SB)
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Von Ratten und Menschen

Es bedarf keiner geringen, geschweige denn ausführlichen Reflexion, um
zu bemerken, daß es zwischen der Art der Ratten, ihr Überleben zu
gestalten, und der Art des Menschen, dasselbe zu tun, keinerlei
Verwandtschaft oder Ähnlichkeit gibt, wechseln doch die Ratten bei
einem grundlegenden Mangel oder einer entsprechenden Überlebensnot
einfach den Gegenstand oder im erforderlichen Fall den Ort ihrer
Ernährung, um sich andernorts und mit neuer Beute zu Lasten der
übrigen Welt ihres Fraßes zu versichern.

So setzt demgegenüber der Mensch doch viel gründlicher und
umfänglicher zugleich und mithin ergiebiger und erschöpfender an, um
sich seiner Ernährung und seines Überlebens aufs entschiedenste sicher
sein zu können, er wechselt seinen Schritt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


3. Mai 2019
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ATOM/214: Halbwertzeit - keine Brennelementefabrik, keine Nukleartransporte ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 3. Mai 2019

LKW mit Uran erreichten Donnerstag Lingen / BBU fordert Transportverbot
und Stilllegung der Uranfabriken in Lingen und Gronau



(Bonn, Hamburg, Lingen, Gronau, 03.05.2019) Nach der Ankunft von
Lastwagen mit Urancontainern am Donnerstagabend (2. Mai 2019) in Lingen
hat der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) erneut die
sofortige Stilllegung der Brennelementefabrik in Lingen sowie das
generelle Verbot aller Atomtransporte gefordert.

Anti-Atomkraft-Initiativen hatten am Donnerstagmorgen die Ankunft eines
Frachtschiffes mit Nuklearmaterial in Hamburg dokumentiert. Weiteren
Beobachtungen zufolge haben gegen 14.15 Uhr zwei LKW mit weißen
Zugmaschinen und jeweils einem blauen Container mit radioaktiver Fracht
(UN-Nummer 3325) den Terminal von Eurogate in Hamburg Richtung
Zoll/Köhlbrandbrücke verlassen. Gegen 19.20 Uhr erreichten die beiden
LKW die bundesweit letzte Brennelementefabrik in Lingen (Emsland,
Niedersachsen). Mehr dazu unter [1].

In Lingen werden in der dortigen Brennelementefabrik Brennstäbe
hergestellt, die international in Atomkraftwerken zum Einsatz kommen. So
wurden in Lingen z. B. Brennstäbe für Atomkraftwerke in Belgien und der
Schweiz produziert.

In der Brennelementefabrik in Lingen hatte es im Dezember 2018 einen
Brand gegeben. Danach wurde der Anlagenbetrieb für 2 Monate gestoppt.
Der BBU und zahlreiche Initiativen und Verbände aus Niedersachsen und
anderen Regionen fordern seit geraumer Zeit mit der "Lingen-Resolution"
die sofortige Stilllegung der Brennelementefabrik in Lingen sowie des
AKW Lingen 2. Mehr dazu unter [2].

Am 40. Jahrestag der Inbetriebnahme der Lingener Brennelementefabrik
demonstrierten am 19. Januar 2019 in Lingen Bürgerinitiativen und
Umweltverbände für die sofortige Stilllegung der umstrittenen
Atomfabrik. Bisher gibt es keine Laufzeitbegrenzung für die Anlage.
Offiziellen Plänen zufolge soll sie auch nach der Stilllegung der
letzten bundesdeutschen Atomkraftwerke Ende 2022 weiterhin Brennstäbe
für den weltweiten Markt herstellen. "Der Betrieb der Anlage ist mit
Gefahren, Atommüll und zahlreichen Atomtransporten verbunden. Die
Transporte und die Anlage müssen gestoppt werden", betont
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

BBU: Auch die Uranfabrik in Gronau stoppen!

Etwa 40 Kilometer südlich von Lingen steht in Gronau (NRW) eine weitere
Uranfabrik, eine Urananreicherungsanlage, für die es bisher auch noch
keinen Stilllegungsfahrplan gibt. Auch der Betrieb der Gronauer
Uranfabrik ist mit zahlreichen Atomtransporten verbunden. Traditionell
treffen sich Anti-Atomkraft-Initiativen aus NRW, aus Niedersachsen und
aus den Niederlanden immer am ersten Sonntag im Monat zum
Sonntagsspaziergang an der Gronauer Urananreicherungsanlage. So auch an
diesem Sonntag, 4. Mai. 

Mehr dazu unter http://www.enschedevoorvrede.nl

An dem Betrieb der Gronauer Urananreicherungsanlage ist auch der
RWE-Konzern beteiligt. Mit den Protesten bei der diesjährigen
RWE-Hauptversammlung in Essen (3. Mai 2019) wurde auch die sofortige
Stilllegung der Gronauer Anlage gefordert.


Anmerkungen:

[1] http://www.atomtransporte-hamburg-stoppen.de/category/aktuelles

[2] https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202019.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 03.05.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 
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KOHLEALARM/595: Klimakampf und Kohlefront - nichts Genaues weiß man nicht ... (LoB)


Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" - 6. Mai 2019

LoB hält an Appell fest



Das Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" (LoB)
kritisiert ein Antwortschreiben des Ministerpräsidenten Armin Laschet und
hält seinen Appell weiter aufrecht.

Mit einem offenen Brief war der sogenannte Stommelner Appell mit den
Unterschriften von über 600 Bürgern und mit Unterstützung zahlreicher
Gruppierungen übersendet worden.

Mit Hinweis auf Vereinbarungen im Koalitionsvertrag wird der
Ministerpräsident darin aufgefordert, sich der Problematik der Folgeschäden
des Braunkohleabbaus anzunehmen.

Auslöser des Stommelner Appells war ein Informationsabend des
Aktionsbündnis mit dem Titel: "Die Spätfolgen der Braunkohle - Wer zahlt
die Zeche?" Dabei wurde darüber informiert, dass der Braunkohleabbau neben
den aktuellen Problemen auch in Zukunft nach seinem Ende ungeklärte Risiken
schafft. Dazu zählen neben den nicht reparablen Landschaftsschäden und
weiter auftretenden Bergschäden auch die drohende Schädigung und der
weitere Verlust von Millionen Kubikmetern wertvollen Grundwassers.

Ein Antwortschreiben des Ministerpräsidenten liegt nun vor. Das
Aktionsbündnis gibt sich damit jedoch nicht zufrieden.

In der Entgegnung dazu heißt es: "Das Deponieproblem stellt den
thematischen Schwerpunkt unseres offenen Briefes dar; Ihre Antworten auf
unsere Bitte um differenzierte Darstellung der noch ungelösten Frage,
welche Konsequenzen sich im Hinblick auf teilweise kaum eruierte Altlasten
in ehemaligen Tagebaulöchern bei Wiederanstieg des Grundwassers ergeben,
bleiben Sie weitgehend schuldig."

Gleichwohl nimmt das Aktionsbündnis das Angebot, bei Minister Prof.
Pinkwart nähere Auskünfte einzuholen, dankend an und hat dazu bereits in
einem weiten Brief den Dialog verbunden mit einer Einladung eröffnet.

"Ein unabhängiges Gutachten zur Altlastenproblematik müsste auch Prognosen
über die Kosten stellen, die im Schadensfalle (z. B. Kontamination des
wieder ansteigenden Grundwassers durch Kontakt mit den Altlasten)
entstünden.

Im Sinne der Daseinsvorsorge müssten diese, wie es das Gesetz vorsieht,
heute erfasst und beseitigt werden, um für künftige Generationen Sicherheit
zu schaffen. Es geht hier tatsächlich um die Verantwortung, die Wohlfahrt
nachfolgender Generationen zu gewährleisten.

Das von Herrn Laschet zitierte 'engmaschige Messstellennetz' kann
gegenwärtig Gefahren aufzeigen, lässt aber keinerlei Aussagen über die
Situation bei Wiederanstieg des Grundwassers zu", so Rudolf Brands (LoB) in
dem Schreiben an Minister Prof. Pinkwart.

Deshalb hält das Aktionsbündnis auch an seinem Appell an den
Ministerpräsidenten fest und fordert:

Die Folgen des Braunkohletagebaus auf die politische Agenda stellen. 

(https://weact.campact.de/petitions/stommelner-appell-folgen-des-braunkohletagebaus-transparent-machen)

Während im Bereich des Steinkohlebergbaus eine Sicherung in Form eines
Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde, existiert ein solcher für das
Rheinische Braunkohlenrevier bisher nicht. Um die Folgekosten für Mensch
und Umwelt nicht auf unsere Kinder und Enkel abzuwälzen - fridays for
future lässt grüßen -, ist es an der Zeit, den Verursacher dafür in die
Pflicht zu nehmen, solange er noch greifbar ist.




Weitere Informationen:

https://lob-stommeln.de/

 * 

Quelle:

Presseinformation, Stommeln 06.05.2019

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"

https://lob-stommeln.de/
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KOHLEALARM/594: Klimakampf und Kohlefront - Bündnis und Protest ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 3. Mai 2019

+++ Ende Gelände stellt RWE ein Ultimatum +++ Sofortiger Kohleausstieg
im Angesicht der Klimakrise +++ Europaweite Mobilisierung für
Massenaktionen des zivilen Ungehorsams +++ 



Essen - Ende Gelände unterstützt die heutigen Klimaproteste gegen die
Hauptversammlung des Konzerns RWE in Essen. Im Angesicht der Klimakrise
fordert das Klimabündnis einen sofortigen Kohleausstieg und kündigt
Massenaktionen des zivilen Ungehorsams vom 19. bis 24. Juni 2019 im
Rheinland an.

"Die Braunkohletagebaue von RWE sind eine der größten CO2 Quellen Europas
und somit einer der Orte, der die Klimakrise verursacht. Ende Gelände
stellt dem Kohlekonzern RWE ein Ultimatum bis zum 19. Juni 2019, um ihre
Kohlekraftwerke abzuschalten und die Tagebaue stillzulegen. Verstreicht
diese Frist aktionslos, werden sich aus ganz Europa tausende
Klimaaktivisten auf den Weg ins Rheinland machen. Mit unseren Körpern
werden wir uns vor die Kohlebagger stellen und die Zerstörung unserer Erde
aufhalten. Wir schauen nicht tatenlos zu, wie Konzerne unsere Zukunft
verfeuern," erklärt Kathrin Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

"Wir haben keine Zeit mehr zu verlieren, wir müssen jetzt handeln.
Ungebremst rasen wir auf eine vier bis sechs Grad heißere Welt zu. In den
Ländern des globalen Südens ist die Klimakrise bereits jetzt grausame
Realität. Die aktuellen Auswirkungen der Klimakrise dort sind tödlich.
Kohlekonzerne wie RWE sind aber nur an kurzfristigen Profiten interessiert.
Deshalb müssen wir Klimaaktivisten Verantwortung übernehmen, mit zivilem
Ungehorsam die Notbremse ziehen und RWE's Braunkohletagebaue stilllegen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 03.05.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/593: Klimakampf und Kohlefront - nicht nur die Kohle ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 2. Mai 2019



RWE-Hauptversammlung in Essen (3. Mai 2019): Breite Proteste vor und in
der Grugahalle

Bonn, Essen - Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass es am Freitag (3. Mai 2019) in
Essen vor und während der Hauptversammlung des Energiekonzerns RWE
zahlreiche Proteste geben wird. Der Dachverband der Kritischen
Aktionärinnen und Aktionäre organisiert neben kritischen Redebeiträgen
auf der Hauptversammlung vormittags von 08.30 Uhr bis 11.00 Uhr eine
Demonstration vor der Grugahalle. Kritisiert werden einerseits die
klima- und gesundheitsschädlichen Auswirkungen der Aktivitäten des
RWE-Konzerns in den Bereichen Kohle- und Atomenergie. Außerdem wird der
Umgang von RWE mit meschenrechtlichen Sorgfaltspflichten wie z.B. bei
Umsiedlungen in Kolumbien und Russland kritisiert. (Mehr dazu unter
[1])

Anti-Atomkraft-Initiativen, die Ärzteorganisation IPPNW und der BBU
fordern zudem vom RWE-Vorstand, die noch laufenden Atomkraftwerke des
Konzerns in Lingen und Gundremmingen sofort stillzulegen. Desweiteren
fordern sie die sofortige Stilllegung der Urananreicherungsanlage
Gronau. RWE verfügt zusammen mit EON ein Drittel der Anteile an deren
Betreiberkonzern Urenco.

Der BBU begrüßt es, dass auch Initiativen der Kampagne Fridays for
Future die Proteste bei der RWE-Hauptversammlung unterstützen. Auf der
Facebookseite der Kampagne heißt es dazu: "Nächsten Freitag findet
anlässlich der RWE Hauptversammlung eine NRW-weite Demonstration in
Essen statt! RWE hält mit der Braunkohleverstromung an einem Konzept
fest, das definitiv nicht zukunftsfähig ist. Deshalb ist es für uns
klar, dass wir Freitag in Essen unsere Stimmen erheben werden, um gegen
die Klimakrise und für die erneuerbaren Energien zu demonstrieren. Kommt
auch ihr vorbei! (Quelle: [2])

Udo Buchholz vom BBU-Vorstand betont "Die gemeinsamen Proteste sind ein
wichtiges Zeichen. Die Kohle- und Atompolitik von RWE und anderen
Energiekonzernen muss gestoppt werden. Die Zukunft gehört den
erneuerbaren Energiequellen."

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.


Anmerkungen:

[1] https://www.kritischeaktionaere.de/kohle-stoppen/irrwege-stoppen-fuer-klimagerechtigkeit-kaempfen

[2] https://www.facebook.com/fridaysforfuture.de/photos/a.2013155225443846/2212496255509741/?type=3&theater

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 02.05.2019

Pressemitteilung Trägerkreis der Ahaus-Demonstration

Rede von Udo Buchholz in Ahaus

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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SPRACHE/997: Zwischen Struktur und Kreativität - Wenn Sprache die eigenen Grenzen überwindet (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 06.05.2019

Zwischen Struktur und Kreativität: Wenn Sprache die eigenen Grenzen
überwindet



Wie entstehen kreative Gedanken und in welchen Kontexten? Wann wird ein
Wortwitz oder eine Redewendung als ästhetisch und interessant empfunden?
Diesen grundlegend menschlichen Fragestellungen geht Prof. Dr. Thomas
Hoffmann, Inhaber des Lehrstuhls für Englische Sprachwissenschaft an der
KU, im Austausch mit weiteren Wissenschaftlern über Fachgrenzen hinweg
nach. Dabei konzentriert er sich auf die Kombination zweier Themen, die
auf den ersten Blick nicht gegensätzlicher wirken könnten: Kreativität und
Grammatik.

"In der Linguistik geht man davon aus, dass der Erwerb der Erstsprache
sehr konservativ und ohne grundlegende Unterschiede zwischen den
Individuen erfolgt. Sprache hat man deshalb bislang eher systematisch
betrachtet", erklärt Hoffmann. Doch diese Perspektive blendet aus, dass
Menschen dennoch über erworbene Sprachmuster hinausgehen und bei Zuhörern
und Lesern einen Effekt erzielen können. Unter welchen Rahmenbedingungen
dieser kreative Umgang speziell mit Strukturen der englischen Grammatik
erfolgt, will Hoffmann im Sinne einer Grundlagenforschung näher
untersuchen.

"Wir wissen, dass Sprache kein geschlossenes oder angeborenes System ist,
sondern kognitive und psychologische Faktoren eine Rolle spielen, so dass
sich Sprachwissenschaft stärker für individuelle Unterschiede öffnen
muss", so Hoffmann. Für die Vernetzung über sein eigenes Fach hinaus kommt
ein von ihm weiterentwickeltes Modell zum Tragen, das Anknüpfungspunkte
jenseits der Sprachwissenschaft bietet. Dieses beschreibt den Erwerb von
Sprache als Prozess, der im Gehirn auch bei anderen kognitiven Aufgaben
abläuft: Wer zum Beispiel erstmals einen Flughafen besucht, kennt beim
nächsten Mal die Abläufe vom Ticketkauf über das Einchecken bis zur
Sicherheitskontrolle - auch wenn sich Details von Ort zu Ort
unterscheiden. Diese Prozesse aus Verallgemeinerungen und Schemata laufen
auch beim Erwerb und Gebrauch von Sprache ab, so dass sich auch
Verbindungen etwa zur Psychologie ergeben.

Wie der bisherige Austausch der Wissenschaftler - unter anderem bei
mehreren Workshops an der KU - zeigt, ist Kreativität auch eine Frage der
Dosis: Sprachliche Variationen müssen noch anbindbar an bekannte
Konstruktionen sein, um nicht als störend empfunden zu werden. Wenn es
aber gelingt, einen kleinen Sprung außerhalb des Bekannten zu vollziehen,
wird dies als Bereicherung empfunden. Wichtig ist dabei auch der Kontext,
in dem eine Neuschöpfung wahrgenommen wird: So gibt es im Englischen die
Redewendung "He is not the sharpest tool in the box" (Er ist nicht das
schärfste Werkzeug im Kasten) als Umschreibung für eine Person, die nicht
ganz schlau erscheint. Auch außerhalb dieser Redewendung wird im
Englischen "sharp" gleichbedeutend für "clever" verwendet. Anders verhält
es sich bei der Formulierung "He is not the shiniest penny in the piggy
bank" (Er ist nicht die schillerndste Münze in der Spardose): Ein
Muttersprachler würde "shiny" nicht als eigenständiges Synonym für
"clever" nutzen. Präsentiert man jedoch Probandinnen und Probanden diesen
Satz im Zusammenhang mit bekannten Redewendungen, wird er als kreativ
empfunden. In psychologischen Experimenten lässt sich dann näher
untersuchen, ob solche Veränderungen tatsächlich von vielen Personen als
Neuheit empfunden werden oder womöglich schon Teil des Sprachgebrauchs
geworden sind.

Material für solche Studien bieten sogenannte Korpus-Daten, die quasi eine
laufend erweiterte Inventur von englischer Sprache darstellen. Dabei
versucht man die authentisch-natürliche Sprache zu erfassen, die
repräsentativ für eine bestimmte Gemeinschaft ist. "Zu Beginn in den
1970er-Jahren erschienen solche Daten in gedruckter Form und bezogen sich
auf geschriebene Sprache mit einem Umfang von etwa einer Million Wörter.
Später ging man dazu über, auch den Sprachgebrauch im Alltag auf Tonband
mitzuschneiden. Und in den vergangenen Jahren hat sich die
Korpus-Linguistik durch den technischen Fortschritt nochmals stark
weiterentwickelt", erklärt Hoffmann. So werden mittlerweile etwa Blogs und
Online-Medien automatisiert untersucht, so dass Web-Korpora mehrere
Milliarden Einträge umfassen. Diese lassen sich komfortabel durchsuchen -
sowohl nach einzelnen Wörtern als auch ganzen Satzkonstruktionen.

Hoffmann selbst ist beteiligt am internationalen Korpus-Projekt "Red Hen
Lab", das die neuen technischen Möglichkeiten nutzt, um zum Beispiel auch
Nachrichtensendungen oder Talkshows auswerten. Dabei wird nicht nur die
Sprache erfasst, sondern auch andere Aspekte von Kommunikation wie zum
Beispiel die Gestik der Sprecher. "Sprache erlaubt uns den Austausch über
sehr komplexe Sachverhalte. Man kann davon ausgehen, dass sich mit der
Möglichkeit der Artikulation auch unser Denken verändert hat und weiterhin
verändert. Insofern bieten solche Untersuchungen Anknüpfungspunkte für
weitere Fragestellungen", betont Hoffmann.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1375: Berlin - Schon vorbei?! Ein disziplinenübergreifender Abend über die Vergänglichkeit, 9.5.19


Technische Universität Berlin

Schon vorbei?! Ein disziplinenübergreifender Abend von UdK und TU Berlin
über die Vergänglichkeit

Vertreter*innen verschiedener Disziplinen treffen beim "Hybrid Talk" am
9.Mai 2019 aufeinander und beleuchten das Thema "Vergänglichkeit" in
kurzen Präsentationen



Vergänglichkeit betrifft Mensch und Technik gleichermaßen. Was heute noch
frisch und neu ist, kann schon kurze Zeit später alt und irrelevant sein.
Je nachdem aus welcher Perspektive Vergänglichkeit betrachtet wird, kann
sie sich auf eine kurze oder lange Zeitspanne beziehen. Auch die Narration
und die Betrachtungsweise auf Vergangenes ändert sich mit der Zeit und ist
selbst damit auch wieder vergänglich. Musik wird anders gehört,
historische Momente unterschiedlich bewertet und manches gerät einfach in
Vergessenheit.

Die Hybrid Plattform lädt zu ihrem nächsten Hybrid Talk herzlich ein. Wie
man sich konstruktiv mit Vergänglichkeit auseinandersetzt, kann man aus
der Perspektive der Technikgeschichte, der Musiktheorie, der
Nachhaltigkeitsforschung und der visuellen Kunst wie auch durch einen
Einblick in die Sammlungen des Museums für Naturkunde erfahren. Nach fünf
kurzen Beiträgen von je zehn Minuten bietet das Format Raum für Austausch
in lockerer Atmosphäre.

Hybrid Talks XXXV "Vergänglichkeit"

Zeit: Donnerstag, 9. Mai 2019, 18 Uhr

Ort: Hybrid Lab, TU Berlin, Villa Bell, Marchstraße 8, 10587 Berlin

Die Veranstaltung ist öffentlich. Eine Anmeldung nicht notwendig.

Mit Vorträgen von:

• "Wie vergänglich ist die Technik?"

Prof. Dr. Wolfgang König, TU Berlin | Technikgeschichte

• "Wiegenlieder und Totentänze - Dieter Schnebels Jowaegerli
(=Tradition IV1)"

Prof. Dr. Ariane Jeßulat, UdK Berlin | Musiktheorie

• "Obsolet. Die gesellschaftliche De/Konstruktion des Entwerteten"

Prof. Dr. Melanie Jaeger-Erben, TU Berlin | Fachgebiet
Transdisziplinäre Nachhaltigkeitsforschung

• "#wemakechange#subjektiv#persönlich#blindspot#vergessen#unsichtbar#care#para#archiv#"

Prof. Mathilde ter Heijne, UdK Berlin | Zeitbezogene Medien und
Performance

• "Unsterblich? Die Sammlungsobjekte des Naturkundemuseums"

Uwe Moldrzyk, Museum für Naturkunde | Leiter des Bereichs
Ausstellungsentwicklung

Die Hybrid Talks finden mittlerweile bereits zum 35. Mal statt. Die
Veranstaltung sieht sich als Medium der Inspiration und Vernetzung und
will bewusst Forschende und Kreative aus unterschiedlichen
wissenschaftlichen und künstlerischen Disziplinen miteinander ins Gespräch
bringen.


Über die Hybrid Plattform

Die Hybrid Plattform ist eine disziplinenübergreifende Projektplattform
auf dem Campus Charlottenburg. In dem Pilotprojekt der Universität der
Künste Berlin und der Technischen Universität Berlin arbeiten
Künstler*innen, Wissenschaftler*innen und Expert*innen über die Grenzen
der einzelnen Disziplinen und Universitäten hinaus gemeinsam an
zukunftsträchtigen Themen und Fragestellungen. Hierbei entstehen
einzigartige Projekte, neue Netzwerke, weitere Plattformen und innovative
Ansätze in Lehre und Forschung.


Weitere Informationen unter:

https://www.hybrid-plattform.org/veranstaltungen/hybrid-talks/detail/veranstaltungsuebersicht/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1374: Stuttgart - Membrane, Book Chop #2 Mittägliche literarische Rezepturen, Businesslunch, 25.05.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Samstag, 25.05.19, 13.00 Uhr

Book Chop #2 Mittägliche literarische Rezepturen

Veranstaltungsreihe: Membrane. African Literatures and Ideas.

Businesslunch



Literatur ist geistige Nahrung, "Food for thought". Sie bringt uns
auf den Geschmack und macht Lust auf mehr. Derart kann Literatur als
Ausgangspunkt und Inspiration für neue Denkweisen dienen und birgt so
die Möglichkeiten von Perspektivwechsel und durchlässigem Denken. Das
Zelebrieren der Literatur endet bei "Membrane" nicht mit der
Mittagspause und so wird im Rahmen der mittäglichen "Book Chops"
Kulinarisches aus einigen der präsentierten Romane auf den Tisch
gebracht. Inspiriert wurden die "Book Chops" durch die literarisch-
kulinarische Reihe "Eat the Book" der nigerianischen Kuratorin Lola
Shoneyin, die dieses Format bei ihrem Ake Book Festival initiiert
hat.

Literature is food for thought. It awakens our tastes and makes us
crave for more. Thus literature can be a starting point and
inspiration for new ways of thought and makes changes in perspective
and permeable thinking possible. Celebrating literature at "Membrane"
doesn't stop at lunch time. Noon-time "Book Chops" will serve
culinary delights from some of the novels presented during the
festival. The "Book Chops" were inspired by the literary and culinary
series "Eat the Book" by Nigerian curator Lola Shoneyin, who
initiated this format at her Ake Book Festival.

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1373: Stuttgart - Membrane, Book Chop #1 Mittägliche literarische Rezepturen, Businesslunch, 24.05.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Freitag, 24.05.19, 13.00 Uhr

Book Chop #1 Mittägliche literarische Rezepturen

Veranstaltungsreihe: Membrane. African Literatures and Ideas.

Businesslunch



Literatur ist geistige Nahrung, "Food for thought". Sie bringt uns
auf den Geschmack und macht Lust auf mehr. Derart kann Literatur als
Ausgangspunkt und Inspiration für neue Denkweisen dienen und birgt so
die Möglichkeiten von Perspektivwechsel und durchlässigem Denken. Das
Zelebrieren der Literatur endet bei "Membrane" nicht mit der
Mittagspause und so wird im Rahmen der mittäglichen "Book Chops"
Kulinarisches aus einigen der präsentierten Romane auf den Tisch
gebracht. Inspiriert wurden die "Book Chops" durch die
literarisch-kulinarische Reihe "Eat the Book" der nigerianischen
Kuratorin Lola Shoneyin, die dieses Format bei ihrem Ake Book
Festival initiiert hat.

Literature is food for thought. It awakens our tastes and makes us
crave for more. Thus literature can be a starting point and
inspiration for new ways of thought and makes changes in perspective
and permeable thinking possible. Celebrating literature at "Membrane"
doesn't stop at lunch time. Noon-time "Book Chops" will serve
culinary delights from some of the novels presented during the
festival. The "Book Chops" were inspired by the literary and culinary
series "Eat the Book" by Nigerian curator Lola Shoneyin, who
initiated this format at her Ake Book Festival.

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1372: Stuttgart - Membrane, Von Berlin nach Dschang, ein Gespräch in Bildern von P. Bulling, J. Miagotar, 23.05.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Donnerstag, 23.05.19, 17.00 Uhr 

Von Berlin nach Dschang: ein Gespräch in Bildern von Paula Bulling
und Japhet Miagotar

Veranstaltungsreihe: Membrane. African Literatures and Ideas.

Vernissage

Einführung: Chief Nyamweya



Drei Monate lang haben Paula Bulling, Comiczeichnerin und Autorin aus
Berlin, und Japhet Miagotar, Comiczeichner und Dozent aus Dschang,
Kamerun, einen Briefwechsel in Bildern geführt - über das Leben in
Berlin und Dschang, über ihre Kindheit, über Alltag und Politik.
Unterschiedliche Lebenskontexte begegnen sich dabei ebenso wie
unterschiedliche Formen zu zeichnen: von Hand oder am Computer, von
realistischen und von extrem stilisierten Formen ausgehend. Miagotars
Figurtyp des SVA (simplification - variation - animation), den er
anhand von traditionellen afrikanischen Skulpturen entwickelt hat,
ermöglicht dabei eine Annäherung an "Afrika", die gleichzeitig dessen
Konstruktion sichtbar macht.

For three months Paula Bulling, graphic artist, Berlin, and Japhet
Miagotar, graphic artist and lecturer, Dschang, have exchanged images
and ideas about life in Berlin and Dschang, about childhood, the
everyday and politics. Different ways of life met as much as
different ways of drawing: by hand or on the computer, in a realist
or a highly stylized way. The SVA (simplification - variation -
animation) figure developed by Miagotar derives from his reflections
on traditional African sculpture. It permits the viewer to approach
"Africa" while making its construction transparent.

Mit einer konsekutiven Übersetzung Französisch-Deutsch. A consecutive
French-German translation will be provided

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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BUCHBESPRECHUNG/170: Frederik Weiner, Die Sprache der Rechten (Sachbuch) (Klaus Ludwig Helf)


Frederik Weinert

Die Sprache der Rechten. Wie wir täglich manipuliert werden

Klaus Ludwig Helf, Mai 2019



Die "Flüchtlingskrise 2015" habe Europa verändert und Ende 2015 ihren
medialen Höhepunkt in der Silvesternacht von Köln erreicht. Die
Gesellschaft sowohl in Österreich als auch vor allem in Deutschland
sei deshalb tief gespalten - so Frederik Weinert in seinem neuen Band.
Die "politische Rechte" habe einen starken Auftrieb erhalten, ebenso
Rassismus, Antisemitismus und Nationalismus. Weinert will mit seinem
Buch Aufklärungsarbeit leisten und Instrumente vorstellen, mit denen
man sich in die "rechte" Gedankenwelt einfühlen könne. Das Buch sei
eine Möglichkeit, für die deutsche Vergangenheitsbewältigung einen
Debatten-Anstoß zu geben. Weinert geht davon aus, dass sprachliche
Diskriminierung Gewalt erzeuge. Ihm geht es darum, den Rassismus im
eigenen Sprachgebrauch aufzudecken und als präventives Moment
einzusetzen:

Das Lesen dieses Buches ist eine Möglichkeit, die eigenen Sinne zu
 schärfen. Beim Schreiben dieses Buches habe ich gemerkt, wie viele
 rassistische Klischees mir selbst bekannt sind. Sind wir alle -
 bewusst oder unbewusst - Teil eines diskriminierenden Systems ...
 (S.3) 



Weinert versucht in bildhaften Worten zu zeigen, welche Macht unsere
Sprache hat: "Die Rechtspopulisten brechen ganz bewusst sprachliche
Tabus - und punkten damit nicht nur bei den Flüchtlingsgegnern." (S.4)

Frederik Weinert studierte Medien- und Kommunikationswissenschaften,
Journalistik und Germanistik an der Universität Passau und promovierte
über Hitler-/Nazi-Vergleiche und Medienskandale; er arbeitet als
freier Journalist und Publizist und Kommunikationsberater.

Nach der Einleitung folgen sieben Kapitel und ein umfänglicher
Anmerkungsapparat, der die im Buch verwendeten Aussagen und Quellen
belegt. Die demokratische Zivilgesellschaft stehe vor großen
Herausforderungen, da es die "Rechten" wortmächtig und wirkungsvoll
verstünden, auf der Klaviatur der Populärkultur und der digitalen
Medien zu spielen. Frederik Weinert dokumentiert und analysiert
kompetent und ausführlich anhand zahlloser Beispiele die Mechanismen,
die die rechten Kräfte nutzen, um Politik zu beeinflussen. Sie seien
deshalb so erfolgreich, indem sie in den sozialen Medien auf
unterhaltsame Weise ihre Ideologie verpackt darböten und geschickt und
gezielt Empörungswellen von unzufriedenen Bürgern auslösten, die das
Gefühl vermittelten, dass die große Politik nicht verstehe, was der
"kleine Mann" heute brauche. Diese Empörung machten sich die "Rechten"
zunutze:

Die sozialen Medien sind Popkultur und politisches Instrument
 zugleich. Egal ob Katzenvideos, Horror Clowns oder brutale Hetze
 gegen Minderheiten - alles, was effektvoll inszeniert ist, klickt
 sich in die Herzen der User. (S. 2) 



Viele Menschen seien als Medien-Voyeure unterwegs und würden das auch
genießen. Für leichtgläubige Gemüter sei das Internet ein wahrer Segen
und so entstehe oft kritiklos und unterschwellig eine
Social-Media-Realität, die rasch als User-Realität weitererzählt
werde:

Es ist in der heutigen Zeit eben nicht einfach, die richtigen
 Inhalte zu filtern. Fake-News lauern überall. Den richtigen Riecher
 für die Wahrheit zu haben, ist so anspruchsvoll wie eine olympische
 Disziplin. Wer lange durchhält, trägt die Fackel bis ins Ziel."
 (S.20) 



Frederik Weinert hat in mühevoller Kleinarbeit die sprachlichen
Instrumente und Strategien der Rechten beispielhaft und systematisch
zusammengetragen und kritisch analysiert: "Die Sprache der Rechten ist
provokant, oftmals politisch unkorrekt und ein sozialer
Abnabelungsprozess" (S.303). Er warnt davor, "rechtes Gedankengut" und
gezielt provozierte Empörungswellen zu skandalisieren und zu ächten
und sie damit hoffähig zu machen, vielmehr wirbt er für eine
schonungslose und kritische Streitkultur im Dialog mit
Andersdenkenden. Doch wie soll dieser Spagat funktionieren? Nach über
300 Seiten bleibt man etwas ratlos zurück und fragt nach konkreten und
wirksamen Möglichkeiten der Gegenwehr und vor allem der Prävention.
Der vom Autor versprochene Instrumentenkasten bleibt leer.

Frederik Weinert

Die Sprache der Rechten.

Wie wir täglich manipuliert werden.

Tectum Verlag, Baden-Baden 2018

328 Seiten

17,95 Euro

 * 

Quelle:

© 2019 by Klaus Ludwig Helf

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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SÜDAMERIKA/062: Brasilien - Die Regierung muss die indigene Bevölkerung vor illegaler Landnahme schützen


Amnesty International - Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Brasilien: 

Die Regierung muss die indigene Bevölkerung vor illegaler Landnahme
schützen und die weitere Abholzung der Amazonasgebiete verhindern



Illegale Landnahme und Abholzung in indigenen Gebieten im
brasilianischen Amazonasgebiet nehmen zu. Aktuelle Kürzungen bei der
staatlichen Überwachung verschärfen den Konflikt zwischen der indigenen
Bevölkerung und bewaffneten Personen, die unbefugt in die indigenen Gebiete
eindringen.

BERLIN, 07.05.2019 - In Brasiliens Amazonasregion drohen gewalttätige
Zusammenstöße, sollte die Regierung das Land indigener Völker nicht vor der
zunehmenden illegalen Landnahme und Abholzung durch bewaffnete Personen,
die unbefugt in die indigenen Gebiete eindringen, schützen, warnte Amnesty
International heute. Amnesty International untersuchte kürzlich drei
indigene Gebiete im Norden Brasiliens, in denen unbefugte Personen in die
Gebiete eindrangen, das Land beschlagnahmten und damit begannen, die Bäume
abzuholzen. Indigene Sprecherinnen und Sprecher berichteten von
Morddrohungen, die sie wegen der Verteidigung ihres Landes erhalten haben.
Außerdem befürchten sie, dass es in der Trockenzeit (Mai/Juni bis
Oktober/November) zu neuen Vorfällen kommen könnte, da die Rodung und
Brandrodung dann durch den leichteren Zugang zum Wald vereinfacht würde.

"Wir befürchten, dass es zu gewalttätigen Zusammenstößen zwischen indigenen
Gemeinschaften und den Personen, die unbefugt in ihr Land eindringen,
kommen wird. Die Regierung muss indigene Gemeinschaften schützen, die ihr
Land verteidigen", sagt Dr. Julia Duchrow, Leiterin der Abteilung Politik
und Activism bei Amnesty International in Deutschland. "Die indigene
Bevölkerung in den Amazonasgebieten kämpft an vorderster Front für den
Schutz der wertvollsten Wälder der Welt. Um eine weitere Abholzung der
Amazonasgebiete zu verhindern, ist der Schutz ihrer Menschenrechte
essenziell. Wir fordern die internationale Gemeinschaft dazu auf, die
Situation in Brasilien sorgfältig im Auge zu behalten. Die Bundesregierung
sollte den Druck auf die brasilianische Regierung erhöhen, so dass sich der
Schutz der indigenen Bevölkerung im Amazonas wieder verbessert."

Im April 2019 befragte Amnesty International 23 Indigene aus drei Gebieten
im Norden Brasiliens - Karipuna und Uru-Eu-Wau-Wau im Bundesstaat Rondônia
sowie Arara im Bundesstaat Pará. Außerdem sprach Amnesty International mit
verschiedenen Personen, die über Eingriffe in indigenen Gebieten gut
informiert sind, darunter Regierungsvertreter, Staatsanwälte und Angehörige
von Nichtregierungsorganisationen. Angehörigen von
Nichtregierungsorganisationen und Behörden zufolge handelt es sich bei den
unbefugt eindringenden Personen häufig um einheimische Personen, die von
örtlichen Landwirten und Politikern ermutigt und unterstützt werden,
Grundstücke zu besetzen und das Holz zu verkaufen.

Die Indigenensprecher von allen drei Orten prangerten wiederholt die
jüngsten illegalen Landnahmen und Abholzungen bei Regierungsbehörden an.
Darauf haben die Regierungsbehörden bislang kaum reagiert, die illegalen
Landnahmen und Abholzungen wurden fortgesetzt.

Kürzungen bei der staatlichen Überwachung verschärfen das
Konfliktrisiko 

Die indigene Bevölkerung zeigte sich enttäuscht, dass nur wenige Personen,
die unbefugt in die indigenen Gebiete eingedrungen waren, zur Rechenschaft
gezogen werden. Fachleute betonten, wie wichtig es sei, gegen jene Personen
zu ermitteln, die die illegalen Landnahmen und Abholzungen unterstützen und
finanzieren. Nach Amnesty-Recherchen wurden die Überwachungsmaßnahmen in
den vergangenen Monaten wegen Budgetbeschränkungen reduziert.

"Die Reaktion der Regierung auf diese illegalen Landnahmen und Abholzungen
ist nach wie vor unzureichend. Besorgniserregend ist dabei, dass die Rolle
der Behörde zum Schutz von Indigenen (FUNAI) in den letzten Monaten durch
die Regierung von Bolsonaro strukturell geschwächt wurde. Sogar die
brasilianische Generalstaatsanwaltschaft hat in mindestens vier Briefen an
das zuständige Ministerium seit Januar diesen Jahres deutlich gemacht, dass
sich die Sicherheitslage in den Gebieten der Karipuna und der Uru-Eu-Wau-
Wau deutlich verschlechtert hat und forderte kurzfristigen Schutz durch
nationale Sicherheitsbehörden und ein langfristiges Schutzkonzept für die
Gebiete von der eigenen Regierung", erklärte Dr. Julia Duchrow.

Abholzung in indigenen Gebieten nimmt zu

Illegale Landnahmen und Abholzungen sind in der Regenzeit (Oktober/November
bis Mai/Juni) meist seltener als in der Trockenzeit (Mai/Juni bis
Oktober/November). Die Nichtregierungsorganisation Imazon hat den Verlust
von 110 Quadratkilometern Wald in indigenen Gebieten des Amazonas in den
ersten drei Monaten dieses Jahres gemeldet. Dies bedeutet eine Zunahme von
82 % gegenüber dem Vergleichszeitraum 2018. Studien zeigen, dass die
Demarkation indigener Gebiete Schutz vor Entwaldung bieten kann. Der Erhalt
der Primärwälder ist ein entscheidender Faktor im Kampf gegen den
Klimawandel, denn wenn Wälder gerodet oder brandgerodet werden, wird
gespeicherter Kohlenstoff hauptsächlich als Kohlendioxid in die Atmosphäre
abgegeben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ASIEN/798: Amnestie für Reuters-Reporter in Burma 


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Amnestie für Reuters-Reporter in Burma: 

Freilassung bedeutet weder Gerechtigkeit, noch Pressefreiheit



Im Rahmen einer präsidialen Amnestie sind heute Morgen die beiden
Reuters-Journalisten Wa Lone und Kyaw Soe Oo aus der Haft entlassen
worden. Sie sollten wegen ihrer Recherchen zu einem Massaker an
Rohingya für sieben Jahre ins Gefängnis. Um die Pressefreiheit in
Burma steht es indes schlecht: Kritische Berichterstattung macht
Journalisten weiter zur Zielscheibe. Angesichts des wachsenden Drucks
von Militärs, einflussreichen Unternehmen und Politikern greift
Selbstzensur um sich.

Im Rahmen einer präsidialen Amnestie für über 6.000 Gefangene sind
heute Morgen die beiden Reuters-Journalisten Wa Lone und Kyaw Soe Oo
aus der Haft entlassen worden. Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) begrüßt die Freilassung der Reporter, die wegen ihrer
Recherchen zu einem Massaker an Rohingya zu sieben Jahren Gefängnis
verurteilt worden waren.

"In die Freude über ihre Freilassung mischt sich allerdings die Sorge
um Zustand der Pressefreiheit in Burma. Die beiden Journalisten haben
nämlich keine wirkliche Gerechtigkeit erfahren: Kritische
Berichterstattung über die Verfolgung muslimischer Rohingya oder das
einflussreiche Militär macht Journalisten weiter zur Zielscheibe",
erklärte GfbV-Direktor Ulrich Delius am Dienstag in Göttingen.

Die GfbV hatte seinerzeit kritisiert, dass Wa Lone und Kyaw Soe Oo
auf Grundlage eines alten Kolonialgesetzes gegen Geheimnisverrat
verurteilt wurden. Auch das Berufungsverfahren hätte keine
Gerechtigkeit gebracht. Friedensnobelpreisträgerin und Staatsrätin
Aung San Suu Kyi hatte das skandalöse Urteil sogar öffentlich
gerechtfertigt.

"Journalisten in Burma beklagen schon länger mangelnden Zugang zu
Krisenregionen wie dem Nördlichen Rakhine-Staat oder dem
Kachin-Staat", ergänzt Delius. "Militärs oder buddhistische
Nationalisten erstatten regelmäßig Anzeigen gegen kritische
Journalisten, um sie einzuschüchtern. Es kommt auch zu tätlichen
Angriffen." So wurden im Februar 2019 zwei Reporter des Myitkyina
News Journal im Kachin-Staat von Mitarbeitern eines Bergbau-
Unternehmens tätlich angegriffen und festgesetzt, weil sich die Firma
über deren kritische Berichterstattung geärgert hatte. Angesichts des
wachsenden Drucks von Militärs, einflussreichen Unternehmen und
Politikern greife Selbstzensur um sich.

Die beiden befreiten Journalisten waren erst kürzlich für ihre
Recherchen von der Weltkulturorganisation UNESCO mit einem Preis für
Pressefreiheit ausgezeichnet worden. Den Pulitzer-Preis hatten sie im
April erhalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AUSSTELLUNG/373: Neuruppin - "Warum eigentlich Fontane?", 11.5.-6.6.2019


Fachhochschule Potsdam

Eröffnung der FHP-Ausstellung "Warum eigentlich Fontane?"



Die Ergebnisse eines interdisziplinären Lehrprojekts zur Visualisierung
und Vermittlung von Literatur an der Fachhochschule Potsdam werden im
Rahmen des Themenjahres fontane.200/Spuren - Kulturland Brandenburg 2019
sowohl in der Fontanestadt Neuruppin als auch im Haus der
Brandenburgisch-Preußischen Geschichte in Potsdam ausgestellt.
Ausstellungseröffnung ist am 11. Mai um 14 Uhr in der Fontanestadt
Neuruppin. Der Eintritt ist frei.

Welche Jubiläen sind in unserer modernen Gesellschaft noch von Relevanz?
Kultur- und Gestaltungsarbeit hat es häufig mit Daten und Jahrestag zu
tun. Die Geburtstage bedeutender Persönlichkeiten gehören mit zu den
beliebtesten Gründen für eine Rückschau. Doch heute zeigt sich immer
öfter, dass solche Feiern an der jüngeren Generation unbeachtet
vorüberziehen. Was also anfangen mit Theodor Fontane anlässlich seines
200. Geburtstags?

In einem interdisziplinär angelegten Projekt des forschenden Lernens sind
der Studiengang Kulturarbeit und der Fachbereich Design über zwei Semester
der Frage nachgegangen, was die Generation der heute Studierenden an dem
Autor Fontane interessieren könnte, was sie an ihm relevant finden und
warum es sich lohnen könnte, ihn zu lesen. Als Resultat haben die
Studierenden zum Fontanejahr 2019 eigene Ansätze für seine Vermittlung
entwickelt. Die Projekte stellen unterschiedliche Fragen an das Werk des
Autors in drei Schwerpunkten: Wie haben sich das LESEN und die Bedürfnisse
junger Leser*innen verändert und welche Formate können diesen gerecht
werden? Wie werden die Rollenbilder und zwischenmenschlichen BEZIEHUNGEN
bei Fontane verhandelt und wo werden Kontinuitäten bis in die heutige Zeit
sichtbar? Welche Bedeutung hat HEIMAT bei Fontane?

Angeleitet wurde das Projekt von FHP-Professor*innen aus den Gebieten
Kulturvermittlung, Fotographie, Redaktionelle Gestaltung und
Informationsvisualisierung, die gemeinsam neue Wege in der forschenden
Lehre beschreiten:

• Prof. Nicola Lepp, Kultur und Vermittlung

• Prof. Franziska Morlok, Redaktionelle Gestaltung

• Michael Annoff, Kultur und Vermittlung

• Prof. Wiebke Loeper, Fotografie

• Prof. Marian Dörk, Informationsvisualisierung

Die entstandenen Arbeiten werden ab 11. Mai in der Fontanestadt Neuruppin
präsentiert. Ab dem 11. Juli wird die Ausstellung im Haus der
Brandenburgisch-Preußischen Geschichte in Potsdam zu sehen sein.

Was: Ausstellung

Wann: 11. Mai bis 6. Juli

Wo: Der Kiosk, Ecke Schinkelstraße / Karl-Marx-Straße, 16816 Neuruppin

Eröffnung am 11. Mai um 14 Uhr

Weitere Öffnungszeiten: Mi, Do, Fr, Sa 12:00 bis 18:00

www.fontanestadt.de

Der Eintritt ist frei.

Die Ausstellung wird gefördert von Kulturland Brandenburg im Rahmen von
Fontane 200./Spuren und dem Fonds für Forschung und Entwicklung der FH
Potsdam.

Kulturland Brandenburg 2019 wird gefördert durch das Ministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kultur sowie das Ministerium für Infrastruktur
und Landesplanung des Landes Brandenburg.

Die Ausstellung wird in der Fontanestadt Neuruppin im Rahmen von
fontane.200/Neuruppin finanziell unterstützt von der Fontanestadt
Neuruppin sowie den Exklusivsponsoren Stadtwerke Neuruppin GmbH und der
Neuruppiner Wohnungsbaugesellschaft mbH.

Wir danken dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur des
Landes Brandenburg, dem Landkreis Ostprignitz-Ruppin, der Sparkasse
Ostprignitz-Ruppin sowie unserem Mobilitätspartner DB Regio Nordost und
unserem Medienpartner rbb für die Unterstützung.


Weitere Informationen unter:

https://www.fh-potsdam.de/informieren/aktuelles/news-detailansicht/artikel/eroeffnung-der-fhp-ausstellung-warum-eigentlich-fontane-in-neuruppin/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution144

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule Potsdam, 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/6410: Kiel - Arthur Isarin "Blasse Helden", 23.05.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

23.05.2019, 20:00h

Lesung Arthur Isarin

Arthur Isarin (Pseudonym für Norris von Schirach) liest aus seinem
Debütroman "Blasse Helden"



In seinem Debütroman "Blasse Helden" stellt der Autor seine
hervorragenden Kenntnisse über die Geschichte Russlands unter Beweis.
Der gebürtige Münchener, der selbst von 1993 bis 2003 in Moskau
lebte, lässt seine persönlichen Erfahrungen aus der chaotischen 
post-sowjetischen Zeit der 90er Jahre in der Geschichte seines
Protagonisten Anton wieder aufleben. Der junge Deutsche zieht
ausgerechnet nach Moskau, um dort jene Schwerelosigkeit und Freiheit
zu finden, die er im Westen vermisst. In einer Welt der Veränderung,
in der es wenig Regeln gibt und in der jeder erst seinen Platz finden
muss, genießt Anton sein Leben zwischen Geld, Frauen und den neuen
Eliten des Landes - bis Putin die Szene betritt.

Isarin präsentiert einen spannenden Roman aus der Zeit, in der Geld
die Lücken füllte, die zerschlagene Ideologien des Sozialismus
hinterlassen haben.

Eintritt: 8,- / 5,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6409: Hamburg - Alina Bronsky, »Der Zopf meiner Großmutter«, 21.05.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Mai 2019

Dienstag, 21.5.2019, 19.30 Uhr

Alina Bronsky

liest aus ihrem neuen Roman »Der Zopf meiner Großmutter«

Moderation: Julia Schröder



Wie in ihren bisherigen Werken stellt Alina Bronsky in ihrem neuen
Roman »Der Zopf meiner Großmutter« (Kiepenheuer & Witsch) ihrer
Leserschaft eine besondere Frauenfigur vor: Unter Vortäuschung einer
jüdischen Verwandtschaft bringt die titelgebende Großmutter ihre
Familie als Kontingentflüchtlinge nach Deutschland, um vordergründig
die vermeintlichen Krankheiten ihres Enkels behandeln zu lassen,
jedoch nebenbei auch »Zutritt zu den Privilegien des goldenen Westens«
zu erlangen. Die sich bald einstellende Enttäuschung bringt sie
allerdings dazu, sich kontinuierlich über alles und jeden zu
echauffieren, was vor allem ihr fünfjähriger Enkel Max ertragen muss.
Doch als sich der Großvater in eine andere Frau verliebt, entgleitet
der eigenwilligen Protagonistin die Kontrolle. In rasantem Stil
schlägt die Autorin mit dieser ungewöhnlichen Familiengeschichte
Brücken zwischen Generationen und Kulturen.

Alina Bronsky, 1978 in Jekaterinburg geboren, lebt seit Anfang der
90er-Jahre in Deutschland. Ihr literarisches Debüt »Scherbenpark«
erschien 2008 und etablierte sich schnell als Schullektüre. Bronsky
nahm am Wettbewerb um den Ingeborg-Bachmann-Preis teil und ließ
weitere Romane, mehrere Jugendbücher und ein Sachbuch zur Mutterrolle
folgen. Ihr letztes belletristisches Werk »Baba Dunjas letzte Liebe«
war 2015 für den Preis der Leipziger Buchmesse nominiert.

Kulturpartner NDR Kultur, Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8632: Und morgen, den 08. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.05.2019 bis zum 09.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8632 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wolkenfelder

regendicht,

Jean, den Melder,

stört das nicht.
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PARTEIEN/379: Brexit - das Ringen um Einfluß und Zukunft ... (SB)


Brexit - das Ringen um Einfluß und Zukunft ...



Im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland nimmt das
politische Chaos um den geplanten Austritt aus der EU nicht ab,
sondern zu. Allein mittels reiner Hartnäckigkeit hält sich
Premierministerin Theresa May im Amt, denn die Unterstützung der
Wähler, der konservativen Hinterbänkler im Unterhaus, der nordirischen
Democratic Unionist Party (DUP), die dort seit 2017 den Tories zur
Mehrheit verhilft, sogar des eigenen Kabinetts hat sie längst
verloren. Nur weil May bereits im vergangenen Dezember ein
Mißtrauensvotum der konservativen Parlamentsfraktion überstanden hat
und nach den Statuten der Tories eine zweite Abstimmung erst nach
weiteren zwölf Monaten abgehalten werden darf, bleibt sie im Number 10
Downing Street und bekleidet das Amt der britischen Premierministerin.

Wie tief die Autorität Mays inzwischen gesunken ist, zeigt die
Huawei-Affäre um Ex-Verteidigungsminister Gavin Williamson. Wie viele
Verbündete der USA steht die Regierung in London unter massivem Druck
seitens Washingtons, den chinesischen Technologiekonzern nicht am
Aufbau des einheimischen 5G-Mobilfunknetzwerks zu beteiligen - aus
"Sicherheitgründen", versteht sich. Vor einiger Zeit hat GCHQ, das
britische Pendant zur amerikanischen NSA, die fraglichen
Huawei-Produkte unter die Lupe genommen und nach eingehender
Überprüfung die Bedenken der Amerikaner hinsichtlich irgendwelcher
"Hintertüren" für unbegründet erklärt. Am 23. April traf sich das
britische Sicherheitskabinett hinter verschlossenen Türen, um die
Entscheidung über die Auftragsvergabe zu fällen. Am Ende der
Beratungen waren fünf Minister für eine Beteiligung von Huawei und
fünf dagegen. Die entscheidende Stimme fiel May zu. Mit dem Votum für
Huawei löste die Premierministerin die Patt-Situation auf. Wegen der
außenpolitischen Brisanz der Angelegenheit sollte das Ergebnis der
Beratungen erst in einigen Wochen bekanntgegeben werden.

Statt dessen erschien gleich am darauffolgenden Tag beim Daily
Telegraph, Hauspostille der britischen Generalität, ein detaillierter
Bericht über Verlauf und Ausgang der Diskussion. Wegen des
ungeheuerlichen Vertrauensbruchs hat May sofort eine interne
Untersuchung angeordnet. Als mögliche Quelle des beispiellosen Lecks
aus dem Herzen des britischen Regierungsapparats galten zunächst die
fünf Gegner der Huawei-Beteiligung - Außenminister Jeremy Hunt,
Innenminister Sajid Javid, Verteidigungsminister Gavin Williamson,
Entwicklungsministerin Penny Mordaunt und Handelsminister Liam Fox -
allesamt Brexit-Befürworter. Nach rund einer Woche stand die Identität
des Informanten fest. Nach Überprüfung des Telefon- und
E-Mail-Verkehrs aller Mitglieder des Sicherheitskabinetts stand fest,
Williamson hatte unmittelbar nach der Sitzung elf Minuten lang mit dem
Telegraph-Journalisten Steven Swinford, dem Autor des
Enthüllungsartikels, fernmündlich gesprochen.

Am 1. Mai sah sich May gezwungen, Williamson, der sich weigerte,
freiwillig zurückzutreten, zu feuern. Zur Begründung hieß es in dem
Brief der Premierministerin an den 42jährigen ehrgeizigen Shooting
Star der Tories, die Beweise gegen ihn seien "zwingend", sie habe das
Vertrauen in ihn verloren. Der ganze Vorgang hat seitdem nur noch
weiter an Einmaligkeit gewonnen, denn Williamson spielt sich als Opfer
einer Palastintrige auf, beteuert seine Unschuld "beim Leben meiner
Kinder" und verlangt nach einer kriminologischen Untersuchung des
Vorfalls durch die Polizei mit der Behauptung, nur dadurch könne seine
Ehre wiederhergestellt werden. Die beispiellose Dreistigkeit von
Williamson erklärt sich dadurch, daß er nicht nur ein führender
Brexiteer, sondern auch ein profilierter Verfechter eines neuen
globalen Imperialismus Großbritanniens an der Seite der USA ist. Als
Verteidigungsminister hat Williamson in den letzten eineinhalb Jahren
gezielt und offen die Führung Rußlands schwer beleidigt und die
Volksrepublik China mit Krieg bedroht. Damit dürfte er bei der
neokonservativen Kamarilla der Regierung von US-Präsident Donald Trump
um Außenminister Mike Pompeo und den Nationalen Sicherheitsberater
John Bolton Punkte gemacht haben und meint deshalb, sich seine
verräterische Konfrontationshaltung gegenüber der glücklosen May
politisch leisten zu können.

Überschattet vom Streit um die verlorene Vertraulichkeit des
Sicherheitskabinetts fanden am 2. Mai in England und Nordirland
Kommunalwahlen statt. Wie nicht anders zu erwarten haben die
Konservativen ein Wahldebakel erlebt. Sie haben von zuvor 5521 Sitzen
1330 sowie die mehrheitliche Kontrolle über 44 Kommunen verloren.
Größte Profiteure des schlechten Abschneidens der Tories waren die
oppositionellen Liberaldemokraten, welche die Zahl ihrer Sitze von 704
auf 1351 fast verdoppeln konnten. Die Sozialdemokraten, welche im
Unterhaus nach den Tories die zweitstärkste Fraktion stellen - 232 zu
330 Abgeordnete - und ähnlich ihrem großen Rivalen in der Brexit-Frage
völlig zerstritten sind, haben dagegen Federn lassen müssen. Statt
erwarteter Sitzgewinne ist die Zahl ihrer Kommunalmandate von 2278 auf
2021 leicht gesunken.

Vor diesem Hintergrund ging May am 7. Mai geschwächt in die
Verhandlungen mit der Labour-Führung über einen Ausweg aus der
Brexit-Krise. Anfang April hatten die anderen 27 EU-Staaten das
Austrittsdatum für das Vereinigte Königreich auf den 31. Oktober
verschoben, um London mehr Zeit für eine akzeptable Lösung zu geben.
In den Wochen davor war May im Parlament mit jenem Austrittsabkommen,
das sie in den letzten zweieinhalb Jahren mit Brüssel ausgehandelt
hatte, dreimal gescheitert. Doch auch keiner der zahlreichen
Alternativvorschläge fand bei dem langwierigen Debattenmarathon eine
Mehrheit. Folglich diskutieren nun May, Labour-Chef Jeremy Corbyn und
ihre engsten Berater über einen Plan, dem Unterhaus in den nächsten
Wochen das Austrittsabkommen, ergänzt um neue Paragraphen zur
Beibehaltung bisheriger EU-Standards in Sachen Arbeitnehmerrechte und
Umweltschutz, erneut vorzulegen. Des weiteren sieht die Vereinbarung
den Verbleib des Vereinigten Königreichs in der Zollunion mit der EU
bis mindestens 2022 vor, wenn in Großbritannien wieder
Parlamentswahlen fällig sind.

Der Plan, wie gut gemeint auch immer, ist aus vielen Gründen sehr
riskant. Durch besagte Ergänzungen soll eine Mehrheit der
Labour-Abgeordneten dazu bewogen werden, für das Austrittsabkommen zu
stimmen. Doch mehr als hundert von ihnen haben bereits erklärt, nur
dann für den Deal Mays mit der EU votieren zu wollen, wenn das
Vertragswerk auch dem Volk zur Abstimmung vorgelegt wird. Viele
Abgeordnete der Liberaldemokraten, der Scottish Nationalist Party
(SNP) sowie der britischen Grünen haben sich der Forderung nach einem
People's Vote, quasi einem erneuten EU-Austrittsreferendum,
angeschlossen. Des weiteren muß die Labour-Führung befürchten, die
Katze im Sack zu kaufen. Bei den Konservativen werden die Messer
gewetzt. Mays Tage als Partei- und Premierministerin sind gezählt. Von
daher gibt es keine Garantie, daß sich ihr Nachfolger bzw. ihre
Nachfolgerin an die Abmachung halten wird. John McDonnell,
Finanzsprecher der Sozialdemokraten und Labour-Vizechef, hat bereits
auf die Möglichkeit hingewiesen, daß nach der voraussichtlich baldigen
Ablösung Mays durch einen oder eine der harten Brexiteers bisherige
Zusagen in Sachen EU-Austritt für ungültig erklärt werden könnten.

Ein solches Szenario droht nicht nur der Labour-Führung, sondern auch
der EU und deren Brexit-Unterhändler in Brüssel. Wegen der
Fristverlängerung für den Austritt sieht sich das Vereinigte
Königreich gezwungen, am 23. Mai an den Wahlen zum EU-Parlament
teilzunehmen. Daß der Urnengang stattfindet, gab am 7. Mai Mays
Stellvertreter David Lidington offiziell bekannt. Aktuellen Umfragen
zufolge dürfte die neue EU-feindliche Brexit-Partei von Nigel Farage -
einst bei UKIP - mit 30 Prozent der Stimmen den ersten Platz erringen.
Labour käme mit 21 Prozent auf den zweiten Platz, die Tories landeten
weit abgeschlagen mit 13 Prozent auf dem dritten vor den Libdems mit
zehn Prozent und den Grünen mit neun. Angesichts solcher Unbeliebtheit
sind die Chancen Mays, genügend Abgeordnete der eigenen Partei für
einen Kompromiß mit den Sozialdemokraten zusammenzubekommen, damit das
Austrittsabkommen im Unterhaus verabschiedet werden kann, gering bis
nicht existent. Von daher sind es nur noch wenige Tage oder Wochen,
bis May von der eigenen Partei fallengelassen wird. Man darf gespannt
sein, wie dann einer der vielen Besserwisser aus dem Lager der
Brexiteers wie Gavin Williamson oder Boris Johnson mit der
komplizierten Situation fertig wird.

7. Mai 2019
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FUNDSTÄTTEN/130: Göbekli Tepe - Ein Festgelage vor 10.000 Jahren (idw)


Deutsches Archäologisches Institut - 07.05.2019

Ein Festgelage vor 10.000 Jahren

Forschungen des Deutschen Archäologischen Instituts liefern neue
Erkenntnisse zur Nahrungsproduktion frühneolithischer Jäger und Sammler am
Göbekli Tepe, Türkei



Bekannt vor allem durch seine Monumentalarchitektur hat der Göbekli Tepe
wesentliche neue Einblicke in die Verwirklichung gemeinschaftlicher
Großprojekte von Jägern und Sammlern vor etwa 12- bis 10.000 Jahren
gewährt. Die gewaltigen Steinmonumente dienten vermutlich als wichtige
Versammlungsplätze für Rituale, Kommunikation und Austausch und sind eng
mit dem Konzept von "work feasts" (Arbeitsfeste) verknüpft. Aktuell gehen
die Forscher davon aus, dass große Feste vor Ort ausgerichtet wurden, um
die notwendigen Arbeitskräfte zu rekrutieren. Bisher beruhte der Nachweis
für die Versorgung dieser Feste vor allem auf umfangreichem
archäozoologischen Material: den oft zerbrochenen und verbrannten Knochen
von Jagdwild, insbesondere Auerochsen und Gazellen.

Eine kürzlich im Rahmen des DFG-finanzierten Göbekli Tepe-Projekts des
Deutschen Archäologischen Instituts abgeschlossene Studie (unter
Mitwirkung der FU Berlin) konnte mit mehr als 7.000 Reibsteinen, Läufern,
Mörsern und Stößeln eine außergewöhnlich große Anzahl solcher Geräte zur
Verarbeitung pflanzlicher Nahrung untersuchen. Diese Ergebnisse weisen auf
einst große Mengen verarbeiteten Getreides hin und schließen so die Lücke
nur wenig erhaltener tatsächlicher Pflanzenreste. Ohne klar
identifizierbare Vorratslager vor Ort belegen diese Ergebnisse, dass die
Speisen nur zum unmittelbaren Verzehr während der Feste hergestellt
wurden. Dies ergänzt das aus den Tierknochen gewonnene Bild und stützt
die Hypothese großer Feste anlässlich zeitlich begrenzter Treffen am
Göbekli Tepe im Sommer und Herbst, wie auch die Anwesenheit saisonal
wandernder Tiere wie Gazellen nahelegt.


Laura Dietrich, Julia Meister, Oliver Dietrich, Jens Notroff,
Janika Kiep, Julia Heeb, André Beuger, Brigitta Schütt,

Cereal processing at Early Neolithic Göbekli Tepe, southeastern Turkey,

PLOS ONE 01 May 2019,

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0215214.

Weitere Informationen unter:

https://www.dainst.blog/the-tepe-telegrams/

- Tepe Telegrams Blog

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1321

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Archäologisches Institut, 07.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEMORIAL/202: Mai 1954 - Schlacht um Dien Bien Phu besiegelte Niederlage Frankreichs in Indochina (Gerhard Feldbauer)


Die Schlacht um Dien Bien Phu im Mai 1954 besiegelte die Niederlage Frankreichs zur kolonialen Wiedereroberung Vietnams

Paris wollte Atombomben einsetzen

Aber Eisenhower meinte, die Franzosen sollten sich ruhig verschleißen

von Gerhard Feldbauer, 6. Mai 2019
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Saigon, die spätere Ho-Chi-Minh-Stadt, wurde bereits 1859 von französischen Truppen eingenommen
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Als der Chef des französischen Generalstabes, Paul Ély, am 20. März
1954 nach Washington flog, glich das einem Bittgang nach Canossa.
Eine Woche vorher hatte der Befehlshaber der Vietnamesischen
Volksarmee (VVA), Vo Nguyen Giap, zum Sturm auf die französische
Dschungelfestung im Tal von Dien Bien Phu im nordwestlichen Bergland
Vietnams angesetzt und den ersten der sechs Stützpunkte, das Fort
"Beatrice", in nur zwei Tagen eingenommen. Vor dem Abflug aus Paris
hat Ély noch erfahren, dass Giap zwei weitere Stützpunkte und eine
Landebahn für Flugzeuge erobert hatte. Die Hälfte der Befestigungen,
der ganze nördliche Cordon, befand sich damit in der Hand der
Volksarmee. Fast alle Offiziere waren gefallen oder in Gefangenschaft
geraten. 200 Thai-Söldner hatten sich ergeben. Ein zur Verstärkung
aus Hanoi angeflogenes Fallschirmjägerbataillon erlitt so starke
Verluste, dass es kaum noch Kampfwert besaß. Es ging für Frankreich um
Sieg oder Niederlage in der 1946 begonnenen kolonialen Wiedereroberung
des 1945 unabhängig gewordenen Vietnam.


Die Entscheidungsschlacht

Dabei hätte der Waffenstillstand, der am 27. Juli 1953 in Panmunjon
den dreijährigen Korea-Krieg mit einer Niederlage der USA beendete,
zum Nachdenken anregen müssen. Zunächst hatte es auch so ausgesehen,
dass sich unter realistisch denkenden Politikern der herrschenden
Kreise in Frankreich die Erkenntnis durchsetzte, dass auch in Vietnam
ein militärischer Sieg nicht mehr zu erringen war. Es mehrten sich
die Stimmen, Verhandlungen über Indochina zustimmen, Nordvietnam der
Viet Minh zu überlassen, sich dafür Südvietnam und den Einfluss in
Kambodscha und Laos zu sichern. Doch zunächst setzen sich, beeinflusst
aus den USA, noch einmal die reaktionärsten Kolonialkreise durch, die
auf einen militärischen Sieg setzen. Ihr Mann wurde der General de
Corps d'Armee, Henri Navarre, zuletzt Chef des Stabes beim
Oberbefehlshaber der NATO in Zentraleuropa, der am 8. Mai 1953 das
Kommando in Indochina übernahm. Er war der siebte Oberkommandierende
seit 1946, ein Zeichen für den Verschleiß französischer
Spitzenmilitärs in Indochina.
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Der erste Indochinakrieg von 1946 bis 1954

Graphik: Don-kun, NordNordWest [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)]



Der ehrgeizige Vier-Sterne-General faßte eine spektakuläre
Feldschlacht ins Auge, für die er das Terrain festlegte, auf dem er
mit waffentechnischer Überlegenheit die Vietnamesische Volksarmee
stellen und vernichtend schlagen wollte. Im Talkessel von Dien Bien
Phu (was wörtlich übersetzt "Große Kreisstadt an der Landesgrenze"
hieß), ließ er eine Festung ausbauen, die die VVA zum Angriff
provozieren sollte. Aus der Festung sollte die Volksarmee dann zur
Feldschlacht gestellt und vernichtet werden. Der Talkessel, der eine
Ausdehnung von etwa 18 km Länge und acht km Breite hatte, war von
steil aufragenden, über 1.500 Meter hohen Bergen umgeben. Durch das
Tal schlängelte sich der Fluß Nam Youm. Dien Bien Phu bildete eine
strategisch wichtige Position zwischen Nordvietnam, Südwestchina und
Nordlaos.


Ein kleines Stalingrad im Dschungel

Während die Versorgung der Volksarmee auf dem Landweg in unzähligen
Fahrradkolonnen und selbst zu Fuß gewährleistet wurde, führte nach
Dien Bien Phu nur eine Straße aus Nordlaos über Lai Chau, die noch
von den Franzosen kontrolliert wurde. Nach Hanoi und dem Delta des
Roten Flusses, wo die gesamte Nachschubbasis für die Festung lag,
bestanden also keine gesicherten Landverbindungen. Die Forteresse
konnte von dort aus nur auf dem Luftweg versorgt werden. Die Schlacht
von Dien Bien Phu ist später in zwar hinkenden, aber nicht ganz
unberechtigten Vergleichen als ein kleines Stalingrad im Dschungel
bezeichnet worden. Denn in der Endphase der Schlacht war Navarre nicht
mehr in der Lage, die eingeschlossene Festung auch nur minimal mit
Nachschub zu versorgen. Das ergab sich vor allem daraus, dass die
vietnamesische Flak, mit der überhaupt nicht gerechnet worden war, die
meisten Transportmaschinen vom Himmel holte. Und das, obwohl viele der
eingesetzten amerikanischen B 26 von Air-Force-Piloten mit
Koreaerfahrung geflogen wurden. Völlig überraschend für die Franzosen
setzte die Volksarmee zum Beispiel nachts Flakscheinwerfer ein und
erhöhte so ihre Abschüsse.


Eine waffenstarrende Festung

Kommandant der Festung wurde ein Oberst der Panzertruppen mit dem
langen Namen Christian Marie Ferdinand de la Croix de Castries. Wie
Navarre stand auch er im Ruf, ein kolonialkriegserfahrener Kommandeur
zu sein. Er ließ den Talkessel zu einer waffenstarrenden
Dschungelfestung samt einem Militärflugplatz mit mehreren Landebahnen
ausbauen. Das Zentrum mit der Kommandozentrale wurde von einem Gürtel
mit auf sechs Hügeln liegenden selbständigen Stützpunkten umgeben: Er
begann im Nordwesten mit "Huguette", zu dem der Flugplatz gehörte,
und zog sich im Uhrzeigersinn weiter über "Dominique", "Eliane",
"Junon", "Claudine" und Françoise". Im Vorfeld der Festung wurden
Außenforts angelegt. Auch sie trugen französische Mädchennamen:
"Gabrielle" und "Anne Marie" im Nordwesten, "Beatrice" im Nordosten,
und "Isabelle" im Süden, zu dem ein Ausweichflugplatz gehört.
Dazwischen lagen zahlreiche Stellungen, bestückt mit schwerer
Artillerie, die sich gegenseitig durch Feuer unterstützen konnten.
Südlich der Kommandozentrale wurden Panzer konzentriert, auf den
Flugplätzen standen über ein Dutzend Maschinen. Das aus
pioniertechnisch stabil ausgebauten Bunkern bestehende
Stützpunktsystem war durch ein Labyrinth aus Gräben verbunden. Die
Angreifer erwarteten Stacheldrahtverhaue und Minenfelder, in denen
auch Napalm-Behälter mit elektrischer Zündung untergebracht waren.
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Französische M24-Panzer bei der Schlacht um Dien Bien Phu
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In Paris hatte Navarre für De Castries zusätzlich vier
Infanterieregimenter, ein Fallschirmjägerbataillon, 3.000 Offiziere
und Unteroffiziere zur Festigung der mittleren und unteren
Kommandostrukturen, 100 gepanzerte Transportfahrzeuge und einen
Flugzeugträger mit Schlachtflugzeugen angefordert. Nicht alles, aber
einen großen Teil davon bekam er geliefert. Der Flugzeugträger wurde
ihm ausgeschlagen, was ihn während der Schlacht noch mehr von der
ohnehin starken amerikanischen Luftunterstützung abhängig machte.
Während der Schlacht waren rund 16.000 Mann eingesetzt. Es waren
beste Truppenteile: Durchweg kiegserfahrene Kolonialbataillone,
darunter fast die Hälfte Fallschirmjäger und viele Fremdenlegionäre,
von denen nicht wenige während des Zweiten Weltkrieges der deutschen
Waffen-SS-Division "Charlemagne" oder der "Legion des volontaires
français contre le bolchévisme" angehört hatten. Während der Schlacht
wurde die Besatzung durch etwa 170 Kampfflugzeuge unterstützt, die
mit Napalm, Bomben und Bordwaffen die Stellungen der VVA angriffen.
Selbst an gewisse Amüsements der Soldaten war gedacht und dazu ein
sogenanntes "Bordell mobile de Campagne" eingeflogen worden.

Eine Strecke zwischen Dien Bien Phu und einer etwa 100 km nördlich
ebenfalls an der laotischen Grenze liegenden Garnison Lai Chau bildete
außerdem einen Sperrgürtel, der die Verbindung zwischen der VVA und
der laotischen Befreiungsarmee, die ihre Operationen koordinierten,
zunächst unterbrach. Navarre wollte die Volksarmee in Operationen aus
der Festung und von Lai Chau aus getrennt schlagen. Er kalkulierte,
das werde Giap zwingen, die Entscheidungsschlacht anzunehmen. In der
Tat begann im Tal von Dien Bien Phu Anfang 1954 die letzte
militärische Auseinandersetzung im seit acht Jahre dauernden
französischen Indochina-Krieg. Sie endete allerdings ganz anders, als
Navarre sie auf seinen Generalsstabskarten konzipiert hatte. Sie wurde
für die Franzosen zur Kesselschlacht, die zur Niederlage Frankreichs
in Vietnam und damit in ganz Indochina führte.
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Die Lage Dien Bien Phus in Vietnam - französische Luftversorgungsrouten sowie Anmarsch- und Nachschubwege der Viet Minh
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Am 11. März unternahm de Castries den ersten Versuch, die Vietnamesen
zur Eröffnung der Schlacht zu provozieren. Im Morgengrauen ließ er vom
nordöstlichen Fort "Beatrice" aus zwei Bataillone Fallschirmjäger in
Richtung Bergstellungen der Volksarmee angreifen. Es wurde ein
Desaster. Nach ein paar hundert Metern lagen die Angreifer unter
schwerem Artilleriefeuer, es gab zahlreiche Tote und Verwundete, der
Angriff stockte. Der Kommandant musste über Funk zum Rückzug blasen
lassen. Der Angriff kostete 150 Tote und 800 Verwundete. 90 Soldaten
wurden vermisst, sie waren entweder gefangen genommen worden oder
übergelaufen. Dem Chef des Festungslazaretts, Oberstabsarzt Grauwin,
wurde zum ersten Mal klar, dass er nur 42 Pritschen für
Schwerverwundete zur Verfügung hatte. Noch wurden die
Schwerverwundeten und sogar die Toten nach Hanoi ausgeflogen. Aber
Grauwin fragte sich bereits, wie lange noch? Am Abend gab es noch
einen Vorgeschmack auf den Ausgang der kommenden Kämpfe. Am Berghang
blitzte das Mündungsfeuer einer 7,5er Kanone auf. Ihr Ziel war eine
C-119 aus US-Beständen, die auf der großen Landebahn stand. Nach einem
Dutzend Einschlägen stand sie in Flammen.


Eine kampferprobte Volksarmee

Der erste Angriff verdeutlichte, dass den Kolonialtruppen eine
kampferprobte Armee gegenüberstand. Im November 1953 hatte die DRV die
allgemeine Wehrpflicht eingeführt. Die Volksarmee zählt 350.000 Mann,
gegliedert in sechs Infanteriedivisionen, eine sogenannte schwere
Division sowie mehrere selbständige Regimenter, darunter Pioniere,
Artillerie und Flak. An Waffen und Feuerkraft verfügte ein Bataillon
der VVA über 500 Karabiner, 200 Maschinenpistolen, 20 MGs, acht
Granatwerfer, drei rückstoßfreie Geschütze, drei Panzerbüchsen und war
damit verglichen mit einem französischen Bataillon vollwertig
ausgerüstet. Die VVA unterhielt Nachrichtenverbindungen über Funk und
Kabel. Sie verfügte über die Erfahrungen von sieben Kriegsjahren und
ein entsprechend geschultes Offizierskorps. Ihre Führung und ihre
Stäbe waren in der Lage, die Operationen verschiedener Verbände zu
planen und zu leiten und an mehreren Frontabschnitten gleichzeitig zu
handeln. Was ihr fehlte, waren Luft- und Seestreitkräfte. Zunehmend
entwickelte sie eine wirksame Flugzeugabwehr, musste jedoch oft noch
unter Bedingungen der Luftherrschaft des Gegners kämpfen.


Die Schlacht um Hoa Binh

Die Wende in den Kämpfen mit der Kolonialmacht war bereits in der vom
November 1951 bis Januar 1952 dauernden Schlacht um die nur zirka 60
km westlich von Hanoi liegende Stadt Hoa Binh, die sich mit der
umliegenden Bergregion in den Händen der Volksarmee befand,
eingeleitet worden. Um einen vernichtenden Schlag gegen die Viet Minh
zu führen, eroberten starke Verbände der Kolonialtruppen Mitte
November 1951 die Stadt. Die VVA zog sich fast kampflos in die Berge
um Hoa Binh zurück, wo General Giap in kurzer Zeit drei Divisionen
konzentrierte, welche Hoa Binh einkesselten und die Franzosen von
ihren Nachschublinien abschnitten. In zahlreichen Gefechten wurde der
Gegner vom Dezember 1951 bis Februar 1952 in der umgebenden Provinz
geschlagen und eine Verstärkung der Einheiten in Hoa Binh verhindert.
Nachdem das Kolonialkommando großsprecherisch verkündete hatte, "Hoa
Binh wird gehalten, koste es, was es wolle", musste Mitte Februar der
Rückzug angetreten werden. Unter großen Verlusten erreichten die
Franzosen die Verteidigungslinie westlich von Hanoi.

Die Provinz befand sich wieder fest in der Hand der Viet Minh, die
auch die strategische Straße Nr. 6 nach der Garnison Lai Chau und
weiter nach Nordlaos unterbrochen hatte, was für die Schlacht um Dien
Bien Phu von Bedeutung werden sollte. Überhaupt hätte die Niederlage
bei Hoa Binh für die zwei Jahre später einsetzende Schlacht um die
Dschungelfestung grundsätzliche Lehren vermitteln müssen, was aber im
Stab des Expeditionskorps niemandem in den Sinn kam. Im Gegenteil
herrschte im Kommando der Kolonialarmee gegenüber der Volksarmee eine
dünkelhafte grenzenlose Überheblichkeit vor, in der diese und ihr
talentierter Feldherr Vo Nguyen Giap völlig unterschätzt wurde. Von
ihm könne man, so Navarre einmal geringschätzig, nicht mehr als die
Führungsqualitäten eines französischen Sergeant-Majors erwarten. [1]
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Vo Nguyen Giap (links) und Ho Chi Minh in Saigon - Aufnahme von 1945
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Gegenspieler Vo Nguyen Giap

Dieser Giap war ein Militär des Volkes, der sich seinem Gegenüber
nicht nur auf militärischem Gebiet haushoch überlegen erwies, sondern
auch im Allgemeinwissen, obwohl er weder Universitäten noch
Militärakademien absolviert hatte, wenn man davon absieht, dass er das
Baccalauréat in Philosophie und den Jura-Referendar der Hanoier
Universität besaß. 1929 gehörte er zu den Kommunisten, mit denen
Ho Chi Minh am 3. Februar 1930 die KP Vietnams gründete. Schon als
Schüler organisierte er Solidaritätsaktionen für die nach dem
fehlgeschlagenen Aufstand von Yen Bai [2] verfolgten Nationalisten,
wurde verhaftet und zu drei Jahren Gefängnis verurteilt.
Kampfgefährten berichteten, dass er sich schon während seiner kurzen
Zeit als Lehrer leidenschaftlich mit den Schlachten Napoleons
befasste, die des chinesisch-japanischen Krieges verfolgte, das Werk
des deutschen Militärs Carl von Clausewitz "Vom Kriege" studierte und
Lawrence [3] las. Während der Schlacht um Dien Bien Phu wurde
sichtbar, dass er sich auch mit dem Ersten Weltkrieg und besonders
mit dem Stellungskrieg bei Verdun beschäftigt hatte.
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Originalausgabe des Buches "Vom Kriege" aus dem Jahr 1832
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Siegespfeiler Bodenreform

Im Dezember 1953 beschloss die Nationalversammlung der DRV das Dekret
über eine Bodenreform. Das Land der französischen Kolonialisten und
derjenigen vietnamesischen Großgrundbesitzer, die sich als Feinde der
DRV erwiesen hatten, wurde entschädigungslos enteignet und an fünf
Millionen arme Bauern verteilt. Großgrundbesitzer, die sich im
Befreiungskampf auf die Seite der Volksmacht gestellt oder sich auch
nur loyal verhalten hatten, wurden für Grund und Boden, Vieh und
Technik entschädigt und durften ihr übriges Eigentum behalten. Die
Bodenreform, mit der eine entscheidende Aufgabe der
nationaldemokratischen Revolution durchgeführt und die feudalen
Zustände beseitigt wurden, festigte die Volksmacht nicht nur politisch
und ökonomisch entscheidend, sondern auch militärisch. Sie stellte das
Bündnis der Arbeiterklasse mit den Bauern, welche die Mehrheit der
Kämpfer der VVA stellten, auf eine feste Grundlage. Die Soldaten der
Marionettenarmee erhielten Bodenanteile zugesichert, wenn sie deren
Reihen verließen. Nicht zuletzt davon ausgehend ist die vietnamesische
Agrarreform gelegentlich mit der Sklavenbefreiung durch Abraham
Lincoln als einer wesentlichen Voraussetzung für den Sieg der
bürgerlichen Revolution im amerikanischen Bürgerkrieg gegen die
Südstaaten verglichen worden.
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Vo Nguyen Giap (links) mit Vietminh-Kämpfern, hier in einer Aufnahme von 1944
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Vor Dien Bien Phu hatte Giap zwei Infanteriedivisionen, zwei
Regimenter, zwei Abteilungen 10,5 Zentimeter Haubitzen und zwei
weitere Abteilungen 7,5 Zentimeter Kanonen, dazu ein Flak- und ein
Pionierregiment, insgesamt zirka 35.000 Mann zusammengezogen. Die
Vietnamesen transportieren die schweren Geschütze - jedes wog über
zwei Tonnen, in Einzelteile zerlegt -, was man im französischen Stab
für unmöglich gehalten hatte, ohne Zugmittel, wo möglich, dienten
ihnen lediglich auf den Gipfeln installierte Winden als mechanische
Hilfsmittel, über die zerklüfteten Berge und brachten sie dort
gegenüber der Festung in Höhlen in Stellung. Aus diesen Kasematten
wurden die Geschütze zum Schuss herausgerollt und sofort wieder
zurückgezogen. Besonders die rückstoßfreien Geschütze, die China aus
in Korea erbeuteten amerikanischen Beständen geliefert hatte, eigneten
sich dazu hervorragend. Mit ihrem geringen Gewicht waren sie einfach
zu handhaben und der Stellungswechsel war in Sekunden möglich. In der
Endphase der Schlacht konnte die eingeschlossene Festung von Hanoi aus
nicht einmal mehr minimal mit Nachschub versorgt werden. Die
vietnamesische Flak schoß die meisten Transportmaschinen ab. Und das,
obwohl viele der eingesetzten US-amerikanischen B-26 von
Air-Force-Piloten mit Koreaerfahrung geflogen wurden.

Den ersten Schlag führt Giap gegen Lai Chau, wo Einheiten der 316.
Division die von zwei Bataillonen verteidigte Garnison angriffen
und in nur zwei Tagen eroberten. Zum ersten Mal setzte die Volksarmee
hier ihre schwere Artillerie ein und schoß den Stützpunkt sturmreif.
Mit dem Fall von Lai Chau wurde das Zusammenwirken mit den laotischen
Patrioten wieder hergestellt. Zeitgleich bedrohten Truppen der Pathet
Lao (Freies Laos) zusammen mit vietnamesischen Einheiten in Nordlaos
die Königsresidenz Luang Prabang, griffen in Zentrallaos an und
besetzten dort die strategisch wichtige Stadt Thakhek am Mekong. In
koordinierten Operationen eroberten laotische und vietnamesische
Truppen ferner in Südlaos und Südvietnam beträchtliche Gebiete,
darunter um die Stadt Attopeu.

Von strategischer Bedeutung war der weitere Vorstoß von Thakhek aus
nach Süden zur alten Kolonialstraße Nr. 9, die über die Berge und den
Ai Lao-Paß in einer Länge von über 300 km nach Osten bis an die
vietnamesische Küste bei Quang Tri führte. Jahre später, während der
berühmten Tet-Offensive 1968, und 1971 in der Schlacht um den
US-Stützpunkt Khe Sanh, wird die Straße erneut strategische Bedeutung
erhalten und zu einem Meilenstein der Amerikaner auf dem Weg in ihre
Niederlage 1975 werden.
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Saigon während der Tet-Offensive 1968
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Entscheidend war weiter, dass jetzt im Norden Indochinas aus Provinzen
Nordvietnams und Nordlaos' ein geschlossenes befreites Gebiet bestand.
Um eine Ausbreitung dieser Region nach Süden zu verhindern und die
Operation Dien Bien Phu nach Westen abzusichern, war Navarre
gezwungen, Truppen aus dem Delta des Roten Flusses zur Verstärkung der
Garnison von Luang Prabang zu entsenden, die ihm schon bald in der
Festungsschlacht fehlten. Die Volksarmee nahm im Zusammenwirken mit
den Truppen der Pathet Lao nunmehr faktisch in weiten Gebieten
Vietnams und Laos' das Heft des Handelns in die Hand. De Castries
Festung war ohne eine Landverbindung zu anderen Truppen, lag
isoliert in der Talmulde und schon bald unter schwerem Artilleriefeuer
der Volksarmee.

Nach der Niederlage De Castries vor Fort "Beatrice" setzte Giap zwei
Tage später zum Gegenschlag an und griff als erstes "Beatrice" an.
Nach schwerer Artillerievorbereitung - die Geschütze der Volksarmee
verschossen über 9.000 Granaten - wurde der Stützpunkt innerhalb nur
eines Tages und einer Nacht gestürmt. Dabei wurde die hier liegende
Landepiste erobert. Viele französische Soldaten bekamen eine Ahnung
davon, dass sie in einer tödlichen Falle saßen.

In Paris hatte Verteidigungsminister Jean Pleven seinem
Generalstabschef eingeschärft, den Amerikanern reinen Wein
einzuschenken, um eine "entscheidende Aufstockung" ihrer Hilfe
auszuhandeln. Die USA mischten sich bereits ab 1950 verstärkt in
Indochina und besonders in Vietnam ein. Nach der Niederlage Tschiang
Kai-Scheks in China wurde Südostasien eine "lebenswichtige Sphäre" im
Kampf gegen den Sozialismus in Asien, wie es später in den
"Pentagon-Papieren" hieß. [4] Indochina wurde darin zum
"Schlüsselgebiet" erklärt. In dieser Zeit wurde die "Dominotheorie"
geboren, nach welcher der "Fall Indochinas" den "Verlust" weiterer
Länder Südostasiens und des Pazifiks ("Dominosteine") nach sich ziehen
würde. Der US-Imperialismus, der sein Ziel, die Erringung der
Weltherrschaft, nie aufgegeben hatte, strebte als erstes in Asien die
Vorherrschaft im Südosten des Kontinents an, was das Zurückdrängen
Frankreichs einschloss. Frankreich war zwar nicht bereit, seine
Herrschaft über Indochina mit den USA zu teilen, argumentierte aber im
Interesse immer dringender erforderlich werdender Hilfe aus
Washington, sein Krieg sei "integriert in den kalten Krieg".


USA seit 1950 beteiligt

Am 2. Februar 1950 nahmen die USA zur Marionettenregierung unter
Bao Dai diplomatische Beziehungen auf. Am 16. Februar ersuchte
Frankreich die USA mit der Begründung, die Lasten des Krieges nicht
mehr allein tragen zu können, um langfristige militärische und
wirtschaftliche Hilfe. Die Zustimmung erfolgte zunächst mit dem
demonstrativen Besuch eines Flugzeugträgers und zweier Kreuzer im
Hafen von Saigon. Es folgte die Ausarbeitung eines Hilfsprogramms, für
das bis Juni 1951 als erste Finanzspritze 23,5 Millionen $ bewilligt
wurden. Die französischen Streitkräfte in Indochina erhielten ab
August 1950 neuere Kampftechnik, vor allem Flugzeuge, aus den USA. In
Saigon wurde eine "Militärische Unterstützungs- und Beratergruppe der
USA" (MAAG) mit zunächst 70 Mann stationiert.

Das reiche nicht mehr aus, betonte Pleven. Ély müsse den Amerikanern
klar machen, dass "wir Dien Bien Phu und ganz Indochina verlieren,
wenn die Amerikaner nicht eingreifen". Es gehe nicht mehr nur um
Munition und Flugzeuge. Man brauche Truppentransporter mit Infanterie,
Artillerie, Fallschirmtruppen, B-29-Bomber. Pleven schloss eine
Atombombe auf Ho Chi Minhs rückwärtige Gebiete ein.


Napalm auf die Belagerer

Um Aufsehen zu vermeiden, war Ély mit einer Linienmaschine geflogen.
Als er mit einer "Constellation" in Washington eintrifft, empfängt ihn
auf dem Flugplatz der Chef der Vereinigten Stabschefs, Admiral
Radford. Ély weiß, dass ihn ein kompetenter Gesprächspartner erwartet.
Der ranghohe Militär hat die 7. US-Flotte kommandiert, war engster
Vertrauter McArthurs, des Oberbefehlshabers in Südkorea und
US-Präsident Dwight D. Eisenhowers Berater in Asienfragen. Im Pentagon
gehörte er zu den Hardlinern. Nach dem Eingreifen der Chinesen in
Korea hatte er über der Mandschurei ein paar Atombomben abwerfen
wollen. Eisenhower, selbst Militär, hatte ein derartiges Risiko, das
Moskau hätte auf den Plan rufen können, nicht eingehen wollen. Auch
jetzt befürchteten Regierungskreise, so Radford, "eine massive
Aufstockung" der amerikanischen Hilfe in Indochina könnte dort,
ähnlich wie vorher in Korea, zum Eingreifen der Chinesen führen.


Die Operation "Geier"

Die Amerikaner waren aber nicht untätig geblieben. Noch vor Élys
Eintreffen hatten C-119 begonnen, Napalm auf die Belagerer von Dien
Bien Phu abzuwerfen. Jede Maschine transportierte etwa sechs Tonnen.
Es waren Restbestände aus dem Korea-Krieg, die jetzt verbraucht wurden
und sie kosteten die Franzosen natürlich gute Dollars. Der Gastgeber
äußerte schließlich, dass er dafür wäre, den "großen Knüppel"
anzuwenden, worunter die Atombombe zu verstehen war. Unter der
Codebezeichnung "Volture" liefen dazu auch bereits Planungen für eine
Operation "Geier". Um sie zu beginnen, müsse die französische
Regierung ein "offizielles Ersuchen" stellen. Zum Schluss der langen
Unterredung teilte Radford seinem Gesprächspartner mit, dass ihn am
nächsten Tag der Präsident empfängt.

Vor dem Gespräch mit Ély ruft Eisenhower Radford mit den drei
Stabschefs zu sich. Der Generalstabschef der Landstreitkräfte, General
Matthew Ridgway, spricht sich gegen ein stärkeres Engagement in
Vietnam aus. Er war nach McArthur der letzte Oberkommandierende in
Korea und meinte darauf anspielend, ein massiver Einsatz der US-Air
Force und der Marine würde "keine entscheidende Wende mehr bringen".
Dazu wäre ein massiver Einsatz von Infanterie nötig, für den
"gegenwärtig alle Voraussetzungen" fehlten. Operation "Volture" wird
nicht erörtert. Eisenhower ist zufrieden, dass sein ohnehin fest
stehender Entschluss Zustimmung findet. Die Franzosen sollen sich in
Indochina ruhig verschleißen. Vietnam würde dann zu einer leichten
Beute der USA werden.

Eisenhower hütet sich, gegenüber Ély auch nur andeutungsweise
anklingen zu lassen, dass die Franzosen sich mit ihrer Niederlage
abfinden müssen. Das soll Foster Dulles (der Außenminister) ihnen
beibringen. Er sichert zu, den Einsatz von B-26 mit US-Piloten über
Dien Bien Phu zu verstärken, ebenso die Hilfslieferungen an Waffen und
Nachschub zu erhöhen und zwar "bis zu der von unseren französischen
Verbündeten gewünschten Grenze". Es könnte nicht schaden, wenn die Air
Force-Piloten noch einige Erfahrungen sammelten, bevor dieser
französische Krieg zu Ende geht, soll Eisenhower intern geäußert
haben.

Zurück in Paris wurde Ély mit der Realität konfrontiert. Zwei weitere
Stützpunkte waren gefallen. In den folgenden Tagen fielen weiter die
Festungsanlagen von "Gabrielle" und "Anne Marie", es folgen "Huguette"
mit dem Flugplatz sowie "Dominique" und "Eliane". Der Abwurf von
Lastenfallschirmen klappte immer seltener, denn die Viet Minh-Flak
beherrschte inzwischen den ganzen Talkessel. Giap stand nur noch 1.500
Meter vor den zentralen Befestigungen. Schneller als in Washington
erwartet übermittelte Paris Eisenhower die Bitte, unverzüglich die
Operation "Geier" auszulösen. Die Amerikaner mussten nun Farbe
bekennen und schoben dazu als Sündenbock Churchill vor. Außenminister
Dulles teilte dem französischen Botschafter in Washington, Henri
Bonnet, mit, dass für einen Atombombeneinsatz laut Vereinbarungen mit
Großbritannien dessen Zustimmung erforderlich sei. Churchill aber
lehne ab.

Der tiefere Hintergrund war, dass Washington das Risiko eines
Atomwaffeneinsatzes nicht eingehen wollte. Als ihre eigene
militärische Situation später Ende der 60er Jahre in Vietnam immer
auswegsloser wurde, erwog das Pentagon durchaus, kleine Atomwaffen
gegen Nordvietnam und auch gegen die FNL in Südvietnam einzusetzen.
Lediglich die Gegenschlagkapazitäten der UdSSR sorgten dafür, dass das
unterblieb.


Erbitterte Kämpfe um jeden Bunker

In Dien Bien Phu näherte sich das letzte blutige Kapitel des
französischen Kolonialkriegs in Indochina seinem Ende. Schilderungen
über die Kesselschlacht haben hin und wieder den Eindruck erweckt, die
Festung sei Giap nach Monate langer Belagerung wie eine reife Frucht
in den Schoß gefallen, es habe keiner großen Anstrengungen bedurft,
sie schließlich einzunehmen. Das entspricht mitnichten der Realität.
Vor den Befestigungsanlagen hatten die Angreifer drei bis fünf km
Gelände zu überwinden. Giap wandte nun klassische Methoden genau des
Stellungskrieges an, die aus dem Ersten Weltkrieg in Frankreich
bekannt waren, von denen man nie gedacht hatte, die Vietnamesen würden
sie überhaupt kennen, geschweige denn nun beherrschen. In Laufgräben
arbeiteten sie sich Meter um Meter an die Stützpunkte heran. Dabei
lagen sie unter dem Feuer der Artillerie und der Infanteriewaffen des
Gegners. Sie standen den Franzosen dann so dicht gegenüber, dass
Scharfschützen beider Seiten bereit lagen und oft zum Schuss kamen.
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Französische Fremdenlegionäre auf Patrouille zwischen Haiphong und Hanoi, 1954
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Über Megaphone forderte die Viet Minh die Kolonialsoldaten, unter
ihnen viele Fremdenlegionäre algerischer und marokkanischer Herkunft,
zur Kapitulation auf. Obwohl Gefangenen der Status der Genfer
Konvention nicht zustand, da Frankreich die Viet Minh nicht als
kriegführende Seite anerkannt hatte, wurde in den Aufrufen allen
Angehörigen der Kolonialarmee zugesichert, dass sie als Gefangene
gemäß der Konvention behandelt und nach der Aufnahme von Verhandlungen
und der Vereinbarung eines Waffenstillstands in ihre Heimat entlassen
werden. Doch nur 140 Kolonialsoldaten folgten während der Kämpfe bis
Ende April den Aufrufen. Die französische Gräuelpropaganda, die Viet
Minh mache keine Gefangenen, trug Früchte. Die meisten
Kolonialsoldaten setzten sich verbissen zur Wehr. Bei der Eroberung
der einzelnen Stellungen kam es zu erbitterten, auch für die
Volksarmee verlustreichen Nahkämpfen. Einzelne strategisch
beherrschende Abschnitte wechselten mehrfach den Besitz. Innerhalb der
Stützpunkte "Dominique" und "Eliane" fanden tagelange Kämpfe um die
einzelnen Bunker und Gebäude statt. Die Volksarmee sammelte hier
Erfahrungen, die den Befreiungskämpfern 14 Jahre später während der
Tetoffensive bei den Straßenkämpfen in Hue und in weiteren Schlachten
zu Gute kamen.


Die humane Haltung der Volksarmee

Dabei zeugte von der humanen Haltung der Volksarmee, dass Giap den
Chef des Sanitätswesens, Prof. Ton That Tung, persönlich anwies, alle
Vorkehrungen zu treffen, um die hohe Zahl der zu erwartenden
verwundeten und kranken Franzosen in Gefangenschaft sofort zu
behandeln. Über die in den eroberten Stützpunkten und Stellungen
vorgefundenen toten Franzosen wurden Listen angefertigt: Name,
Nationalität, Heimatanschrift, Dienstnummer auf den Blechmarken und
der Ort, an dem sie begraben wurden. Auch diese Order erging von Giap
persönlich. In ihr hieß es, es seien Menschen, die zu Hause Familien
haben, Eltern, Frauen, Kinder, die ein Recht darauf hätten, später zu
erfahren, wo ihr Söhne, ihre Männer, ihre Väter gestorben sind.
Welche Menschlichkeit bewiesen die vietnamesischen Freiheitskämpfer
den Soldaten der Kolonialisten, die ihr Volk unterjocht, blutig
unterdrückt und grausam misshandelt hatten.

Seit Anfang April konnten keine Transportflugzeuge mehr in Dien Bien
Phu landen. Viele der mit Nachschubcontainern anfliegenden Maschinen,
meist amerikanische B 26, wurden abgeschossen oder zum Abdrehen
gezwungen. Insgesamt zerstörte die vietnamesische Flak in der Luft
oder Artillerie auf den Pisten 62 Flugzeuge völlig und beschädigen
167. Zwischen den noch existierenden Stützpunkten bestanden keine
zusammenhängenden Frontlinien mehr. Zum Kommandobunker de Castries
trieben Pioniere der Volksarmee hangaufwärts unterirdische Gräben vor.
Die im Frühjahr in tropischer Schwüle nieder gehenden starken
Regenfälle füllten die Gräben mit stinkendem Wasser. Die
vietnamesischen Soldaten, in ihrer Mehrheit Bauern und gewohnt im
Reisfeld zu waten, kamen damit zurecht, für die Franzosen machte es
die Situation noch unerträglicher. In der Festung fehlte es an allem:
die Artilleriegranaten gingen zur Neige, die verbliebenen Panzer waren
ohne Treibstoff, die Verpflegung wurde knapp, es fehlten
Verbandsmaterial, Morphium, Antibiotika. Oberstabsarzt Grauwin ließ
stündlich die Reihen der am Boden liegenden Schwerverwundeten nach
Verstorbenen absuchen. Sein viel zu geringes Sanitätspersonal hatte
der Kommandant durch die Prostituierten des Feldbordells verstärken
lassen. Mit Lastfallschirmen abgeworfene Nachschubcontainer fielen
meist in die Hände der Volksarmee. Dabei hatte Navarre seinem
Festungskommandanten versprochen, täglich 150 Tonnen Nachschub
einzufliegen oder per Fallschirm zu landen. Von den rund 10.000
Soldaten, welche die Besatzung noch zählte, waren nur noch knapp die
Hälfte kampffähig, die anderen verwundet. Gerüchte sollten die
Besatzung zum Ausharren anspornen. Von Laos aus rücke ein starkes
Truppenkontingent an, um die Viet Minh in die Flucht zu schlagen.
Andere Parolen sprachen vom Eingreifen der Amerikaner oder gar vom
Einsatz von Atombomben.
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Beförderung vor der Kapitulation

Auch das ist gern mit Stalingrad verglichen worden, wo Generaloberst
Paulus vor der Kapitulation zum Generalfeldmarschall befördert wurde.
Sicher auch hier nochmals ein hinkender Vergleich. Doch in Paris
verfiel man, um den Mythos von der heldenhaft kämpfenden Besatzung in
Dien Bien Phu hochzuhalten, auch auf die Idee, Oberst de Castries zum
Brigadegeneral zu befördern. Während der Kommandant am 15. April
seine Ernennung per Funkspruch erhielt, wurden er und seine Besatzung
in einem Tagesbefehl an die gesamte französische Armee als "leuchtende
Beispiele" der Verteidigung der "Ehre Frankreichs" genannt. Mit einem
Fallschirm wurden über dem Gefechtsstand die neuen Schulterstücke
abgeworfen, aber auch dieser "Nachschub" fiel in die Hände der
Vietnamesen. Bei der Beförderungsfeier wollte unter den Offizieren
keine Stimmung aufkommen, was nicht nur daran lag, dass kein Cognac
mehr vorhanden war.

Am 1. Mai nahm die VVA die letzten beiden Stützpunkte "Claudin" und
"Junon" ein. Das weit südlich liegende Außenfort "Isabelle" war
völlig isoliert worden und verhielt sich ruhig. Das französische
Kommando in Hanoi regte nun einen Ausbruchsversuch an. Doch de
Castries und sein Stab wussten, dass das ein selbstmörderisches
Unterfangen wäre. Der Belagerungsring, den die Volksarmee inzwischen
um den Rest der Festung gezogen hatte, war nicht zu durchbrechen. Der
Oberkommandierende Navarre hatte den Kommandanten wissen lassen:
"Ein französischer Offizier ergibt sich diesen Kerlen nicht, er hört
schlimmsten Falls auf zu kämpfen." Danach verfährt de Castries nun.
Am 6. Mai befiehlt er, alle der Geheimhaltung unterliegenden
Dokumente zu verbrennen. Sein Stabschef lässt im Lazarett ein
bettlakengroßes weißes Tuch anfertigen. Am 7. Mai übermittelt er an
die noch über Funk zu erreichenden Einheiten, die Waffen unbrauchbar
zu machen und bei weiteren Angriffen keinen Widerstand mehr zu
leisten. Das Wort Kapitulation fällt nicht, aber alle verstehen, was
gemeint ist. Über den letzten Stellungen und vielen Erdlöchern im
Zentrum erscheinen weiße Fähnchen. Am Nachmittag geht auf
Widerstandsnester, aus denen noch geschossen wird, eine letzte Salve
der vietnamesischen Artillerie nieder. Dann stürmen die Soldaten, ohne
noch auf Widerstand zu stoßen, zum Bunker de Castries vor, auf dem
bereits das große schneeweiße Bettlaken liegt. Der General hat sich,
bevor er sich ergibt, gewaschen, rasiert und eine neue Uniform
angelegt. Ein vietnamesischer Zugführer nimmt ihn mit seinen
Offizieren gefangen. Auf dem Bunker wird die rote Fahne mit dem Gelben
Stern aufgezogen.
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Nach dem Sieg weht die vietnamesische Fahne über dem französischen Befehlsbunker

Foto: Vietnam People's Army, First publish in 1954. [Public domain]



Inzwischen hat sich bereits ein Offizier des Sanitätswesens der
Volksarmee im Auftrag von Prof. Tung in das französische Lazarett
begeben, wo sich Oberstabsarzt Grauwin und sein Personal bereits zum
Marsch in die Gefangenschaft vorbereiten. Er beauftragt ihn, seine
Arbeit fortzusetzen und ordnet an, ihm, der über keinerlei
Verbandszeug und Medikamente mehr verfügt, alles Erforderliche zu
Verfügung zu stellen. In der Nacht scheitert ein Ausbruchsversuch der
Besatzung des letzten südlichen Stützpunktes "Isabelle", die danach
widerstandslos in Gefangenschaft geht.


Valmy in Vietnam

Nach 55 Tagen war die Schlacht um Dien Bien Phu zu Ende. Die
Niederlage läutete das Ende der französischen Kolonialherrschaft in
Vietnam und in ganz Indochina ein. Auf französischer Seite kostete sie
noch einmal etwa 2.200 Tote, auf vietnamesischer Seite rund 8.000.
Insgesamt fielen während des Kolonialkrieges schätzungsweise 92.000
französische Soldaten. Zusammen mit Verwundeten und Gefangenen waren
es, die Verluste der Marionettenarmee mitgerechnet, 466.172 Mann. Auf
vietnamesischer Seite kamen über 800.000 Menschen um, ein großer Teil
Zivilisten, die Vergeltungsaktionen und Bombardements zum Opfer
fielen. [5]

Nach den Ursachen des Sieges befragt, erklärte Giap gegenüber Le
Monde: "Rufen Sie sich die Französische Revolution in das
Gedächtnis zurück, erinnern Sie sich an Valmy und die schlecht
bewaffneten Soldaten gegenüber der preußischen Berufsarmee. Trotzdem
siegten Ihre Soldaten. Um uns zu verstehen, denken Sie an diese
historischen Stunden Ihres Volkes. Suchen Sie die Realität. Ein Volk,
das für seine Unabhängigkeit kämpft, vollbringt legendäre
Heldentaten."




[image: Abbildung: Horace Vernet [Public domain]]

Die Schlacht von Valmy während der Französischen Revolution - Gemälde von Horace Vernet aus dem Jahr 1826
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Fußnoten:

[1] H. Thürk: Dien Bien Phu. Die Schlacht, die einen Kolonialkrieg
beendete. Berlin/DDR, 1988, S. 92.

[2] Aufstand der bürgerlichen Nationalistischen Partei Vietnams im
Norden, der blutig niedergeschlagen wurde. Siehe Buch des Autors: Die
nationale Befreiungsrevolution Vietnams. Pahl Rugenstein, Bonn 2007,
S. 77 f.

[3] Thomas Edward Lawrence (1888-1935), britischer Offizier,
Archäologe, Schriftsteller und Geheimdienstagent. Als Teilnehmer und
Organisator an dem während des Ersten Weltkrieges von Großbritannien
ausgelösten Aufstand arabischer Stämme gegen das Osmanische Reich
Lawrence von Arabien genannt.

[4] Neil Sheehan (Hg.): Die Pentagon-Papiere. Die geheime Geschichte
des Vietnamkieges. München/Zürich, 1971.

[5] Renate Wünsche, Diethelm Weidemann: Vietnam, Laos, Kambodscha,
Berlin/DDR, 1977, S. 90.


Quellen: Vo Nguyen Giap: Dien Bien Phu, Hanoi 1962, Harry
Thürk: Dien Bien Phu. Die Schlacht, die einen Kolonialkrieg beendete.
Berlin/DDR 1988.

Gerhard Feldbauer schrieb zu Vietnam mehrere Bücher, zuletzt 2013
Vietnamkrieg, PapyRossa Köln, 2. Auflage 2019.
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TREFF/739: Kassel - Mundartführung "Als Kassel noch en ahles Nest" am 12. Mai 2019


Stadt Kassel

Als Kassel noch en ahles Nest

Führung im Stadtmuseum



"Als Kassel noch en ahles Nest" lautet der Titel einer Führung in
Kasseler Mundart durch die Abteilung zum 19. Jahrhundert im
Stadtmuseum mit dem Museumsführer Hartmut Müller am Sonntag, 12. März,
14 Uhr.

"Middm König Lustik fängets ahn, middm Kaiser heerts uff", aber
dazwischen liegt das Jahrhundert des Bürgertums. Um Intrigen und
Skandale am Hofe der Kurfürsten, um das politische Aufbegehren des
Bürgertums und die Revolution, um Unternehmer und wohltätige Stifter,
aber auch um bürgerliche Geselligkeit vom musikalischen Salon bis zu
den Stammtischen in der Altstadt geht es in dieser Führung mit Hartmut
Müller, die teilweise in Mundart geführt wird. Dabei kommen natürlich
auch die "Klassiker" der Kasseler Mundartliteratur zu Gehör.

Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro, die
Teilnahme an der Führung ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist
begrenzt und eine verbindliche Anmeldung erforderlich unter der
Telefonnummer 05 61/7 87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Mai 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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LESUNG/1859: Bielefeld - "Dr. Brumm und Megasaurus" am 10. Mai 2019


Stadt Bielefeld

Dr. Brumm und Megasaurus

Kunterbunter Bücherspaß



Bielefeld (bi). Die Stadtbibliothek am Neumarkt stellt am Freitag, 10.
Mai, um 16 Uhr das Buch "Dr. Brumm und Megasaurus" in der
Kinderbibliothek vor. Die Veranstaltung in der Reihe "Kunterbunter
Bücherspaß" mit Vorlesen, Spielen und Basteln ist für Kinder von vier
bis sechs Jahren geeignet. 

Eintrittskarten sind für zwei Euro in der
Kinderbibliothek oder unter Telefon 0521 / 51-2457 erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 6. Mai 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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AUFBAU/569: Isoliert und überwacht - Willkommen in der Schweiz


aufbau Nr. 97, Mai/Juni 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Isoliert und überwacht - Willkommen in der Schweiz



BUNDESLAGER Seit dem 01.03.19 ist in der Schweiz das neue
Asylgesetz in Kraft. Schweizweit sind Bundesasylzentren in Betrieb und
neue Asylgesuche werden im beschleunigten Verfahren abgewickelt. Eine
kritische Betrachtung.



(agkkz) 2016 hat eine Mehrheit des Schweizer Stimmvolks der
Revision des Asylgesetzes zugestimmt. Es war eine ungewöhnliche
Revision, denn sie kam zur Abwechslung aus der Küche der
sozialdemokratischen Bundesrätin Sommaruga und nicht von der
rechtsbürgerlichen Schweizerischen Volkspartei SVP. Ebenfalls
ungewöhnlich ist, dass sich das neue Asylgesetz einen sozialen
Anstrich gibt: z.B. Rechtsvertretung für alle Asylsuchenden, kürzere
Wartezeiten auf einen Asylentscheid und bessere Organisation des
Asylverfahrens in den neuen Bundeszentren. Ein genauerer Blick auf die
neuen Abläufe zeigt aber, dass die Revision doch nicht so ungewöhnlich
ist.


Was ist neu?

Wenn eine Person in der Schweiz ein Asylgesuch stellt, betritt sie
damit neu ein System, das effizient durchgetaktet in kurzer Zeit und
gut abgeschirmt von der Gesellschaft entscheidet, ob die Person der
restriktiven Handhabe des Schweizer Asylwesens genügt. Dies geschieht
in den neuen Bundeszentren. Zentren, die aufgrund ihrer Funktionsweise
korrekter als Lager zu bezeichnen sind.

Beim Eintritt wird jedeR von der Securitas durchsucht; das Innere
jedes Lagers ist videoüberwacht. Der Alltag ist durchreglementiert:
BewohnerInnen dürfen z.B., völlig absurderweise, nur das gekocht
gelieferte Essen konsumieren, selber zu kochen ist verboten. Das Lager
zu verlassen ist während 8 Stunden am Tag erlaubt, ab 17.00 müssen die
BewohnerInnen wieder registriert - und erneut durchsucht - im Lager
sein. Wer Weisungen des Sicherheitspersonals - meist die Securitas -
missachtet, kann in ein Lager für «renitente» Personen geschickt
werden. Jeglichem Widerstand seitens der InsassInnen wird so
vorbeugend entgegengewirkt. Viele der Lager sind so gebaut, dass Herr
und Frau Schweizer möglichst nicht in Kontakt mit den InsassInnen
kommen. Neben der restriktiven Ausgangsregelung liegen die Lager
mehrheitlich sehr abgelegen, so zum Beispiel in einer alten
Militäranlage in Rümlang oder auf dem Glaubenbergpass in der
Innerschweiz. Das Risiko, dass eine SchweizerIn eineR LagerbewohnerIn
beim Kaffee in der Dorfbeiz begegnet, ist damit präventiv verhindert -
zumal das äusserst knappe Budget der Asylfürsorge, bzw. der Nothilfe,
für einen Kaffee in der Dorfbeiz eh nicht reichen würde.

Die kürzeren Wartezeiten des Asylverfahrens sind per se natürlich zu
befürworten: Ein jahrelanges Verharren in der Schwebe, zwischen
Asylanerkennung und Wegweisung ist psychisch für die Betroffenen
äusserst belastend. Faktisch ist es aber nur deshalb schneller, weil
Einsprachefristen verkürzt werden, genauere Abklärungen können so
nicht gemacht werden. Die Rechtsvertretung, die oft als Verbesserung
am neuen System präsentiert wird, ist angestellt von der gleichen
Behörde, der sie kritisch gegenüberstehen soll. Zudem zeichnet sich
jetzt schon ab, dass mehr als ein Fokussieren auf einige wenige,
erfolgreiche Fälle sowieso nicht möglich ist. Die RechtsvertreterInnen
erhalten eine Fallpauschale, die aufwändige Argumentationen in
kritischen Fällen verunmöglichen, zumal die Fristen dafür sehr knapp
sind.


Profit aus Spardruck

Die Rechtsvertretung ist dabei nicht die einzige Stelle im neuen
Verfahren, die ein knappes Budget hat. Fast alle Bundeslager werden
von der ORS Service AG betrieben. Eine Firma, die sich einen Namen
gemacht hat, billiger als alle anderen Asylsuchende, Geflüchtete und
abgewiesene Asylsuchende für Bund, Kantone und Gemeinden zu verwalten.
Mit der ORS hat sich die Profitmacherei auf Kosten der Asylsuchenden
weiter verschärft. Die ORS (wie in Zürich auch die AOZ) schliesst hier
nicht-öffentliche Leistungsverträge ab, erhält vom Bund Geld und setzt
den Auftrag so effizient um, dass für die Aktionäre der ORS sogar eine
Dividende ausbezahlt wird.

Dieser Wettbewerb hat sich im Asylsystem mittlerweile etabliert. Nicht
nur Bundeslager sondern sämtliche Aufträge von Bund, Kantonen und
Gemeinden an AOZ oder ORS funktionieren durch Leistungsaufträge. Dies
betrifft zum Beispiel auch Durchgangszentren, kommunale Strukturen
oder Betreuung von unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden. Den
Auftrag erhält, wer das beste Preis/Leistungs-Verhältnis hat. In
Zürich geniesst die AOZ den Ruf, die humanere Alternative zur ORS zu
sein. Das Konzept Leistungsauftrag egalisiert hier jeglichen
Idealismus, der bei der AOZ vorhanden sein könnte: Billiger - oder
zumindest effizienter arbeiten müssen sie trotzdem, sonst verlieren
sie den Auftrag.

Die Umsetzung des neuen Asylgesetzes vereint verschiedene
Entwicklungen, die in der Gesamtgesellschaft zu beobachten sind. Die
neu eingerichteten Lager sind darauf ausgerichtet, die Menschen so
schnell und effizient wie möglich durchzuschleusen - und falls möglich
- gleich wieder via Ausschaffungszentren aus dem Land zu bringen. In
den Lagern werden die Menschen gezielt von der Gesellschaft
ferngehalten. Permanent überwacht findet eine konsequente
Disziplinierung von Asylsuchenden statt. Dass sie hier nicht erwünscht
sind, wird auch denjenigen, denen Asyl gewährt wird, bald ersichtlich.


Politisch gewollt

Während die SVP in ihrer Politik offenen Rassismus zelebriert und
Vorurteile gegen Randgruppen aller Art schürt, präsentiert im
vorliegenden Fall die SP eine Verschärfung als sozial angehauchte
Verbesserung, die leider dem «Naturgesetz des Sparzwangs» unterliege.
Tatsächlich ist die vorliegende Änderung Ausdruck einer
Rechtsentwicklung, die vielerorts passiert: Überwachung wird
verschärft, Unterstützungsleistungen werden abgebaut. Politisch hat
damit auch die SP gelernt, wie sie aus einer restriktiven
Migrationspolitik Kapital schlagen kann. Im Migrationsbereich ist dies
auf Kosten einer systematisch marginalisierten Personengruppe möglich,
die weder ein Stimmrecht noch eine lautstarke Lobby besitzt.

 * 

Redaktion
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DAS BLÄTTCHEN/1892: Ukrainisches


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 9 | 29. April 2019

Ukrainisches

von Erhard Crome



In einer sowjetischen Staatsdatscha in Wiskuli im Urwald von Belowesch nahe
der polnischen Grenze trafen sich am 7. Dezember 1991 auf Einladung des
weißrussischen Parlamentschefs Stanislaw Schuschkewitsch die Präsidenten
Russlands, Boris Jelzin, und der Ukraine, Leonid Krawtschuk. Sie wollten
gemeinsam auf Wildschweinjagd gehen und über die Gas- und Erdöllieferungen
aus Russland reden. Nebenbei beschlossen sie die Auflösung der Sowjetunion.
Am Mittag des 8. Dezember hatten sie das Abkommen fertig, die UdSSR
aufzulösen und einen neuen Staatenverbund "Gemeinschaft unabhängiger
Staaten" zu errichten. Über die Auflösung der Sowjetunion informierte
Jelzin per Telefon freudig erregt den USA-Präsidenten George Bush Sen.,
nicht aber Michail Gorbatschow. Der wusste von den Vorgängen im Gästehaus
nur durch den Geheimdienst KGB, weil das Haus verwanzt war.

Jelzin freute sich über die Abschaffung der noch immer von Michail
Gorbatschow repräsentierten Union so sehr, dass er bei einem gemeinsamen
Bankett auf jeden der 14 Artikel des Vertrages einen kräftigen Wodka trank.
Von der auf 17 Uhr angesetzten Pressekonferenz konnte keine Rede sein, weil
Jelzin nicht mehr redefähig war. Die fand um zwei Uhr nachts statt, wobei
Jelzin zunächst auf dem Teppich hinfiel und sich übergab. Die ukrainische
Delegation war in den Belowescher Wald gefahren in der Hoffnung, die
Unabhängigkeit der Ukraine zu erreichen, und erwartete, dass Russland
zumindest die Stadt Sewastopol, aber wahrscheinlich die ganze Krim behalten
wollte. Die Ukraine war bereit zuzustimmen, dass die Krim zu Russland
kommt, wenn sie die Unabhängigkeit erhält. Am Ende waren Krawtschuk und
seine Entourage völlig erstaunt, dass der besoffene Jelzin das Wort Krim
nicht einmal in den Mund genommen hatte.

Zbigniew Brzezinski, einer der Vordenker US-amerikanischer Globalpolitik,
betonte seit den 1990er Jahren, eine unabhängige Ukraine sei Grundbedingung
dafür, dass Russland nicht wieder eine einflussreiche Großmacht werden
kann. In diesem Sinne richteten sich die Blicke der westlichen Regierungen
und Geheimdienste besonders auf die Ukraine. Victoria Nuland, bis Januar
2017 stellvertretende Außenministerin der USA mit Zuständigkeit für Europa
und Eurasien, wurde öffentlich bekannt 2014 durch den Spruch: "Fuck the
EU". Da lief der von ihr maßgeblich mitinitiierte Regimewechsel in der
Ukraine gerade auf Hochtouren. Sie wollte die Entscheidung, wer die neuen
Spitzenpersonen in Kiew sind, nicht den "Partnern" in der EU überlassen.
Die USA hatten zwischen 1991 und 2014 fünf Milliarden Dollar für die
Vorbereitung des Staatsstreichs in Kiew ausgegeben. Die größte Summe kam
vom Außenministerium und von staatlichen Organisationen wie der United
States Agency for International Development (USAID).

Nachdem der Westen die Ukraine-Krise ausgelöst hatte, war nicht klar, ob
das Hinüberziehen der Ukraine aus dem Einflussgebiet Russlands in den Orbit
von EU und NATO eine USA-Politik (von Obama und Clinton) war, die von der
EU bezahlt werden sollte, oder eine deutsche beziehungsweise "europäische"
Strategie, für die die USA das militärische Drohpotential im Hintergrund
zur Verfügung stellten. Am Ende wurde die Ukraine der EU assoziiert. Im
Februar 2019 schrieb das Land einen EU- und NATO-Beitritt als Staatsziel in
die Verfassung. Der Milliardär Petro Poroschenko regierte seit 2014 als
Präsident das Land und erschien stets als der Statthalter westlicher
Politik. Ganz in diesem Sinne empfing Bundeskanzlerin Angela Merkel kurz
vor der entscheidenden zweiten Runde der Präsidentenwahl am 21. April 2019
Poroschenko in Berlin, um deutlich zu machen, dass er der Kandidat Berlins
ist. Das hat ihm aber nichts genützt. In der Stichwahl entschieden sich 73
Prozent der Wähler für den Gegenkandidaten Wolodymyr Selensky.

Parallel zum Regimewechsel in Kiew wurde die Krim Russland angeschlossen,
was aufmerksame Beobachter wie der US-amerikanische Politikwissenschaftler
John J. Mearsheimer als die logische geopolitische Konsequenz des Umsturzes
in Kiew angesehen haben. In der Ostukraine bildeten sich prorussische
separatistische Republiken heraus, die von Russland unterstützt, aber nicht
Russland angegliedert wurden. Zugleich gelang es der ukrainischen Regierung
nicht, diese Gebiete mit militärischer Gewalt wieder der eigenen Kontrolle
zu unterwerfen. Der kluge Satz eines Analytikers, den Kampf zwischen dem
Zaren und den Bojaren hat in Russland der Zar gewonnen, in der Ukraine
gewannen ihn die Bojaren, schien sich immer wieder zu bestätigen. Oligarch
Poroschenko wirkte stets wie der Vorsteher der Bojarenklasse. Alle seine
Bekundungen, er werde deren Macht einschränken und die Korruption
bekämpfen, blieben Schall und Rauch.

Die innere Lage in der Ukraine war vom Westen her stets schwer zu
überblicken. Das Geschrei westlicher Politiker, die für ihre antirussische
Sichtweise bekannt sind, die Nachrichten über die offensichtlich
faschistischen Umtriebe in der Westukraine, Bilder von Prügeleien der
Abgeordneten in der Werchowna Rada, dem ukrainischen Parlament, machten die
prowestlichen Bekundungen ukrainischer Politiker ebenso unglaubhaft, wie
die "patriotischen" der prorussischen aus Lugansk und Donezk stets gestellt
wirkten. Berichte von linken, demokratischen Gruppen über ihre Ukraine
wirkten daher stets als Wunschdenken. Die 73 Stichwahlprozente für Selensky
sind nun aber offenbar Ausdruck einer wirklichen Volksbewegung, die alle
alten Macht- und Politikmuster satt hat. Es scheint nun vieles offen.

In den westlichen Medien, auch Deutschlands, wurde Selensky, der kein
Politiker ist, sondern als Fernsehkomiker landesweit bekannt wurde, stets
als "Clown der Nation", "Komiker", jedenfalls nicht ernst zu nehmen
etikettiert. Gleichwohl gab es offizielle Glückwünsche zur Wahl. Selensky,
der aus der Ostukraine stammt, kündigte an, er wolle das Problem der
"Volksrepubliken" im Osten lösen, indem er den Menschen deutlich macht,
dass sie in der Ukraine eine Perspektive haben.

Russland verhielt sich zunächst ausgesprochen zurückhaltend. Es sei "zu
früh", über einen Glückwunsch von Präsident Wladimir Putin an Selensky oder
"die Möglichkeit einer Zusammenarbeit" zu sprechen, sagte Kreml-Sprecher
Dmitri Peskow am 22. April. Nur anhand von "Taten" könne dies beurteilt
werden. Das klingt, diplomatisch betrachtet, zumindest eigenartig. Dem
früheren Präsidenten Wiktor Janukowytsch hatte Putin 2004 zu seiner ersten
Wahl gratuliert, da war die Auszählung noch nicht beendet, und am Ende
musste die Wahl wiederholt werden, wonach Wiktor Juschtschenko Präsident
wurde. Aber Janukowytsch galt als Favorit
Russlands.

Wenn es richtig ist, dass Selenskys Wahl Ausdruck eines freien Volkswillens
ist - der offenbar weder vom Westen noch von Russland gewollt war -, dann
stellt allein schon diese Wahl die Grundeinschätzung in Frage, dass es sich
in der Ukraine ausschließlich um faschistische Machenschaften und westliche
Geheimdienstumtriebe handelt. Damit entfiele die ideologische Grundlage der
Republiken von Lugansk und Donezk.

Nun hat Russland die Ausstellung russischer Pässe für Bürger aus der
Ostukraine erleichtert, woraufhin Selensky den Westen aufforderte, die
Sanktionen gegen Russland weiter zu verschärfen. Damit wäre die feindselige
Konstellation von vor der Wahl wiederhergestellt. Zugleich erklärte
Präsident Putin, er sei zur "vollen Wiederherstellung" der Beziehungen
Russlands zur Ukraine bereit. Daran wiederum hat der Westen kein Interesse.
Es wird spannend nach dieser Wahl.

 * 

Quelle:
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GLEICHHEIT/6864: "Ungleiches Deutschland" - neue Studie untersucht regionale Unterschiede


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

"Ungleiches Deutschland" - neue Studie untersucht regionale Unterschiede

Von Elisabeth Zimmermann

7. Mai 2019



In den vergangenen Jahren haben der Armutsbericht des Paritätischen
Wohlfahrtsverbandes und andere Studien das Ausmaß der Kluft zwischen Arm
und Reich in Deutschland aufgedeckt. Eine Studie der SPD-nahen
Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) fügt dem nun einen weiteren Aspekt hinzu:
die gravierenden regionalen Unterschiede.

Experten des Instituts für Landes- und Stadtentwicklungsforschung (ILS) in
Dortmund haben im Auftrag der FES untersucht, wie ungleich die
Lebensbedingungen in den 402 Kreisen und kreisfreien Städten sind. Die Ende
April vorgelegte Studie trägt den Titel: "Ungleiches Deutschland -
Sozioökonomischer Disparitätenbericht 2019".

Im Unterschied zu anderen Studien, die meistens nur ein oder zwei Kriterien
untersuchen, wurden hier zahlreiche Indikatoren zugrunde gelegt: Wie hoch
sind die Kommunen verschuldet? Wie hoch sind die Einkommen und die Mieten?
Wie viele alte Menschen und Kinder leben von Sozialhilfe? Was ist der
Zustand der Infrastruktur, der medizinischen Versorgung und von ähnlichem.

Auf dieser Grundlage wurde Deutschland in fünf Regionen eingeteilt:


	Dynamische Groß- und Mittelstädte mit Exklusionsgefahr (22,7 Millionen Einwohner) - Dazu zählt die Studie Städte wie München und Hamburg, aber auch Gera und Frankfurt an der Oder.

	Starkes (Um-) Land (13,7 Millionen Einwohner) - Hierzu zählt die Studie das Umland von München, Hamburg, Frankfurt am Main und Stuttgart

	Solide Mitte (32,8 Millionen Einwohner) - Dazu zählt die Studie einen großen Teil Westdeutschlands außerhalb der großen Städte. Als typisch werden der Odenwald, das Sauerland und Göttingen aufgeführt.

	Ländliche Räume in dauerhafter Strukturkrise (8,1 Millionen Einwohner) - Hier sind vor allem die ländlichen Gebiete in Ostdeutschland betroffen.

	Städte im dauerhaften Strukturwandel (5,4 Millionen Einwohner) - Hierzu zählen viele Städte im Ruhrgebiet wie Duisburg, Dortmund, Gelsenkirchen, aber auch das Saarland und Städte in Rheinland-Pfalz.



Ein zentrales Ergebnis der umfassenden Studie lautet: Die soziale und
ökonomische Ungleichheit hat sich verfestigt, trotz Wirtschaftswachstum und
Anstieg der Beschäftigung in den letzten Jahren!

Und dieses Wirtschaftswachstum droht gerade zu versiegen. Mehrmals wurden
die Prognosen in den letzten Monaten nach unten korrigiert. Die
Verschärfung der kapitalistischen Wirtschaftskrise, die Unsicherheiten, die
mit dem Brexit, dem sich verschärfenden Handelskrieg sowie technischen
Umwälzungen verbunden sind, bedrohen Zehntausende Arbeitsplätze. Die
Ankündigung von massiven Arbeitsplatzabbau bei Ford, VW, Bayer, Siemens und
anderen Konzernen sind nur der Anfang.

Die Studie der FES hält fest: Mehr als 13,5 Millionen Menschen in
Deutschland leben in Regionen mit schweren Strukturproblemen. Aber auch in
den "dynamischen Boomregionen" wächst der Graben zwischen Arm und Reich.
Hier drohen Menschen mit mittlerem Einkommen, Familien mit Kindern und
Rentner in die Armut abzurutschen. Viele werden verdrängt, weil sie die
steigenden Mieten und Lebenshaltungskosten in den wachsenden Städten nicht
mehr zahlen können.

Verschärfend kommt hinzu, dass 2017 bei fast jedem fünften Haushalt, der
Hartz IV bezieht, nicht die vollen Wohnkosten anerkannt und praktisch vom
eigentlichen Existenzminimum abgezogen werden.

Weiter heißt es in der Studie: "Die Ursachen der Strukturprobleme sind
unterschiedlich. Während die städtisch geprägten Regionen im Westen des
Landes den Bedeutungsverlust altindustrieller Wirtschaftszweige (z.B.
Bergbau und Schwerindustrie) zu bewältigen haben, sind in den vornehmlich
ländlich geprägten Regionen Ostdeutschlands die Nachwirkungen der deutschen
Wiedervereinigung und des nachfolgenden Zusammenbruchs ganzer
Wirtschaftszweige und Arbeitsmärkte der DDR zu spüren."

Dies ist eine stark beschönigte Beschreibung der Vernichtung der ehemals
verstaatlichten Industrie in der DDR durch westliche kapitalistische
Konzerne mit Hilfe der Treuhand und der früheren stalinistischen
Bürokratie. Sie zerstörten Millionen Arbeitsplätze, während sie sich selbst
obszön bereicherten.

Die Studie hält fest, dass Kinderarmut in fast allen Großstädten und deren
Umland ein Problem ist. "Sehr hohe Werte von 25 bis nahezu 40 Prozent im
Ruhrgebiet, Bremen, Berlin und in einigen ostdeutschen Großstädten weisen
darauf hin, dass hier weite Teile der Bevölkerung eine Armutserfahrung
durchlaufen und zudem auf ihrem Lebensweg auf weitere soziale
Benachteiligungen treffen," heißt es in dem Bericht.

Und an anderer Stelle: "So ist zum Beispiel die Armutsgefährdung von
Kindern und älteren Mitbürger_innen ein generelles Problem von Großstädten,
die Extremwerte zwischen den dynamischen Groß- und Mittelstädten mit
Exklusionsgefahr und den städtisch geprägten Regionen im andauernden
Strukturwandel liegen nicht weit auseinander (Kinderarmut: Halle an der
Saale mit 31,9 Prozent beziehungsweise Gelsenkirchen mit 39,5 Prozent;
Altersarmut: Frankfurt am Main mit 8,8 Prozent beziehungsweise Offenbach am
Main mit 8,9 Prozent)."

Die Studie der FES bietet auch zu Lebenserwartung, Gesundheit, Bildung und
anderen Bereichen eine Menge empirisches Material. Sie sagt aber nichts
über die Ursachen dieser Entwicklung und die Verschärfung der sozialen
Ungleichheit: das kapitalistische Profitsystem.

Die Verfasser der Studie wollen (wie auch schon mit einer ähnlichen Studie
aus dem Jahr 2015) der Politik Handlungsvorschläge unterbreiten für
"gleichwertige Lebensverhältnisse in Deutschland", ein Ziel das auch im
Koalitionsvertrag der Bundesregierung steht.

Einer ihrer Vorschläge besteht darin, dass Bund und Länder hoch
verschuldeten Kommunen einen Schuldenschnitt finanzieren, gebunden an
strikte Auflagen. Dabei ist es genau diese Politik, die zu der
katastrophalen finanziellen Lage in vielen überschuldeten Kommunen geführt
hat.

Sie erinnert an die Austeritätspolitik der EU in Griechenland. Die
Milliardenkredite wurden genutzt, um die Banken zu retten. Deutsche Banken
profitierten ganz besonders davon. Millionen Arbeiter bezahlten dafür mit
dem Verlust ihres Arbeitsplatzes, massiven Einbußen bei Löhnen und Renten
und der Zerstörung des Gesundheitssystems. Es wurde eine soziale
Katastrophe angerichtet, wie man sie außerhalb von Kriegszeiten vorher nie
gesehen hatte, und diese Katastrophe geht weiter.

Das Ausmaß der Konzentration von Reichtum und Armut in Deutschland macht
eine Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW)
deutlich: Danach besitzen die 45 reichsten Haushalte in Deutschland so viel
wie rund 20 Millionen Haushalte der ärmeren Hälfte der Bevölkerung. Die
Zahlen, auf die sich diese Studie stützt, stammen aus dem Jahr 2014. Die
soziale Polarisierung hat seit dieser Zeit noch weiter zugenommen.

Diese Entwicklung ist das Ergebnis einer dramatischen Umverteilung des
gesellschaftlichen Reichtums von unten nach oben - ein internationales
Phänomen. Sie ist nicht einfach vom Himmel gefallen, sondern das Ergebnis
der Politik der letzten Jahrzehnte.

In Deutschland hat die SPD-Grünen-Regierung mit der Einführung von Hartz IV
einen riesigen Niedriglohnsektor mit unsicheren Arbeitsplätzen geschaffen,
der maßgeblich zu der starken sozialen Polarisierung beigetragen hat. Die
folgenden Regierungen unter Angela Merkel haben daran angeknüpft, und jetzt
bereitet die Große Koalition weitere scharfe Angriffe auf die
Arbeiterklasse vor, um die rasante militärische Aufrüstung zu finanzieren.

 * 
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VORWÄRTS/1460: Barbie und Ken gemeinsam gegen Sexismus


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 13/14 vom 26. April 2019

Barbie und Ken gemeinsam gegen Sexismus

von Sabine Hunziker



Wie passen Marxismus und die Frauenfrage zusammen? Die Autoren von
"Wenn Ken und Barbie streiken" plädieren für eine im Kampf geeinte
Arbeiter*Innenklasse. Spaltungen in beispielsweise Jung und Alt,
Inländer*Innen oder Ausländer*Innen oder Frauen und Männer ist einer
der Hauptgründe, warum das System des Kapitalismus so erfolgreich
ist.


Der antisexistische Kampf ist untrennbar mit dem sozialistischen
Kampf gegen die Herrschaft des Kapitals verbunden, so schreiben die
Autor*innen des bemerkenswerten Bandes "Wenn Ken und Barbie streiken
- Marxismus und Geschlechterverhältnis" aus der Reihe "Aufstand der
Vernunft" vom Verein Gesellschaft & Politik (Eigenverlag). Die
Beiträge fallen durch ihre fundierte Aufarbeitung der Beziehung
zwischen Marxismus und Feminismus auf, wobei aus der Perspektive von
Marxist*innen/marxistische Linke ("der Funke Österreich/Deutschland")
argumentiert wird. Hier werden keine Gender-Sternchen verwendet.
Geschlechterwiderspruch und Klassenkampf lassen sich weder in zwei
parallele Kämpfe trennen, noch in einen Haupt- und Nebenwiderspruch.
Ihre Prämisse ist: Gesellschaftsformationen entsprechen den
vorherrschenden Produktionsweisen. Sexismus, Rassismus, Homophobie und
andere gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeiten existieren aufgrund
des Kapitalismus. Sie gehören zum untrennbaren Ganzen, so dass der
Kapitalismus nicht nur ein ökonomisches Produktionssystem ist.

Sexismus im Kapitalismus schafft Rollenbilder, in die Männer* wie auch
Frauen* entgegen ihren wahren Eigenschaften, Wünschen und Bedürfnissen
hineingezwängt werden. So gesehen ist der Sexismus aber nicht primär
eine Ideologie der Minderwertigkeit der Frau* und blosse
Frauen*unterdrückung. Beim Sexismus werden Männer* und Frauen* in
soziale Geschlechter eingeordnet, die beide daran hindern, sich ihren
Fähigkeiten und Bedürfnissen entsprechend zu entfalten. Obwohl Männer*
im Sexismus meist der besser gestellte, unterdrückende Teil sind,
zählen sie aber auch zu den Verlierern des Geschlechterverhältnisses.


Doppelte Ausbeutung der Frau

Der Begriff "Patriarchat" bedeutet hier die komplexe, soziale
Organisation an der Schwelle zwischen der Urgesellschaft und der
Entwicklung des Privateigentums. Seit seinem Bestehen richtet sich das
Patriarchat nicht gegen Frauen* alleine, sondern auch gegen Männer*.
Allerdings sind Männer* in ihrer Situation im Patriarchat oft viel
besser gestellt als Frauen*. Durch diese Besserstellung erscheint es,
als sei der Mann* ein Verbündeter des Kapitals. In Wahrheit hat er
tatsächlich viele Vorteile und darf in Familie und in anderen
Bereichen den "Ausbeuter" spielen. Unterdrückt ist er aber genauso vom
Kapital, allerdings nicht in der Weise wie die Frau*, die eine
doppelte Ausbeutung erlebt. Sie gehört zur industriellen Reservearmee,
die bei Engpässen kostengünstig eingesetzt werden kann. In der
Lohnarbeit arbeiten Frauen* oft in Bereichen, die schlechter bezahlt
werden und es gibt viele Fälle, in denen Frauen* in gleichen Branchen
unbegründet weniger verdienen als Männer*. Gratis verrichtete
Reproduktionsarbeit wird auch mehrheitlich von ihnen verrichtet.

Aktivist*innen der marxistischen Linken sagen, dass der Kapitalismus
nur dauerhaft bestehen kann, wenn sich die Produktivkräfte
weiterentwickeln und wenn sie durch ein politisches Herrschaftssystem
abgesichert sind. Hier ist dies der bürgerliche Staat, der als
Klassengesellschaft mit einer Vielzahl von Institutionen eine
Ideologieproduktion vorantreibt, welche die Stellung der herrschenden
Klassen zu legitimieren versucht. Soziale Unterdrückungsformen wie
Rassismus oder Sexismus sind zentrale Instrumente, um die Gesellschaft
zu spalten. Die Frauen*unterdrückung ist im Kapitalismus also ein
Stützpfeiler der ideologischen Herrschaftssicherung. In der
historischen Ausformung des kapitalistischen Systems wird auf
patriarchale Unterdrückungsformen zurückgegriffen, welche Bürgerliche
bereits von früheren Gesellschaftsformen übernommen haben. Ein
erfolgreicher Kampf gegen die geschlechterspezifische Arbeitsteilung
wäre ein schwerer Schlag gegen die kapitalistische Herrschaft. Die
Ausbeutung der Frauen* ist ein wichtiges Element zur Sicherung der
Mehrwertproduktion.


Geeinter Kampf gegen Kapitalismus

Die Aktivist*innen von "der Funke" schlagen in ihrem Buch "Wenn Ken
und Barbie streiken" vor, dass eine geeinte Arbeiter*innenklasse
zusammen gegen den Kapitalismus kämpfen soll. Eine Überwindung
jeglicher Spaltungen ist eine Grundvoraussetzung, damit die
Arbeiter*innenklasse den Kapitalismus überwinden kann. Auf den ersten
Blick entsteht der Eindruck, als hätten Frauen* in ihrer Situation als
doppelt Ausgebeutete im Rahmen einer Grossgruppe eigene Interessen. In
einigen Bereichen mag diese Perspektive zutreffen, doch tatsächlich
spalten sich "Frauen*" entlang der Klassenlinien. So stehen sich
beispielsweise die Interessen einer Fabrikarbeiter*in und einer
Kapitalist*in antagonistisch gegenüber. Kapitalisti*nnen profitieren
von billigen Frauenlöhnen. Wollen sie ihre Stellung als
Kapitalist*innen behalten, müssen sie entsprechend der
Gesetzmässigkeiten der Profitwirtschaft vorgehen.

Schaut man genauer hin, finden sich in einer Klassengesellschaft mehr
widersprüchliche Interessenslagen, welche gemeinsame Interessen in den
Hintergrund treten lassen. Aktuelles Beispiel dafür ist, wenn eine
Frau* und Mutter* Chancen rund um Karriere weiterhin ins Auge fasst
und ihre Hausarbeit von einer Care-Arbeiter*in aus dem Ausland machen
lässt. Hier ist es aufgrund der Situation nicht möglich, günstige und
faire Arbeitsbedingungen zu bieten. Es gibt Schranken bezüglich
Frauen*solidarität, so die Autor*innen. Es ist aber aufgrund dieses
Umstandes nicht so, dass der Kampf für Frauen*rechte bei Marxist*innen
in den Hintergrund rückt. Im Gegenteil: so lautet eine der zentralen
Losungen des Marxismus "Keine Frauen*befreiung ohne Sozialismus - kein
Sozialismus ohne Frauen*befreiung". Revolutionäre Kämpfe für eine
Gesellschaft ohne Ausbeutung und Unterdrückung hat eine Vielzahl von
Ebenen. Hier ist es so, dass der Kampf gegen rückständige Ideologien
- oder "den Schrott der alten Gesellschaft", wie es Marx ausgedrückt
hat - nur gelingen kann, wenn eine direkte Solidarität stattfindet.
Alle Menschen sollen sich bei Kämpfen für die Rechte beteiligen, auch
wenn sie nicht direkt davon profitieren können. Gerade das
Vernachlässigen der feministischen Perspektive in den Kämpfen der
Arbeiter*innenklasse ist eines ihrer programmatischen Defizite.


Weitergehende Perspektive suchen

Angesichts dieser im Buch beschriebenen Versäumnisse haben
Aktivist*innen der Frauen*bewegung schon früher aktiv gehandelt und
Alternativen gesucht. Gerade am Anfang von Kämpfen ist es nötig, dass
sich Betroffene versammeln, als Gruppe Identität schaffen und
Forderungen formulieren. So ist es gut, dass Frauen* sich in Vereinen,
Gruppen oder Organisationen zusammentun, um Stärke zu entwickeln und
Kämpfe gegen Sexismus und Frauen*unterdrückung vorzubereiten und zu
führen. Wichtig ist aber auch eine Öffnung dieses politischen Kampfes
in eine weitergehende Perspektive. Bereits beim Thema Diskriminierung
haben heute Aktivist*innen begonnen, ihre Kämpfe zu vereinen.
Intersektionalität meint auch die Überschneidung und Verschränkung
verschiedener Ungleichheitskategorien - häufig sind es race, class und
gender, also Ethnie, Klasse und Geschlecht. Dabei addieren sich die
Diskriminierungsformen nicht einfach, sondern sind miteinander
verwoben, überschneiden sich, wirken zusammen und führen so zu
eigenständigen Diskriminierungserfahrungen.

Einige Marxist*innen sind kritisch gegenüber der
Intersektionalitätstheorie eingestellt. Sie sehen eine wichtige
Ursache für Diskriminierung im Instrument der Spaltung, mit dem
Herrschende* ihre Stellung damit sichern, Arbeiter*innen gegeneinander
auszuspielen, sie auszubeuten und damit das System abzusichern. So
macht es hier Sinn, als jene "Kategorie" oder Gruppe zu kämpfen, zu
denen Menschen hauptsächlich gehören - und das Joch der Unterdrückung
des Kapitalismus abzuwerfen. Momentan tut sich dazu viel. In der
Schweiz ist Frauen*streikjahr: viele unterschiedliche Gruppen mit
verschiedenen Aktionsformen sind in den nächsten Monaten aktiv. Wie
ordnen die Mitglieder* von der Funke die Kämpfe rund um die verzögerte
Umsetzung des Verfassungsartikels um Lohngleichheit und
Diskriminierung ein? Yola Kipcak von "der Funke" meint dazu: "Wir
stehen für einen ernsthaften Kampf, keine Symbolpolitik. Aus unserer
Sicht muss ein Streik für Frauen*rechte auf breite Beine gestellt
werden, durch kollektive Diskussionen und demokratische Abstimmungen,
die in landesweiten gemeinsamen Forderungen und Streikaktionen
münden." Sie ergänzt: "Frauen* und Männer* sollten sich an dem Streik
beteiligen, um so die Bosse und die Regierung ordentlich ins Schwitzen
zu bringen. Zusammenfassen könnte man es mit dem Slogan: Den
Frauen*streik zum Generalstreik machen!" Kipcak kritisiert, dass aus
ihrer Sicht die Führung in den Komitees, die den Frauen*streik
organisieren, eine hemmende Rolle spielt. Insbesondere die Führung der
Gewerkschaften wird ihrer Aufgabe nicht gerecht. Fazit: "Jetzt wäre es
die Zeit, in den Betrieben selbst massenhaft zu mobilisieren, einen
konkreten Kampfplan auszuarbeiten und demokratisch abzustimmen. Diese
Ideen tragen wir auch in die Bewegung hinein."
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FORSCHUNG/145: Studie mit Teenagern - Social Media & Lebenszufriedenheit hängen kaum zusammen (idw)


Universität Hohenheim - 07.05.2019

Studie mit über 5.000 Teenagern: Social Media & Lebenszufriedenheit hängen
kaum zusammen

Universitäten Oxford und Hohenheim analysieren achtjährige Langzeitstudie
auf Wechselwirkung zwischen Social Media-Nutzung und persönlicher
Zufriedenheit



Es ist die weltweit umfangreichste Langzeitbefragung, die die University
of Oxford und die Universität Hohenheim in Stuttgart mit komplexer
Statistik untersuchten. Ergebnis: die persönliche Social Media-Nutzung und
die persönliche Lebenszufriedenheit von Teenagern beeinflussen sich in nur
kaum messbaren Größenordnungen. Ihre Ergebnisse veröffentlichten die
Forscherinnen und Forscher in der heutigen Ausgabe der Proceedings of the
National Academy of Sciences of the United States of America (PNAS).

Digitale Ausgabe: https://doi.org/10.1073/pnas.1902058116

Bisherige Studien über den Zusammenhang zwischen Social Media-Konsum und
Lebensglück kämpfen meist mit einem Makel: Mal sind es geringe
Teilnehmerzahlen, mal sehr einfache Auswertungen und oft handelt es sich
nur um Momentaufnahmen durch wenige Befragungen in einem relativ kurzen
Zeitraum.

Anders der Datenpool, den die Universität Hohenheim dank Kooperation mit
der University of Oxford nun untersuchen konnte. Die Daten stammen aus der
achtjährigen Langzeitstudie "Understanding Society".

In dieser Auswertung dabei: Dr. Tobias Dienlin vom Fachgebiet
Medienpsychologie der Universität Hohenheim. Erst- und Drittautor sind Amy
Orben und Prof. Dr. Andrew Przybylski von der University of Oxford.

Angaben von 5.492 Teenagern aus achtjährigem Befragungszeitraum

Für ihre Veröffentlichung werteten sie die Angaben von 5.492 Teenagern
aus. Bis zu acht Jahre lang hatten diese regelmäßig angegeben, wie viele
Stunden sie an einem normalen Schultag mit Social Media verbrachten und
wie hoch ihre gegenwärtige Lebenszufriedenheit sei.

Die Anzahl der Stunden markierten sie auf einer fünfstufigen Skala
zwischen 0 bis 7 und mehr Stunden. Ihre Lebenszufriedenheit markierten sie
auf einer Skala von Smileys mit sieben Stufen. Dabei unterschieden sie
verschiedene Bereiche wie die Zufriedenheit mit Freundschaften, Aussehen
oder familiärer Situation.

Die Befragungen fanden acht Mal mit einem Abstand von jeweils einem Jahr
statt. Die erste Befragungswelle der "Understandig Society-Studie" begann
im Jahr 2009. Die Befragungen halten bis heute an.

Einfluss auf veränderte Lebenszufriedenheit liegt bei weniger als einem
Prozent

"Wenn man leichte Tendenzen sucht, lässt sich sagen, dass wir eine ganz
schwache Wechselwirkung zwischen Social Media Konsum und
Lebenszufriedenheit gefunden haben. Nimmt der Social Media Konsum zu,
reduziert sich die Lebenszufriedenheit geringfügig. Gleichzeitig steigt
bei sinkender Lebenszufriedenheit auch in ganz leichtem Maße der Social
Media Konsum. Die Effekte scheinen dabei für Mädchen etwas ausgeprägter zu
sein als für Jungen."

Die Effekte seien jedoch minimal: "In Zahlen ausgedrückt lassen sich
Veränderungen in der Lebenszufriedenheit nur zu weniger als einem Prozent
auf den Social-Media-Konsum zurückführen", so Dr. Dienlin. Um das Ergebnis
einzuordnen: Die Häufigkeit, mit der Jugendliche und Eltern das Abendessen
teilten, habe einen etwa gleich großen Einfluss auf die
Lebenszufriedenheit.

"Bislang wird die aktuelle Debatte meist durch Studien mit geringer
Aussagekraft bestimmt. Die Studie ist deshalb ein wichtiger Schritt, um
Technikfolgen für das Wohlergehen von Heranwachsenden zu bestimmten", so
die Bewertung von Prof. Dr. Andrew Przybylski, Director of Research am
Oxford Internet Institute.

Gleichzeitig könne die Auswertung von Befragungen nur ein erster Schritt
sein, betont Amy Orben, Doktorandin und College Lecturer am University of
Oxford. Um die detaillierten Auswirkungen der Sozialen Medien auf Teenager
zu verstehen, sei es nötig, Zugriff auf die Daten der Social 
Media-Anbieter zu erhalten.

Es sei deshalb dringend an der Zeit, den notwendigen politischen,
ethischen und wissenschaftlichen Rahmen für solche Untersuchungen zu
schaffen, so das Credo der Kooperation.

Veröffentlichung und Methodik

Das vollständige brief paper "Social media's enduring effect on adolescent
life satisfaction" erschien am 6. Mai 2019 in Proceedings of the National
Academy of Sciences of the United States of America (PNAS).

Für ihre Auswertung nutzten die Universitäten Oxford und Hohenheim die
Methode der sog. Random Intercept Cross-Lagged Panel Model. Dabei wird
untersucht, inwiefern Zu- oder Abnahme einer der beiden Variablen in
Zusammenhang steht mit der Zu- oder Abnahme der anderen Variable - über
einen Zeitraum von jeweils einem Jahr. Die Methode gilt aktuell als die
bestgeeignete, um einen besseren Eindruck über den kausalen Zusammenhang
der Variablen zu erhalten.


Weitere Informationen

brief paper:

doi: https://doi.org/10.1073/pnas.1902058116

Expertenliste Social Media:

https://www.uni-hohenheim.de/expertenliste-social-media

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 07.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/996: Hate speech & Co - Was Bauern auf Facebook erleben (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 06.05.2019

Hate speech & Co: Was Bauern auf Facebook erleben



"You should be slaughtered" - laut einer soeben veröffentlichten Studie
der Vetmeduni Vienna nur eine der verbalisierten Aggressionen, mit denen
sich TierhalterInnen auf Facebook konfrontiert sehen. Das ist natürlich
nicht das Feedback, das sich LandwirtInnen wünschen würden, nützen viele
von ihnen den Social Media Dienst nicht nur aus wirtschaftlichen Motiven,
sondern auch um aufzuklären und die öffentliche Akzeptanz für die
Viehhaltung zu verbessern.

"Mörder", "Tierquäler", "Ausbeuter" oder "Krimineller" - LandwirtInnen
gaben im Rahmen einer soeben von der Vetmeduni Vienna veröffentlichten
Studie an, dass die Kritik, die sie auf Facebook erhalten, ziemlich
radikal ausfallen kann. Weitere typische Beschimpfungen und Vorwürfe sind
z.B., dass die LandwirtInnen "die Kühe zwangsschwängern und
vergewaltigen." Immer wieder gibt es auch "Holocaustvergleiche". Nicht
selten geht die Kritik auch ins Persönliche, so gab eine der befragten
Landwirtinnen beispielsweise an: "Mir wurde vorgeworfen, empathielos und
eine schlechte Mutter zu sein, weil ich Kühe habe und ihnen die 'Babys'
wegnehme."

Bei anderen LandwirtInnen kam es sogar zu Beschimpfungen oder Drohungen
gegenüber ihren Kindern. Wörtliche Zitate lauten etwa "Deine Kinder sollen
auch gebraten werden" oder die "Kinder sollen an Krebs verrecken."
Studienautor Christian Dürnberger von der Abteilung Ethik der
Mensch-Tier-Beziehung des Messerli Forschungsinstituts resümiert: "Die
Studie zeigt, dass nutztierhaltende LandwirtInnen, die ihre Arbeit in
sozialen Netzwerken präsentieren, auf Grund ihres Berufes häufig mit "Hate
speech" konfrontiert sind."

Soziale Netzwerke - ein untaugliches Kommunikationsmedium?

Dieses Ergebnis ist vor allem auch deshalb problematisch, da sich
NutztierhalterInnen nicht nur dazu aufgefordert sehen, tiergerechtere
Standards zu erfüllen, sondern auch neue Wege der Kommunikation zu finden
- vor allem im Sinne eines direkteren Dialogs mit VerbraucherInnen und
BürgerInnen. Studien, Bücher und Institutionen, die
Kommunikationsmaßnahmen für die Landwirtschaft diskutieren, raten vor
diesem Hintergrund denn auch zur Verwendung "Sozialer Netzwerke" wie
Facebook oder Twitter. "Obwohl soziale Netzwerke und hierbei besonders
Facebook vielfach wissenschaftlich analysiert werden, und obwohl es
zahlreiche Studien und Erhebungen zu landwirtschaftlichen Akteuren gibt,
wurde die Rolle von LandwirtInnen auf Facebook wissenschaftlich bisher
kaum untersucht", erklärt Dürnberger die Motivation für seine
Forschungsarbeit.

Motive der TierhalterInnen

Die Studie erhob auch die Motive der LandwirtInnen: Warum präsentieren sie
ihre Arbeit auf Facebook? Die Motive erschöpfen sich nicht in
unmittelbaren ökonomischen Zielsetzungen, vielmehr geht es den
LandwirtInnen auch um eine grundsätzliche Information und einen Dialog
über Landwirtschaft bzw. Nutztierhaltung. Auf diesem Weg soll die
Deutungshoheit in landwirtschaftlichen Diskursen zurückgewonnen werden und
das Wissen über landwirtschaftliche Praxis allgemein gesteigert werden.

Dialog oder Belehrung?

Das hierbei zutage tretende Verständnis von "Dialog" ist jedoch nicht
unproblematisch, denn: Auch wenn viele LandwirtInnen im Rahmen der Studie
den Begriff "Dialog" verwenden, ist damit in aller Regel weniger ein
Austausch auf Augenhöhe zwischen verschiedenen Akteuren gemeint, als
vielmehr ein Belehren von Laien (= BürgerInnen) durch ExpertInnen (=
LandwirtInnen). "Es ist fraglich, inwieweit ein solches Dialogverständnis
ausreichend ist, um in sozialen Netzwerken gerade mit kritischen Anfragen
adäquat umzugehen", ortet Dürnberger bei den in den Sozialen Netzwerken
aktiven LandwirtInnen einiges an Verbesserungspotenzial.

Konstruktive Kommunikation als mögliche Lösung

"Die Studie zeigt, dass es nicht genügt, wenn z.B. die Politik von
LandwirtInnen fordert, verstärkt den direkten Dialog mit BürgerInnen und
VerbraucherInnen zu führen. Wenn dieser direkte Kontakt zwischen
NahrungsmittelproduzentInnen und KonsumentInnen in der Tat
gesellschaftlich erwünscht ist, dann muss auch analysiert werden, wie
dieser Dialog tatsächlich abläuft. Und es muss gefragt werden, inwieweit
dieser Dialog konstruktiver gestaltet werden kann", so Dürnberger.


Originalpublikation:

Der Artikel "Experiences of criticism/hate speech, motives and strategies
among German-speaking livestock farmers using social media" von Christian
Dürnberger wurde im International Journal of Livestock Production
veröffentlicht.

https://academicjournals.org/journal/IJLP/article-full-text-pdf/D18D7D860706

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1560

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Veterinärmedizinische Universität Wien, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PREIS/2234: Auszeichnung für "Ich, Eisner!" (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

Auszeichnung für "Ich, Eisner!"

Messenger-Projekt ist Sieger des BJV-Wettbewerbs zum Tag der
Pressefreiheit



Freude beim Bayerischen Rundfunk: Das Messenger-Projekt "Ich, Eisner!"
des Autorenteams Matthias Leitner, Eva Deinert und Markus Köbnik ist
mit dem ersten Preis des bundesweit ausgeschriebenen BJV-Wettbewerbs
zum Tag der Pressefreiheit ausgezeichnet worden. Der mit 1.000 Euro
dotierte und zum fünften Mal vergebene Preis des Bayerischen
Journalisten-Verbandes wurde am heutigen Montagabend im Münchner
Presseclub übergeben.

Das digitale Storytelling-Projekt von Bayern 2, das von 14. Oktober
2018 bis Ende Februar 2019 lief, machte die packende Geschichte der
Revolution in Bayern von 1918 anhand von WhatsApp-, Insta- und
Telegram-Nachrichten erfahrbar.

"Dieses Projekt überzeugt und begeistert durch das neue Format und die
Idee, die Persönlichkeit Kurt Eisners als Streiter für die
Pressefreiheit 100 Jahre nach seinem Tod über die Nutzung moderner
Medien wieder lebendig werden zu lassen. Eine grandiose Geschichte -
volle Punktzahl", urteilte die Jury.

100 Jahre nach der Revolution von 1918/19 erzählte "Ich, Eisner!" die
Geschichte des jüdischen Journalisten und Politikers auf innovative
Weise nach. 15.000 Nutzer der Messenger-Dienste WhatsApp, Insta und
Telegram bekamen Texte, Bilder, Videos und Sprachnachrichten von Kurt
Eisner, dem Anführer der Revolution und ersten bayerischen
Ministerpräsidenten, quasi in Echtzeit auf ihr Handy, nur 100 Jahre
später. Er kommentierte und reflektierte darin seine damalige
Situation und das Zeitgeschehen. Die verschickten Nachrichten
basierten auf historischen Recherchen und orientierten sich eng an
Originaltexten wie Zeitzeugenberichten, Protokollen der
Ministerratssitzungen sowie Eisners eigenen Texten und Reden.

Die Follower empfingen nicht nur Kurt Eisners Nachrichten, sondern
schrieben auch rege zurück. Das Echtzeit-Projekt endete am 26. Februar
mit dem 100. Jahrestag der Beerdigung seines Protagonisten, die Nutzer
konnten sich in einem virtuellen Kondolenzbuch von Kurt Eisner und dem
Projekt "Ich, Eisner!" verabschieden.

Am 11. April 2019 wurde "Ich, Eisner" bereits mit dem Deutschen
Digital Award in Bronze ausgezeichnet.

Alle Informationen zum Projekt, die Nachrichten der User sowie das
Kondolenzbuch unter:

https://www.br.de/extra/webspecials/kurt-eisner-revolution-bayern-whatsapp-100.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. Mai 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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FEATURE/1240: Deutschlandfunk Kultur - Wechseljahre. Genervtes Ende oder weiser Neuanfang?, 9.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Genervtes Ende oder weiser Neuanfang?

Die Wechseljahre der Frauen

Von Katja Bigalke

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 9. Mai 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Plötzlich verändert sich die Regelblutung - hört auf, kommt wieder,
hört auf. Die Wechseljahre beginnen und eine Schwangerschaft ist nicht
mehr möglich. Wie gehen Frauen mit den körperlichen Veränderungen von
Hitzewallung über Scheidentrockenheit und Schlafstörungen um? Wie mit
dem veränderten Hautbild und der nachlassenden Libido? "Die Weisheit
der Wechseljahre" oder "Wechseljahre, na und?" heißen die
einschlägigen Ratgeberbücher zum Thema, oder wenn sie etwas launiger
sein wollen "Ich hatte mich jünger in Erinnerung", und raten nicht
selten zu einer Art weisen Gelassenheit. Aber ist es das was Frauen
brauchen? Oder geht das an ihrer Lebenswirklichkeit komplett vorbei?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1887: Deutschlandfunk Kultur auf der Biennale di Venezia, 9.+10.5.2019 (Deutschlandradio)




Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 06.05.2019

Deutschlandfunk Kultur auf der Biennale di Venezia

Fazit - Kultur vom Tage

Donnerstag, 9. Mai 2019, 23.05-23.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur

Kultur heute


Freitag, 10. Mai 2019, 17.35-18.00 Uhr, Deutschlandfunk

Für die Berichterstattung von der 58. Internationalen Kunstausstellung
der Biennale di Venezia betreibt Deutschlandfunk Kultur einen Stand
auf dem Vorplatz des Deutschen Pavillons. Von dort sendet das
Kulturprogramm des nationalen Hörfunks am 9. Mai in "Fazit - Kultur
vom Tage" und am 10. Mai in "Kompressor - Das Kulturmagazin". Der
Deutschlandfunk berichtet am 9. Mai in der Sendung "Kultur heute".

Der Deutsche Pavillon auf der 58. Internationalen Kunstausstellung der
Biennale di Venezia eröffnet am 10. Mai unter Beteiligung von
Deutschlandfunk Kultur.

Die Künstlerin Natascha Süder Happelmann und die Kuratorin Franciska
Zólyom präsentieren dort eine raumgreifende Klanginstallation, deren
Material im Hörspielstudio von Deutschlandfunk Kultur entstanden ist.
Eine Radiofassung dieser Arbeit wird am 18. Juli um 22.03 Uhr in der
Sendung "Freispiel" auf Deutschlandfunk Kultur urgesendet.

Die Klanginstallation ist eine Gemeinschaftsarbeit von Natascha Süder
Happelmann mit den Komponistinnen und Komponisten Jessica Ekomane,
Maurice Louca, DJ Marfox, Jako Maron, Tisha Mukarji, Elnaz Seyedi.
Deren individuelle Positionen werden bei Konzerten am 9. Mai und 18.
Juni in Venedig vorgestellt. Mitschnitte dieser Veranstaltungen
präsentiert Deutschlandfunk Kultur am 9., 12. und 26.12., 9. und 26.
Juli um 0.05 Uhr in der Sendung "Klangkunst".

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2882: BR-KLASSIK - "Volkslied Reloaded", 8.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. April 2019

"Volkslied Reloaded"

Quadro Nuevo und das Münchner Rundfunkorchester

Mittwoch, 8. Mai 2019, 19.30 Uhr, BR-KLASSIK



Mit dem Programm "Volkslied reloaded" hebt das Weltmusik-Ensemble
Quadro Nuevo gemeinsam mit dem Münchner Rundfunkorchester einen etwas
in Vergessenheit geratenen musikalischen Schatz: In insgesamt vier
Konzerten werden bekannte deutsche Volkslieder in neuen Variationen
präsentiert, zum Beispiel als lässiger Bossa-Nova oder
leidenschaftlicher Tango. Premiere ist am Mittwoch, 8. Mai 2019, im
Münchner Prinzregententheater, sie wird live in BR-KLASSIK/Hörfunk und
per Video-Livestream übertragen.

Die Leitung hat die österreichische Dirigentin Elisabeth Fuchs, auch
bei den drei Gastkonzerten in Gersthofen, Ludwigsburg und
Fürstenfeldbruck.

Ob Liebe oder Schönheit, Freiheit oder Rausch: In den nahezu
vergessenen Volksliedern findet sich das Leben in all seinen Facetten
wieder. Das mehrfach prämierte Weltmusik-Jazz-Ensemble Quadro Nuevo
und das Münchner Rundfunkorchester haben sich traditionelle deutsche
Volkslieder vorgenommen und sie mit musikalischen Finessen in ein
neues Instrumental-Gewand gekleidet. Unter der Leitung von Elisabeth
Fuchs lassen Orchester und Ensemble bekannte Lieder wie "Der Mond ist
aufgegangen", "Hoch auf dem gelben Wagen" oder "Die Gedanken sind
frei" in speziellem Sound frisch erblühen. Mit den neuen Fassungen der
Melodien wie "In einem kühlen Grunde", "Kein schöner Land" oder
"Maikäfer flieg" wird das Konzert zu einer musikalischen
Entdeckungsreise.

Der Abend wird moderiert von Mulo Francel, dem "Kreativ-Kopf" des
Ensembles.

Bei allen vier Konzerten besteht im Anschluss die Möglichkeit, die
CD-Aufnahme "Volkslied reloaded", eine Koproduktion von BR/SONY,
signieren zu lassen.

Mitwirkende:

Quadro Nuevo

Münchner Rundfunkorchester

Leitung: Elisabeth Fuchs

Programm:

Hoch auf dem gelben Wagen

Kein schöner Land 

Sah ein Knab ein Röslein stehn 

Am Brunnen vor dem Tore

Die Gedanken sind frei 

Bona Nox

Ich weiß nicht, was es bedeuten soll ("Loreley")

Der Mond ist aufgegangen

Servus Habibi, oide Kat - Lieder aus dem bajuwarischen Raum

In einem kühlen Grunde

Trinklieder reloaded

Im Frühtau zu Berge

Live-Übertragung:


BR-KLASSIK überträgt das Konzert live im Hörfunk und im

Video-Livestream

unter www.br-klassik.de/concert

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 9. April 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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THEMENREIHE/355: Deutschlandfunk - "Alles, nur nicht abgehängt - Orte im Aufbruch", 9. + 16.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 06.05.2019

"Alles, nur nicht abgehängt - Orte im Aufbruch"

Deutschlandfunk berichtet am 9. Mai in einer neuen Sendereihe über
Naumburg

Dlf-Magazin 

Donnerstag, 9. Mai 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



In der Sendung Dlf-Magazin berichtet der Deutschlandfunk am 9. Mai
(19.15-20.00 Uhr) über Naumburg und das bayerische Halsbach.

In einer sechsteiligen Sendereihe "Alles, nur nicht abgehängt - Orte
im Aufbruch" werden im Dlf-Magazin zwischen dem 2. und dem 16. Mai
Orte vorgestellt, in denen Bürgerinnen und Bürger erfolgreich
Strukturwandel, demografischem Wandel und Abwanderung begegnen.

Im sachsen-anhaltinischen Naumburg wird ganz auf Kultur gesetzt. Die
Bürgerschaft leistet sich das kleinste Stadttheater, den Betrieb der
ältesten Tram Deutschlands und holt sich die UNESCO an die Seite. Die
kleine bayerische Gemeinde Halsbach versorgt sich mit Breitband - und
verlegt die Technik eigenhändig unterm Acker.

Alle Beiträge der Sendereihe können unter deutschlandfunk.de und in
der Dlf Audiothek (kostenfreie App für iOS und Android) nachgehört
werden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1898: Unna - "Fit mit Smartphone und Tablet" am 14. und 21. Mai 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Fit mit Smartphone und Tablet



Kreisstadt Unna. Smartphones sind nicht nur Telefone, sondern kleine
Computer, die vielfältige Nutzungsmöglichkeiten bieten. Am 14.05. und
21.05.2019 zeigt die VHS Unna Fröndenberg Holzwickede im Bürgerzentrum
Mühlenberg, was man mit den kleinen Alleskönnern machen kann und wie
sie richtig genutzt werden.

In der Grundlagenschulung wird der Umgang mit dem Android-Smartphones
erklärt und praktisch geübt, um Apps und Anwendungen sinnvoll und
sicher zu verwenden. Neben einer Einführung in die grundlegende
Bedienung der Geräte nimmt der Dozent gemeinsam mit den
Teilnehmerinnen und Teilnehmern auch die Grundeinstellungen vor und
bespricht wichtige Funktionen. Dabei werden W-LAN und Bluetooth ebenso
thematisiert wie auch der Gebrauch von Kamera, Navigationsfunktion,
Kalender und Kontaktverwaltung. Und selbstverständlich kommt das Thema
Smartphone und Sicherheit nicht zu kurz.

Der Kurs kann nur mit einem eigenen Smartphone mit
Android-Betriebssystem besucht werden. Die Volkshochschule haftet
nicht für private Geräte.

Das Seminar "Einführung in Smartphone und Tablet-PCs (Android)" mit
der Kursnummer 191-4406F findet am 14.05.2019 und 21.05.2019 jeweils
von 10.00 Uhr bis 13:15 Uhr im Fröndenberger Bürgerzentrum Mühlenberg
statt. Die Gebühr beträgt 35 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf den Seiten 62/63 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - EDV-Kurse in Fröndenberg" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303 /
103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 1. Mai 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1897: Bielefeld - "Smartphone und Tablet bedienen lernen" am 10. und 11. Mai 2019


Stadt Bielefeld

Smartphone und Tablet bedienen lernen



Bielefeld (bi). In einem Wochenendkurs der VHS Nebenstelle Senne
erlernen Interessierte die grundlegende Bedienung von Android
Smartphones und Tablets. Der zweitägige Kurs startet am Freitag, 10.
Mai, um 18 Uhr im Informatikraum der Realschule Senne. Das Angebot
richtet sich besonders an ältere Menschen, die den kleinen Computer,
Apps und die Verwendung im Alltag lernen möchten. Am Samstag, 11. Mai,
findet der Kurs von 10 bis 16.15 Uhr statt. Anmeldungen und weitere
Infos unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 51-3585.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. April 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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ALTERNATIVMEDIZIN/254: Symposium - Grenzen und Alternativen der Schulmedizin (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2019

Symposium

"Kein Anlass für Überheblichkeit"

von Horst Kreussler



Grenzen und Alternativen der Schulmedizin: Symposium der Kaiserin-Friedrich-Stiftung.

Seit einigen Jahren treten neben die aktuelle wissenschaftsorientierte
Medizin ("Schulmedizin") alternative bzw. komplementäre Heilverfahren
und -mittel. Auch Chirurgen erkennen entsprechende postoperative
Heilwirkungen an (Deutsches Ärzteblatt 49/2018, C 815 ff.). Das 48.
Symposium der Kaiserin-Friedrich-Stiftung für das ärztliche
Fortbildungswesen in Berlin thematisierte diesen eventuellen Trend:
"Schulmedizin - Grenzen und Alternativen". Der neue
Stiftungs-Geschäftsführer Prof. Walter Schaffartzig sagte einleitend:
"Zu Überheblichkeit der Schulmedizin gegenüber der Alternativmedizin
besteht kein Anlass, eine pauschale Ablehnung wäre nicht richtig,
vielmehr können wir voneinander lernen." Dass dies in der Praxis geht,
zeigte Prof. Andreas Michalsen, Chefarzt der Abteilung Naturheilkunde
im Immanuel-Krankenhaus Berlin: "Die Ärzte in meiner Abteilung
verstehen beide Seiten und wenden alle modernen Mittel an."

In der Geschichte der Medizin gelte bereits Hippokrates als
klassischer Begründer sowohl der Naturheilkunde wie auch der
konventionellen Medizin. Zum umfangreichen Gebiet der Naturheilkunde
zählte er zunächst traditionelle Verfahren wie Phytotherapie,
Schröpfen, Blutegeltherapie oder aus anderen Kulturkreisen indische
oder chinesische Medizin. Hinzu kämen die klassischen Verfahren teils
in Anlehnung an altgriechisch-römische Vorbilder wie Hydro-, Balneo-,
Thalasso- und Klimatherapie. Eine erhebliche Rolle spielten die beiden
weiteren "besonderen Therapierichtungen" nach SGB V neben der
Phytotherapie, die Homöopathie und die Anthroposophische Medizin.
Alles zusammen zumal in den Medien genannt Erfahrungsheilkunde, sanfte
Medizin, ganzheitliche Medizin. Insgesamt praktizierten über 16.000
Ärzte, meist Allgemeinmediziner, in Deutschland Naturheilverfahren,
darunter rund 13.000 Akupunktur und über 7000 Homöopathie, allesamt
als Zusatz-Weiterbildungen qualifiziert. Er selbst, so Michalsen, habe
besonders gute klinische Erfahrungen gemacht mit schmerzlindernder
Arthrosebehandlung durch Blutegelansatz, auch mit Akupunktur bei
bestimmten Schmerzkategorien wie Menstruationsschmerz. Den häufigen
Vorwurf mangelnder Untermauerung durch große Studien und den Verweis
auf unsichere Placebowirkungen ("Imprecision Medicine") konterte er
mit dem Argument: "The absence of evidence is no evidence of absence"
und mit dem Zitat des Medizinredakteurs Dr. Werner Bartens
(sinngemäß): Wissenschaftler (die sich anderen gegenüber äußerst
streng geben) suchen oft nur die besten Argumente zur Bestätigung
ihrer Vorurteile und stilisieren sich dann als Verfechter reiner
Wahrheitssuche. Dennoch bestehen, so die Referentin Prof. Jutta Hübner
(Jena), wie schon kürzlich Prof. Ingrid Mühlhauser (Hamburg), die
Verfechter der Evidence-based Medicine darauf, dass sich alle
Medizinrichtungen den gleichen strengen Kriterien unterwerfen.

Die weite Verbreitung der Naturheilkunde in den letzten Jahrzehnten
zeigte Prof. Gustav Dobos (Direktor der Klinik für Naturheilkunde und
integrative Medizin an der Universität Duisburg-Essen) auf. Eigentlich
sei der moderne Begriff "Integrative Medizin" sinnvoll, der
konventionelle und komplementäre Methoden zusammenfasse. Denn: "Die
Integrative Medizin schließt die Lücken der konventionellen Therapie,
insbesondere mit Ordnungstherapie (lebensstilbezogen) und mit der aus
den USA kommenden 'Mind-Body-Medizin' unter Einbeziehung der Psyche."
Die nach heutigem Stand besonders sinnvollen Tätigkeitsfelder der
Integrativen Medizin seien nach seiner langjährigen beruflichen
Erfahrung Schmerztherapie, Gastroenterologie, Onkologie, konservative
Orthopädie, Kardiologie und Psychotherapie. So solle z. B. die
ergänzende (auch "supportive") Onkologie - in den USA anders als bei
uns Standard - den Patienten helfen, die belastende konventionelle
Therapie durchzuhalten. Trotz aller medizinischen Bemühungen sei aber
die durchschnittliche Lebenserwartung der Deutschen im europäischen
OECD-Vergleich auf einen hinteren Platz gefallen, was wesentlich mit
der ungünstigen Lebensweise zusammenhänge: "Dringend umsteuern!" - so
sein Appell.

Aus medizinhistorischer Sicht untermauerte Prof. Dr. phil. Robert
Jütte (Robert-Bosch-Stiftung Stuttgart) diese Entwicklung. Die
(Wieder-)Einbeziehung naturmedizinischer Verfahren sei Teil der
Modernisierung der Medizin seit Ende des 18. Jahrhunderts. Im 19./20.
Jahrhundert habe es erst eine (naturwissenschaftlich-technische)
Gegenbewegung gegeben, nun werde umgekehrt die Naturheilkunde wieder
"salonfähig".

Aus medizinethischer Sicht übte schließlich Prof. Bettina
Schöne-Seifert (Universität Münster) Kritik an einer von ihr
beobachteten Rechthaberei beider Seiten: "Jede Seite schreibt sich
Unparteilichkeit zu, bezichtigt aber die andere der Lüge", meinte sie.
Den Boom der Alternativmedizin mit Stiftungsprofessuren und
GKV-Satzungsleistungen erklärte sie auch mit häufigen Mängeln der
wissenschaftlich orientierten Medizin in der Praxis: Theoretisch gut
mit Kausalitätserklärung und Wirksamkeitskriterien, aber für Patienten
durch zunehmenden Zeitdruck und andere Probleme nicht immer attraktiv.
Probleme der Alternativmedizin sah sie vor allem durch unwirksame
Therapien mit der Folge von Schädigungen durch Unterlassung. Zu diesem
Punkt referierten Heilpraktiker-Vertreter und Medizinjuristen wie
Prof. Jochen Taupitz und Dr. jur. Christoph Jansen eher kritisch:
Haftung der Ärzte auch für Nutzen, der Heilpraktiker nur für Schaden.
Den subjektiven Patientennutzen wie auch den Respekt vor der
Patientenselbstbestimmung sah Schöne-Seifert hingegen als Positiva der
Alternativmedizin. Speziell die Homöopathie bewertete sie kritisch,
wie die Forderung des von ihr initiierten "Münsteraner Kreises" nach
Abschaffung dieser Therapierichtung im ärztlichen Bereich belegt. Ob
aber ihr Vorschlag, den Wortbestandteil Medizin zu vermeiden und statt
Alternativmedizin von "unterstützenden Maßnahmen" zu sprechen,
erfolgversprechend ist, ist die Frage. Könnte nicht eher ein
vorsichtig-probatorisches Nebeneinander der Heilmethoden sinnvoll sein
angesichts der Relativität allen menschlichen Wissens und der
Wissenschaft? Darauf hat kürzlich eine wissenschaftstheoretische
Vorlesungsreihe der Akademie der Wissenschaften in Hamburg
hingewiesen: "Wissen im Widerstreit".


16.000
Ärzte, meist Allgemeinmediziner, praktizieren in Deutschland Naturheilverfahren.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2019
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AUGEN/491: Wenn der Frühling zum Weinen bringt - Das hilft den Augen bei Heuschnupfen (DOG)


DOG - Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 6. Mai 2019

Wenn der Frühling zum Weinen bringt: Das hilft den Augen bei Heuschnupfen



München - Gereizte, juckende Augen sind für viele Menschen das
schlimmste Symptom einer Pollenallergie. Um die Beschwerden während
der Frühjahrs- und Sommermonate so gering wie möglich zu halten,
empfehlen Augenärzte eine Basistherapie mit speziellen Augentropfen
und Tränenersatzmittel. Die DOG - Deutsche Ophthalmologische
Gesellschaft empfiehlt grundsätzlich, neue oder anhaltende
Augenprobleme augenärztlich untersuchen zu lassen, um eventuelle
Infektionen mit Bakterien oder Viren auszuschließen.

Für Menschen mit Heuschnupfen beginnt der Sommer mit Beschwerden:
Neben Atemnot und Schnupfen gehören auch rote, brennende und tränende
Augen zu den typischen Allergiesymptomen. Schuld daran sind die
Mastzellen - eine bestimmte Sorte weißer Blutkörperchen des
Immunsystems: Diese stufen pflanzliche Pollen fälschlicherweise als
Krankheitserreger ein. Als Reaktion schütten sie den Botenstoff
Histamin aus, um eine Abwehrreaktion einzuleiten, die den
vermeintlichen Schadstoff wieder aus dem Körper transportieren soll.

Augenprobleme ärztlich abklären lassen

Grundsätzlich sollten Beschwerden an den Augen immer von einem
Augenarzt abgeklärt werden, sagt Professor Dr. med. Philipp Eberwein,
Facharzt für Augenheilkunde am AugenCentrum Rosenheim. "Dieser sollte
zunächst andere mögliche Ursachen ausschließen: Hinter den
vermeintlichen Allergiebeschwerden könnte sich nämlich auch eine
hochansteckende virale Bindehautentzündung verbergen, die unbehandelt
bleibende Schäden am Auge hinterlassen kann."

Basistherapie rechtzeitig beginnen

Es gibt viele Medikamente, die Allergiebeschwerden wirkungsvoll
lindern können. "Sinnvoll ist in jedem Fall eine Basistherapie mit
Tränenersatzmitteln und sogenannten Mastzellstabilisatoren. Die
Tränenersatzmittel spülen den Pollen rasch aus den Augen.
Mastzellstabilisatoren verhindern die Ausschüttung von Histamin",
erklärt Professor Dr. med. Philipp Eberwein, Facharzt für
Augenheilkunde am AugenCentrum Rosenheim. Der Augenarzt kann den
Betroffenen geeignete Medikamente empfehlen. Es gibt sie rezeptfrei in
der Apotheke oder Drogerie als Augentropfen, Nasenspray oder als
Lösung zum Inhalieren. Wichtig sei es, rechtzeitig mit der Behandlung
zu beginnen: "Mastzellstabilisatoren müssen vier Wochen lang mehrmals
täglich angewendet werden, damit sie ihre volle Wirkung entfalten",
betont DOG-Experte Eberwein. "Am besten beginnt man die Anwendung
bereits vor der Allergiesaison und setzt sie dann bis zum Ende
durchgängig fort."

Für den akuten Anfall eignen sich Antihistaminika als Augentropfen, um
eine Linderung zu erreichen. Gefäßverengende und abschwellende
Augentropfen sollten vermieden werden. Diese können die Beschwerden
nur kurzzeitig lindern und schädigen zudem die Bindehaut. Sobald das
Medikament abgesetzt wird, kehren die Symptome verstärkt zurück. Der
Patient könnte dadurch vom Medikament abhängig werden.

Bei Allergiemitteln den Beipackzettel lesen

"Manche Medikamente können die Tränenproduktion ausbremsen, sodass die
Augen trocken werden und entsprechende Symptome verursachen", sagt der
DOG-Experte. Diese Nebenwirkung steht vor allem bei den weit
verbreiteten Antihistaminika im Beipackzettel. Gegen die Trockenheit
helfen Tränenersatzmittel. Langfristig könne es natürlich sinnvoller
sein, das Medikament zu wechseln. Patienten sollten sich auch in
solchen Fällen augenärztlich beraten lassen, so der Experte. Auf
Kontaktlinsen sollten Allergiker während der Pollenzeit nach
Möglichkeit verzichten.

 * 

Quelle:

Stiftung Auge der DOG Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft

Pressemitteilung vom 6. Mai 2019
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FORSCHUNG/4036: Wie das Immunsystem körpereigene von krankheitserregenden Molekülen unterscheidet (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 03.05.2019

Eine Frage der Zeit

Forschende zeigen, wie das Immunsystem körpereigene von krankheitserregenden Molekülen unterscheidet



Ein Team um die Freiburger Biologen Prof. Dr. Wolfgang Schamel und Prof.
Dr. Wilfried Weber hat in einem Experiment die Dauer der Wechselwirkung
eines Proteins mit T-Zellen, weißen Blutkörperchen, kontrolliert und damit
gezeigt, wie das Immunsystem krankheitserregende von körpereigenen
Molekülen unterscheidet. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
haben die Ergebnisse in der Fachzeitschrift eLife veröffentlicht.

Die Aufgabe des Immunsystems ist es, zwischen körpereigenen Zellen und
Krankheitserregern zu unterscheiden. Um den Körper vor Krankheiten zu
schützen, muss es diese Erreger erkennen und angreifen, ohne eigene Zellen
zu schädigen. T-Zellen sind ein wichtiger Zelltyp des Immunsystems, die
diese Aufgabe übernehmen; sie binden sich über ihren T-Zellrezeptor - eine
Andockstelle - an pathogene, also krankheitserregende und an eigene, nicht
pathogene Moleküle.

Wie die Zellen unterscheiden, ob ein pathogenes Molekül oder ein eigenes
Molekül an den T-Zellrezeptor gebunden hat, ist eine zentrale Frage in der
Immunologie. Seit 1995 wird vermutet, dass die T-Zelle misst, wie lange
das Molekül mit dem Rezeptor interagiert. Bindet ein Molekül lange wird
es als Pathogen eingestuft, und bindet es kurz, als eigenes. Die Dauer der
Bindung konnte bisher in keinem Experiment genau kontrolliert werden.
Deshalb konnte diese Hypothese bisher weder bestätigt noch widerlegt
werden.

Das so genannte Bio-Engineering, die Konstruktion von biologischen
Systemen, ist ein Hauptforschungsfeld der Freiburger Exzellenzcluster im
Bereich biologische Signalforschung BIOSS und CIBSS. In dem jetzigen
T-Zell-Projekt haben die Forschenden ein Hybridsystem konstruiert, bei dem
Komponenten aus Menschen, Pflanzen, Bakterien und Quallen kombiniert
werden, um das System mit einer neuen Eigenschaft auszustatten: Es ist
damit möglich, die Bindungsdauer des T-Zellrezeptors und eines
wechselwirkenden Moleküls, in diesem Fall ein Photoprotein aus Pflanzen,
mithilfe von Rotlicht als Fernbedienung präzise zu steuern. Diese
Verwendung lichtempfindlicher Proteine als molekulare Schalter ist als
Optogenetik bekannt. Mit Hilfe des OptoRobot, einer optogenetischen
Hochdurchsatz-Plattform, haben die Wissenschaftler Experimente an einer
großen Anzahl von Proben gleichzeitig durchgeführt. So haben sie genaue
Ergebnisse erhalten und aussagekräftige Schlussfolgerungen für die Studie
gezogen.

Schaffen die Forschenden eine Lichtbedingung, bei der das Photoprotein nur
kurz mit dem T-Zellrezeptor wechselwirkt, werden die T-Zellen nicht aktiv.
Bei Bedingungen, die längere Interaktion verursachen, findet hingegen eine
Aktivierung statt; deren Schwellenwert liegt bei acht Sekunden. Dieses
Ergebnis stützt die Annahme, dass T-Zellen pathogene von eigenen,
nicht-pathogenen Molekülen anhand der Wechselwirkungszeit unterscheiden können.

An den Arbeiten waren Forscherinnen und Forscher aus den Exzellenzclustern
BIOSS und CIBSS der Universität Freiburg sowie des Deutschen
Krebsforschungszentrums und der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg, der
Universität Wageningen/Niederlande und der Heinrich-Heine-Universität
Düsseldorf beteiligt. Die Ergebnisse ermöglichen ein besseres Verständnis
dafür, wie T-Zellen zwischen körpereigenen und pathogenen Molekülen
unterscheiden und helfen dabei, die Immuntherapie oder die Behandlung von
Autoimmunität, bei der das Immunsystem gegen den eigenen Körper vorgeht,
voranzutreiben. Das neue Optogenetiksystem und die Robotikplattform
könnten auch dazu dienen, um andere Rezeptoren und den zeitlichen Verlauf
von Protein-Protein-Wechselwirkungen zu untersuchen.


Originalpublikation:

Yousefi, O.S., Günther, M., Hörner, M., Chalupsky, J., Wess, M., Brandl,
S.M., Smith, R.W., Fleck, C., Kunkel, T., Zurbriggen, M.D., Höfer, T.,
Weber, W. & Schamel, W.W.A. (2019): Optogenetic control shows that
kinetic proofreading regulates the activity of the T cell receptor. In:
eLife. 

DOI: 10.7554/eLife.42475.

https://elifesciences.org/articles/42475

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2019/eine-frage-der-zeit?set_language=de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69
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Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 03.05.2019
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FORSCHUNG/4035: Pluripotenz oder Differenzierung - das ist hier die Frage (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 02.05.2019

Pluripotenz oder Differenzierung - das ist hier die Frage



Induzierte, pluripotente Stammzellen können sich in Körperzellen
verwandeln oder in ihrer ursprünglichen Form bleiben. Wissenschaftler des
Helmholtz Zentrums München berichten jetzt in Molecular Cell, wie sich
Zellen "entscheiden", welcher Pfad eingeschlagen wird. Sie fanden ein
Protein und eine RNA, die eine entscheidende Rolle in diesem Prozess
innehaben. Ihre Entdeckung liefert auch ein tieferes Verständnis für die
amyotrophe Lateralsklerose (ALS)(1), eine fortschreitende Erkrankung des
motorischen Nervensystems.

Aufgrund ihrer Fähigkeit, sich in beliebige Zellen unseres Körpers
umzuwandeln, könnten induzierte pluripotente Stammzellen (iPS-Zellen)(2)
einen wichtigen Beitrag zur regenerativen Medizin leisten. Um
beispielsweise Betazellen zur Therapie von Typ-1-Diabetes künstlich
herzustellen, ist es entscheidend, die zugrundeliegenden Mechanismen
dieser Differenzierung zu verstehen. Zusammen mit seinem Team zeigt nun
Dr. Micha Drukker vom Institut für Stammzellforschung (ISF) des Helmholtz
Zentrums München, wie solche Vorgänge auf molekularer Ebene gesteuert
werden. Ausgangspunkt war zunächst eine im Fluoreszenzmikroskop sichtbare
Struktur im Zellkern.

Zwei Schlüsselfaktoren im Zellkern

"Uns fiel auf, dass Bereiche im Zellkern, die sogenannten Paraspecklen (3)
nicht in iPS-Zellen vorkommen, aber während der Differenzierung schnell
gebildet werden, und zwar unabhängig vom Zelltyp, der dabei entsteht",
sagt Dr. Miha Modic, der Mitglied der Arbeitsgruppe von Dr. Drukker war.
Drukker und Modic nahmen an, dass dieses Phänomen mit der Fähigkeit von
Stammzellen, sich in Körperzellen umzuwandeln, in Verbindung steht.
Zusammen mit Prof. Ule Jernej vom University College London und mit Markus
Grosch, Doktorand aus Dr. Drukkers Gruppe, entdeckten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Schlüsselmoleküle im Zellkern,
die das Auftreten der Paraspecklen veranlassen und fanden heraus, wie
diese die Differenzierung steuern.

"Bei der Entscheidung, ob sich Zellen differenzieren oder pluripotent
bleiben, spielen zwei Faktoren eine Rolle", sagt Drukker. "Wir
identifizierten NEAT1, eine Ribonukleinsäure (RNA), und TDP-43, ein
RNA-bindendes Eiweiß." NEAT1 existiert in zwei Formen. Die kurze Form wird von
TDP-43 stabilisiert. In diesem Fall entstehen keine Paraspecklen; die
Zelle bleibt pluripotent, sie ist unverändert. Umgekehrt führt der Abbau
von TDP-43 zur Bildung der langen Form von NEAT1, und Paraspecklen
entstehen. Eine iPS-Zelle beginnt, sich zu differenzieren. Modic ergänzt:
"Diese Steuerung könnte die Grundlage für die Entscheidung der Stammzelle
sein, wann sie ausdifferenziert." Dr. Silvia Schirge und Prof. Heiko
Lickert vom Institut für Diabetes- und Regenerationsforschung (IDR) am
Helmholtz Zentrum München halfen den Autoren aufzuzeigen, dass
Paraspecklen auch für eine effiziente Differenzierung bei der murinen
Embryonalentwicklung entscheidend sind. Diese Studienergebnisse bedeuten
einen Durchbruch für das Verständnis von Differenzierungs- und
Entwicklungsprozessen bei Stammzellen.

Zusammenhang mit Erkrankungen

Drukker sieht in den Ergebnissen mehr als einen Beitrag zur
Grundlagenforschung, denn "Paraspecklen stehen mit mehreren Krankheiten in
Verbindung, wurden aber bislang kaum im Kontext der Entwicklungs- und
Stammzellbiologie untersucht". Bei der amyotrophen Lateralsklerose (ALS)
sei die Rolle von TDP-43 und das Auftreten von Paraspecklen besonders
offensichtlich. In den Nervenzellen, die für unsere Muskeln zuständig und
von ALS betroffen sind, wird TDP-43 merkwürdig reguliert und bildet
toxische Ansammlungen. Außerdem tritt NEAT1 in der langen Form vermehrt
auf, und es sind mehr Paraspecklen nachweisbar. Diese Mechanismen gelten
als früher Hinweis auf ALS - noch bevor Patienten klinisch relevante
Beschwerden haben. Im nächsten Schritt wollen Druckker und sein
Wissenschaftsteam andere Zelltypen auf Paraspecklen, RNAs und deren
Zusammenspiel untersuchen. Dann wird sich auch zeigen, ob sich die neu
entdeckten Moleküle vielleicht als Zielstrukturen für Pharmakotherapien
eignen.

Weitere Informationen

(1) Induzierte pluripotente Stammzellen (iPS-Zellen) sind Stammzellen, die
im Labor aus normalen Körperzellen durch Umprogrammierung hergestellt
werden. Sie können sich in alle Zelltypen umwandeln (differenzieren).

(2) Paraspecklen Strukturen im Zellkern, die durch Fluoreszenzmikroskopie
sichtbar gemacht werden können. Sie treten nicht immer auf, sondern sind
nur bei gewissen Zellzuständen nachweisbar, etwa bei der Differenzierung
von iPS-Zellen zu normalen Körperzellen. Paraspecklen bestehen aus
speziellen Proteinen (Eiweißen), die Ribonukleinsäuren (RNAs) binden.

(3) Die amyotrophe Lateralsklerose ist eine nicht heilbare Erkrankung des
Nervensystems. Bei ALS-Patienten gehen bestimmte Nervenzellen, sogenannte
Motoneurone zugrunde, die zur Bewegung von Skelettmuskeln benötigt werden.


Originalpublikation:

Modic M et al (2019), Cross-Regulation between TDP-43 and Paraspeckles
Promotes Pluripotency-Differentiation Transition. 

DOI: 10.1016/j.molcel.2019.03.041

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.helmholtz-muenchen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44
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HYGIENE/135: "Hygienemaßnahmen konsequenter unterstützen" (Bundesverband Medizintechnologie)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 2. Mai 2019

"Hygienemaßnahmen konsequenter unterstützen"

BVMed zum Welt-Handhygienetag



Berlin | Die Vermeidung von Krankenhausinfektionen ist eine wichtige
gesundheitspolitische Herausforderung. "Die Infektionsvermeidung
beginnt mit einer konsequenten Händedesinfektion", sagt der
Geschäftsführer des Bundesverbandes Medizintechnologie (BVMed), Dr.
Marc-Pierre Möll, zum Welt-Handhygienetag am 5. Mai 2019. Wie die
Händedesinfektion korrekt durchgeführt werden sollte, zeigt der BVMed
auf einer Infografik unter 

www.krankenhausinfektionen.info/haendedesinfektion
(http://www.krankenhausinfektionen.info/ki-de/kipraevention/haendedesinfektion). 

Um einen effektiven Infektionsschutz zu gewährleisten, sollten nach
Ansicht des BVMed Hygienemaßnahmen extrabudgetär vergütet werden.

Die konsequente Umsetzung von Hygienemaßnahmen ist das effektivste
Mittel zur Vermeidung von Krankenhausinfektionen. Das beginnt mit der
Prävention durch eine konsequente Händedesinfektion sowie Maßnahmen
bei Krankenbehandlung, Operation und postoperativer Versorgung. "Das
derzeitige Vergütungssystem setzt jedoch weiterhin Anreize,
Hygieneaufwendungen zu minimieren", bemängelt der BVMed. Um einen
effektiven Infektionsschutz zu gewährleisten, sollten deshalb
Hygienemaßnahmen analog zu den Empfehlungen der Kommission für
Krankenhaushygiene und Infektionsprävention (KRINKO) beim Robert
Koch-Institut (RKI) extrabudgetär vergütet werden.

Informationen zu den Ursachen von Krankenhausinfektionen und
Schulungsmaterial zu präventiven Maßnahmen stellt der BVMed auf dem
Themenportal unter 

www.krankenhausinfektionen.info 

(http://www.krankenhausinfektionen.info/ki-de/kistart) zur Verfügung.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 31/19

https://www.bvmed.de/hygienemassnahmen-konsequenter-unterstuetzen

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 31/19 vom 3. Mai 2019

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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MELDUNG/989: Nordrhein-Westfalen - Neues Qualitätssiegel als Anreiz im Kampf gegen multiresistente Erreger (KGNW)


Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e.V. - 2. Mai 2019

Neues Qualitätssiegel der MRE-Netzwerke NRW für die nordrhein-westfälischen Krankenhäuser

Landeszentrum Gesundheit NRW unterstützt die NRW-Kliniken im Kampf gegen multiresistente Erreger



Bochum - Multiresistente Erreger sind ein weltweites Problem. Dieser
Herausforderung stellen sich die 344 nordrhein-westfälischen
Krankenhäuser mit ihrem nachhaltigen Engagement und werden dabei im
Kampf gegen die multiresistenten Erreger vom Landeszentrum Gesundheit
NRW mit einem neu entwickelten Qualitätssiegel unterstützt. Das Siegel
des Landeszentrums Gesundheit NRW tritt verstärkend neben die
Hygiene-Initiative "Keine Keime. Keine Chance für multiresistente
Erreger. Gemeinsam Gesundheit schützen" der nordrhein-westfälischen
Krankenhäuser unter Schirmherrschaft von Ministerpräsident Armin
Laschet, mit der die Kliniken die Bevölkerung und ihre Mitarbeiter
über multiresistente Erreger, Antibiotikaresistenzen und
Infektionsschutz aufklären.

Das Qualitätssiegel der MRE-Netzwerke NRW wird in Zukunft an die
Häuser vergeben, die verschiedene festgelegte Ziele erfüllen. Das
erfordert Engagement und benötigt Zeit. Dennoch: Schon kurz nach der
ersten Vorstellung des neuen Siegels haben sich 120 Krankenhäuser
verbindlich für den zweijährigen Prozess angemeldet.

Grundsätzlich kann jedes Akutkrankenhaus, das Mitglied eines
regionalen Netzwerks ist, das Qualitätssiegel der MRE-Netzwerke NRW
erwerben. Voraussetzung ist das Erreichen von sieben genau definierten
Qualitätszielen, zu denen z.B. das Hygienemanagement, die Händehygiene
und das Antibiotic Stewardship gehören. Jedes Ziel ist jeweils mit
Punkten hinterlegt. Um das Siegel zu erlangen, muss eine definierte
Mindestpunktzahl erreicht werden.

"Wir freuen uns darüber, dass das Qualitätssiegel der MRE-Netzwerke
NRW auf eine so große Resonanz bei den NRW-Krankenhäusern getroffen
ist, die hiermit ihr großes Engagement in den Bereichen
Krankenhaushygiene und Infektionsschutz unter Beweis stellen. Unsere
Krankenhäuser unterliegen höchsten Hygienestandards und nehmen die
Sorgen von verunsicherten Patienten sehr ernst," erklärte Jochen
Brink, Präsident der Krankenhausgesellschaft anlässlich des Welttages
der Händehygiene am 5. Mai 2019 und einer ersten Bestandsaufnahme nach
dem Start der Initiative.

Das große Interesse an diesem Siegel begründet sich auch mit dessen
Entstehung. Es wurde von einer Arbeitsgruppe entwickelt, bestehend aus
Vertreterinnen und Vertretern von Gesundheitsämtern, MRE-Netzwerken
und des LZG.NRW. Während der Entwicklung wurde zusätzlich die Meinung
anderer, nicht am Entwicklungsprozess beteiligter Gesundheitsämter,
eingeholt. Zusätzlich wurden die Qualitätsziele von Hygienefachkräften
und Krankenhaushygienikerinnen und Krankenhaushygienikern auf
Praxistauglichkeit geprüft. Anhand des Feedbacks wurden die
Qualitätsziele noch einmal überarbeitet, so dass der Inhalt des
Siegels sowohl von Seiten der Behörden als auch von den Krankenhäusern
getragen wird.

In NRW werden Qualitätssiegel auch von anderen Netzwerken angeboten.
Das Siegel der MRE-Netzwerke NRW wurde explizit nicht als Konkurrenz
zu den Siegeln anderer MRE-Netzwerke konzipiert, sondern als Ergänzung
in der Siegellandschaft und Angebot an alle in NRW, die ansonsten
nicht die Möglichkeit haben, ein Siegel zu erwerben.

Alle Siegel haben das gemeinsame Ziel, Anreize zum weiteren Engagement
für Infektionsprävention, Hygiene und rationalen Antibiotikaeinsatz zu
schaffen und damit die Implementierung von Infektionsschutzmaßnahmen
zu fördern. Durch das Siegel haben die Krankenhäuser die Chance,
dieses Engagement öffentlich sichtbar zu machen.

Am neuen Siegel der MRE-Netzwerke NRW nehmen 120 Krankenhäuser teil,
für die 26 Gesundheitsämter zuständig sind. 21 weitere
Gesundheitsämter sind Mitglied eines Netzwerkes, welches ein eigenes
Siegel vergibt. Dies sind entweder größere, regionale Netzwerke wie
EurHealth-1Health, EurSafety Health-Net, EuPrevent und das MRE-Netz
Regio Rhein-Ahr oder lokale Netzwerke wie das MRE-Netzwerk Essen und
das MRE-Netzwerk Düsseldorf.

 * 

Quelle:

Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e. V.

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Referat für Politik, PR und Presse

Humboldtstr. 31, 40237 Düsseldorf

E-Mail: presse@kgnw.de

Internet: www.kgnw.de
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DEMENZ/435: Europawahl 2019 - Das Thema "Demenz" muss zur Priorität werden (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 2. Mai 2019

Europawahl 2019: Das Thema "Demenz" muss zur Priorität werden



Berlin, 2. Mai 2019. Vom 23. bis 26. Mai wählen die Bürgerinnen und
Bürger der Europäischen Union (EU) zum neunten Mal das Europäische
Parlament. Gemeinsam mit Alzheimer Europe und anderen nationalen
Alzheimer-Gesellschaften fordert die Deutsche Alzheimer Gesellschaft
(DAlzG) die Kandidatinnen und Kandidaten im aktuellen Europawahlkampf auf,
sich für das Thema "Demenz" einzusetzen und die gemeinsame
"Absichtserklärung Demenz zur Europawahl" zu unterzeichnen.

In Europa leben etwa 9,1 Millionen Menschen mit einer Demenz. Weil die
europäische Bevölkerung immer älter wird, steigt diese Zahl bis zum
Jahr 2040 voraussichtlich auf 14 Millionen Menschen. Diese Entwicklung
stellt alle Länder vor Herausforderungen. Bislang stehen keine
Medikamente zur Verfügung, die die Krankheit heilen könnten. Ebenso ist
der Zugang zu Diagnose, Behandlung und guter Pflege in den
EU-Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich.

"Um die Krankheit zu bekämpfen und Möglichkeiten der Prävention
besser zu nutzen, brauchen wir gemeinsame Anstrengungen sowohl auf
europäischer als auch auf deutscher Ebene", erklärt Sabine Jansen,
Geschäftsführerin der Deutschen Alzheimer Gesellschaft und
Vorstandsmitglied von Alzheimer Europe.

Menschen mit Demenz brauchen eine demenzfreundliche Umgebung, damit sie
möglichst lange selbstständig bleiben können. Ihre Angehörigen
übernehmen mit der Begleitung, Betreuung und Pflege eine
verantwortungsvolle Aufgabe, die in der Regel viele Jahre dauert. Sie
erhalten bei den Alzheimer-Gesellschaften Beratung sowie Informationen zu
Unterstützungs- und Entlastungsangeboten.

In der Absichtserklärung verpflichten sich die Unterzeichnenden, der
Europäischen Alzheimer's Alliance (Link:

https://www.alzheimer-europe.org/Policy-in-Practice2/European-Alzheimer-s-Alliance) beizutreten, 

Demenz Partner (Link:

https://www.demenz-partner.de/startseite.html) zu werden sowie das Thema
"Demenz" zu einer Priorität zu erklären und Folgendes zu fordern:

Die Erhöhung des EU-Budgets für eine bessere Forschung und eine bessere
Kooperation in diesem BereichDie Aufsetzung einer Europäischen
Forschungsmission zur Prävention und Heilung der Alzheimer-Krankheit und
anderer DemenzerkrankungenDie Entwicklung einer Plattform zum Austausch
guter Praxisbeispiele zwischen den Europäischen LändernDie Anerkennung
der Demenz als Behinderung und die entsprechende Einbeziehung der Demenz
in die EU-BehindertenpolitikDie Würdigung der Leistung von Angehörigen
in der Pflege von Menschen mit Demenz in der Sozialpolitik

Erste Kandidatinnen und Kandidaten von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP haben die Absichtserklärung bereits mitgezeichnet. "Wir freuen
uns über die positiven Reaktionen. Sie zeigen, dass das Thema Demenz
parteiübergreifend Relevanz hat", so Sabine Jansen.

Die "Absichtserklärung Demenz zur Europawahl" sowie weitere
Informationen zu den Aktivitäten der DAlzG und von Alzheimer Europe zur
Europawahl 2019 finden Sie auf der Internetseite der Deutschen Alzheimer
Gesellschaft (Link:

https://www.deutsche-alzheimer.de/index.php?id=977).

 * 

Hintergrund:

In Deutschland leben heute etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60 Prozent davon haben eine Demenz vom
Typ Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3
Millionen steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz 

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres
Leben mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und
ihre Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung
und ist ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus
Forschung und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130
Alzheimer-Gesellschaften unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort.
Gegenüber der Politik vertritt sie die Interessen der Betroffenen und
ihrer Angehörigen.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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FORSCHUNG/800: Erbliche Spastik besser behandeln (idw)


Universität Duisburg-Essen - 03.05.2019

Erbliche Spastik besser behandeln: TreatHSP



Seltene Erkrankungen zu behandeln, ist eines der großen Ziele in der
Medizin. Dazu zählt z.B. auch die vererbte Bewegungsstörung HSP
(Hereditäre Spastische Spinalparalyse). Um Betroffenen gezielter zu
helfen, haben sich Forscher zum deutschlandweiten Netzwerk Treat.HSP
zusammengeschlossen. Mit dabei sind auch Wissenschaftler der Medizinischen
Fakultät der Universität Duisburg-Essen (UDE).

HSP betrifft vor allem 20- bis 40-Jährige; in Deutschland sind dies rund
6.000 bis 8.000 Menschen, in deren Beinen sich langsam eine Spastik
entwickelt. Damit gehört HSP zu den seltenen Erkrankungen.

"Bisher fehlen uns allerdings spezifische Skalen, um die Lebensqualität zu
ermitteln und einzuschätzen", so Prof. Dr. Stephan Klebe, Leitender
Oberarzt in der Klinik für Neurologie am Universitätsklinikum (UK) Essen.
"Solche objektiven Skalierungen sind aber enorm wichtig beispielsweise für
die Zulassung von Medikamenten."

Deshalb wird nun in Essen der erste betreuungsspezifische
Patientenfragebogen für HSP-Betroffene entwickelt und getestet. Er basiert
auf Interviews, die Mediziner mit Patienten und Angehörigen sowie
Betreuungspersonal führen. Statistiker des Instituts für Medizinische
Informatik, Biometrie und Epidemiologie am UK Essen übernehmen die
Auswertung.

Das gerade gestartete Projekt Treat.HSP besteht aus neun Teilprojekten und
wird vom Universitätsklinikum Tübingen aus geleitet. Das
Bundesforschungsministerium fördert das Vorhaben mit rund 2,2 Millionen
Euro.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.treatHSP.net

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen - 03.05.2019

WWW: http://idw-online.de
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GENETIK/141: Forscher finden Gen für Harnröhrenverengung (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 02.05.2019

Forscher finden Gen für Harnröhrenverengung



Bereits vor der Geburt kann es durch eine verengte Harnröhre zu
verschiedenen Problemen beim ungeborenen Kind kommen, von recht milden
Beschwerden beim Wasserlassen bis hin zum Nierenversagen. Diese sehr
unterschiedlich ausgeprägte Erkrankung wird LUTO (lower urinary tract
obstruction) genannt. Vor allem Jungen sind betroffen. Ein internationales
Forscherteam hat unter Federführung der Universität Bonn das erste Gen
entdeckt, das an der seltenen Erkrankung beteiligt ist. Die Ergebnisse
sind nun im "American Journal of Human Genetics" veröffentlicht.

"Der durch die Verengung der Harnröhre ausgelöste Harnstau kann im
schlimmsten Fall vorgeburtlich zu einer Nieren- und Lungenschädigung
führen", sagt Dr. Alina Hilger vom Zentrum für Kinderheilkunde des
Universitätsklinikums Bonn (UKB). Der Harnstau führt dazu, dass zu wenig
Fruchtwasser vorliegt - die Flüssigkeit ist aber erforderlich, damit sich
die Lunge in der Fruchtblase richtig ausbildet. Hilger: "Mit einem
chirurgischen Eingriff noch im Mutterleib kann der Fötus aber gerettet
werden." Dieser komplizierte und selten durchgeführte Eingriff wird von
Prof. Christoph Berg in der Universitätsfrauenklinik Bonn durchgeführt.

LUTO tritt vergleichsweise selten auf, nur in etwa drei von 10.000
Schwangerschaften. Die wenigen Fälle zeigen aber eine gelegentliche
familiäre Häufung und scheinen daher vererblich zu sein. Bislang war aber
noch kein Gen bekannt, dass ursächlich mit der Erkrankung und deren
Vererbung in Zusammenhang gebracht wurde. Ein internationales Forscherteam
aus Deutschland, den Niederlanden, England, den USA und Polen hat nun
unter der Federführung von Kinderärzten, Anatomen und Humangenetikern des
Universitätsklinikums Bonn nach den genetischen Grundlagen der Erkrankung
gefahndet.

Unterschiedliche Varianten des BNC2-Gens

Die Wissenschaftler verglichen das Erbgut von vier Patienten, die über
drei Generationen hinweg in unterschiedlicher Ausprägung an LUTO erkrankt
waren, mit dem von gesunden Menschen. Dabei ergaben sich Hinweise auf
Mutationen des Gens "BNC2". Daraufhin weiteten die Forscher die
Untersuchung um 697 LUTO-Patienten aus und förderten bei diesen drei
weitere Varianten des BNC2-Gens zutage. BNC2 kodiert das Protein
"Basonuclin 2", das vermutlich im Zellkern an der Verarbeitung von
bestimmten RNAs beteiligt ist. "Wo die gefundenen Mutationen genau in
einen biologischen Mechanismus eingreifen, der letztlich zu einer
angeborenen Verengung der Harnröhre führt, ist aber weiterhin unbekannt",
sagt Erstautorin Caroline Kolvenbach vom UKB.

Ihre Erkenntnisse überprüften die Forscher an Zebrafischen. "Es handelt
sich dabei um ein gut eingeführtes Tiermodell", berichtet Prof. Dr.
Benjamin Odermatt vom Anatomischen Institut des Universitätsklinikums
Bonn. Die Fische vermehren sich rasch, weshalb man schnell zu Ergebnissen
kommt. Außerdem sind sie im Larvenstadium durchsichtig und lassen sich
deshalb leicht auf anatomische Besonderheiten durchleuchten.

Zunächst schalteten die Wissenschaftler das BNC2-Gen in Zebrafischen
stumm. Daraufhin entwickelten die Zebrafischlarven eine Verengung ihres
Harnausflusstraktes. In einem weiteren Schritt übertrugen die Forscher
eine intakte menschliche BNC2-Kopie in die manipulierten Fischembryonen.
In der Folge kam es bei diesen Fischen dann wieder deutlich seltener zu
einer Fehlentwicklung des Harntraktes. Die in den Familien gefundenen
veränderten beziehungsweise mutierten BNC2-Kopien konnten diese
Fehlbildungen jedoch nicht verhindern. "Diese Experimente zeigen, dass
diese von uns gefundenen Varianten beziehungsweise Mutationen in BNC2
tatsächlich für LUTO verantwortlich sind", sagt der zweite Erstautor Dr.
Gabriel Dworschak vom UKB.

Neue Perspektiven für die genetische Beratung

Damit hat das Wissenschaftlerteam das erste Gen entdeckt, das mit LUTO in
Zusammenhang steht. "Wir haben damit gleichzeitig bewiesen, dass LUTO
genetisch bedingt ist", sagt Dr. Alina Hilger. "Dies eröffnet auch neue
Perspektiven für die genetische Beratung betroffener Eltern." Da viele
Kinder mit LUTO eine Beeinträchtigung der Nierenfunktion haben, gehen die
Wissenschaftler davon aus, dass nicht nur der Harnaufstau, sondern auch
der genetische Defekt an sich die Funktion der Nieren beeinträchtigt.
Durch die Erkenntnis der genetischen Ursachen erhoffen sich die
Wissenschaftler langfristig, hier einen Ansatz für eine ursächliche
Therapie für die Nierenfunktionsstörung bei LUTO-Kindern zu finden.


Originalpublikation:

Rare Variants in BNC2 are Implicated in Autosomal Dominant Congenital
Lower Urinary Tract Obstruction, The American Journal of Human Genetics,

DOI: 10.1016/j.ajhg.2019.03.023

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 02.05.2019
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HERZ/1171: Auswurfzeit ist neuer wichtiger Parameter für Herzgesundheit (idw)


Universitätsklinikum Würzburg - Deutsches Zentrum für Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI), 03.05.2019

Auswurfzeit ist neuer wichtiger Parameter für Herzgesundheit



Die Verlängerung der systolischen Auswurfzeit steht im Fokus neuer Studien
zur Behandlung der Volkskrankheit Herzinsuffizienz. Forscher im Deutschen
Zentrum für Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI) bestimmen entsprechende
Normwerte für die Auswurfzeit. Für seine Untersuchungen an Patienten mit
Herzinsuffizienz wurde Dr. Alexander Dietl beim Kongress der Deutschen
Gesellschaft für Kardiologie mit dem 2. Preis des Young Investigator
Awards im Themenbereich Herzinsuffizienz ausgezeichnet.

Die meisten Medikamente, mit denen man heute eine Herzinsuffizienz
behandelt, schirmen das Herz vor einer übermäßigen Aktivierung durch
Blutdruckhormone wie Adrenalin ab. Neuere Therapieansätze verfolgen das
Ziel, die Pumpkraft direkt durch Ansatz am Motor der Herzmuskelzellen zu
erhöhen. Eines dieser Medikamente, Omecamtiv mecarbil, welches derzeit in
einer großen internationalen Studie an Herzinsuffizienz-Patienten getestet
wird, verlängert die Auswurfzeit des Herzens, die so genannte systolische
Ejektionszeit. Dadurch können größere Mengen von Blut gepumpt und somit
die Herzfunktion stabilisiert werden. Obwohl sehr frühe Arbeiten bereits
geklärt haben, dass die Auswurfzeit bei einer Herzinsuffizienz verkürzt
ist, so ist doch wenig darüber bekannt, durch welche anderen Faktoren die
Auswurfzeit beeinflusst wird und wie sie sich durch verschiedene Therapien
bei einer Herzinsuffizienz beeinflussen lässt. Wissenschaftler am
Deutschen Zentrum für Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI) haben sich daher
dieser Fragen angenommen, ihre Daten bei der Jahrestagung der Deutschen
Gesellschaft für Kardiologie (DKG) in verschiedenen Vorträgen präsentiert
und den 2. Platz im Young Investigator Award für das Themengebiet
Herzinsuffizienz erzielt.

Zunächst haben die Doktorandinnen Elisabeth Danner und Isabelle Simon am
Deutschen Zentrum für Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI) die Normwerte für
die Auswurfzeit bestimmt. Dazu haben sie die Daten von herzgesunden
Menschen aus der großen STAAB-Kohortenstudie - einer repräsentativen
Stichprobe von 5.000 Würzburgern - analysiert. Sie fanden heraus, dass die
Auswurfzeit stark abhängig von der Herzfrequenz ist und der Normwert bei
gesunden Menschen deutlich über dem von Patienten mit Herzinsuffizienz
liegt. Besteht ein hoher Blutdruck, ist die Auswurfzeit zum Beispiel
verkürzt. Diese kann jedoch wieder mit einem Beta-Blocker verlängert
werden, der die Herzfrequenz senkt. "Die Auswurfzeit des Herzens scheint
ein robuster und vielversprechender Parameter zu sein, der uns helfen
kann, die Mechanismen, die zu einer Herzschwäche führen, besser zu
verstehen und der gegebenenfalls auch den Erfolg einer Therapie der
Herzschwäche anzeigen kann", erläutert Dr. Caroline Morbach, Leiterin des
Echokardiographielabors des DZHI, dem Academic Core Lab Ultrasound-based
Cardiovascular Imaging.

Die Ergebnisse der Studie an Gesunden wurden Analysen aus einer klinischen
Studie an über 400 Patienten mit Herzinsuffizienz gegenübergestellt. Dr.
Alexander Dietl, der mit Hilfe eines Stipendiums der Deutschen
Gesellschaft für Kardiologie einen Forschungsaufenthalt im Department für
Translationale Forschung des DZHI unter Leitung von Prof. Christoph Maack
durchführte, analysierte hierfür den Datensatz der sogenannten SHIfT
Studie. In dieser Studie wurden Patienten mit Herzinsuffizienz mit einem
Placebo oder Ivabradin behandelt, einem Medikament, welches gezielt die
Herzfrequenz reduziert. Es zeigte sich zunächst, dass die Auswurfzeit bei
Herzinsuffizienz-Patienten kürzer war als bei Gesunden. Nach acht Monaten
Therapie mit Ivabradin, wodurch die Herzfrequenz um etwa zehn Schläge pro
Minute gesenkt werden konnte, verlängerte sich die Auswurfzeit auf Werte,
die wieder ähnlich den Werten von Herzgesunden waren. Man konnte hierbei
beobachten, dass die Auswurfzeit allerdings nicht nur - wie erwartet -
durch die Reduktion der Herzfrequenz, sondern auch zusätzlich durch eine
Verbesserung der Pumpkraft des Herzens sowie durch eine Senkung des
Gefäßwiderstands herbeigeführt wurde.

Diese Daten zeigen, dass die Auswurfzeit nicht nur durch eine direkte
Beeinflussung des Herzmuskels, wie es beim neuen Medikament Omecamtiv
mecarbil der Fall ist, sondern auch indirekt durch eine
Herzfrequenzsenkung mit bereits bei Herzinsuffizienz zugelassenen
Medikamenten verlängert werden kann. Im Falle von Ivabradin kommt darüber
hinaus zum Tragen, dass durch die Herzfrequenzsenkung der Calcium-Haushalt
in Herzmuskelzellen verbessert wird, was zusätzlich die Pumpkraft stärkt
und die Gefäße elastischer macht, wodurch das Herz weiter entlastet und
die Auswurfzeit verlängert wird.

Für seine Arbeiten an Patienten mit Herzinsuffizienz wurde Dr. Alexander
Dietl beim Kongress der Deutschen Gesellschaft für Kardiologie mit dem 2.
Preis des Young Investigator Awards im Themenbereich Herzinsuffizienz
ausgezeichnet. "Ich bin dankbar für die Anerkennung der wissenschaftlichen
Arbeit. Der Preis ist eine große Motivation, die Bedeutung von
Herzfrequenz und Auswurfzeit in der Herzinsuffizienz weiter zu ergründen
und als Therapieansatz zu verfolgen", kommentiert Alexander Dietl, der
jetzt wieder am Universitätsklinikum Regensburg in der Klinik und
Poliklinik für Innere Medizin II tätig ist.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dzhi.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1764

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Würzburg - 

Deutsches Zentrum für Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI), 03.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHLAGANFALL/434: Tag gegen den Schlaganfall am 10.05.19 - Schlaganfall-Folgen sind oft unsichtbar (Schlaganfall-Hilfe)


Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe - 6. Mai 2019

Tag gegen den Schlaganfall

Schlaganfall-Folgen sind oft unsichtbar



Gütersloh - Am 10. Mai ist bundesweiter "Tag gegen den Schlaganfall".
270.000 Menschen sind pro Jahr in Deutschland betroffen. Er ist die
häufigste Ursache für Behinderungen im Erwachsenenalter. Was die
wenigsten wissen: Noch häufiger hinterlässt der Schlaganfall
unsichtbare Folgen. Die Auswirkungen für die Betroffenen sind nicht
weniger tragisch - und die ambulante therapeutische Versorgung weist
große Lücken auf.

"Ich spüre was, was du nicht siehst"

Ein hinkender Gang, eine gelähmte Hand - solche Merkmale verbinden
viele Menschen mit einem Schlaganfall. Doch kaum bekannt ist, dass
rund 80 Prozent der Patienten an den unsichtbaren Folgen dieser
Krankheit leiden. Die Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe stellt den
bundesweiten "Tag gegen den Schlaganfall" am 10. Mai deshalb unter das
Motto "Ich spüre was, was du nicht siehst"

Patienten-Geschichten wie diese kennt man in jeder neurologischen
Rehabilitationsklinik: Ein jüngerer Mensch erleidet einen
Schlaganfall, übersteht ihn äußerlich nahezu unbeschadet und kehrt
zurück an seinen Arbeitsplatz. Doch wenige Wochen später bricht er
zusammen und muss in die Reha. Viele Patienten merken erst im Alltag,
dass sie den Anforderungen ihres bisherigen Lebens nicht mehr
gewachsen sind.

Das Gehirn braucht viele Pausen

"Das Gehirn braucht in den ersten 18 bis 36 Monaten nach dem
Schlaganfall extrem viele Erholungspausen", sagt Dr. Caroline Kuhn,
Leiterin der Neuropsychologischen Lehr- und Forschungsambulanz der
Universität des Saarlandes. Die Neuropsychologin ist Autorin eines
Ratgebers für Patienten und Angehörige und berät die Stiftung Deutsche
Schlaganfall-Hilfe.

Zu den häufigsten neuropsychologischen Funktionsstörungen nach
Schlaganfall zählen Aufmerksamkeits- und Konzentrationsdefizite, oft
einhergehend mit Gedächtnislücken und Planungsstörungen. Nicht selten
sind Patienten schon mit der Organisation ihres Einkaufs überfordert.
Ebenfalls häufig kommt es zu Sprach- oder Sehstörungen. Hinzu kommen
oft emotionale Veränderungen, die vor allem die Beziehung zu Partnern
und Angehörigen belasten.

Ambulante Versorgung Mangelware

Betroffene sollten sich unbedingt professionelle Hilfe holen.
Außerhalb von neurologischen Rehabilitationskliniken sind
niedergelassene Neuropsychologen hier die erste Adresse. Allerdings
ist die ambulante Versorgungssituation schlecht, Patienten müssen oft
monatelang auf einen Termin warten. Es gibt schlicht viel zu wenige
Therapeuten.

Dr. Thomas Guthke, 1. Vorsitzender der Gesellschaft für
Neuropsychologie, spricht von einem "extremen Defizit im Angebot
neuropsychologischer Leistungen, das insbesondere im ambulanten
Bereich sehr deutlich wird." Die Fachgesellschaft hat überschlagen,
dass es in Deutschland Bedarf für mindestens 1.000 ambulante
Neuropsychologen gibt. Aktuell gibt es rund 200.
Kompensation durch Ergotherapie

Das hat zwei wesentliche Gründe: Neuropsychologen haben eine
spezielle, umfangreiche Weiterbildung, die sie seit einigen Jahren
auch berechtigt, ambulante Behandlungen mit den Kassen abzurechnen.
Die Ausbildung ist jedoch sehr langwierig, was viele Interessenten
abschreckt. Und die Zulassungsverfahren sind in manchen Regionen sehr
langwierig.

Vermutlich wird es noch Jahre dauern, bis sich die Situation
entspannt. Dr. Caroline Kuhn empfiehlt Patienten, die keinen Termin
bekommen, sich zunächst an einen Ergotherapeuten zu wenden. "Dabei
sollte man bei der Auswahl der Praxis darauf achten, dass die
Therapeuten auf neurologische Erkrankungen spezialisiert sind", so die
Neuropsychologin.

Überforderung vermeiden

Familie, Freunde und Arbeitskollegen sollten insbesondere in der
ersten Zeit nach dem Schlaganfall besonders einfühlsam mit den
Betroffenen umgehen. Patienten rät Caroline Kuhn, "offen zu
kommunizieren, dass meine Belastungsgrenzen reduziert sind. Dann kann
auch mein Umfeld besser damit umgehen. Das ist kein Grund, sich zu
schämen".

Tag gegen den Schlaganfall

1999 rief die Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe erstmals den "Tag
gegen den Schlaganfall" aus. Seither veranstalten Kliniken, Ärzte und
Selbsthilfegruppen bundesweit rund um den 10. Mai Gesundheitsaktionen
und Vorträge. Die Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe stellt in ihrem
Internet-Portal umfangreiche Informationen zum Umgang mit
neuropsychologischen Funktionsstörungen bereit: 

www.schlaganfall-hilfe.de

 * 

Quelle:

Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe

Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

Carl-Miele-Str. 210, 33311 Gütersloh

Telefon: 05241 9770-12, Telefax: 05241 816817-12

E-Mail: presse@schlaganfall-hilfe.de

Internet: www.schlaganfall-hilfe.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / PSYCHIATRIE





DIAGNOSE/173: Netzhautscans bei psychischen Erkrankungen - Schizophrenie könnte "ins Auge gehen" (idw)


Universität Ulm - 03.05.2019

Netzhautscans bei psychischen Erkrankungen: Schizophrenie könnte "ins Auge gehen"



Die psychische Erkrankung Schizophrenie und ihre Unterformen sind oft nur
schwer von anderen Krankheiten abzugrenzen. Jetzt haben Forschende der
Ulmer Universitätsmedizin Hinweise gefunden, dass eine Augenuntersuchung
mittels Optischer Kohärenztomographie die Diagnostik verbessern könnte.
Womöglich trägt diese nebenwirkungsfreie Methode aus der Augenheilkunde in
Zukunft sogar dazu bei, die Therapie individueller zu gestalten.

Die Diagnose psychischer Erkrankungen wie Schizophrenie ist selbst für
erfahrene Psychiater oft herausfordernd. Denn die Symptome können sehr
vielfältig sein: Bei der Schizophrenie reichen sie von Halluzinationen und
Wahnvorstellungen bis zur völligen Antriebslosigkeit, wie sie auch bei
schweren Depressionen vorkommt. Die Suche nach biochemischen Markern im
Blut oder Nervenwasser sowie nach Hinweisen durch bildgebende Verfahren,
die eine Diagnose untermauern könnten, war bisher nicht erfolgreich. Doch
nun haben Ulmer Neurologen und Psychiater Auffälligkeiten an der Netzhaut
im Auge von Schizophrenie-Patienten entdeckt. Im Fachjournal Schizophrenia
Research gehen sie der Frage nach, ob eine Augenuntersuchung mit der
Optischen Kohärenztomographie (OCT) einen Beitrag zur besseren Diagnostik
bei psychischen Erkrankungen leisten kann.

Die Schizophrenie ist eine vielschichtige Erkrankung, die oft mit
Realitätsverlust durch Wahnvorstellungen und Halluzinationen sowie mit
Störungen des Denkens und der Sprache einhergeht. Neben diesen
Hauptsymptomen berichten viele Patientinnen und Patienten über Probleme
beim Sehen: Sie sehen zunehmend unscharf und haben Schwierigkeiten,
Kontraste oder Bewegungen korrekt wahrzunehmen. Da sich die Netzhaut
(Retina) und der optische Nerv aus dem Zwischenhirn entwickeln, wird das
Auge zunehmend als "Fenster zum Gehirn" angesehen. Zudem ist eine
Augenbeteiligung für andere Erkrankungen des zentralen Nervensystems schon
lange bekannt. Beispiele reichen von der Multiplen Sklerose bis zur
Alzheimer-Demenz und Morbus Parkinson - in diesen Fällen lässt sich eine
Netzhautbeteiligung mittels OCT zeigen.

Ob und inwiefern sich auch Veränderungen bei psychiatrischen Erkrankungen
wie der Schizophrenie im Auge nachweisen lassen, haben Forscher um den
Ulmer Psychiater Professor Carlos Schönfeldt-Lecuona und den Neurologen
Professor Elmar Pinkhardt untersucht. Dafür nutzten die Wissenschaftler
die Optische Kohärenztomographie, ein nichtinvasives und dreidimensionales
Bildgebungsverfahren aus der Augenheilkunde, mit dem sich Dicke und
Volumen der Netzhautschichten schnell, genau und nebenwirkungsfrei
bestimmen lässt.

Bei 26 Ulmer Patientinnen und Patienten mit einer Schizophrenie oder
schizoaffektiven Störungen wurden die Netzhautscans durchgeführt und mit
einer gesunden Kontrollgruppe verglichen. "Zum ersten Mal haben wir bei
Schizophrenie-Patienten und einer in Alter und Geschlecht entsprechenden
Kontrollgruppe eine hoch aufgelöste Einzelschichtanalyse der Netzhaut
durchgeführt. Um Ungenauigkeiten der Software auszuschließen, wurde die
Segmentierung der Netzhautschichten zudem manuell korrigiert", beschreibt
Professor Carlos Schönfeldt-Lecuona von der Universitätsklinik Ulm für
Psychiatrie und Psychotherapie III das aufwändige Verfahren. Die
Ergebnisse sind eindeutig: Bei Schizophrenie-Patienten zeigt die
Untersuchung eine stark reduzierte Dicke und ein geringeres Volumen fast
aller gemessener Netzhautschichten. Im Vergleich zu gesunden Probanden
erreichen die Unterschiede eine statistische Signifikanz für Makulavolumen
und -dicke sowie für die retinale Nervenfaserschicht und die innere
Körnerschicht. Dabei nimmt das Gesamtvolumen der Nervenfaserschicht mit
längerer Krankheitsdauer ab.

Diese Ergebnisse passen zu volumetrischen Studien mittels
Magnetresonanztomographie (MRT), wonach bei dieser Art von Erkrankungen
teils eine neurodegenerative oder entzündliche Komponente angenommen wird:
Mehrere MRT-Meta-Analysen konnten bei Schizophrenie-Patienten bereits eine
Verringerung des Hirnvolumens feststellen. Aufgrund der gekoppelten
Entwicklung von Gehirn und Netzhaut sehen Forschende einen möglichen
Zusammenhang mit den aktuellen Ergebnissen: "Gemeinsam mit den Studien,
die eine MRT-Volumenänderung zeigen, liefern unsere Erkenntnisse weitere
Hinweise darauf, dass die Schizophrenie eine Verschmälerung der
Netzhautschichten verursacht, die mit OCT nachweisbar ist", erklärt
Professor Elmar Pinkhardt. Allerdings sind die zugrundeliegenden
Mechanismen der strukturellen Netzhautveränderungen noch nicht ausreichend
verstanden.

Die Ergebnisse der Netzhautuntersuchung ermöglichen weitere Einblicke in
die Entstehung der Schizophrenie und könnten eines Tages von
diagnostischer Relevanz sein. "Es ist durchaus denkbar, dass die OCT in
Zukunft helfen könnte, beispielweise die verschiedenen Unterformen der
Schizophrenie schneller zu identifizieren und sogar die Therapie
individueller zu gestalten", betonen die Wissenschaftler. Dazu sein jedoch
weitere Untersuchungen nötig.


Originalpublikation:

Carlos Schönfeldt-Lecuona, Thomas Kregel, Arno Schmidt, Jan Kassubek, Jens
Dreyhaupt, Roland W. Freudenmann, Bernhard J. Connemann, Maximilian Gahr,
Elmar H. Pinkhardt: Retinal single-layer analysis with optical coherence
tomography (OCT) in schizophrenia spectrum disorder. Schizophrenia
Research. 

https://doi.org/10.1016/j.schres.2019.03.022

Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1016/j.schres.2019.03.022

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm - 03.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/1000: Internet/Twitter - "Medizin im digitalen Zeitalter", 15.05.2019


Stiftung Münch - 03.05.2019

Medizin im digitalen Zeitalter - Transformation oder Revolution für Ärzte und Gesundheitsberufe?



Sebastian Kuhn und Martin U. Müller sprechen beim Brain Snack der
Stiftung Münch über die Rolle der Digitalisierung in der medizinischen
Aus-, Fort- und Weiterbildung und die ärztliche Praxis der Zukunft.

Der Brain Snack wird am 15. Mai 2019 um 12:00 Uhr live online
übertragen:

https://www.stiftung-muench.org/brain-snack/

Das Gespräch dauert 30 Minuten, Zuschauer können auf Twitter
unter #BrainSnack mitdiskutieren.

Wie wird die Digitalisierung das Berufsbild der Ärzte verändern?
Welche neuen Kompetenzen sind erforderlich? Können wir die
existierenden Gesundheitsberufe weiterentwickeln oder müssen wir neue
Berufe schaffen? Wie kann die Aus-, Fort- und Weiterbildung darauf
ausgerichtet werden?

Darüber spricht Martin U. Müller beim nächsten Brain Snack der
Stiftung Münch mit dem Unfallchirurgen und Orthopäden Sebastian Kuhn,
der sich intensiv mit der Digitalisierung in der Medizin befasst. Er
ist Leiter des Reformprojekts "Medizin im digitalen Zeitalter" -
Curriculum 4.0 der Medizin, Mitglied der Arbeitsgruppe "Curriculum
4.0-Curriculumentwicklung im 21. Jahrhundert" beim Hochschulforum
Digitalisierung, stellvertretender Vorsitzender "Digitalisierung -
Technologieunterstütztes Lernen und Lehren" der Gesellschaft für
Medizinische Ausbildung und als Dozent im Studiengang "Master of
Medical Education" der Universität Heidelberg tätig.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.stiftung-muench.org/brain-snack/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1989

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Münch - 03.05.2019
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VORTRAG/101: Berlin - Die Scheibe meines Lebens, Tilman Rammstedt über Leonard Cohen, 28.05.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Mai 2019

Reihe o Die Scheibe meines Lebens

Tilman Rammstedt über Leonard Cohen

Di 28.5., 19:30 Uhr

7 EUR / erm. 4 EUR



Im Gespräch mit Florian Werner

Das Album »New Skin for the Old Ceremony« enthält mit
»Chelsea Hotel #2« und »Who By Fire« einige der bekanntesten Lieder
von Leonard Cohen. Und es entfaltet vor opulenten musikalischen
Arrangements das ganze Spektrum von Cohens Themen und Obsessionen:
Erotomanie. Arroganz. Aufwändig betriebene Larmoyanz. Privat
aufgeladene Sozialkritik. Zeilen von unfassbarer poetischer
Schönheit. Der bekennende Cohenologe Tilman Rammstedt (»Morgen mehr«)
stellt das Album anhand von Texten, Bildern, Film- und Hörbeispielen
vor und erzählt vom Einfluss der Platte auf sein Leben und Schreiben.
Who shall I say is calling?

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Mai 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9059: Aus aller Welt - 07.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Demonstranten fordern Rücktritt von Regierungschef Babis

In der tschechischen Hauptstadt Prag haben erneut Tausende Menschen
gegen Regierungschef Andrej Babis und die neue Justizministerin Marie
Benesova protestiert. Die Demonstranten forderten auf Spruchbändern
eine unabhängige Justiz und den Rücktritt des unter
Korruptionsverdacht stehenden Ministerpräsidenten. Es wird
befürchtet, daß Babis durch die Ernennung Benesovas zur neuen
Ressortchefin die Justiz unter Kontrolle bekommt und sich einem
Prozeß entzieht, nachdem die Polizei vorgeschlagen hat, den Premier
wegen Subventionsbetrugs anzuklagen. Auch in den Städten Brno und
Ostrava gab es Proteste.

7. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9059: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Familiendrama in Gunzhausen

Vor dem Landgericht im mittelfränkischen Ansbach muß sich ein
Familienvater wegen mehrfachen Mordes verantworten. Die
Staatsanwaltschaft wirft dem 31 Jahre alten Mann vor, seine getrennt
von ihm lebende 29jährige Ehefrau und die gemeinsamen Kinder im Alter
von drei, sieben und neun Jahren im Juni vergangenen Jahres im
fränkischen Gunzenhausen getötet zu haben. Nach der Tat sprang der
Angeklagte vom Balkon aus dem dritten Obergeschoß in die Tiefe, den
Sturz überlebte er schwer verletzt.

7. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9056: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Regierungstruppen starten Offensive im Nordwesten Syriens

In der syrischen Provinz Hama im Norden des Bürgerkriegslandes
liefern sich Regierungstruppen und Dschihadisten heftige Gefechte mit
Dutzenden Toten auf beiden Seiten. Nach Informationen der
Nachrichtenagentur Sana startete die Armee auch in der benachbarten
Provinz Idlib eine Offensive, um Nachschubwege der Rebellen
abzuschneiden.

7. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9058: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grüne fordern mehr Aufklärung bei Masern-Impfungen

Die Grünen lehnen die Pläne von Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU)
zur Einführung verpflichtender Masern-Impfungen für Kita- und
Schulkinder ab. Das von Spahn angedrohte Bußgeld von bis zu 2.500
Euro könne dazu führen, daß Eltern, die Vorbehalte haben, ihre Kinder
nicht mehr in den Kindergarten schicken, warnte die
Gesundheitspolitikerin der Grünen, Kordula Schulz-Asche, auf NDR
Info. Die Quote von nur 93 Prozent bei der Zweitimpfung von Kindern
sei eher das Ergebnis einer mangelnden Aufklärung im
Gesundheitssystem als eine mangelnde Bereitschaft der Eltern, sich
ums Impfen zu kümmern, so Schulz-Asche.

7. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9057: Tragisches und Kurioses - 07.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Maschinenführer bei Baustellenbrand in Chemnitz verletzt

In der Innenstadt von Chemnitz ist eine Großbohrmaschine in
Brand geraten. Der 46 Jahre alter Maschinenführer erlitt dabei
leichte Verletzungen. Der Sachschaden wird auf eine Million Euro
geschätzt. Die Ursache des Brandes war zunächst unklar. Auf dem
Baugelände entsteht eine neue Firmenzentrale für den Energieversorger
Eins.

7. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8142: Aus Forschung und Technik - 07.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Erste private japanische Rakete erreichte den erdnahen Weltraum

Das japanische Unternehmen Interstellar Technology Inc. hat eine
selbstentwickelte Rakete in den erdnahen Weltraum gebracht. Der rund
1,3 Tonnen schwere Nutzlastträger mit dem Namen Momo-3 stieg vom
firmeneigenen Testgelände in Taiki auf der nordjapanischen Insel
Hokkaido aus etwa 110 Kilometer in die Höhe und stürzte anschließend
in den Pazifik. Wie die Nachrichtenagentur Kyodo unter Berufung auf
Angaben des Unternehmens berichtete, dauerte der erfolgreiche
Flugtest der zehn Meter langen und einen halben Meter durchmessenden
experimentellen Rakete etwa zehn Minuten. Die vor sechs Jahren
gegründete Firma arbeitet an der Entwicklung kostengünstiger
kommerzieller Raketen, die Kleinsatelliten in den Weltraum tragen
können.

7. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8155: Aus aller Welt - 07.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Finanzhilfe des Emirats Katar für Westjordanland und Gazastreifen

Das Emirat Katar unterstützt die im Gazastreifen und im
Westjordanland lebenden Palästinenser mit regelmäßigen
Geldzuwendungen. Am Montagabend kündigte das Außenministerium in Doha
die Bereitstellung von weiteren 480 Millionen Dollar an, die für das
Bildungs- und das Gesundheitssystem der Palästinensischen
Autonomiebehörde sowie unter anderem humanitäre Hilfe vorgesehen
sind. Emir Scheich Tamim bin Hamad Al Thani habe die Unterstützung
auf Grundlage der brüderlichen Beziehungen, der Verbindung der
arabischen Völker sowie der gemeinsamen Religion, die die
Palästinenser und das katarische Volk vereine, angeordnet. Damit
solle dem palästinensischen Volk unter den schwierigen Bedingungen
geholfen werden, die auf die Besetzung durch Israel und den Rückgang
der internationalen Hilfe zurückzuführen seien, heißt es in der
Mitteilung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8114: Medizin und Gesundheitswesen - 07.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Impfstatus soll auf Krankenversicherungskarte

Die Diskussion um die Einführung einer Impfpflicht gegen Masern
brachte es an den Tag: Unter den Bundesbürgern besteht eine große
Impfmüdigkeit. Dem soll abgeholfen werden. So fordert die
Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV), Impfungen in einem
elektronischen Impfbuch auf der Krankenversicherungskarte zu
speichern. Auf diese Weise kann bei jedem Praxisbesuch automatisch
überprüft werden, ob der Impfstatus auch vollständig ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8143: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Amt schützt US-Präsident Trump vor Anklage

In den USA haben bis Montagabend 467 ehemalige Juristen des
Justizministeriums in einem offenen Brief ihre Auffassung vertreten,
daß Präsident Donald Trump nur durch sein Amt vor Strafverfolgung
wegen Justizbehinderung geschützt ist. Die Unterzeichner der
Erklärung berufen sich auf den Bericht des Sonderermittlers Mueller.
Trump soll dessen Entlassung angestrebt und den Umfang seiner
Untersuchungen zu beschränken versucht haben. Außerdem behinderte
Trump den Anwälten zufolge die Zusammenarbeit von Zeugen mit den
Ermittlern. Mueller hatte fast zwei Jahre lang untersucht, ob es
geheime Absprachen zwischen Rußland und dem Wahlkampfteam Trumps zum
Nachteil der demokratischen Kandidatin Hillary Clinton gegeben hat
und ob sich der Präsident der Justizbehinderung schuldig gemacht hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8066: Sprache, Kunst und Medium - 07.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Millionen Erwachsene haben Lese- und Schreibschwierigkeiten

Nach einer Erhebung der Universität Hamburg haben etwa 6,2 Millionen
in Deutschland lebende Erwachsene kaum oder nur sehr geringe Lese- und
Schreibfähigkeiten in dieser Sprache. Allerdings haben davon 47,4
Prozent einen Migrationshintergrund. Dieser Personenkreis ist mit
einer anderen Sprache aufgewachsen.

Nach Auskunft des Deutschlandfunks hat es im Vergleich zum Jahr 2011
dennoch Fortschritte gegeben, denn damals hatten noch etwa 700.000
Erwachsene mehr mit den entsprechende Schwierigkeiten im Alltagsleben
zu kämpfen. Andererseits sind 52,6 Prozent der heute Betroffenen mit
Deutsch als Muttersprache aufgewachsen.

Der Hauptgeschäftsführer der Stiftung Lesen, Jörg Maas, fordert vom
Bundesbildungsministerium zur Erleichterung der Situation einen
übergreifenden Lesepakt, der neben den Familien Kitas und
Grundschulen zusammenführt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8133: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Hunderte von Toten in Idlib

Bei den jüngsten Luftangriffen von syrischen und russischen
Streitkräften in Idlib sind mehrere hundert Menschen, darunter viele
Frauen und Kinder, getötet oder verwundet worden. Der
Uno-Generalsekretär Guterres berichtete in Genf, in der nordsyrischen
Provinz seien vor allem Wohngebiete und auch Krankenhäuser,
Gesundheitseinrichtungen und Schulen getroffen worden. Mehr als
150.000 Menschen hätten fliehen müssen. In Idlib und angrenzenden
Gebieten sind weiterhin aufständische Milizen aktiv, die sich
untereinander bekämpfen. Die syrische Armee hat dort in der
vergangenen Woche eine Offensive gestartet, die durch die
Bombardements unterstützt wird. In dem Gebiet leben rund drei
Millionen Menschen. Bei fast der Hälfte handelt es sich um
Binnenflüchtlinge.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8147: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Volksbegehren gegen Pflegenotstand in Hamburg gestoppt

In Hamburg hat der Senat das "Volksbegehren gegen den Pflegenotstand"
auf dem Rechtswege gestoppt. Das Hamburgische Verfassungsgericht
entschied, bei den von den Initiatoren vorgeschlagenen Änderungen
würden unterschiedliche Aspekte etwa von Pflege und Reinigung der
Krankenhäuser miteinander verknüpft. Bereits der Senat hatte darin
einen Verstoß gegen das Kopplungsverbot gesehen. Außerdem liegt die
Zuständigkeit für eine Personaluntergrenze in der Pflege beim Bund,
und das Volksbegehren war unzulässigerweise zweimal überarbeitet
worden. Die Volksinitiative "Gegen den Pflegenotstand" hatte das
Volksbegehren im Oktober 2018 beantragt, nachdem ihre Vorschläge von
der Bürgerschaft nicht in das Hamburger Krankenhausgesetz aufgenommen
worden waren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8116: Tragisches und Kurioses - 07.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Zahl der Unfallfluchten geht stetig nach oben

Obwohl Kraftfahrzeuge mit einer Haftpflicht belegt sind, steigt die
Zahl der Verkehrsunfälle, bei denen die Verursacher flüchten. Viele
Halter wollen offenbar den Aufwand oder die Erhöhung ihrer
Versicherungsprämie vermeiden.

So kletterten in Nordrhein-Westfalen zwischen 2013 und 2017 die
Unfallfluchten stetig von 117.000 auf 136.000 Fälle pro Jahr, wie das
Landespolizeiamt in Duisburg dem WDR mitteilte. Offenbar kommt auch
mehr als jeder Zweite damit durch, denn die Aufklärungsquote lag 2017
lediglich bei 44 Prozent.

Selbst bei wirklich schweren Unfällen mit tödlichem Ausgang flüchten
häufig Beteiligte. In NRW war dies 2017 insgesamt 18 Mal der Fall.
Allerdings wurden 15 solcher Unfälle aufgeklärt, oder die Schuldigen
stellten sich später der Polizei.

In den meisten anderen Bundesländern ist ein ähnlicher Trend zu
beobachten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8144: Arbeit, Soziales und Familie - 07.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Spanische Seenotretter nehmen über 400 Bootsflüchtlinge an Bord

Spanische Seenotretter haben am vergangenen Samstag auf dem
Mittelmeer 416 Migranten an Bord genommen. Die Bootsflüchtlinge
wollten auf zehn Booten von Afrika nach Europa übersetzen, hieß es am
Montag. Wegen der restriktiven Flüchtlingspolitik von Italien
versucht seit vergangenem Jahr ein großer Teil der Migranten in
Nordafrika nach Spanien zu gelangen. 2018 wurden dort rund 60.000
Migranten ohne Einreisepapiere registriert. Im März dieses Jahres
waren es nicht einmal 600.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8125: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Wölfe in Deutschland willkommen

Das ist doch ein wenig überraschend. Fast 80 Prozent der Bundesbürger
finden es erfreulich, daß der Wolf wieder Teil der Natur hierzulande
ist - und das, obgleich 47 Prozent der Befragten davon ausgehen, daß
die Rückkehr des Wolfes nicht ohne Risiken ist. Etwa jeder Dritte (30
Prozent) gab an, aus Angst den Wald zu meiden, wenn in seiner näheren
Umgebung das Vorkommen von Wölfen gemeldet wurde. Eine Mehrheit von
64 Prozent spricht sich sogar dafür aus, einzelne Wölfe, die Probleme
verursachen, notfalls auch zu töten. Die Umfrage war im Auftrag des
Naturschutzbundes Deutschland (Nabu) durchgeführt worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8132: Märkte und Finanzen - 07.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Peking zu weiteren Verhandlungen mit Trump bereit

US-Präsident Donald Trump hat am vergangenen Wochenende eine Anhebung
der Importzölle auf chinesische Waren im Wert von 200 Milliarden
Dollar auf 25 Prozent angekündigt. Der Handelsbeauftragte Robert
Lighthizer bestätigte, daß die neuen Zölle am kommenden Freitag in
Kraft treten werden. Vor Reportern in Washington warf er der
Volksrepublik am Montagabend vor, im Verlauf der letzten Woche von
einigen ihrer Verpflichtungen, die man zuvor ausgehandelt hatte,
Abstand genommen zu haben. Aus Peking verlautete, der Vizepremier Liu
He werde am 9. und 10. Mai in die USA reisen, um an den weiteren
Verhandlungen teilzunehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8148: Aus Forschung und Technik - 07.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Gesundheits-Apps immer bedeutender

Wer hätte gedacht, daß Apps einmal solch eine Bedeutung haben werden.
Inzwischen gibt es diese Mini-Programme für alles und jedes. So ergab
eine Online-Umfrage, daß sich jeder zweite Patient beim Umgang mit
Medikamenten und für die rechtzeitige Einnahme von Gesundheits-Apps
helfen läßt. Gut 46 Prozent gaben an, ihre Medikamente durch die
entsprechende Medikamenten-App deutlich regelmäßiger einzunehmen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1632: Wasserfloh kann Fisch erschnüffeln und taucht zum Schutz ab ins Dunkle (idw)


Universität zu Köln - 06.05.2019

Nahrungskette in Seen: Wasserfloh kann Fisch erschnüffeln und taucht zum
Schutz ab ins Dunkle

Team um Eric von Elert hat Signalstoff in der
Fisch-Kleinkrebs-Kommunikation entdeckt, der den Abbau von Algen erschwert



Wasserflöhe der Gattung Daphnia sichern ihr Überleben, indem sie auf
einen Signalstoff des Fressfeindes Fisch mit einer Fluchtstrategie
reagieren. Meike Anika Hahn aus der Arbeitsgruppe von Professor Dr. Eric von
Elert vom Institut für Zoologie der Universität zu Köln konnte diesen
chemische Botenstoff, den der Fisch in das Wasser von Seen absondert, jetzt
identifizieren. Wenn der Wasserfloh den Stoff "5α-Cyprinol Sulfat"
wahrnimmt - ein Salz aus der Galle von Fischen -, verlässt er die oberen
Wasserschichten und wandert vertikal in die dunkleren Gefilde, wo er sich
tagsüber aufhält und der Fisch ihn nicht sehen kann. Dieser Zusammenhang
zwischen dem Signal des Jägers und dem Verhalten seiner Beute ist unter
dem Titel "5α-cyprinol sulfate, a bile salt from fish, induces diel
vertical migration in Daphnia" in der Fachzeitschrift "eLife" publiziert.

Eric von Elert macht deutlich, wo das Problem in dieser 
Fisch-Kleinkrebs-Kommunikation für die Gewässergesundheit liegt: "Der 
Wasserfloh ist ein wichtiges Glied im Ökosystem See, denn er ernährt sich 
hauptsächlich von den ständig nachwachsenden Mikroalgen. Für den See ist 
es daher entscheidend, dass die Daphnien an der Wasseroberfläche, ihrem 
natürlichen Lebensraum, bleiben und sich nicht tagsüber in der Tiefe 
aufhalten, wo sie gar keine Algen finden. Von daher ist es wichtig zu 
wissen, auf welches Signal genau der Wasserfloh hier reagiert." Daphnien 
wanderten täglich bis zu 60 Meter in der Wassersäule auf und ab.

Das Gallensalz ist lebenswichtig für den Stoffwechsel der Fische, weshalb
sie evolutionsperspektivisch nicht aufhören können, den Stoff abzusondern.
Nun, da man den Stoff kennt, lässt sich in Folgestudien auch untersuchen,
ob eine hohe Konzentration von 5α-Cyprinol Sulfat tatsächlich immer nur
auf Fische zurückzuführen ist. "Möglicherweise steckt der Stoff auch in
verunreinigtem Wasser, das von Kläranlagen in Gewässer gegeben wird", sagt
Professor von Elert.

"In aquatischen Systemen wie dem See finden eine enorme Zahl an chemischen
Reaktionen und Interaktionen statt, die es grundlagenwissenschaftlich zu
begreifen gilt - insbesondere, wenn das eigentlich intakte System von
außen gestört wird, kann das schwerwiegende Folgen haben. Ein Ziel wäre es
durchaus, dass wir irgendwann bei dem Wissen sind, wie sich durch gezielte
natürliche Beigaben das Gleichgewicht wiederherstellen ließe."


Zur Publikation:

https://elifesciences.org/articles/44791

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2019 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





MELDUNG/227: Schonend schmieden - Forscher entwickeln ergonomische Zange (idw)


IPH - Institut für Integrierte Produktion Hannover gGmbH - 06.05.2019

Schonend schmieden: Forscher entwickeln ergonomische Zange



Hannover, 6. Mai 2019. Eine ergonomische Schmiedezange entwickeln
Wissenschaftler am Institut für Integrierte Produktion Hannover (IPH)
gGmbH gemeinsam mit Unternehmen aus der Schmiedebranche und dem
Werkzeugbau. Die Zange soll Belastungen bei der Arbeit reduzieren,
Schmerzen vorbeugen und den Krankenstand senken.

Die Arbeit in Schmiedeunternehmen ist körperlich extrem belastend.
Kiloschwere, glühende Metallteile werden mit einer Zange aus dem Ofen
entnommen, zur Presse transportiert und in einigen Fällen sogar
festgehalten, während sich der Hammer senkt. Die Mitarbeiter müssen also
nicht nur schwer heben, sondern auch Stöße und Schwingungen aushalten. Das
belastet auf Dauer den Rücken, die Schultern und die Handgelenke und kann
außerdem die Gefäße schädigen.

Um die Gesundheit der Arbeiter zu schonen, wollen Ingenieure am Institut
für Integrierte Produktion Hannover (IPH) gGmbH eine ergonomische
Schmiedezange entwickeln. Sie soll Stöße und Schwingungen dämpfen, beim
Greifen unterstützen und Belastungen durch das Bauteilgewicht reduzieren.
Das erleichtert nicht nur die Arbeit, sondern bringt Schmiedeunternehmen
auch einen klaren wirtschaftlichen Nutzen: Wenn ihre Mitarbeiter länger
gesund bleiben, spart dies Kosten. Aufträge werden pünktlich
fertiggestellt, ohne dass die Kollegen teure Überstunden machen müssten.
Zudem wird der Fachkräftemangel abgefedert: Auch in der Schmiedebranche
fehlt der Nachwuchs und das Renteneintrittsalter steigt. Daher müssen
Unternehmen zwangsläufig die Gesundheit ihrer Mitarbeiter im Blick haben
und die Arbeit so ergonomisch wie möglich gestalten.

Im Forschungsprojekt "ErgoZang" arbeiten die IPH-Ingenieure eng mit
kleinen und mittleren Unternehmen zusammen, insbesondere mit
Schmiedeunternehmen und Zangenherstellern. Zunächst wollen sie
untersuchen, welche Tätigkeiten körperlich am stärksten belasten. Dafür
befragen sie die Mitarbeiter vor Ort und messen objektiv die Belastungen
während der Arbeit - etwa mithilfe von Brustgurten, die den Puls und die
Atemfrequenz erfassen.

"Wir wollen von Anfang an diejenigen einbeziehen, die die Zange später
benutzen", sagt Projektleiter David Schellenberg. "Ihr Wissen fließt in
die Entwicklung ein und gegen Ende des Forschungsprojekts werden sie die
ergonomische Zange testen." Das ist auch für die Akzeptanz des neuen
Werkzeugs unerlässlich - denn die ergonomische Schmiedezange wird
voraussichtlich deutlich anders aussehen als jene Werkzeuge, die die
Arbeiter bisher gewohnt sind. Um die Belastung beim Tragen von sehr
schweren Schmiedeteilen zu reduzieren, könnte beispielsweise ein
Exoskelett zum Einsatz kommen. Denkbar ist auch ein Mechanismus, der die
Zange auf Knopfdruck geschlossen hält, um Belastungen der Handgelenke zu
reduzieren. Stöße könnten sich mit Schwingungsdämpfern abfedern lassen.
"Derzeit sammeln wir noch Ideen", sagt Schellenberg. Im Laufe des
Forschungsprojekts wollen die Ingenieure einen Demonstrator fertigen;
Praxistests in Schmiedeunternehmen sind für Ende 2020 geplant. Dann messen
die Ingenieure erneut die Belastung während der Arbeit und vergleichen sie
mit den alten Werten.

Eine einzige, ergonomisch perfekte Schmiedezange zu entwickeln ist
allerdings nicht das Ziel der Wissenschaftler. "Je nach Anwendungsfall
gibt es unterschiedliche Werkzeuge. Das wird auch so bleiben", sagt
Schellenberg. Denn wenn 20 Kilogramm schwere Schmiedeteile transportiert
werden müssen, sind die Belastungen vollkommen anders als bei der
Handhabung von relativ leichten Teilen, die jedoch beim Freiformschmieden
mit der Zange in Position gehalten werden müssen. "Wir entwickeln deshalb
eine Art Baukasten aus vielen verschiedenen Lösungen und halten diese in
einem Leitfaden fest", sagt Schellenberg. Mit diesem Leitfaden könnten
Werkzeugbauunternehmen später ergonomische Zangen für unterschiedliche
Einsatzfälle entwickeln.

Das Forschungsprojekt "Entwicklung von ergonomisch optimierten
Schmiedezangen zum kraftunterstützten und schwingungsgedämpften Handling
von Schmiedeteilen (ErgoZang)" ist am 1. März gestartet und läuft zwei
Jahre. Finanziert wird es vom Bundeswirtschaftsministerium. 


Weitere Informationen unter:

http://www.ergozang.iph-hannover.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution421

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

IPH - Institut für Integrierte Produktion Hannover gGmbH, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2019 
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / FAKTEN





MELDUNG/108: Antrag zur Teilnahme an der Europawahl nur noch bis Freitag 10. Mai 2019 möglich (Lebenshilfe NRW)


Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen e.V. - 6. Mai 2019

Antrag zur Teilnahme an der Europawahl nur noch bis Freitag möglich



Hürth - Menschen, die in allen Angelegenheiten betreut werde, können
noch bis spätestens Freitag 10. Mai 2019 die Teilnahme an der
Europawahl beantragen. Informationsmaterial zur Europawahl 2019 in
Leichter Sprache bietet der Bundewahlleiter an.

"Menschen die unter vollständiger Betreuung stehen und an der
Europawahl 2019 teilnahmen möchten, müssen bis spätestens Freitag, 10.
Mai 2019 dies beim zuständigen kommunalen Wahlamt beantragen", teilte
Regierungsrat Lutz Geuer aus dem Büro des Landeswalleiters
Nordrhein-Westfalen auf Anfrage der Lebenshilfe NRW mit. Die
kommunalen Wahlämter sind informiert und auf diese Anliegen der
bislang vom Wahlrecht ausgeschlossenen Menschen mit Behinderung und
ihrer Betreuer vorbereitet. Sie geben auch Auskunft bei Fragen.

Informationsmaterial in Leichter Sprache bietet der Bundeswahlleiter
auf seiner Webseite 

(www.bundeswahlleiter.de/info/leichte-sprache/europawahl) an. Von dort
gelangt man auch zum Online-Dossier (zum Lesen und Hören) der
Bundeszentrale für Politische Bildung. Auf der Webseite der
Bundesvereinigung Lebenshilfe 

(www.lebenshilfe.de/informieren/familie/wahlrecht) finden Menschen mit
Behinderung ebenso Informationen zur Wahl. Einen Muster-Stimmzettel
für die in Nordrhein-Westfalen zur Wahl stehenden Parteien kann auf
der Webseite des Landeswahlleiters 

(www.im.nrw/europawahl-2019) abgerufen werden.

Erstmals können in diesem Jahr in Deutschland mehr als 80.000
Menschen, die in allen Belangen betreut werden oder sich im
psychiatrischen Maßregelvollzug befinden, bei einer Europawahl ihre
Stimme abgeben. Dies hatte das Bundesverfassungsgericht am 15. April
2019 nach einem Eilantrag von FDP, Grünen und Linke entschieden. Zuvor
hatte das Gericht bereits im Februar 2019 geurteilt, dass
Wahlrechtsausschlüsse für diese Personengruppen verfassungswidrig
sind. Damit war das Gericht den Argumenten von acht Beschwerdeführer,
die unter anderem von der Bundesvereinigung Lebenshilfe, dem
Bundesverband Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie (CBP) und dem
Deutschen Caritasverband (DCV) unterstützt wurden, gefolgt. Daraufhin
hatten Union und SPD noch im März ein Inklusives Wahlrecht
beschlossen, dass aber erst zum 1. Juli 2019 in Kraft treten wird.
Daher kam es zum gemeinsamen Eilantrag. In Nordrhein-Westfalen wurde
der Wahlrechtsausschluss bei Landtags- und Kommunalwahlen bereits 2016
durch den Landtag abgeschafft.

Die 76 nordrhein-westfälischen Orts- und Kreisvereinigungen der
Lebenshilfe mit rund 21.000 Mitgliedern sind Träger oder Mitträger von
zahlreichen Diensten, Einrichtungen und Angeboten für Menschen mit
einer geistigen Behinderung. Sie alle sind Mitglieder im
nordrhein-westfälischen Landesverband, des Lebenshilfe
Nordrhein-Westfalen e.V. In Frühförderstellen, (meist integrativ)
Kindergärten und Krippen, Schulen und Tagesförderstätten, Werkstätten,
Fortbildungs- und Beratungsstellen, Sport-, Spiel- und
Freizeitprojekten, Wohnstätten und Wohngruppen sowie
Familienentlastenden Diensten werden Kinder, Jugendliche und
Erwachsene gefördert, betreut und begleitet.

Hauptamtliche und ehrenamtliche Mitarbeiter der Lebenshilfe sind mit
diesen Aufgaben betraut. Angehörige von Menschen mit Behinderung
können sich in Elterngruppen austauschen, behinderte Menschen selbst
arbeiten immer stärker in den Vorständen und anderen Gremien der
Lebenshilfe mit. Die 76 nordrhein-westfälischen Lebenshilfen sind in
der Beratung, Fortbildung und Konzeptentwicklung tätig und vertreten
die Interessen behinderter Menschen und ihrer Familien gegenüber den
Ländern bzw. der Bundespolitik.

Die Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen e.V. verfügt über vier
Tochtergesellschaften. Die Lebenshilfe Wohnen NRW gGmbH und die
Lebenshilfe Wohnverbund NRW gGmbH bieten ambulante und stationäre
Wohnangebote sowie Beratung für Menschen mit Behinderung in
ausgewählten Regionen Nordrhein-Westfalens an. Fort- und Weiterbildung
von Menschen mit Behinderung sowie hauptamtlichen Mitarbeitern der
Eingliederungshilfe, Familienbildung und Freiwilligendienste werden
über die Lebenshilfe Bildung NRW gGmbH angeboten. In Hürth betreibt
der Landesverband das Lebenshilfe Berufskolleg NRW gGmbH zur
Ausbildung von Sozialassistenzen und Heilerziehungpflegern.

 * 
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ARTIKEL/387: Leidvermutung - Pränataldiagnostik und das Bild von Behinderung (APuZ)


APuZ - Aus Politik und Zeitgeschichte

6-7/2019 - 4. Februar 2019

Menschen mit Behinderungen

Leidvermutung 

Pränataldiagnostik und das Bild von Behinderung

von Kirsten Achtelik



Menschen mit Behinderungen sind vielfältigen Benachteiligungen und
Diskriminierungen ausgesetzt. Darüber, ob das Angebot an pränatalen
Untersuchungen dazugezählt werden kann, gehen die Meinungen
auseinander. Einfache Antworten sind hier fehl am Platze. Vielmehr
gilt es zunächst, das komplexe Feld auszuleuchten. Wie funktioniert
pränatale Diagnostik überhaupt? Was für ein Bild von Behinderung wird
transportiert? Was sind die Fallstricke der Debatte?

Welche Worte?

In den aktuellen politischen und gesellschaftlichen
Auseinandersetzungen wird es immer wichtiger, welche Worte für welche
Sachverhalte benutzt werden.[1] Es ist nicht das Gleiche, ob von
"Föten" oder von "ungeborenen Kindern" die Rede ist, ob man
"schwangere Person" oder "Mutter" sagt. Dieser Text handelt von
schwangeren Personen, weil auch Menschen, die keine Frauen sind,
schwanger werden können: beispielsweise Transmänner oder nichtbinäre
Personen, die sich außerhalb des Geschlechtersystems aus Männern und
Frauen verorten. Gleichzeitig stellen Abtreibungsverbote und
Bevölkerungspolitiken immer einen gesellschaftlichen Zugriff auf
weibliche Körper dar, es ist also auch wichtig, explizit von Frauen
als Betroffenen zu sprechen.

Ich bevorzuge daher die Begriffe "werdende Mütter" und "werdende
Kinder" - vor der Geburt ist eine schwangere Person keine Mutter und
ein Fötus kein Kind. Diese Begriffsverwendung lässt die Prozesse so
offen, wie sie tatsächlich sind, wobei sich das selbstverständlich
individuell anders anfühlen kann. Auch kann der Sprachgebrauch je nach
Kontext unterschiedlich sein: Ein*e Berater*in wird im persönlichen
Kontakt mit einer schwangeren Person anders reden als ein*e
Politiker*in während einer Bundestagsdebatte.

Hier geht es nicht darum, Sprachpolizei zu spielen, sondern um eine
Verständigung darüber, warum manche Begriffe passend erscheinen,
andere hingegen unzutreffend oder auch verletzend sein können.
Ungewollt Schwangere damit zu konfrontieren, sie seien mit einem
lediglich noch ungeborenen "Kind" oder "Leben" schwanger, suggeriert
eine Subjekthaftigkeit von erst werdenden Menschen und kann bei einer
Frau, die einen Schwangerschaftsabbruch erwägt, Schuldgefühle auslösen
oder verstärken. Die vermeintlich neutrale medizinische Sprache der
Pränataldiagnostiker*innen reduziert die Lebensrealitäten von Menschen
mit Behinderungen zu defizitären Symptomen, die alle anderen möglichen
Eigenschaften des späteren Kindes zu überschatten drohen.

Problem Pränataldiagnostik

Es gibt verschiedene pränatale Untersuchungsmethoden, von denen
Ultraschall, Bluttests und Fruchtwasseruntersuchungen die bekanntesten
sind. Durch einige Untersuchungen können die Überlebenschancen von
werdenden Kindern mit Beeinträchtigungen verbessert werden, andere
ermöglichen eine gezielte Geburtsvorbereitung.[2] Die allermeisten
Untersuchungen suchen jedoch lediglich nach der Abweichung von der
Norm, nach einem Hinweis auf Behinderung. Deren Feststellung hat
größtenteils allerdings keine positive Auswirkung auf das werdende
Kind oder die werdende Mutter - es gibt in den meisten Fällen schlicht
keine therapeutischen Maßnahmen, die pränatal sinnvoll eingesetzt
werden könnten.

Diese vorgeschlagene Unterscheidung zwischen sinnvollen und rein
selektiven Untersuchungen ist komplex. Leider wird sie in der
Fachwelt, also unter Gynäkolog*innen, Pränataldiagnostiker*innen oder
Humangenetiker*innen selten angewandt, und es gibt auch kaum Debatten
darüber.[3] Den Schwangeren werden die unterschiedlichen
Untersuchungsziele - therapeutische Möglichkeiten eröffnend oder
lediglich die vermeintliche Andersartigkeit des Fötus feststellend -
daher auch nicht vermittelt. Diese müssen also davon ausgehen, dass
alle angebotenen Untersuchungen für sie selbst und die Gesundheit
ihres späteren Kindes sinnvoll sind. Das gilt in noch höherem Maße für
Tests, deren Kosten von den gesetzlichen Krankenkassen übernommen
werden.

Für Schwangere geht es bei den Tests um Risikoreduzierung und
Gesundheitsvorsorge für sich und das werdende Kind. Ihre Leitfrage
lautet, ob alles "in Ordnung" ist. (Temporäre) Normabweichungen des
Fötus oder Messungenauigkeiten der Tests sind jedoch relativ häufig
und führen zu weiteren Test, die den Grund der Auffälligkeit klären
und Aufschluss darüber geben sollen, "wie schlimm" diese ist. Auf die
Beunruhigung, die durch solche Auffälligkeiten ausgelöst werden, sind
Schwangere selten vorbereitet und können sich so der komplexen und
teilweise widersprüchlichen Dynamik kaum entziehen. Jede einzelne
Entscheidung treffen schwangere Personen zwar jeweils frei und nach
dem Paradigma der informierten Einwilligung, bei Auffälligkeiten
entwickelt sich jedoch schnell eine Angst-Kontroll-Spirale.[4]

Blickwechsel

Die in der pränatalen Diagnostik stattfindende Gleichsetzung von
Behinderung mit Risiko und Gefahr ist Kern des Problems. Von der
Behindertenbewegung und in den Disability Studies wird seit Langem
kritisiert, dass mit der pränatalen Suche nach Behinderungen und
Normabweichungen ein negatives, defizitorientiertes Bild von
Behinderung verbunden ist.[5] Gesucht wird danach, was an dem
werdenden Kind nicht normal scheint, und diese Eigenschaften - sei es
ein zusätzliches Chromosom, sei es eine körperliche Auffälligkeit -
wird für die Ursache unvermeidlicher zukünftiger Leiden, Schmerzen und
unzumutbarer Beschränkungen gehalten.[6]

Diese scheinbar unauflösliche Verbindung von Behinderung mit
gravierenden Einschränkungen wird als medizinisches Modell bezeichnet:
Die körperliche, seelische oder psychische Behinderung an sich wird
als Problem definiert, das zwar mittels medizinischer oder
therapeutischer Eingriffe abgemildert werden kann. Bei dieser
Auffassung von Behinderung ist es aber kaum denkbar, dass die
betroffene Person ein ebenso gutes Leben haben kann wie ein Mensch
ohne Behinderung.

Das soziale Modell von Behinderung geht hingegen davon aus, dass die
Behinderung durch die gesellschaftlichen Umstände entsteht, die eine
gleichberechtigte Teilhabe und ein selbstbestimmtes Leben erschweren:
Behindert ist man nicht, behindert wird man. Die körperlich
einschränkenden Aspekte werden als Beeinträchtigungen bezeichnet, die
von den Betroffenen negativ empfunden werden können, aber nicht
müssen. Da die Gesellschaft die Betroffenen behindert, liegt die
Verantwortung auch bei ihr, die Dimension der Behinderung zu
reduzieren. Dazu hat sich die Staatengemeinschaft, darunter auch
Deutschland, mit der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK)
verpflichtet.

Das mit einer einseitigen "Fokussierung auf körperliche und geistige
Fähigkeiten einer Person und ihre essenzialisierende Be- und
Verurteilung, je nach Ausprägung ihrer Fähigkeiten"[7] verbundene
medizinische Modell wird in den Disability Studies und von der
Behindertenbewegung als problematisch und diskriminierend definiert.
Dieses verbreitete Denken wirkt, zusammen mit dem in unserer
Gesellschaft "zentralen Stellenwert von Funktions- und
Leistungsfähigkeit",[8] als gesellschaftliches Machtverhältnis, das
Menschen mit Behinderungen benachteiligt.[9] Der Begriff "Ableism" hat
dabei die ältere Bezeichnung "Behindertenfeindlichkeit" teilweise
abgelöst und bezeichnet ein essenzialisierendes Verständnis von
Behinderung als "ein Geflecht von Glaubenssätzen, Prozessen und
Praktiken, das eine bestimmte Art von Selbst und Körper (den
Körper-Standard) herstellt, welche als perfekt, Spezies-typisch und
daher essenziell und vollständig menschlich vorgestellt wird.
Behinderung erscheint so als reduzierter menschlicher Zustand".[10]

Ein Umdenken vom tendenziell diskriminierenden medizinischen Modell
zum sozialen Modell von Behinderung hat nicht nur Auswirkungen auf
schulische Inklusion, die Finanzierung von
Gebärdensprachdolmetscher*innen auch in der Freizeit oder das
Wahlrecht für Menschen in Betreuung, sondern auch auf das Angebot und
die Inanspruchnahme pränataler Diagnostik. Zum Denken im medizinischen
Modell gehört das Phänomen, das werdende Kind auf seine
diagnostizierte Beeinträchtigung zu reduzieren: Alle anderen
Eigenschaften, über die werdende Eltern mutmaßen und auf deren
Entwicklung sie sich freuen, werden unwichtig, übrig bleibt nur die
Frage, wie schlimm das erwartete Defizit werden wird. Die Angst vor
dem behinderten Kind betrifft nicht nur dessen mögliche Zukunft,
sondern ist auch eine eigene "Denormalisierungsangst" der Schwangeren
beziehungsweise der werdenden Eltern, eine "Sorge, [selbst] aus den
Normalitätszonen herauszufallen".[11] Der gesellschaftliche Ableism
zeigt sich auch, wenn das Ausschlagen des pränataldiagnostischen
Angebotes begründungsbedürftig wird und als verantwortungslos
gegenüber dem werdenden Kind angesehen wird. Im Alltag von Eltern von
jungen Kindern mit Behinderungen äußert sich das in der Frage, ob man
"das" nicht schon vorher gewusst habe - es scheint normal, alles zu
tun, um die Geburt eines behinderten Kindes zu vermeiden. Dass
Menschen mit Behinderungen diese Normalität, die ihre eigene
Lebenswirklichkeit ausschließt, als verletzend empfinden, sollte nicht
überraschen. Die eigene Angst vor Behinderung und der
gesellschaftliche Druck beschränken heute die Handlungsoptionen der
Schwangeren.

Nach der Logik des sozialen Modells sagt uns eine
Beeinträchtigungsdiagnose des werdenden Kindes dagegen eben nichts
über sein erwartbares Lebensglück - nicht vorhandene oder kaputte
Aufzüge oder ein Abbau sozialer Leistungen hingegen schon. Durch einen
Blickwechsel vom einzelnen Körper auf gesellschaftliche Fragen fällt
auch auf, dass "'Anderssein' auf körperlicher, kognitiver, psychischer
oder psycho-sozialer Ebene eine weitverbreitete Lebenserfahrung
darstellt",[12] statt eine vermeidenswerte Ausnahme zu sein. Das
Angebot der defizitorientierten Fehlersuche durch Pränataldiagnostik
kann in seiner Aktualisierung, Wiederholung und Verstärkung des
medizinischen Modells als ableistisch und diskriminierend gelten.[13]

Wessen Rechte?

Das Recht von Menschen mit Beeinträchtigungen, nicht diskriminiert zu
werden, wird von der UN-BRK als Menschenrecht festgeschrieben. Dieses
wichtige Instrument zur gesetzlichen und sozialen Gleichstellung von
Menschen mit Behinderungen basiert auf einer weiten
Diskriminierungsdefinition: Nach Artikel 2 umfasst der Begriff "jede
Unterscheidung, Ausschließung oder Beschränkung aufgrund von
Behinderung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass das auf die
Gleichberechtigung mit anderen gegründete Anerkennen, Genießen oder
Ausüben aller Menschenrechte und Grundfreiheiten im politischen,
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, bürgerlichen oder jedem
anderen Bereich beeinträchtigt oder vereitelt wird".

Anhand dieser weiten Definition scheint pränatale Diagnostik kaum
kritisierbar zu sein. Das liegt vor allem daran, dass die UN-BRK die
Rechte bereits geborener Menschen mit Beeinträchtigungen sichern soll.
Auch die UN-Kinderrechtskonvention von 1989 schützt die Rechte
geborener Kinder. Zwar gab es während der Beratungen zu beiden
Konventionen intensive Diskussionen über die Frage, ob - und wenn
inwieweit - auch das "ungeborene" Leben geschützt werden solle.
Letztlich überwogen jedoch Befürchtungen, über eine explizite
Formulierung ein Verbot von Schwangerschaftsabbrüchen zu etablieren.
In den Verhandlungen zur UN-BRK konnte sich die von den
Interessenvertretungen "Inclusion International" und dem
"International Disability Caucus" vorgeschlagene Idee, ein "Right to
be born" (Recht geboren zu werden) zu schaffen, nicht durchsetzen.[14]
Die Kinderrechtskonvention schützt in Artikel 6 Absatz 1 das
"angeborene" Recht des Kindes auf Leben ("inherent right to life"). Im
Präambelsatz 9 heißt es, dass das Kind "eines angemessenen rechtlichen
Schutzes vor und nach der Geburt" bedürfe. Unklar bleibt hier, was als
"angemessen" anzusehen ist. Einen absoluten Lebensschutz impliziert
die Formulierung jedenfalls nicht.

Versuche, die Schutzgarantien der Konventionen auf Föten auszudehnen,
kommen häufig von der international gut vernetzten,
religiös-reaktionär verorteten "Lebensschutz"-Bewegung oder spielen
dieser in die Hände.[15] Diese Bewegung macht und akzeptiert keine
Unterscheidung zwischen Föten und geborenen Kindern, engagiert sich
daher absolut gegen Schwangerschaftsabbrüche. Dafür instrumentalisiert
sie auch die Kämpfe von Menschen mit Beeinträchtigungen.[16]

Einen anderen Ansatz verfolgt der Versuch, die UN-BRK als
Antidiskriminierungsinstrument heranzuziehen, wenn sich Regelungen und
Praktiken der Pränataldiagnostik negativ auf die Lebenssituation
bereits geborener Menschen mit Behinderungen auswirken. In diesem
Zusammenhang wird häufig Artikel 8 der UN-BRK ins Spiel gebracht.
Dieser fordert von den Vertragsstaaten und ihren untergeordneten
Instanzen bewusstseinsbildende Maßnahmen, die "Klischees, Vorurteile
und schädliche Praktiken gegenüber Menschen mit Behinderungen (...) in
allen Lebensbereichen (...) bekämpfen". Die Achtung vor und die Würde
von Menschen mit Beeinträchtigungen sollen auf diese Weise gefördert
werden. Es geht hier also um Maßnahmen, die die Akzeptanz von
Beeinträchtigungen fördern können. Kaum jemand würde bestreiten, dass
die pränatale Suche nach Beeinträchtigungen kaum dazu beiträgt, dass
diese besser akzeptiert werden. Relativ wahrscheinlich ist es
hingegen, dass sie mit ihrem defizitverhafteten Fokus eher schädliche
Auswirkungen hat. Eine nähere Bestimmung oder gar Quantifizierung
dieser negativen Effekte steht allerdings noch aus.

Die Staatliche Koordinierungsstelle des Beauftragten für die Belange
behinderter Menschen stufte 2013 in einem Positionspapier selektive
pränatale Untersuchungen als "schädliche Praktiken im Sinne der
UN-BRK" und als diskriminierend für Menschen mit Behinderungen ein:
"Die Selbstverständlichkeit, mit der vorgeburtliche diagnostische
Verfahren angeboten und in Anspruch genommen werden, mit denen die
Existenz von Kindern mit Behinderungen vermieden werden soll, ist
Ausdruck von gesellschaftlichen Lebenswerturteilen. Darin zeigt sich
ihr diskriminierender Charakter. (...) Auf einer gesellschaftlich sehr
tief greifenden Ebene werden Menschen, die mit einer Behinderung
leben, nach der auf diese Weise systematisch gesucht wird,
diskriminiert: Indem die Existenz der Ungeborenen grundsätzlich zur
Disposition gestellt wird, wird auch ihre Existenz infrage
gestellt."[17]

Hier wird, wie es in der Debatte um pränatale Diagnostik häufig
geschieht, die vorgeburtliche Suche nach Abweichungen und die spätere
mögliche Entscheidung zum Schwangerschaftsabbruch unzulässig
gleichgesetzt. Dazu heißt es: "Die Möglichkeit des Abbruchs der
Schwangerschaft, sollte eine Behinderung des Kindes entdeckt werden,
wird im Alltag der Praxis immer mitgedacht und oftmals unausgesprochen
von allen Beteiligten erwartet." Aber wer denkt den möglichen Abbruch
"immer" mit und erwartet das von wem?[18]

Schwangerschaftsabbrüche

Die diesbezüglichen gesetzlichen Regelungen in Deutschland sind auf
dem Papier relativ eindeutig: Schwangerschaftsabbrüche wegen einer
Behinderung des Fötus sind seit 1995 nicht mehr erlaubt. Bei der
letzten Reform des Paragrafen 218 Strafgesetzbuch wurde nicht nur eine
Fristenregelung bis zur zwölften Schwangerschaftswoche inklusive
Beratungspflicht und Wartezeit eingeführt, sondern auch die sogenannte
embryopathische Indikation gestrichen. Kirchen und Behindertenverbände
hatten bei der Neuformulierung des Gesetzes dafür geworben, eine
Sondergenehmigung für die Abtreibung beeinträchtigter Föten als
unvereinbar mit dem Nichtdiskriminierungsgebot in Artikel 3 Absatz 3
Grundgesetz zu interpretieren.[19] Das explizite
Diskriminierungsverbot für Menschen mit Behinderungen "Niemand darf
wegen seiner Behinderung benachteiligt werden" war erst im Vorjahr
nach einer intensiven Kampagne der Interessenverbände ins Grundgesetz
aufgenommen worden.[20]

Abtreibungen sind weiterhin nach der medizinischen Indikation legal,
wenn eine schwere Gefährdung der psychischen Gesundheit der
Schwangeren durch die erwartete Behinderung des werdenden Kindes
befürchtet wird. Damit wurde die medizinische Indikation, die Abbrüche
bei einer Gefahr für das Leben und die Gesundheit der Schwangeren
erlaubt, dezidiert zur "'Auffangindikation' für die früher
embryopathisch indizierten Schwangerschaftsabbrüche".[21] Die
medizinische Indikation wird auch als medizinisch-soziale bezeichnet,
da es um die Zumutbarkeit einer antizipierten Situation für die Frau
geht, in diesem Fall das Leben mit einem behinderten Kind. Die
zukünftige Gefahr für die psychische Gesundheit der Frau muss ärztlich
bestätigt werden, kann sich aber nur auf die Selbsteinschätzung der
Betroffenen stützen.

Aus einer bestimmten feministischen Perspektive macht das auch sehr
großen Sinn: Wer anders als die Frau sollte wissen, was für ihr
weiteres Leben (zu) belastend wäre? Aus einer intersektionalen und
behindertenpolitischen Perspektive lässt sich allerdings fragen, wie
die Frau überhaupt einschätzen soll, wie sich der Belastungsgrad mit
einem Kind mit Beeinträchtigungen von einem ohne unterscheiden würde -
zumal die konkrete Ausprägung der meisten Beeinträchtigungen pränatal
nicht prognostizierbar ist. Außer ihrer eigenen Lebenserfahrung ist
ihre Hauptinformationsquelle die defizitorientierte pränatale
Diagnostik und Beratung sowie ein meist vages Wissen um mangelnde
sozialstaatliche Hilfsangebote und die gesellschaftlich verbreitete
Ablehnung von Menschen mit Behinderungen. Es ist unter diesen
Umständen wohl wenig verwunderlich, wenn in vielen Fällen die
Befürchtungen die Oberhand gewinnen und ein Abbruch der
Schwangerschaft als die beste Lösung erscheint. Die generalisierte
Annahme einer hohen Belastung durch ein Leben mit einem behinderten
Kind teilen auch die meisten Ärzt*innen. Das rechtfertigt die
Indikation einer unzumutbaren Gesundheitsgefährdung. Diese verbreitete
Vermutung ist jedoch eher als vorurteilsbeladen und ableistisch
anzusehen, ihre Regelhaftigkeit ist ein Zeichen der gesellschaftlichen
Behindertenfeindlichkeit.[22]

Bezogen auf die erwähnten Annahmen von Diskriminierung zeigt sich,
dass es zwischen Beeinträchtigungsdiagnose und Abtreibungsentscheidung
keinen Automatismus mehr geben soll - die strafrechtliche Ausnahme
wurde abgeschafft, und Gendiagnostikgesetz und
Schwangerschaftskonfliktgesetz sollen der Schwangeren eine
informierte, individuell vertretbare Entscheidung ermöglichen. Die
gesellschaftlich verbreitete Behindertenfeindlichkeit legt eine
Entscheidung zum Abbruch jedoch näher als die, das vor der Diagnose
noch gewollte Kind zu bekommen. In der pränatalen Diagnosespirale
werden Untersuchungen durchgeführt, um der Schwangeren die Angst vor
einer Behinderung ihres werdenden Kindes zu nehmen. Als gutes Ergebnis
gilt selbstverständlich nur eins, das keine Beeinträchtigung findet.
Den anderen Frauen wird ihre Angst bestätigt, und die ableistische
Gleichsetzung von Behinderung mit Differenz, Leid und Abhängigkeit
verunmöglicht es, sich dieses "andere" Kind als Teil der eigenen
Familie vorzustellen.

Ausblick

Schock, Abwehr und Ambivalenzen sind normale Reaktionen auf eine
pränatale Behinderungsdiagnose. "Normal" heißt allerdings nicht, dass
das auch so bleiben muss. Schließlich sind negative Reaktionen auf
Menschen mit Behinderungen oder negative Annahmen über ein Leben mit
einer Behinderung zwar "normal" im Sinne von weit verbreitet, aber
nicht im Sinne von gesellschaftlich erwünscht. Genauso wie gegen
Rassismus oder Homophobie sollten auch in diesem Bereich Anstrengungen
unternommen werden, um diese feindlichen oder abwehrenden
Einstellungen zu bekämpfen und abzubauen.

Ob selektive pränatale Diagnostik tatsächlich der Inklusion
entgegenwirkt, muss hier eine offene Frage bleiben - zu schlecht ist
die Datenlage in Bezug auf die unterschiedlichen Motivationen für
pränatale Tests und ihre gesellschaftlichen Auswirkungen. Umgekehrt
könnte aber Inklusion dazu beitragen, Unkenntnis über und Angst vor
Behinderung abzubauen und so einiges an pränatalen Tests überflüssig
erscheinen lassen.

In einer wirklich inklusiven Gesellschaft würden nicht nur, wie es
derzeit meist geschieht, lediglich jene Menschen mit Behinderungen
"inkludiert", die "trotz" ihrer Behinderung als nützlich angesehen
werden, sondern alle Barrieren für Menschen mit Beeinträchtigungen
abgebaut. Unterschiedliche Fähigkeiten und körperliche Merkmale wären
normal - da alle Menschen verschieden sind, könnten diese
Verschiedenheiten als Bereicherung statt als Bedrohung wahrgenommen
werden. Krankenkassen würden ihre Ressourcen in die benötigten
Hilfsmittel für Menschen mit Behinderungen investieren, statt Anträge
wiederholt abzulehnen. Ämter würden nicht mit Tricks versuchen,
Menschen mit Behinderungen möglichst billig unterzubringen, sondern
ihnen ein selbstbestimmtes Leben ermöglichen.

Erstrebenswert wäre eine Behinderung deswegen vermutlich noch nicht,
sie wäre aber eine Eigenschaft unter anderen, über die einige werdende
Eltern gerne im Vorhinein Bescheid wüssten und andere nicht. Wäre es
unter diesen Voraussetzungen weiterhin so wichtig, dass ein werdendes
Kind "Hauptsache gesund"[23] ist? Wäre die Angst vor Behinderung in
beinahe jeder Schwangerschaft weiterhin so dominant und normal?
Vermutlich nicht. Eine inklusive Gesellschaft bedeutet eben nicht ein
paar Sonderrechte mehr für Menschen mit Behinderungen, sondern gleiche
Rechte und ein schöneres Leben für alle. Es lohnt sich, das
auszuprobieren - nicht nur für Menschen mit Behinderungen, sondern
auch für Schwangere.


Kirsten Achtelik ist Sozialwissenschaftlerin und arbeitet
beim Gen-ethischen Netzwerk e.V. in Berlin sowie als freie
Journalistin und Autorin.

www.kirsten-achtelik.net
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FINANZEN/1518: Katrin Göring-Eckardt zum Thema Steuerschätzung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Mai 2019

Auszüge aus dem heutigen Statement der Fraktionsvorsitzenden Katrin
Göring-Eckardt zum Thema Steuerschätzung 



"Deutschland hat die fetten Jahre nicht genutzt. Wir müssen die
Wirtschaftsentwicklung vom Ressourcenverbrauch abkoppeln. Die Regierung hat
über Jahre nicht investiert, wo sie hätte investieren müssen: in
Infrastruktur, in Schulen, in Bildung, in Klimaschutz. Jetzt haben wir die
Quittung. Viele junge Leute gehen zu Recht auf die Straße, weil sie sagen:
"Ihr verspielt unsere Zukunft". Die Bundesregierung setzt die falschen
Prioritäten: Das Baukindergeld sorgt eben nicht für mehr günstigen Wohnraum
und die Abschaffung des Solis reißt ein zweistelliges Milliardenloch in den
Haushalt und hilft nur an der oberen Einkommensleiter.

Denjenigen, die wenig haben, steht heute weniger zur Verfügung als noch in
den 90er-Jahren und das obwohl die Einkommen der Menschen seitdem gestiegen
sind. Hier läuft etwas gehörig falsch. Die Bundesregierung setzt die
falschen Maßnahmen zur falschen Zeit mit einer falschen Lenkungswirkung.

Wir brauchen für die Zukunft nicht eine schwarze Null, sondern eine grüne
Null. Es muss ökologisch investiert werden. Und wir müssen in den sozialen
Zusammenhalt investieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INNEN/3153: Sachverständigen-Jahresgutachten - Bewegte Zeiten erlauben keinen Stillstand


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Mai 2019

SVR-Jahresgutachten: Bewegte Zeiten erlauben keinen Stillstand



Zur Vorstellung des SVR-Jahresgutachtens 2019 "Bewegte Zeiten: Rückblick
auf die Integrations- und Migrationspolitik der letzten Jahre" erklärt
Filiz Polat, Sprecherin für Migrations- und Integrationspolitik:

Bewegte Zeiten erlauben keinen Stillstand, aber genau das ist in der
Migrationspolitik dieser Bundesregierung der Fall. Statt Stillstand und
Dauerstreit brauchen wir eine Bundesregierung, die gestaltet und nicht
spaltet. Wir brauchen eine Integrationsoffensive durch die
gesellschaftliche und politische Teilhabe ermöglicht wird. Solange dies
nicht geschieht, werden die sozialen Unterschiede bleiben und damit
Bildungserfolge ausbleiben.

Die Studie des SVR (Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für
Integration und Migration) enthält eine klare Absage an die
Abschottungsträumereien Rechtskonservativer wie Kurz, Orban und Salvini, zu
denen sich auch Innenpolitikerinnen und -politiker aus der Union gerne
gesellen. Auf europäischer Ebene sind die Mitgliedsstaaten bei einer
gemeinsamen Migrations- und Flüchtlingspolitik in einer Blockadehaltung
gefangen. Zurecht mahnt der SVR zu mehr Solidarität und partnerschaftlicher
Zusammenarbeit. Eine einseitig ausgerichtete Politik der Abschottung, die
auf Reduzierung von Einwanderung setzt, ist der falsche Weg.

Ein Einwanderungsgesetz, das diesen Namen auch verdient hat, ist mehr als
überfällig. Dafür haben wir als grüne Bundestagsfraktion dem enttäuschenden
Entwurf der Bundesregierung einen eigenen grünen Gesetzentwurf
gegenübergestellt. Die Gestaltung einer inklusiven
Einwanderungsgesellschaft erfordert jedoch mehr als ein
Fachkräfteeinwanderungsgesetz. Migration und Diversität prägen unsere
Gesellschaft. Es braucht nicht nur einen verbesserten Zugang zu
Erwerbsarbeit, sondern gerechte und gleichberechtigte Teilhabemöglichkeiten
und Zugang zu allen gesellschaftlichen Ressourcen. Das machen auch die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des SVR deutlich. Die
Bundesregierung muss sich entscheiden: Will sie die Chance nutzen, eine
moderne Einwanderungsgesellschaft zu gestalten und Hürden bei der
Integration abzubauen oder will sie durch ihre Migrationspolitik
abschrecken, abschotten und spalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019
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UMWELT/1839: Katrin Göring-Eckardt zur Klimakrise und zum Artensterben


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Mai 2019

Auszüge aus dem heutigen Statement der Fraktionsvorsitzenden Katrin
Göring-Eckardt zur Klimakrise und dem Artensterben

Diese Bundesregierung gefährdet das Ökosystem



"Die CDU ist ganz offensichtlich eine klimapolitische Dagegenpartei: sie
ist gegen eine CO2-Bepreisung, gegen ein Tempolimit, gegen erneuerbare
Energien, gegen eine Quote für Elektroautos, gegen eine nachhaltige
Landwirtschaft. Die Union ist bei allen klimapolitischen Maßnahmen dagegen,
dagegen, dagegen. Ist sie denn auch mal für etwas?

Frau Kramp-Karrenbauer sagt, man wolle mal anfangen, darüber nachzudenken,
dann sage ich, das ist eine Politik von vorgestern. Die hat nichts mehr mit
Zukunft zu tun, die ist ängstlich. Sie hat nichts mit den Problemen der
Zeit und mit den Problemen der Welt zu tun.

Wir werden heute den Vorsitzenden des Weltartenschutzrates in der Fraktion
haben, Josef Settele. Wir werden uns mit dem Weltartenschutzbericht
beschäftigen. Eine Million Arten sind vom Aussterben bedroht, das ist
systemrelevant. Wenn es um ein paar Banken geht, dann sind sofort alle auf
der Bühne und erklären, was alles sicher sein wird in Zukunft. Wenn es um
das Ökosystem geht, das für uns Menschen lebenswichtig ist, dann machen
sich CDU und CSU aus dem Staub.

Ich höre zwar Ankündigungen von der Umweltministerin. Ihr fehlt aber die
Kraft zur Umsetzung. Und ich höre null von der Landwirtschaftsministerin.
Wir müssen endlich dafür sorgen, dass unsere Landwirtschaft giftfrei wird,
dass wir aussteigen aus der Massentierhaltung, dass wir wieder echte Wälder
haben und nicht Baumplantagen und dass wir wieder Wiesen haben und keine
Maiswüsten.

Das alles gehen Union und SPD nicht an.

Diese Bundesregierung gefährdet das Ökosystem. Wir werden mit dieser
Bundesregierung nicht dazu kommen, dass wir Klimaschutz und Artenschutz
nicht nur ganz oben auf die Tagesordnung stellen, sondern auch Lösungen
dafür haben. Bei der bevorstehenden Europawahl kann man mit seinem
Kreuzchen zumindest sagen: Wir wollen eine andere Ausrichtung der Politik,
was den Artenschutz angeht und was diese systemrelevante Frage betrifft."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019
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AUSSEN/1834: Wiederholung der Istanbuler Bürgermeisterwahl nicht nachvollziehbar


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Mai 2019

Wiederholung der Istanbuler Bürgermeisterwahl nicht nachvollziehbar

Türkei darf demokratische Grundprinzipien nicht aufgeben



Am gestrigen Montag hat der Hohe Wahlrat der Türkei entschieden, die
Bürgermeisterwahlen in Istanbul zu wiederholen, bei denen am 31. März
der Kandidat der oppositionellen CHP gewonnen hatte. Hierzu erklären
der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen
Hardt, und der zuständige Berichterstatter Andreas Nick:

Hardt: "Die Entscheidung des Hohen Wahlrats der Türkei, das
Ergebnis der Oberbürgermeisterwahl in Istanbul nicht anzuerkennen,
ist in keiner Weise nachvollziehbar. Der Kandidat der oppositionellen
CHP hatte die Wahlen in einem transparenten und fairen Verfahren
gewonnen. Wenn die Türkei den offenkundigen Wählerwillen bei
demokratischen Wahlen nicht respektiert, entfernt sie sich von
elementaren rechtsstaatlichen Grundprinzipien. Dies gibt uns Anlass
zu größter Sorge, denn die Entscheidung schwächt das Vertrauen der
türkischen Bevölkerung in demokratische Strukturen und Prozesse
erheblich. Die notwendigen Bedingungen für freie und faire Wahlen
sind im Vorfeld von Wahlen sicherzustellen und nicht im Nachhinein."

Nick: "Ebenso kritisieren wir scharf die Entscheidung des
Hohen Wahlausschusses, jüngst gewählte Bürgermeister und Vertreter
lokaler Gremien im Südosten des Landes nicht für ihre Ämter
zuzulassen, obwohl diese vorher von der Wahlkommission auf ihre
Wählbarkeit hin überprüft worden waren. Wir fordern die türkische
Regierung auf, den Wählerwillen zu respektieren und das Ergebnis der
Bürgermeisterwahlen in Istanbul umzusetzen. Freie, faire und
transparente Wahlen sind das Herzstück jeder Demokratie. Mit ihrer
Mitgliedschaft im Europarat und der NATO hat sich die Türkei diesen
Werten und Prozessen verpflichtet. Sollte es dennoch zu Neuwahlen
kommen, müssen diese nach internationalen Standards und unter
Wahlbeobachtung von OSZE, deren Menschenrechtsinstitution ODIHR und
dem Europarat stattfinden. Die türkische Bevölkerung hat einen
Anspruch auf Wahlen im Einklang mit demokratischen Standards und
geschützt durch einen stabilen und verlässlichen Rechtsrahmen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/3468: Gelungene Integrationspolitik muss breit angelegt sein


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Mai 2019

Gelungene Integrationspolitik muss breit angelegt sein

Jahresgutachten zur Migrations- und Integrationspolitik zeigt Erfolge
und Defizite



Am heutigen Dienstag stellt der Sachverständigenrat deutscher
Stiftungen für Integration und Migration sein Jahresgutachten vor.
Dazu erklärt die Integrationsbeauftragte der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nina Warken:

"Die Integrations- und Migrationspolitik ist in den letzten Jahren zu
einem Kernthema in unserem Land geworden. Das aktuelle Gutachten
zeigt deutlich, wie breit angelegt eine gelungene Integrationspolitik
sein muss - und wie wichtig es ist, nicht nur über Flüchtlinge,
sondern auch über diejenigen zu sprechen, die schon viele Jahre und
Jahrzehnte in diesem Land leben, und die oftmals aus dem europäischen
Ausland zu uns gekommen sind. Auch ihnen müssen wir nach wie vor
Integrationsangebote unterbreiten.

Dem Gutachten ist insbesondere ein deutliches Bedauern über den
Zustand der europäischen Integrationspolitik zu entnehmen. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt, dass es mit
"Migrationsverhinderungspolitik" nicht getan sein kann, und Europa
ein Europa der geteilten Verantwortung sein muss.

Der Flüchtlingsstrom war laut SVR ein heftiger "Stresstest" für unser
Land. Dem folgt aber der beruhigende Befund, dass Bildungssystem und
Arbeitsmarkt diesen Test grundsätzlich bestanden hätten. Kritisiert
wird allerdings, dass es bislang noch zu wenig gelungen sei,
insbesondere geflüchtete Frauen in Arbeit zu bringen. Diesen
Arbeitsauftrag gilt es umzusetzen. Auch dass sowohl die Kriminalität
gegen als auch die Gewalt von Migranten zugenommen hat, ist ein
ernster Befund.

Zurecht weist das Gutachten darauf hin, dass die Frage der
Fachkräftezuwanderung in der öffentlichen Debatte in den Hintergrund
gerückt ist. Umso wichtiger ist es, dass wir beim längst überfälligen
Fachkräfteeinwanderungsgesetz vorankommen. Es ist gut, dass dieses
Gesetzesvorhaben im Kern vom SVR begrüßt wird. Das gibt uns noch
einmal Rückenwind für die in dieser Woche anstehende erste
Gesetzeslesung im Parlament."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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ARBEIT/1865: Wir haben ein Problem bei den Löhnen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Mai 2019

Wir haben ein Problem bei den Löhnen



"Die wachsende Lohnungleichheit hat die Bundesregierung mit ihrer
Lohndumpingstrategie zu verantworten", kommentiert Susanne Ferschl,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, die heute vorgestellte
Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung zur wachsenden
Einkommensungleichheit. Ferschl weiter:

"Über Jahre hinweg hat die Bundesregierung die Verhandlungsposition der
Beschäftigten sukzessive geschwächt. Erst wurden die sozialen
Sicherungssysteme abgebaut und jegliche Arbeit für zumutbar erklärt. Durch
Leiharbeit und Befristungen wurden dann die Belegschaften gespalten und die
Gewerkschaften geschwächt. Diese Politik gefährdet den sozialen
Zusammenhalt nicht nur in Deutschland, sondern auch in Europa.

DIE LINKE fordert, den Arbeitsmarkt wieder zu regulieren. Sachgrundlose
Befristungen und Leiharbeit gehören verboten. Es braucht keine
Belegschaften erster, zweiter und dritter Klasse. Da nur Tarifverträge
anständige Löhne garantieren, wollen wir, dass wieder mehr Tarifverträge
für allgemeinverbindlich erklärt werden. Dafür muss das Vetorecht der
Arbeitgeber abgeschafft werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. Mai 2019
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AUSSEN/1868: Erdogans Wahlbetrug ist Putsch gegen die Demokratie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Mai 2019

Erdogans Wahlbetrug ist Putsch gegen die Demokratie



"Die Entscheidung der türkischen Wahlbehörde ist offenbar allein politisch
motiviert und ein Putsch gegen die Demokratie. Wenn man bei demokratischen
Wahlen in der Türkei als Oppositionspartei nicht mehr gegen die AKP
gewinnen darf, muss man von einer Diktatur sprechen. Die Bundesregierung
muss nach diesem Putsch gegen die Demokratie ihre Türkeipolitik grundlegend
verändern. Die Bundesregierung muss sich entscheiden, ob sie weiter auf der
Seite des Despoten Erdogan stehen will", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE und Vorsitzende der
Deutsch-Türkischen Parlamentariergruppe des Bundestages. Dagdelen weiter:

"Die Begründungen der Wahlbehörde sind fadenscheinig und sachlich nicht
substantiiert. Es ist dem Generalsekretär des Europarats, Thorbjørn
Jagland, ausdrücklich zuzustimmen, dass hier von der Wahlbehörde Dinge ins
Feld geführt wurden, die ihr vor den Wahlen bereits bekannt waren.

Die Bundesregierung darf es nicht allein bei einer Kritik der
undemokratischen Verhältnisse in der Türkei belassen. Bundeskanzlerin
Angela Merkel und Außenminister Heiko Maas sind aufgefordert, jetzt sowohl
die Waffenlieferungen an die Türkei wie auch die üppigen Finanz- und
Kredithilfen zu stoppen. Zudem ist es höchste Zeit, den EU-Beitrittsprozess
von Erdogans Türkei zu beenden. Eine islamistische Diktatur, in der nur
noch Scheinwahlen stattfinden, kann kein EU-Beitrittskandidat sein."

 * 
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BILDUNG/912: Gute Grundbildung, die allen zugänglich sein muss


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Mai 2019

Gute Grundbildung, die allen zugänglich sein muss



"Über eine Million Menschen weniger als im Jahr 2010, die nicht oder nicht
richtig lesen und schreiben können, das ist zunächst eine gute Nachricht.
6,2 Millionen jedoch, die es nach wie vor nicht können, das ist keine gute
Nachricht, und sie sind meist in prekären Beschäftigungsverhältnissen,
womit sich der Teufelskreis für sie weiterdreht", erklärt Birke
Bull-Bischoff, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit
Blick auf die aktuellen Ergebnisse der LEO-Studie 2018. Birke Bull-Bischoff
weiter:

"Im Bereich Weiterbildung müssen auch die Unternehmen viel mehr in die
Pflicht genommen werden. Eine der wichtigsten Ursachen liegt aber in der
Qualität der Schulbildung. Leider neigt unser Schulsystem generell dazu,
alle Kinder und Jugendlichen über einen Kamm zu scheren. Wir müssen die
Lehrkräfte darin unterstützen, individuelle Förderung von Schülern zu
sichern. Fehlende Grundbildung und Analphabetismus sind auch im
hochindustrialisierten Deutschland keine Randerscheinung, sondern ein
Problem der gesellschaftlichen Mitte. Das Recht auf Bildung umfasst auch
eine gute Grundbildung, die jedem zugänglich sein muss. Das ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die öffentlich ausfinanziert werden muss.
Darüber hinaus müssen Bund, Länder und Kommunen die allgemein bildenden
Schulen unterstützen, ihrem Bildungsauftrag, gute Grundbildung zu
vermitteln, nachzukommen. Jeder Schulabschluss muss sichern, dass Schüler
eine gute Grundbildung haben. Selbstverständlich muss verbindlich
vereinbart werden, dass Grundbildung flächendeckend gebührenfrei und für
jeden zugänglich ist. Institutionen, wie etwa der Deutsche 
Volkshochschul-Verband e. V. oder der Bundesverband Alphabetisierung und Grundbildung e.
V. und deren wirkungsträchtige Projekte müssen ausreichend finanziell durch
öffentliche Mittel unterstützt werden, so dass sie nicht nur auf Sponsoren
und Spenden angewiesen sind und somit Planungssicherheit gewinnen.

Es hilft allerdings nicht viel, immer wieder an den Symptomen
herumzudoktern und im Wesentlichen auf Öffentlichkeitsarbeit zu setzen. Man
muss vielmehr über die Ursachen fehlender Grundbildung nachdenken. Es gibt
viel zu wenige dauerhaft finanzierte Angebote, die auch auf individuelle
Bedürfnisse eingehen. Viel mehr Forschung ist erforderlich. Es ist längst
überfällig, nach den vielen Exzellenzprogrammen ein Forschungsprogramm zu
den Ursachen fehlender Grundbildung aufzulegen und gleichzeitig
wissenschaftlich fundierte Strategien zur Bekämpfung des Analphabetismus
und für eine bessere Grundbildung über alle Lebensalter und Lebensbereiche
hinweg zu entwickeln.

Überdies hat es einen bitteren Beigeschmack, wenn 180 Millionen Euro für
die Alphabetisierungsdekade ausgegeben werden, während für den Digitalpakt
mal eben in fünf Jahren fünf Milliarden Euro lockergemacht werden. Daran
ist sehr deutlich zu erkennen, dass Themen wie Alphabetisierung im
politischen Raum eher ein Schattendasein führen."
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BILDUNG/911: Digitalpakt erscheint noch nebulös


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Mai 2019

Digitalpakt erscheint noch nebulös



"Es muss einen Ruck beim Breitbandausbau und der Herstellung sicherer 
WLAN-Verbindungen geben", erklärt Birke Bull-Bischoff, bildungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zu den heute veröffentlichten
Ergebnissen der Forsa-Umfrage im Auftrag des Verbands Bildung und Erziehung
(VBE) "Digitalisierung an Deutschlands Schulen - Umfrage zur aktuellen
Situation". Bull-Bischoff weiter:

"Trotz des langen Verhandelns zwischen Bund und Ländern um den Digitalpakt
erscheint er noch nebulös. Es gibt zwar ein Strategiepapier der Länder,
jedoch kein richtiges Konzept. Wir brauchen klare Zielvorstellungen und
klare Standards, was mit welcher digitalen Ausstattung überhaupt erreicht
werden soll. Im Vordergrund sollte dabei immer stehen, dass Jugendliche
eine gute Medienbildung erhalten und lernen, wie sie die Kontrolle über
ihre eigenen digitalen Endgeräte erhalten, sich sicher im Netz bewegen und
mitgestalten können. Auch die Lehrkräfte dürfen nicht alleingelassen
werden. Sie brauchen Unterstützung durch gute und praxisnahe Aus- und
Weiterbildung.

Überdies brauchen wir dauerhafte Finanzierungsstrukturen mit klaren
Zeitplänen und mehr Gestaltungswillen beim Bund. Auch andere
Bildungseinrichtungen wie Bibliotheken und Volkshochschulen müssen
miteinbezogen werden."

 * 
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INNEN/5040: Keine Migrationspolitik ohne Integrationsförderung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Mai 2019

Keine Migrationspolitik ohne Integrationsförderung



"Migration birgt immer riesige Herausforderungen. Für die Menschen, die
migrieren, und für die Gesellschaften, in die sie migrieren. Die
Bundesregierung und ihre Behörden haben diese Realität lange vernachlässigt
und mussten in den letzten fünf Jahren extreme Herausforderungen meistern",
kommentiert Gökay Akbulut, migrations- und integrationspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, das aktuelle Jahresgutachten des
Sachverständigenrates für Migration und Integration (SVR). Akbulut weiter:

"Die Forderungen für echte Teilhabe, die oft als Integration beschrieben
wird, bleiben die gleichen: Bessere und professionelle Bildung erhöht das,
was viele als ?gute Integration? verstehen. Aus meiner Perspektive ist
klar, dass gute Bildungschancen eine Garantie dafür sind, dass Menschen,
die nach Deutschland einwandern, ein gutes und selbstbestimmtes Leben
führen können.

Der Jahresbericht problematisiert deutlich die rechtlichen Verschärfungen,
die seit 2015 vorgenommen wurden. Gleichzeitig gibt er einen Ausblick auf
den Gesetzentwurf zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz. Ich möchte
unterstreichen, dass DIE LINKE allen Verschärfungen im Asylrecht
widersprochen hat. Als einzige Bundestagsfraktion haben wir unsere
Forderungen und Überzeugungen - und die der Bürgerinnen und Bürger -
konsequent vertreten und den Verschärfungen widersprochen.

Migration muss gestaltet werden. Die treibende Kraft darf aber nicht eine
Verwertungslogik sein, um Einwanderung und Zusammenleben zu gestalten. Für
mich ist klar, Deutschland ist ein Einwanderungsland. An dieser Identität
müssen wir gemeinsam arbeiten. Für diese Vision müssen wir kämpfen, das
erreichen wir nicht, wenn wir die Nützlichkeit von Menschen am Wert ihrer
vermeintlichen Arbeitskraft messen."

 * 
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BUNDESTAG/8375: Heute im Bundestag Nr. 514 - 07.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 514

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Mai 2019, Redaktionsschluss: 15.18 Uhr

1. Trasse der Neubaustrecke Dresden-Prag

2. Insolvenzschutz für Flugreisende

3. Datenschutz beim automatisierten Fahren

4. Regierung: Pkw-Maut ab Oktober 2020

5. Ursachensuche für Absacken der A20

6. Erweiterte Barrierefreiheit bei ICE 4



1. Trasse der Neubaustrecke Dresden-Prag

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die DB Netz AG als Vorhabenträgerin hat nach Angaben
der Bundesregierung mit der Grundlagenermittlung und der Vorplanung
der Schienen-Neubaustrecke Dresden-Prag im Jahr 2018 begonnen und
untersucht derzeit die auf der Website des Projekts dargestellten
Trassierungsvarianten. Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/9542) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8531) hervor.
Der Vorlage zufolge ist ein Raumordnungsverfahren für die
Neubaustrecke Dresden-Prag durchzuführen. Erst nachdem die Vorplanung
die nötige Planungstiefe erreicht hat, seien Aussagen zur
Trassenführung möglich, schreibt die Regierung.

 * 

2. Insolvenzschutz für Flugreisende

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung vertritt zur Frage eines
Insolvenzschutzes für Flugreisende die Auffassung, "dass der Schutz
von Flugreisenden, deren Luftbeförderung nicht Teil einer
Pauschalreise ist, verbessert werden kann". So heißt es in der Antwort
der Regierung (19/9543) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8872). Europäische Lösungen seien dabei
vorzugswürdig, schreibt die Regierung, denn sie gewährleisteten ein
einheitliches europäisches Verbraucherschutzniveau und seien
wettbewerbsneutral.

Schon die Insolvenz der Air Berlin im August 2017 sei zum Anlass
genommen worden, mit der Europäischen Kommission über Lösungen ins
Gespräch zu kommen, heißt es in der Antwort. Im Dezember 2018 habe die
Europäische Kommission eine umfassende Studie zu den Fluggastrechten
initiiert, in die neben den Entwicklungen auf dem Reiseverkehrsmarkt,
den Erwartungen von Fluggästen und Luftfahrtunternehmen und den
Erfahrungen aus Drittstaaten auch die Notwendigkeit eines
Insolvenzschutzes für Flugreisende einbezogen worden sei.

Des Weiteren ist die Bundesregierung der Vorlage zufolge der Ansicht,
dass Regelungen erforderlich sind, um die Vereinbarung von
Abtretungsverboten für Ansprüche und Rechte von Verbraucherinnen und
Verbrauchern durch vorformulierte Klauseln weiter einzuschränken. Das
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz plane dazu für
Sommer 2019 einen Gesetzgebungsvorschlag, wird mitgeteilt.

 * 

3. Datenschutz beim automatisierten Fahren

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zur Frage der Datenintegrität bezüglich der
Speichermedien von Kraftfahrzeugen mit hoch- oder vollautomatisierter
Fahrfunktion gelten nach Angaben der Bundesregierung die allgemeinen
datenschutzrechtlichen Vorgaben, welche sich insbesondere aus der
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ergeben. Die Kontrolle und
Überprüfung, ob diese Regelungen der DSGVO in der Praxis eingehalten
werden, obliege den Datenschutzbehörden, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/9544) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/8525). In der Antwort schreibt die Regierung weiter, derzeit
seien keine Kraftfahrzeuge mit gemäß Paragraf 1a des
Straßenverkehrsgesetzes (StVG) automatisierten Fahrfunktionen in
Deutschland zugelassen.

 * 

4. Regierung: Pkw-Maut ab Oktober 2020

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Infrastrukturabgabe (Pkw-Maut) soll nach Angaben
der Bundesregierung wie geplant ab Oktober 2020 erhoben werden. Das
geht aus der Antwort (19/9545) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/8776) hervor. Auf die von Österreich in
Bezug auf die Pkw-Maut angestrengte Klage gegen Deutschland wegen
Verstoßes gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung von EU-Bürgern
teilt die Regierung mit: Der Generalanwalt beim Europäischen
Gerichtshof (EuGH) habe in Sachen Infrastrukturabgabe die deutsche
Rechtsauffassung bestätigt. "Die Bundesregierung geht davon aus, dass
der EuGH die Rechtmäßigkeit der Infrastrukturabgabe bestätigen wird",
heißt es in der Antwort.

 * 

5. Ursachensuche für Absacken der A20

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Mit der geotechnischen Beurteilung des Schadensfalls
A20 zur "Ermittlung möglicher Ursachen und Ableitung von Empfehlungen
für den Straßenbau auf wenig tragfähigem Baugrund" wurde nach Angaben
der Bundesregierung unter Beteiligung der Bundesanstalt für
Straßenwesen (BASt) das Institut für Bauingenieurwesen, Fachgebiet
Grundbau, Bodenmechanik der TU Berlin im November 2018 im Rahmen eines
Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb beauftragt. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/9546) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8828) hervor. Im Auftragsumfang
sei auch die Untersuchung des verwendeten Trockenmörtelsäulen-Systems
enthalten. Die Auftragssumme betrage 129.591 Euro, heißt es in der
Antwort. Weiter schreibt die Regierung, für die Erstellung des
Gutachtens seien noch umfangreiche Untersuchungen erforderlich, die
auch die Gewinnung von Materialproben vor Ort einschließen würden.
"Auf Grundlage der derzeitigen Ablaufplanung sollen die Untersuchungen
Ende dieses Jahres abgeschlossen sein und der Abschlussbericht im
Frühjahr 2020 vorliegen", heißt es in der Antwort.

Im Herbst 2017 war die Bundesautobahn A20 bei Tribsees
(Mecklenburg-Vorpommern) zunächst abgesackt und schließlich in einem
Teilstück vollständig weggebrochen. Für die Behelfsbrücke sind der
Antwort zufolge 301 Großbohrpfähle mit einem Durchmesser von 1,20 m
und einer Länge von 24 m errichtet worden. Diese vorhandenen
Gründungspfähle seien mittels Großbohrgeräten in den Untergrund
eingebracht worden. Die Kosten für die 301 Bohrpfähle beliefen sich
auf 27 Millionen Euro, schreibt die Regierung. Weitere Bohrpfähle in
anderen Abschnitten der A20 seien nicht vorgesehen.

Die Gründung der Behelfsbrücke sei statisch entsprechend dem aktuellen
Regelwerk für ein derartiges Ingenieurbauwerk bemessen worden, heißt
es in der Antwort. Die theoretische Nutzungsdauer sei auf 110 Jahre
ausgelegt.

Der Baugrund sei nach dem Grundbruch nochmals untersucht worden,
schreibt die Bundesregierung. Das gewählte Tragsystem (Großbohrpfähle)
sei in einer Tiefe gegründet worden, die die notwendige Tragfähigkeit
für das Bauwerk und die Verkehrslasten aufweise. Während der
Bohrpfahlherstellung sei ein strenges Qualitätsmanagement durchgeführt
und nach Fertigstellung der Bohrpfähle jeder Pfahl geprüft worden.
Seit der Inbetriebnahme der Behelfsbrücke seien drei Setzungsmessungen
durchgeführt worden, bei denen keine Auffälligkeiten gegenüber den
prognostizierten Setzungen festgestellt worden seien. Die nächste
Messung ist laut Regierung für Juni 2019 geplant.

 * 

6. Erweiterte Barrierefreiheit bei ICE 4

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die neue Fahrzeugflotte des ICE 4 verfügt nach
Bahnangaben über eine erweiterte Barrierefreiheit und erfüllt die
neuesten gesetzlichen Anforderungen der Barrierefreiheit. Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9561) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/8667) zu "Notfallevakuierungen und Gefährdungen
für Menschen mit Behinderungen bei der Deutschen Bahn".

Ein großzügiger für Rollstuhlfahrer ausgewiesener Bereich biete Platz
für insgesamt vier Rollstuhlfahrer mit ausreichender Breite zum
Bewegen der Rollstühle, heißt es in der Antwort. Diese seien von den
Eingangstüren aus direkt erreichbar. Darüber hinaus befänden sich zwei
Hublifte an den Einstiegstüren, mit denen ein Ein- und Ausstieg an
Bahnsteigen möglich ist.

Weiter schreibt die Regierung, es bestünden seitens der Deutschen Bahn
AG umfassende Richtlinien und Handlungsanweisungen für das
Zugpersonal, die Evakuierungen genau regelten. Zudem seien
Evakuierungsprozesse Teil der Schulung für das Personal. "Die
Regelungen umfassen stets alle Reisenden inklusive besonderer
Personengruppen", heißt es in der Antwort.

 * 
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BUNDESTAG/8374: Heute im Bundestag Nr. 513 - 07.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 513

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.33 Uhr

1. Bedarfsplanung für Psychotherapeuten

2. Regulierte Abgabe von Medizincannabis

3. Terror-Szenarien unterliegen Geheimschutz

4. Verschuldung saarländischer Kommunen

5. Stilllegung des AKW Fessenheim

6. FDP fragt nach Offshore-Ausschreibungen



1. Bedarfsplanung für Psychotherapeuten

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung will die Bedarfsplanung für
Psychologische Psychotherapeuten weiterentwickeln, um eine "flexiblere
Versorgungssteuerung" zu erreichen. Eine Aufhebung der Bedarfsplanung
sei nicht vorgesehen, heißt es in der Antwort (19/9748) der
Bundesregierung auf eine Kleinen Anfrage (19/9248) der FDP-Fraktion.

Den Versicherten müsse jederzeit eine ausreichende Zahl an
Therapieplätzen für die psychotherapeutische Behandlung zur Verfügung
stehen. Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) habe zeitnah die
erforderlichen Anpassungen zu prüfen.

Der Zugang der Patienten zur psychotherapeutischen Behandlung könne
mit dem unlängst verabschiedeten Terminservice- und Versorgungsgesetz
(TSVG) nochmals verbessert werden. Mit den Gesetzentwurf zur Reform
der Psychotherapeutenausbildung solle die Versorgung von Menschen mit
psychischen Erkrankungen weiter verbessert werden. Ziel der Reform sei
es, Patienten eine qualifizierte, bedarfsgerechte und flächendeckende
psychotherapeutische Versorgung zur Verfügung zu stellen.

 * 

2. Regulierte Abgabe von Medizincannabis

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Abgabe von Medizinalcannabis ist nach Angaben der
Bundesregierung transparent reguliert. Durch das Arzneimittelrecht
seien der Marktzugang und die Abgabe von Arzneimitteln an strenge
Voraussetzungen geknüpft, um sicherzustellen, dass kein Missbrauch
betrieben werde, heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/9749)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9258).

Spezielle Regelungen wie die Verschreibungspflicht und die
Apothekenpflicht von Arzneimitteln ermöglichten eine kontrollierte
Verordnung und Abgabe mit Information und Beratung.
Betäubungsmittelhaltige Arzneimittel wie Medizinalcannabis würden auf
Grundlage des Betäubungsmittelgesetzes abgegeben. Demnach dürfe ein
Betäubungsmittel nur verschrieben werden, wenn die Anwendung begründet
und der beabsichtigte Zweck auf andere Weise nicht zu erreichen sei.

 * 

3. Terror-Szenarien unterliegen Geheimschutz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die für die Genehmigung für die Aufbewahrung und
Beförderung von abgebrannten Brennelementen aus dem Forschungsreaktor
München-Garching relevanten Szenarien terroristischer Angriffe
unterliegen dem Geheimschutz. Darauf weist die Bundesregierung in
einer Antwort (19/9666) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/9063) hin. "Die Anforderungen an die Behälter bezüglich der
Sicherheit bei der Beförderung sind in internationalen
gefahrgutrechtlichen Regelwerken festgelegt", führt die
Bundesregierung weiter aus.

 * 

4. Verschuldung saarländischer Kommunen

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach der Verschuldung saarländischer Kommunen
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9522).
Von der Bundesregierung wollen die Liberalen unter anderem Auskunft
über die Entwicklung der Pro-Kopf-Verschuldung in saarländischen
Städten und Gemeinden.

 * 

5. Stilllegung des AKW Fessenheim

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/9554) die "Stilllegung des Atomkraftwerkes Fessenheim und
neuere Störfälle". Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem Auskunft über Details zu Vereinbarungen über die Abschaltung
zweier Blöcke des französischen Atomkraftwerkes (AKW).

 * 

6. FDP fragt nach Offshore-Ausschreibungen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion macht die "Förderung des
marktwirtschaftlichen Wettbewerbs durch Fortentwicklung des
Ausschreibungssystems im Bereich Offshore-Wind" zum Thema einer
Kleinen Anfrage (19/9463). Die Liberalen fragen die Bundesregierung
unter anderem, ob sich aus ihrer Sicht das neue Ausschreibungssystem
der EEG-Novelle von 2017 bewährt hat.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 512

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.40 Uhr

1. Berufsorientung muss praxisnaher werden

2. Nato-Beitritt Nordmazedoniens

3. AfD fordert Verbot der BDS-Bewegung

4. Friedensprozess in Kolumbien

5. Asylanträge von Tschetschenen

6. Natürliches Vorkommen von TFA



1. Berufsorientung muss praxisnaher werden

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Ausschuss

Berlin: (hib/FLA) Bei 17.000 Betrieben ging keinerlei Bewerbung für
einen Ausbildungsplatz ein. Unklare Vorstellungen vieler Schulabgänger
über Berufsbilder bleiben das größte Ausbildungshindernis. Dies sind
Ergebnisse der letzten der Ausbildungsumfrage des Deutschen Industrie-
und Handelskammertages (DIHK), die bei einer Sitzung der
Enquete-Kommission "Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt"
zu dem Erörterungsgrundlagen gehörten. Die Sachverständigen-Anhörung
unter Leitung von Stefan Kaufmann (CDU) beschäftigte sich mit den
"Motivationsfaktoren für eine erfolgreiche berufliche Aus- und
Weiterbildung".

Der erste Teil der Sitzung befasste sich mit der Sicht der Arbeitgeber
auf diese Thematik. Dabei erläuterte das sachverständige
Kommissionsmitglied Achim Dercks die DIHK-Umfrage. Ein Viertel der
teilnehmenden Unternehmen hätten die unklaren Berufsvorstellungen
beklagt. Die Berufsorientierung müsse mithin ausgebaut und praxisnäher
werden, meinte er. Insbesondere an den Gymnasien sollten
Beschäftigungsperspektiven, Verdienstmöglichkeiten und Karrierechancen
der akademischen sowie der beruflichen Bildung aufgezeigt werden.

Zudem wies Dercks darauf hin, dass für 72 Prozent der Betriebe
IT-Kenntnisse der Jugendlichen in Zukunft ein wichtiges
Einstellungskriterium seien. Die erweiterten ihren Suchradius
beispielsweise auf Studienabbrecher. 16 Prozent der Betrieb böten
Anreize für Bewerber - etwa zusätzliche Urlaubstage oder höhere
Ausbildungsvergütung.

Barbara Dorn von der Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände hob hervor, dass 80 Prozent der
ausbildungsberechtigten Betriebe auch tatsächlich ausbildeten. Drei
von vier Auszubildenden würden von den Unternehmen übernommen - der
höchste Wert seit 20 Jahren. Sie stufte die duale Ausbildung als
zentrales Element für die Fachkräftesicherung und Grundpfeiler für die
Stärke des deutschen Wirtschaftssystems ein.

Für leistungsstarke Jugendliche biete das duale System attraktive
Entwicklungsmöglichkeiten - etwa über Abiturientenprogramme mit der
Kombination von Ausbildung und Fortbildung in drei Jahren oder mit
einem dualen Studium. Allerdings müssten leistungsschwächere
Jugendliche noch besser in die duale Ausbildung integriert werden.

Volker Born vom Zentralverband des Deutschen Handwerks - auch er ist
sachverständiges Kommission-Mitglied - machte sich für ergebnisoffene
Studien- und Berufsorientierung flächendeckend an allen Schulformen
stark. Jugendliche müssten über die Entwicklungsmöglichkeiten in der
beruflichen Aus- und Weiterbildung informiert und bei der Auswahl
eines ihren Eignungen und Neigungen entsprechenden Ausbildungswegs
unterstützt werden. Das Thema müsse in der Aus-, Fort- und
Weiterbildung von Lehrkräften an den allgemeinbildenden Schulen
verankert werden.

Born unterstrich, gerade wegen der vielen Kleinbetriebe im Handwerk
die besondere Bedeutung überbetrieblicher Unterstützungsangebote auch
bei der Gewinnung von Nachwuchs. Dazu zählten
Kooperationsvereinbarungen mit allgemeinbildenden Schulen oder
Messeauftritte.

Die externe Expertin Katharina Weinert vom Handelsverband Deutschland
betonte: "Die Eltern sind das A und O bei der Berufsorientierung."
Damit seien sie eine wichtige Zielgruppe für die Aufklärung über
Karrieremöglichkeiten. Zudem müsse die Berufsorientierung an
allgemeinbildenden Schulen vertieft werden. Sie machte klar, dass
junge Leute ihren Ausbildungsbildungsbetrieb vor allem über ihre
Interessenlage aussuchten - beispielsweise Mode oder Technik,
Kundenkontakt oder Büro. Es müsse ein breites Ausbildungsspektrum für
unterschiedliche Talente geboten werden. Sie hob die Bedeutung einer
großen Durchlässigkeit bei der Ausbildung mit möglichem Wechsel von
einer zweijährigen in eine dreijährige Ausbildungszeit hervor. 80
Prozent der Führungskräfte im Handel hätten ihre Karriere mit einer
Lehre begonnen. Berufsschulen müssten nicht zuletzt mit Blick auf die
Digitalisierung gut ausgestattet sein.

Die Rahmenbedingungen der Aus- und Weiterbildung bestimmten den
zweiten Teil der Anhörung. Das sachverständige Kommissionsmitglied
Francesco Grioli von der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie,
Energie machte klar, dass die berufliche Bildung einem ständigen
Veränderungsprozess unterliege - und damit auch die motivierenden
Faktoren. Er lenkte zum einem den Blick auf die Digitalisierung. Vor
allen das Prozess-Know-How der Beschäftigten werde verstärkt gefordert
sein. In allen Betrieben sollte eine Qualifikationsanalyse vorgenommen
werden, regte er an. In ihrem Rahmen sollten Qualifikationen ermittelt
werden, über die Beschäftigte verfügten, die aber von den Betrieben
nicht genutzt oder nicht bewusst genutzt werden.

Grioli verwies überdies darauf, dass in den letzten Jahren Angebot und
Nachfrage nach akademischer Bildung stark zugenommen habe. Für die
Attraktivität der beruflichen Bildung werde es entscheidend sein,
stärker anschlussfähig an akademische Bildungswege zu sein. So müssten
Betriebe auch duale Studiengänge anbieten.

Die ebenfalls zur Enquete-Kommission gehörige Expertin Angela Kennecke
von der Airbus Operations GmbH - sie rede nicht für das Unternehmen,
sondern aus ihrer Erfahrung etwa als Betriebsrätin - befand,
Sozialkompetenzen gewönnen durch die voranschreitende Digitalisierung
immer mehr an Bedeutung. Sie verwies dabei unter anderem auf die
vermehrte Zusammenarbeit in interdisziplinären Teams und die
Globalisierung der Märkte. Sozialkompetenzen seien im Schulsystem
aktiv auszubilden und in die betriebliche Weiterbildung zu
integrieren.

Kennecke plädierte dafür, den Stellenwert von Ausbildung für alle
Berufe zu steigern. Sie forderte für das duale Studium klare
Rahmenbedingungen durch Regelungen im Bundesbildungsgesetz. Es gelte,
die kaum noch überschaubare Anzahl an Studienangeboten einzudämmen.
Der Begriff "dual" müsse durch die Definition qualitativer
Mindeststandards geschützt werden.

 * 

2. Nato-Beitritt Nordmazedoniens

Auswärtiges/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung will von deutscher Seite die
Voraussetzungen für einen Nato-Beitritt der Republik Nordmazedonien
schaffen und hat dazu einen Gesetzentwurf vorgelegt (19/9744). Die
Staats- und Regierungschefs der Nato-Mitgliedstaaten hätten im Juli
2018 der Regierung in Skopje eine Einladung zur Aufnahme von
Beitrittsverhandlungen ausgesprochen, vorbehaltlich der Umsetzung der
von den Regierungen in Skopje und Athen im Prespa-Abkommen im Juni
2018 vereinbarten innerstaatlichen Verfahren zur Klärung der
Namensfrage. "Das Parlament in Skopje hat am 11. Januar 2019 die
innerstaatliche Umsetzung des Prespa-Abkommens beschlossen, das
griechische Parlament am 25. Januar 2019", heißt es dazu in der
Vorlagen.

Das Protokoll zum Nordatlantikvertrag über den Beitritt der Republik
Nordmazedonien als Grundlage einer förmlichen Einladung zum Beitritt
sei am 6. Februar durch die 29 Nato-Mitglieder unterzeichnet worden.
"Die Bundesregierung ist davon überzeugt, dass der Nato-Beitritt der
Republik Nordmazedonien einen Beitrag zu Sicherheit und Stabilität im
euro-atlantischen Raum leisten wird."

 * 

3. AfD fordert Verbot der BDS-Bewegung

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion fordert ein Verbot der BDS-Bewegung
("Boycott, Divestment and Sanctions") in Deutschland. In einem Antrag
(19/9757) weisen die Abgeordneten darauf hin, dass die BDS-Bewegung,
die Israel wirtschaftlich, kulturell und politisch isolieren wolle,
"ihren Ursprung in antisemitischen und antizionistischen Initiativen
arabischer Gruppen hat, die lange vor der Gründung des Staates Israel
bereits aktiv waren und die zwischen 1933 und 1945 in engem und
freundschaftlichem Kontakt mit der nationalsozialistischen Regierung
Deutschlands standen". Die Bundesregierung wird unter anderem
aufgefordert, "allen Gruppierungen, die sich zur BDS-Bewegung zählen,
sofort jegliche Förderung aus Bundesmitteln zu streichen; dies gilt
insbesondere auch für die finanzielle Unterstützung BDS-naher NGOs
durch parteinahe Stiftungen". Neben einem Verbot der Bewegung in
Deutschland - etwa auf dem Wege des Vereinsrechts - treten die
Abgeordneten auch dafür ein, "sich zur Verantwortung für das Unrecht
zu bekennen, dass jüdischen Siedlern in Palästina durch arabische
Boykottaufrufe in Zusammenarbeit und im Zusammenhang mit der
Herrschaft des Nationalsozialismus angetan wurde".

 * 

4. Friedensprozess in Kolumbien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der kolumbianische Friedensprozess wird laut
Bundesregierung von allen in Kolumbien vertretenen politischen
Parteien grundsätzlich unterstützt. In den Parteien bestehen
unterschiedliche Vorstellungen zur konkreten Umsetzung der
Verpflichtungen aus dem Friedensvertrag der kolumbianischen Regierung
mit der ehemaligen FARC-Guerilla, heißt es in der Antwort (19/9677)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8443).
Die Regierung des neugewählten Präsidenten Iván Duque wolle
Anpassungen an dem Friedensvertrag vornehmen, durch die insbesondere
die Ausgestaltung der Sondergerichtsbarkeit für den Frieden geändert
werden soll. "In dieser Forderung wird die Regierungspartei Centro
Democrático derzeit nur von Teilen der Konservativen Partei und der
Partei Cambio Radical unterstützt. Parteien des linken politischen
Spektrums wie Polo Democrático und Alianza Verde setzen sich für eine
menschenrechtsbasierte Innenpolitik ein."

Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit hat die Bundesregierung
zwischen Oktober 2013 und Juni 2018 laut Antwort insgesamt 40 Vorhaben
der Zivilgesellschaft zur Friedensförderung in Kolumbien unterstützt.
Die kolumbianische Regierung habe zuletzt im November 2018 bestätigt,
dass sie weiterhin beabsichtige, den Friedensvertrag mit der
ehemaligen FARC-Guerilla von 2016 umzusetzen. Auf dieser Grundlage sei
die bilaterale "Allianz für Frieden und nachhaltige Entwicklung"
vereinbart worden. "Im Rahmen einer Sektorbudgetfinanzierung wird die
Auszahlung eines Kredits in Höhe von insgesamt 200 Millionen Euro an
die Umsetzung zuvor vereinbarter Reformschritte im Zusammenhang mit
dem Friedensprozess geknüpft."

 * 

5. Asylanträge von Tschetschenen

Berlin: (hib/AHE) Nach der Asylgeschäftsstatistik des Bundesamts für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) haben im Zeitraum von Januar 2017 bis
Februar 2019 insgesamt 7.462 tschetschenische Volkszugehörige mit
russischer Staatsangehörigkeit in Deutschland einen Asylantrag
gestellt, wobei die erfasste Volkszugehörigkeit auf eigenen Angaben
der Asylbewerberinnen und Asylbewerber beruht. Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/9678) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke hervor (19/8773). Im gleichen Zeitraum habe das
BAMF über die Anträge von 19.099 Tschetschenen entschieden. 593
Personen seien die Rechtsstellung eines Flüchtlings nach der Genfer
Flüchtlingskonvention zuerkannt, 438 Personen hätten zudem subsidiären
Schutz erhalten. Darüber hinaus habe das BAMF bei 353 Personen
Abschiebungsverbote festgestellt. "In wie vielen Verfahren auf die
Situation von LGBTI-Personen in Tschetschenien Bezug genommen wurde,
lässt sich der Asylgeschäftsstatistik nicht entnehmen", heißt es in
der Antwort weiter. Alle Entscheider des BAMF müssten sich vor der
Bearbeitung eines Asylverfahrens in die spezifische Situation des
entsprechenden Herkunftslandes einarbeiten. Die Entscheidung von
Einzelfällen erfolgt stets unter Berücksichtigung der gesamten Flucht-
und Lebenssituation der Antragstellenden. "Die Dienstanweisungen des
BAMF machen hierzu entsprechende Vorgaben im Einklang mit europäischem
und deutschem Recht. In den Leitsätzen zur Russischen Föderation wird
auf die Situation der LGBTI in Tschetschenien hingewiesen."

 * 

6. Natürliches Vorkommen von TFA

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung ist kein Nachweis bekannt, dass
Trifluoracetate (TFA) in großen Mengen natürlich gebildet werden. In
einer Antwort (19/9723) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9089) schreibt die Bundesregierung, dass eine von der FDP in der
Anfrage aufgeführte Studie - anders als von den Liberalen
dargestellt - keinen Nachweis zu "natürlich vorkommenden TFA" führe.
In der Antwort stellt die Bundesregierung zudem die Bewertung des
Kältemittels R1234yf durch das Umweltbundesamt dar. Demnach sehe das
UBA das Kältemittel unter anderem kritisch, da es "in der Atmosphäre
sehr instabil" sei und "bei einer Lebenszeit von zirka zwei Wochen in
der Atmosphäre nahezu 100 Prozent der persistenten TFA" bilde, "die
schädlich für bestimmte Algen sind".

 * 
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1. Untersuchungsausschuss zur Treuhand

2. Kritik an Fachkräfteeinwanderungsgesetz

3. Schwarzarbeit im Bewachungsgewerbe

4. Förderung von Blühflächen

5. Bilanz zur Menge von Schadholz

6. Ursache von Kreidezähnen ungeklärt

7. Ferienwohnungen im Außenbereich



1. Untersuchungsausschuss zur Treuhand

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion Die Linke verlangt die Einsetzung eines
weiteren Untersuchungsausschusses zur Treuhandanstalt. In einem Antrag
(19/9793) heißt es, der Untersuchungsausschuss solle sich ein
Gesamtbild über die Aufgabe und die Arbeit der Treuhandanstalt, deren
Nachfolgeorganisationen und Tochtergesellschaften sowie über die
Resultate in Bezug auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung
Ostdeutschlands verschaffen. Aufbauend auf die Arbeit zweier früherer
Untersuchungsausschüsse soll der neue Untersuchungsausschuss unter
anderem klären, inwieweit die Arbeitsweise der Treuhandanstalt, ihrer
Nachfolgerorganisationen und Tochtergesellschaften das Verfassungsziel
der Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse zwischen
Ostdeutschland und Westdeutschland langfristig gehemmt hat. Weiterhin
soll geprüft werden, inwieweit die Treuhandanstalt und ihre
Nachfolgeorganisationen die Aufgabe erfüllt haben, die Arbeitsplatz-
und Investitionszusagen von Käufern abzusichern, zu prüfen und
durchzusetzen. Wissen wollen die Abgeordneten auch, inwieweit die
Abwicklung von Altkrediten in der ehemaligen DDR zur Beeinträchtigung
des wirtschaftlichen Aufbauprozesses in den neuen Bundesländern
geführt hat und inwieweit und warum überlebensfähige
Treuhandunternehmen geschlossen wurden und in Unternehmen
Arbeitsplätze vernichtet wurden, die hätten erhalten werden können.
Das Gremium soll zudem Empfehlungen abgeben, inwieweit die heute noch
andauernde Privatisierung von ehemaligen DDR Volkseigentum, wie
beispielsweise von landwirtschaftlichen Flächen oder Gewässern,
gestoppt werden soll.

In der Vorbemerkung des Antrages heißt es, als eine Ursache für den
immer noch bestehenden Ost-West-Unterschied werde das
gesellschaftliche Wirken der Treuhandanstalt, ihrer
Nachfolgeorganisationen und Tochtergesellschaften verantwortlich
gemacht. Das Wirken der Treuhandanstalt sei von politischen und
wirtschaftlichen Skandalen und bis in die Gegenwart reichenden Folgen
begleitet, die auch aufgrund bislang weitgehend unzugänglicher Akten
nicht in dem erforderlichen Maß aufgeklärt worden seien. Frühere
Untersuchungen bezeichnet die Fraktion als unzureichend. Der zu
bildende Ausschuss soll aus insgesamt neun Mitgliedern bestehen.

 * 

2. Kritik an Fachkräfteeinwanderungsgesetz

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke dringt auf eine grundlegende
Überarbeitung des Regierungsentwurfs eines
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes (19/8285). In einem Antrag (19/9855),
der ebenso wie der Gesetzentwurf der Bundesregierung am Donnerstag
erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht, begrüßt die
Fraktion, dass der Arbeitsmarkt für Menschen aus Ländern außerhalb der
EU geöffnet werde. Diese Öffnung sei richtig und wichtig, müsse aber
nach dem Grundsatz "Gute Arbeit für alle" erfolgen. Aus diesem Grund
sei der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Fachkräfteeinwanderung
abzulehnen, denn er bediene "einseitig Interessen von Unternehmen und
deren Verbänden". Fachkräfteeinwanderung werde so "dazu missbraucht,
die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt zu erhöhen und einen
Unterbietungswettbewerb zu befördern".

Um "Konkurrenz und Unterbietung am Arbeitsmarkt zu verhindern", soll
die Bundesregierung nach dem Willen der Fraktion unter anderem den
Mindestlohn auf mindestens zwölf Euro erhöhen und die
Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen erleichtern,
sachgrundlose Befristungen sowie Kettenbefristungen verbieten und
Minijobs sozialversicherungspflichtiger Arbeit gleichstellen. Auch
fordert die Fraktion in dem Antrag die Bundesregierung auf, "Regeln
für einen Spurwechsel von der Duldung hin zu einem echten Bleiberecht
für Geflüchtete mit Arbeits- und Ausbildungsplatz zu formulieren und
rechtssicher für alle Beteiligten gesetzlich zu verankern".

Ferner soll die Bundesregierung laut Vorlage ein Verfahren zum
Bestandteil des Gesetzentwurfes zu machen, in dem gemeinsam mit den
Sozialpartnern und der Bundesagentur für Arbeit entschieden wird, in
welchen Branchen ein Fachkräfteengpass vorliegt. Ebenso soll sie dem
Antrag zufolge unter anderem ein Verfahren verankern, das "im
Austausch mit den von Abwanderung von Arbeitskräften betroffenen
Ländern sichert, dass deren sozio-ökonomische Entwicklung nicht
behindert wird".

 * 

3. Schwarzarbeit im Bewachungsgewerbe

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesrat hat eine Reihe von
Änderungsvorschlägen zu dem von der Bundesregierung vorgelegten
Entwurf eines Gesetzes gegen illegale Beschäftigung und
Sozialleistungsmissbrauch (19/8691) gemacht. In der von der
Bundesregierung als Unterrichtung (19/9768) vorgelegten Stellungnahme
des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung begrüßen die
Länder die Zielsetzung der Regierung, mit dem Gesetzentwurf die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit des Zolls (FKS) bei der Bekämpfung von
illegaler Beschäftigung, Sozialleistungsmissbrauch und Schwarzarbeit
weiter zu stärken. Mit Blick auf das Wach- und Sicherheitsgewerbe, das
besonders von illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit betroffen sei,
verlangen die Länder, dass die notwendigen Konsequenzen sich nicht auf
Vorkehrungen im Bereich des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und der
Sozialgesetze beschränken dürfen, sondern sie müssten auch
steuerrechtliche Änderungen umfassen. Ziel müsse eine Sicherung der
Steueransprüche sein. Dies diene letztlich auch der Herstellung fairer
Wettbewerbsbedingungen. Rechtstreue Unternehmen dürften keine
Preisnachteile gegenüber steuerunehrlicher Konkurrenz erleiden. In
ihrer Gegenäußerung stimmt die Bundesregierung einem Teil der
Vorschläge der Länder zu, andere lehnt sie ab.

 * 

4. Förderung von Blühflächen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) In der sogenannten ersten Säule der Gemeinsamen
Agrarpolitik der Europäischen Union (GAP) können Betriebsinhaber für
alle beihilfefähigen Flächen wie Blühflächen Direktzahlungen erhalten.
Das erklärt die Bundesregierung in einer Antwort (19/9581) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9047) zu EU-Agrarsubventionen für
mehrjährige Blühmischungen. Danach seien bis einschließlich des
Antragsjahrs 2014 die Direktzahlungen in Form der sogenannten
Betriebsprämie gewährt worden. Seit dem Antragsjahr 2015 würden die
Direktzahlungen aus der Basisprämie, der Greeningprämie, der
Umverteilungsprämie und aus der Junglandwirteprämie bestehen.

Im Rahmen des sogenannten Greenings müssen bestimmte Betriebsinhaber
mindestens fünf Prozent ihrer Ackerfläche als ökologische
Vorrangflächen (ÖVF) ausweisen. Diese Flächen sollen dem Schutz und
der Verbesserung der biologischen Vielfalt dienen. Zudem können im
Rahmen der zweiten Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik sowohl
einjährige als auch mehrjährige Blühflächen und -streifen gefördert
werden. Die Zuständigkeit für die Umsetzung der zweiten Säule liege
allerdings bei den Bundesländern.

 * 

5. Bilanz zur Menge von Schadholz

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Nach den Meldungen der Bundesländer sind im Jahr
2018 rund 32,4 Millionen Kubikmeter Kalamitätsholz angefallen. Dies
sei das viertschwerste Schadereignis in der deutschen Forstwirtschaft
der letzten 30 Jahre. Etwa ein Drittel davon entfalle auf die
Sturmwürfe von Anfang des Jahres 2018 und zwei Drittel auf
Borkenkäferschäden, die zum Teil durch die Trockenheit verstärkt
worden seien. Das berichtet die Bundesregierung in einer Antwort
(19/9580) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9043) zum
Ausmaß der Waldschäden im Bundesgebiet durch Sturm, Trockenheit,
Schneebruch und Insektenbefall. Weiter heißt es dazu, dass seit
Jahresbeginn bis Ende März 2019 weitere rund 13 Millionen Kubikmeter
Kalamitätsholz angefallen seien und sich die Schäden voraussichtlich
im Jahr 2019 weiter erhöhen werden. Nach ersten Prognosen zeichne sich
bereits ab, dass für das Jahr 2019 eine dem letzten Jahr vergleichbare
Schadholzmenge zu erwarten sei. Entscheidend für die Entwicklung und
das Ausmaß weiterer Schäden sei der Witterungsverlauf während der
kommenden Vegetationszeit. Ähnliches gelte für die im letzten Jahr
entstandenen Dürreschäden an Pflanzungen, Kulturen und
Naturverjüngungen.

 * 

6. Ursache von Kreidezähnen ungeklärt

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die präzisen Ursachen und Wirkungszusammenhänge für
die Entstehung von Molaren-Inzisiven-Hypomineralisation (MIH) sind
noch ungeklärt. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung
(19/9499) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/8513) zur Entstehung sogenannter "Kreidezähne" bei Kindern hervor.
Bei der Mineralisationsstörung ist die Bildung des Zahnschmelzes
gestört. Vermutet werde ein Zusammentreffen mehrerer Faktoren, die
während des Zeitraums der Zahnentwicklung der betroffenen Zähne vom
achten Schwangerschaftsmonat bis zum vierten Lebensjahr einwirken.
Anscheinend bestehe ein Zusammenhang zwischen MIH und frühkindlichen
Erkrankungen insbesondere verbunden mit Fieber. Hinweise gebe es auch
auf Zusammenhänge zwischen MIH und der Aufnahme von Antibiotika,
insbesondere Amoxicillin in den ersten Lebensjahren. Zudem würden
Einflüsse durch die erhöhte Einnahme von Dioxinen diskutiert.

 * 

7. Ferienwohnungen im Außenbereich

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FD-Fraktion will von der Bundesregierung wissen,
welchen Beitrag der "Urlaub auf dem Bauernhof" an den Gesamteinkünften
von Steuerpflichtigen mit landwirtschaftlichen Einkommen leistet.
Außerdem erkundigen sich die Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage
(19/9495), ob zukünftig Ausnahmeregelungen hinsichtlich
einschränkender Regelungen zur entsprechenden Umnutzung von Gebäuden
für kleinstrukturierte landwirtschaftliche Betriebe eingerichtet
werden können.

 * 
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BUNDESTAG/8371: Heute im Bundestag Nr. 510 - 07.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 510

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.44 Uhr

1. Mitwirkung der Aktionäre

2. Klarstellungen zu Fixierungsanordnungen

3. Zwangs- und Kinderehen in Deutschland

4. Gleichgeschlechtliche Paare in der EU

5. Anpassung der Betreuervergütung

6. Einflussnahme von Interessenvertretern



1. Mitwirkung der Aktionäre

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II)
vorgelegt (19/9739). Die Richtlinie (EU) 2017/828 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2017 soll die langfristige
Mitwirkung der Aktionäre fördern ist bis zum 10. Juni 2019 in
deutsches Recht umzusetzen. Der Entwurf sieht unter anderem eine
Verbesserung der Möglichkeiten der börsennotierten Gesellschaften zur
Kommunikation mit ihren Aktionären vor. Für institutionelle Anleger,
Vermögensverwalter und Stimmrechtsberater werden im Aktiengesetz
Transparenzpflichten verankert. Zur Vergütung der Mitglieder der
Unternehmensleitung sieht die Richtlinie ein Votum der
Hauptversammlung über das als Rahmenregelung für die zukünftige
Vergütung angelegte Vergütungssystem sowie einen Vergütungsbericht
vor, mit dem vergangene Zahlungen offenzulegen sind. Diese Vorgaben
sollen nach dem Entwurf unter Ausnutzung der gewährten
Wahlmöglichkeiten behutsam in das deutsche, dualistische System
umgesetzt werden. Insbesondere ist vorgesehen, dass das nunmehr
turnusgemäß verpflichtende Votum der Hauptversammlung über das
Vergütungssystem des Vorstands inhaltlich lediglich beratenden
Charakter hat, so dass die Kompetenz zur Festsetzung und Entwicklung
eines entsprechenden Systems weiterhin eindeutig beim Aufsichtsrat
verbleibt.

 * 

2. Klarstellungen zu Fixierungsanordnungen

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Nach den Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und SPD
(19/8939) hat nunmehr die Bundesregierung ihren Entwurf eines Gesetzes
zur Stärkung der Rechte von Betroffenen bei Fixierungen im Rahmen von
Freiheitsentziehungen vorgelegt (19/9767). Mit dem Entwurf soll dem
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 24. Juli 2018 (2 BvR 309/15,
2 BvR 502/16) für Fixierungen in der gerichtlich angeordneten
Ordnungs-, Sicherungs-, Zwangs- und Erzwingungshaft (der sogenannten
Zivilhaft) Rechnung getragen werden. Für freiheitsentziehende
Fixierungsanordnungen in der Strafhaft, dem Maßregelvollzug, der
Untersuchungshaft, der vorläufigen Unterbringung und im Jugendarrest
wird ein richterliches Verfahrensrecht geschaffen. In dem Urteil
stellt das Bundesverfassungsgericht fest, dass es sich bei der
5- Punkt- sowie bei der 7-Punkt-Fixierung von nicht nur kurzfristiger
Dauer um eine Freiheitsentziehung im Sinne des Artikels 104 Absatz 2
des Grundgesetzes (GG) handelt, die von der zugrundeliegenden
Entscheidung über die Freiheitsentziehung als solcher nicht gedeckt
ist und daher den Richtervorbehalt im Sinne des Artikels 104 Absatz 2
Satz 1 GG abermals auslöst.

Wie es in dem Entwurf heißt, kommt dem Bund aufgrund der
Zuständigkeitsverteilung des Grundgesetzes die Gesetzgebungskompetenz
lediglich für Fixierungen im Bereich der Zivilhaft zu, so dass in
diesem Bereich auch die Voraussetzungen für Fixierungsanordnungen
sowie die konkrete Art der Durchführung bundesgesetzlich zu bestimmen
sind. Für den Bereich des Straf- und Maßregelvollzugs, im Bereich des
Untersuchungshaftvollzugs und des Vollzugs der einstweiligen
Unterbringung sowie im Jugendarrest sei die Befugnis des Bundes auf
die Regelung des gerichtlichen Verfahrensrechts bei
freiheitsentziehenden Fixierungen beschränkt. Insoweit werde im
Strafvollzugsgesetz eine Verweisung auf die für Unterbringungssachen
nach dem Familienverfahrensgesetz (FamFG) geltenden Bestimmungen
vorgesehen. Auch für Fälle der freiheitsentziehenden Fixierung
psychisch Kranker soll bundeseinheitlich die Anwendung des FamFG
vorgesehen und damit einem Anliegen der Länder entsprochen werden.

 * 

3. Zwangs- und Kinderehen in Deutschland

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Angaben zur Zahl der in Deutschland lebenden
minderjährigen ausländischen Personen mit dem Familienstand
"verheiratet" vor und nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Bekämpfung
von Kinderehen im Juli 2017 kann die Bundesregierung nicht machen.
Rückwirkend könnten valide Daten aus dem Ausländerzentralregister erst
ab dem Jahr 2018 ermittelt werden, schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/9746) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/9222). Eine entsprechende Tabelle ist der Antwort beigefügt. So
waren zum 31. März 2018 306 Personen registriert und zum 31.März 2019
179 Personen. Wie es weiter in der Antwort heißt, ist das behördliche
Verfahren zur Altersfeststellung bei unbegleiteten ausländischen
Minderjährigen ist in Paragraf 42f des Achten Buches
Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) geregelt. Gemäß
Artikel 30, 83 des Grundgesetzes sei die Ausführung dieser Regelungen
Aufgabe der Länder. Im Rahmen der verfassungsmäßig garantierten
kommunalen Selbstverwaltung führten die örtlichen Träger der
öffentlichen Jugendhilfe das Altersfeststellungsverfahren durch.
Statistische Daten zur Anzahl der Fälle lägen der Bundesregierung
nicht vor. Auch zur Zahl aufgehobener Kinderehen gebe es keine
Erkenntnisse.

 * 

4. Gleichgeschlechtliche Paare in der EU

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung setzt sich auf der Basis der
EU-Leitlinien zum Schutz der Menschenrechte von Lesben, Schwulen,
Bisexuellen, Transsexuellen, Transgendern und Intersexuellen (LSBTTI)
aktiv gegen Diskriminierung und andere Menschenrechtsverletzungen
aufgrund von sexueller Orientierung und Gender-Identität ein. Das
betont die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9727) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/9245). Bezüglich der Bewertung der
menschenrechtlichen Lage in Mitgliedstaaten der Europäischen Union
wird auf die hierfür zuständigen internationalen Mechanismen
verwiesen.

Weiter heißt es unter anderem, die Bundesregierung beobachte die
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR)
auch im Hinblick darauf, inwieweit der Schutz der sexuellen Identität
durch die anderen Mitgliedstaaten tatsächlich gewährt wird, und setze
sich im Komitee der Ministerbeauftragten des Europarats für eine
konsequente Umsetzung der EGMR-Urteile ein. Nach Kenntnis der
Bundesregierung seien gleichgeschlechtliche Ehen bisher nicht in allen
EU-Mitgliedstaaten anerkannt. Verwiesen wird in der Antwort auf eine
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH), die Auswirkungen
auf das Residenzrecht haben könnte, wenn bei einer in Deutschland
geschlossenen gleichgeschlechtlichen Ehe eines EU-Bürgers oder einer
EU-Bürgerin der Ehepartner oder die Ehepartnerin aus einem
Nicht-EU-Land stammen und sich beide gemeinsam in einem Mitgliedstaat
niederlassen wollen. Entsprechend bemühe sich das Auswärtige Amt in
besonderer Weise, etwa in Rumänien, die Rechtsstellung von
LSBTTI-Personen anzusprechen und dabei auch durch engen Kontakt zu
NGOs und sichtbare Teilnahme an öffentlichen Veranstaltungen die
Öffentlichkeit für das Thema zu sensibilisieren.

 * 

5. Anpassung der Betreuervergütung

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung hat ihren Entwurf für ein Gesetz
zur Anpassung der Betreuer- und Vormündervergütung (19/8694)
verteidigt und die in der Stellungnahme des Bundesrates enthaltenen
Änderungsvorschläge abgelehnt. In einer Unterrichtung (19/9765)
schreibt die Bundesregierung, die Auffassungen der Länderkammer zu
einzelnen Punkten würden nicht geteilt. So heißt es in der
Gegenäußerung unter anderem, die Finanzierung der Betreuer- und
Vormündervergütung sei bei Mittellosigkeit der betroffenen Person
Aufgabe der Länder. Auch gebe es aus Bundessicht keine Notwendigkeit
zur Anpassung der Umsatzsteuerverteilung zugunsten der Länder. Die
grundsätzlichen Überlegungen zu Optimierungsmöglichkeiten würden zur
Kenntnis genommen. Änderungsvorschläge des Bundesrates betrafen unter
anderem die Erhöhung der Aufwandspauschale der Verfahrenspfleger, die
Evaluierung des Gesetzes und dessen Inkrafttreten.

 * 

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion Die Linke hat drei weitere Kleine
Anfragen (19/9453, 19/9454, 19/9519) zum Thema Einflussnahme von
Interessenvertretern auf Gesetzentwürfe der Bundesregierung gestellt.
Dabei handelt es sich um den Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der
Betreuer- und Vormündervergütung, den Entwurf eines Gesetzes zur
Stärkung der Rechte von Betroffenen bei Fixierungen im Rahmen von
Freiheitsentziehungen und den Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der
zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) (Bundesratsdrucksachen
101/19, 134/19, 156/19).

Wie es in den weitestgehend wortgleichen Anfragen heißt, wissen die
Mitglieder des Bundestages nach Einschätzung der Fragesteller wenig
Konkretes über die Erkenntnisquellen der Entwürfe, die gegebenenfalls
durch externe Dritte im Prozess der Erstellung eingeführt wurden und
auf denen die konkreten Regelungsvorschläge gegebenenfalls beruhen.
Der Bundestag habe jedoch ein gewichtiges Interesse daran, die
Übernahme beziehungsweise positive Berücksichtigung der Vorschläge
oder Stellungnahmen externer Dritter in dem Gesetzentwurf zu kennen.
Grundsätzlich seien der Austausch der Bundesregierung mit externen
Dritten wichtig, und deren Positionen sollten auch berücksichtigt
werden, schreiben die Fragesteller. Dies müsse nur für den Bundestag
als Gesetzgebungsorgan und nicht zuletzt auch für die Öffentlichkeit
ersichtlich sein. Davon ausgehend fragen die Abgeordneten detailliert
unter anderem nach eingegangenen Stellungnahmen, Kriterien der
Beteiligung von Interessenvertretern an der Verbändeanhörung, der
Übernahme von Regelungsvorschlägen sowie nach Kontakten von Vertretern
der Bundesregierung mit externen Dritten im Zusammenhang mit den
Gesetzesvorschlägen.

 * 
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BUNDESTAG/8370: Heute im Bundestag Nr. 509 - 06.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 509

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. Mai 2019, Redaktionsschluss: 18.04 Uhr

1. Transparenz-Anforderungen an KI-Systeme

2. Kein Zeitplan für Fluglärm-Evaluierung

3. »Fitness-Check« läuft noch bis Herbst

4. Quellen zu Wirkstoffangaben

5. 93.823 Hektar für Naturschutz überlassen

6. Keine Spekulation zu ESD-Zertifikatspreis



1. Transparenz-Anforderungen an KI-Systeme

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Anforderungen an die Transparenz sowie rechtliche
Fragen rund um haftungs-, patent- und datenschutzrechtliche Aspekte
KI-basierter Systeme haben die Mitglieder der Enquete-Kommission
"Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche, soziale und ökologische Potenziale" am
Montagnachmittag in zwei Fachgesprächen diskutiert. Die Impulsvorträge
der insgesamt fünf Sachverständigen fanden in öffentlicher Sitzung
statt, Fragerunde und Diskussion unter Ausschluss der Öffentlichkeit.

Carla Hustedt (Bertelsmann Stiftung) warb in ihrem Vortrag unter dem
Titel "KI-Transparenz aus Verantwortung" für "mehr Genauigkeit" in der
Debatte um KI-Transparenz. Die Vieldeutigkeit sei ein Problem, sagte
die Leiterin des Projekts "Ethik der Algorithmen". So müsse geklärt
werden, was mit Transparenz erreicht, welche Systeme transparent
gemacht und wie diese Transparenz geschaffen werden soll. Hustedt
betonte, dass Transparenz kein Selbstzweck, sondern ein
"wirkungsvoller Hebel" sei, um verschiedene Ziele zu erreichen, etwa
um "individuelles Vertrauen und gesellschaftliche Akzeptanz für
algorithmische Entscheidungsprozesse" zu schaffen. Die Sachverständige
sprach sich in diesem Zusammenhang für einen Teilhabe-Fokus aus:
Demnach ist das entscheidende Kriterium für Transparenz-Anforderungen
an ein algorithmisches System, inwiefern es Einfluss auf die "Teilhabe
von Menschen an gesellschaftlich relevanten Gütern" habe. Fragen nach
der Teilhaberelevanz stellen sich daher auch für im Vergleich zu
komplexen lernenden Systemen bei einfachen Softwaresystemen. Diese
hätten oft mehr Einfluss auf das Leben von Menschen als ein Großteil
der aktuell im Einsatz befindlichen KI-Systeme. "Nicht jede Black Box
muss geöffnet werden", sagte Hustedt mit Verweis auf das in
Zusammenhang mit komplexen KI-Systemen diskutierte Problem der
mangelnden Nachvollziehbarkeit der Entscheidungen dieser Systeme.
Hustedt unterstrich zudem, dass mit Kennzeichnung, Nachvollziehbarkeit
sowie Überprüfbarkeit unterschiedliche Arten von Transparenz nötig
seien. In teilhaberelevanten Bereichen müssten die Nutzer
beispielsweise wissen, womit sie es zu tun haben: "Wir brauche ein
Vermummungsverbot für algorithmische Systeme."

Als Handlungsempfehlungen schlug Hustedt der Enquete-Kommission vor,
die interdisziplinäre Forschung zu KI-Transparenz zu fördern. Sie
forderte zudem, erweiterte Transparenz-Anforderungen in staatliche
Vergabestandards aufzunehmen, etwa indem Auftragnehmer verpflichtet
werden, die Überprüfung durch Dritte sowie Schaffung von
Nachvollziehbarkeit aktiv zu unterstützen. Auch sprach sich die
Sachverständige für die Stärkung von Aufsichtsbehörden und
zivilgesellschaftlicher Watchdog-Organisationen aus.

Im zweiten Fachgespräch stellten die Sachverständigen rechtliche
Fragen sowie die Bedeutung der Normung und Standardisierung im
KI-Bereich in den Vordergrund.

Jan Kuhlen, sachverständiges Mitglied der Kommission, sowie der
Rechtswissenschaftler Axel Metzger (Humboldt-Universität Berlin)
sprachen sich jeweils dafür aus, für Hersteller von KI-Systemen ein
Gefährdungshaftung einzuführen. Kuhlen warb dabei für eine sektorale
Betrachtung. KI sei nicht per se als gefährlich einzustufen. In
einzelnen Sektoren, etwa bei Kraftfahrzeugen oder Medizinrobotern,
könne Autonomie aber besonders gefährlich sein, sagte Kuhlen.

Aktuell keinen rechtlichen Handlungsbedarf sah Metzger im Patent- und
Urheberrecht. Mit Blick auf das Datenschutzrecht sagte der
Rechtswissenschaftler, dass die EU-Datenschutzgrundverordnung keine
"unüberwindbare Hürde" darstelle. Der Datenschutz sei schwierig, aber
nicht unmöglich. Metzger warb dafür, die Kooperation von Industrie und
Datenschutzbeauftragten zu fördern.

Michael Teigeler (DKE Deutsche Kommission Elektrotechnik, Elektronik,
Informationstechnik) und Sebastian Hallensleben (VDE Verband der
Elektrotechnik, Elektronik, Informationstechnik) hoben die Bedeutung
und Vorteile der Normung und Standardsetzung im KI-Bereich hervor.
Teigeler verwies darauf, dass das Normungs-System ein Erfolgsmodell
sei, das es fortzusetzen gelte. Deutschland habe aktuell großen
Einfluss in diesem Bereich, auch wenn dieser künftig abnehmen werde.
Es sei aber eine gute Ausgangslage für den KI-Bereich und könne auch
ein Standort-Faktor sein.

Hallensleben berichtete über aktuelle Vorhaben im Bereich der
KI-Normung. So seien die Bereiche "Methoden und Fachsprache" sowie
Ethik international bereits in Arbeit. In anderen Bereichen, etwa der
Normung im Bereich "Interoperabilität selbstlernender Systeme", stünde
die Arbeit noch am Anfang.

 * 

2. Kein Zeitplan für Fluglärm-Evaluierung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung macht noch keine zeitlichen
Angaben zu einem geplanten Gesetzespaket, um die Folgerungen des
Fluglärm-Evaluierungsberichts (19/7220) umzusetzen. In einer Antwort
(19/9680) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8811)
heißt es, dass es aus Sicht der Bundesregierung wichtig sei, "dass
sich der Bundestag als Gesetzgeber ausführlich mit dem Bericht
befassen kann, insbesondere auch im Hinblick auf mögliche
Prioritätensetzungen". Den parlamentarischen Beratungen könne insoweit
nicht vorgegriffen werden. Die Bundesregierung hatte den "Ersten
Bericht der Bundesregierung zur Evaluierung des Gesetzes zum Schutz
gegen Fluglärm" Mitte Januar 2019 vorgelegt.

 * 

3. »Fitness-Check« läuft noch bis Herbst

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Eine mögliche Überarbeitung der
EU-Luftqualitätsrichtlinie (2008/50/EG) wird frühstens ab Herbst 2019
erfolgen. Darauf weist die Bundesregierung in einer Antwort (19/9685)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8873) mit Verweis auf den
noch laufenden "Fitness Check" hin. Dieser von der EU-Kommission
durchgeführte Prozess läuft laut Antwort seit 2017 und noch bis Herbst
2019. Der "Fitness Check" ist der erste seit Inkrafttreten der
Richtlinie, in der unter anderem die Grenzwerte für Stickstoffdioxid
festgelegt werden. Die Bundesregierung beabsichtige im laufenden
Verfahren unter andrem noch die Stellungnahme der Leopoldina Nationale
Akademie der Wissenschaften vom April 2019 ("Saubere Luft -
Stickstoffoxide und Feinstaub in der Atemluft: Grundlagen und
Empfehlungen") einzubringen.

 * 

4. Quellen zu Wirkstoffangaben

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Hintergründe zu einer Angabe zu endokrin aktiven
Wirkstoffen stellt die Bundesregierung in einer Antwort (19/9728) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9265) dar. Die
Bundesregierung führt darin unter anderem die Quellen einer Aussage in
einer Antwort (19/5483) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/5123) aus. Die Bundesregierung hatte in der ursprünglichen Antwort
mit Verweis auf eine Auswertung des Umweltbundesamtes geschrieben,
dass "circa 110 antibiotische Wirkstoffe und circa 110 endokrin aktive
Wirkstoffe in Deutschland im Verkehr" seien.

Es handle sich dabei um "gängige Arzneimittel mit bestimmungsgemäßer
Wirkung auf hormongesteuerte Prozesse sowie zur Bekämpfung von
Krankheiten, die durch Bakterien hervorgerufen werden". Die
Beschreibung dieser Wirkstoffe als "endokrin" oder "antibiotisch"
ergebe sich aus deren bestimmungsgemäßen Anwendungszweck und hat
nichts mit einer entsprechenden Bewertung nach einschlägigen
Vorschriften des Stoffrechts zu tun. Rückschlüsse auf
Umweltauswirkungen können daher nicht gemacht werden", führt die
Bundesregierung aus.

 * 

5. 93.823 Hektar für Naturschutz überlassen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) hat
zwischen 2005 und 2019 insgesamt 93.823 Hektar Flächen unentgeltlich
an Träger des Naturschutzes übertragen beziehungsweise überlassen.
71.043 Hektar entfliegen auf die DBU Naturerbe GmbH, 10.228 Hektar auf
Stiftungen und Verbände sowie 12.552 Hektar auf Länder beziehungsweise
landeseigene Stiftungen. Von den übertragenen beziehungsweise
überlassenen Flächen waren im Schnitt rund 65 Prozent Wald und rund 35
Prozent Offenland. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung
(19/9665) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9051) hervor.

 * 

6. Keine Spekulation zu ESD-Zertifikatspreis

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die finanziellen Belastungen aus der
wahrscheinlichen Verfehlungen der Klimaziele in den nicht vom
EU-Emissionshandel umfassten Sektoren lässt sich laut Bundesregierung
aktuell nicht schätzen. In einer Antwort (19/9683) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/9091) schreibt die Bundesregierung, dass
das Guthaben an ungenutzten Emissionszuweisungen im Rahmen der
Lastenteilungsentscheidung (Effort-Sharing-Decision, ESD)
voraussichtlich nicht ausreichen werde, "um das gesamte Defizit der
Jahre 2013 bis 2020 zu decken". Eine belastbare Annahme zu den Preisen
für den im Fall der Zielverfehlung notwendigen Erwerb von
ESD-Emissionsrechten zu treffen, sei nicht möglich. "Es wäre auch
nicht sinnvoll, im Vorfeld möglicher Verhandlungen über Preise zu
spekulieren", schreibt die Bundesregierung weiter.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 508

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. Mai 2019, Redaktionsschluss: 16.58 Uhr

1. Systematischer Betrug beim Kindergeld

2. Experten-Zuspruch für Grünen-Entwurf

3. Einflussnahme von Interessenvertretern

4. Zuzahlungen der Versicherten

5. Linke fragt nach Heilmittelversorgung

6. Einflussnahme von Interessenvertretern



1. Systematischer Betrug beim Kindergeld

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Von systematischen Betrug beim Bezug von Kindergeld
durch EU-Bürger in bestimmten Fällen hat Ministerialdirigentin Daniela
Lesmeister, Abteilungsleiterin Polizei im Innenministerium von
Nordrhein-Westfalen, berichtet. In einer öffentlichen Anhörung des
Finanzausschusses, die von der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger
(FDP) geleitet wurde, berichtete Lesmeister am Montag, dass EU-Bürger
bereits dann einen Anspruch auf Kindergeld hätten, wenn der Wohnsitz
oder gewöhnliche Aufenthalt in Deutschland liege. Bei organisierten
Betrugsdelikten würden kinderreiche Familien aus dem EU-Ausland dort
angeworben und nach Deutschland transportiert. "Hier werden sie unter
anderem in Häusern untergebracht, die sich in einem desolaten
baulichen und hygienischen Zustand befinden. Oftmals sind hier nicht
einmal die absoluten gefahrenabwehrrechtlichen Mindeststandards, etwa
in brandschutzrechtlicher Hinsicht, erfüllt", berichtete Lesmeister.
In den Schrottimmobilien seien Strom und Wasser abgestellt, es gebe
Rattenbefall. Für eine Person stünden gerade fünf Quadratmeter zur
Verfügung. Mitten in Deutschland würden somit Menschen und
insbesondere Kinder unter Bedingungen leben, die nicht nur
rechtswidrig, sondern "schlichtweg menschenunwürdig" seien. Das
Rechtssystem lasse immer noch zu viel Freiraum für lu
krative kriminelle Geschäftsmodelle, die auf maximalen Profit durch
systematischen Betrug, verbunden mit minimalem Kostenaufwand für
Unterbringung und Verpflegung der Leistungsbezieher, aufbauen würden.

Gegen die missbräuchliche Inanspruchnahme von Kindergeld will die
Bundesregierung mit einem Gesetzentwurf vorgehen und unter anderem
auch illegale Beschäftigung schärfer bekämpfen. Diesem Ziel dient der
Entwurf eines Gesetzes gegen illegale Beschäftigung und
Sozialleistungsmissbrauch (19/8691). Vorgesehen ist, dass die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit des Zolls (FKS) nicht nur Fälle von
illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit prüfen kann, bei denen
tatsächlich Dienst- oder Werkleistungen erbracht wurden, sondern in
Zukunft auch die Fälle prüfen soll, bei denen Dienst- oder
Werkleistungen noch nicht erbracht wurden, sich aber bereits anbahnen.
Prüfen soll die Finanzkontrolle Schwarzarbeit auch die Fälle, in denen
Dienst- oder Werkleistungen nur vorgetäuscht werden, um zum Beispiel
unberechtigt Sozialleistungen zu erhalten. Zusätzliche Kompetenzen
sollen die Finanzkontrolle Schwarzarbeit in die Lage versetzen,
Ermittlungen im Bereich Menschenhandel im Zusammenhang mit
Beschäftigung, Zwangsarbeit und Ausbeutung der Arbeitskraft zu führen,
um so die Strafverfolgung in diesem Deliktfeld weiter zu stärken.
Besonders ins Visier nehmen soll die Finanzkontrolle Schwarzarbeit
auch sogenannte Tagelöhner-Börsen.

Die Präsidentin der Generalzolldirektion, Colette Hercher, bestätigte
in ihrer Stellungnahme, dass oft in organisierten Strukturen die
jeweiligen Voraussetzungen für den Bezug von Sozialleistungen fingiert
würden. Der Kindergeldbezug werde dabei auch an
Scheinarbeitsverhältnisse und gefälschte Dokumente, die einen
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland belegen sollten, geknöpft. Ebenfalls
mittels Täuschungen und Fälschungen, die eine vermeintliche
Selbständigkeit belegen sollten, werde vermehrt ein unberechtigter
Bezug von weiteren Sozialleistungen erreicht. Der Schaden für die
Sozialversicherung sei immens. Den Gesetzentwurf bezeichnete Hercher
als "rundes Paket".

Karsten Bunk, Leiter der Familienkasse der Bundesagentur für Arbeit,
ging auf eine von mehreren geplanten Neuregelungen ein, nach der neu
zugezogene Unionsbürger während der ersten drei Monate von
Kindergeldleistungen ausgeschlossen werden sollen, sofern keine
inländischen Einkünfte erzielt werden. Damit könne der Gefahr von
Leistungsmissbrauch begegnet werden und Überzahlungen könnten
maßgeblich verringert werden. "Die Regelung macht Sinn", so Bunk.

Auf schwere Bedenken stieß dieser Gesetzesvorschlag hingegen beim
Deutschen Anwaltverein (DAV). Mit der Dreimonatsfrist werde der
unionsrechtlich garantierte Anspruch auf Kindergeld für
Staatsangehörige eines EU Mitgliedstaates, die sich rechtmäßig im
Bundesgebiet aufhalten würden, in Europa rechtswidriger Weise
beschnitten, kritisierte Professor Hermann Plagemann für den DAV. Auch
andere geplanten Maßnahmen beurteilte der Anwaltverein kritisch. Weder
bedürfe es zum Schutze des Sozialstaates noch zum Schutze der Rechte
von Betroffenen noch zum Schutze des Wettbewerbs einer solchen
Machtfülle bei der FKS. Der Bundesverband der deutschen
Lohnsteuerhilfevereine äußerte die Sorge, dass durch die vorgesehenen
Einschränkungen auch Eltern benachteiligt werden könnten, bei denen
kein "Missbrauch" vorliege und der Bezug des Kindergelds sachgerecht
wäre. Ebenso wie der Deutsche Anwaltverein sah auch die Diakonie
Deutschland einen Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, der
eine Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit verbietet. Der
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) lehnte den dreimonatigen Ausschluss
von Kindergeldleistungen für Angehörige anderer Mitgliedstaaten der
Europäischen Union als "unbegründet, kontraproduktiv und
wahrscheinlich auch europarechtswidrig" ab.

Der DGB begrüßte, dass die Bemühungen gegen Schwarzarbeit,
Arbeitsausbeutung, Menschenhandel und illegale Beschäftigung
vorzugehen, verstärkt werden sollen. Dies müsse allerdings durch eine
entsprechende Personalausstattung unterlegt werden. Auch die Deutsche
Zoll- und Finanzgewerkschaft (BDZ) erklärte, die derzeitigen
Befugnisse der FKS seien nicht mehr den aktuellen Herausforderungen
bei der Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung
gewachsen und damit nicht mehr zeitgemäß im Hinblick auf die
Auftragsanbahnung über Tagelöhner- und Onlinebörsen. Eine personelle
Stärkung der FKS sei unabdingbar. Die Organisation bezifferte den
personellen Mehrbedarf auf 6.500 Stellen. Unterstützt wurden die
Forderungen nach einem Personalaufbau von der Deutschen
Steuergewerkschaft. Dem Vorwurf der Bürokratieausweitung hielt die
Organisation entgegen, es gehe hier schlichtweg um Kriminalität, die
zu verfolgen, aufzuklären und gegebenenfalls abzuurteilen sei. Die
zunehmende bürokratische Belastung war vom Präsidenten des
Bundesverbandes Mittelständische Wirtschaft, Mario Ohoven, beklagt
worden. Diese Belastung betrage inzwischen 50 Milliarden Euro. Für den
Mittelstand gebe es über 10.000 Informationspflichten. Und mit diesem
Gesetzentwurf kämen weitere Informationspflichten hinzu.

Grundsätzlich setzte sich Professor Gerhard Bosch (Universität
Duisburg-Essen) in seiner Stellungnahme mit den Strukturen beim Zoll
auseinander. Der Zoll verfüge mit der FKS und der Zollfahndung über
zwei parallele Vollzugsdienste, die unterschiedlichen
Zentraldirektionen zugeordnet seien, obwohl sie vielfach ähnliche
Aufgaben hätten. Bosch vermutete, dass die Patchwork-Organisation des
Zolls einen effizienten Mitteleinsatz verhindere. Außerdem sei der
Personalaufbau nicht gelungen. "Dem Zoll laufen die Leute weg", sagte
Bosch. Das sei ein Krisenphänomen.

 * 

2. Experten-Zuspruch für Grünen-Entwurf

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/wid) Eine Initiative der Grünen zur Verbesserung der
Qualität und Rechtssicherheit von Asylverfahren hat in einer Anhörung
des Innenausschusses überwiegenden Zuspruch gefunden. Zugleich übte
die Mehrheit der geladenen Sachverständigen am Montag deutliche Kritik
an der derzeitigen Praxis. In einem Antrag (19/4853) verlangen die
Grünen unter anderem eine unabhängige und kostenlose Rechtsberatung,
um Asylsuchende auf ihre Anhörung vorzubereiten, sowie feste
Qualitätsstandards für Dolmetscher. Das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) müsse nach dem Prinzip "Qualität vor Schnelligkeit"
arbeiten. Die Fraktion hat darüber hinaus einen Gesetzentwurf
(19/1319) vorgelegt, um in Asylverfahren vor Verwaltungsgerichten die
Möglichkeit der Berufung an eine höhere Instanz auszuweiten.

In der Anhörung beklagte Belinda Bartolucci, Leiterin der Abteilung
Rechtspolitik bei der Hilfsorganisation Pro Asyl, einen Trend zu
qualitativ schlechteren Asylentscheidungen. Wo es um Leben oder Tod,
körperliche Unversehrtheit oder Folter, Freiheit oder willkürliche
Haft gehe, wäre eigentlich besondere Sorgfalt geboten, meinte sie. Im
Asylrecht herrsche hingegen der Beschleunigungsgrundsatz mit
Schnellverfahren, eingeschränkten Rechtsmitteln und verkürzten
Fristen. So sei 2018 jede dritte BAMF-Entscheidung vor Gericht
korrigiert worden; Kläger aus Afghanistan seien sogar zu 60 Prozent
erfolgreich gewesen. Bessere Entscheidungen entlasteten zugleich die
Gerichte, betonte Bartolucci.

Der Gesetzentwurf der Grünen verdiene Zustimmung, sagte auch Professor
Uwe-Dietmar Berlit, Vorsitzender Richter am Bundesverwaltungsgericht
in Leipzig, der ebenfalls "erhebliche Qualitätsmängel" in der Arbeit
des BAMF seit dem Anstieg der Flüchtlingszahlen 2015/16 beklagte.
Berlit hob die Bedeutung einer unabhängigen Rechtsberatung von
Asylbewerbern vor der ersten Anhörung hervor: "Rechtsschutz als
Lotterie ist eines Rechtsstaats unwürdig", sagte er.

Der Jenaer Professor Harald Dörig, Vizepräsident der Europäischen
Vereinigung von Migrations- und Asylrichtern, begrüßte die von den
Grünen vorgeschlagene Ausweitung der Berufungsmöglichkeit zu oberen
Instanzen bis zum Bundesverwaltungsgericht als Beitrag zur
Vereinheitlichung der Rechtsprechung. Es sei ein unhaltbarer Zustand,
wenn die Aussicht auf die Asylgewährung auch davon abhänge, in welchem
Bundesland ein Bewerber seinen Antrag stelle. Verfahren würden
beschleunigt, wenn sich Richter in höherem Maße an oberinstanzlichen
Leitentscheidungen orientieren könnten.

Der Vizepräsident des Verwaltungsgerichts in Karlsruhe, Michael Hoppe,
wies darauf hin, dass die Verwaltungsgerichtsbarkeit derzeit zu 80
Prozent mit Asylverfahren ausgelastet sei. Sie stehe damit jetzt vor
einer ähnlichen Überforderung wie das BAMF in den Jahren 2015 und
2016. Umso wichtiger sei die Kontrolle durch übergeordnete Gerichte,
um Rechtsfehler zu vermeiden. Derzeit seien die Rechtsmittel gegen
erstinstanzliche Entscheidungen soweit eingeschränkt, "dass die
Qualität nicht vollständig sichergestellt werden kann"

Der Frankfurter Asylanwalt Reinhard Marx rügte die Praxis der
"Direktanhörung" bei den Asylbehörden als Einschränkung der
Rechtssicherheit der Betroffenen. Zunehmend werde es zur Regel, dass
Asylbewerber bereits eine Woche nach Antragstellung angehört würden.
In dieser Frist sei anwaltliche Betreuung kaum zu organisieren. Die
Präsidentin des Verwaltungsgerichts in Göttingen Stefanie Killinger
sprach von der deutschen Rechtslage als einer "Asyllotterie", die
dieses Land für Migranten zusätzlich attraktiv mache, denn in einer
Lotterie sehe sich jeder als möglichen Gewinner.

BAMF-Präsident Hans-Eckhard Sommer verteidigte seine Behörde. Der
Antrag der Grünen zur Qualitätsverbesserung im Asylverfahren sei
bereits nicht mehr aktuell. Unter anderem nehme jeder Mitarbeiter des
BAMF an jährlich zwei Fortbildungen teil: "Welche andere Behörde in
Deutschland investiert derart in Qualität wie mein Amt?"

 * 

3. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Reform der
Psychotherapeutenausbildung (19/9770) ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/9455) der Linksfraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung erfahren, nach welchen
Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung des
Gesetzentwurfs beteiligt wurden.

 * 

4. Zuzahlungen der Versicherten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Zuzahlungen der Versicherten bei Leistungen der
Heilmittelversorgung sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/9756) der
Linksfraktion. Bei den Heilmitteln würden zehn Prozent der Kosten
zuzüglich zehn Euro pro Verordnungsblatt fällig. Die Abgeordneten
wollen nun unter anderem wissen, inwiefern die Versicherten Einfluss
haben auf die Therapieentscheidungen und Verordnungen der Ärzte.

 * 

5. Linke fragt nach Heilmittelversorgung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Fachkräftemangel in der Heilmittelversorgung
befasst sich die Linksfraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9762). Im
Koalitionsvertrag hätten Union und SPD angekündigt, das Schulgeld für
die Ausbildung in den Gesundheitsberufen abzuschaffen. Es sei
nachvollziehbar, wenn Interessenten nun bis zur angekündigten
Schulgeldfreiheit warten wollten. Damit drohe jedoch eine Verschärfung
des Fachkräftemangels.

Die Abgeordneten wollen nun Details über die Ausbildungslage erfahren
sowie über die derzeit diskutierten Modelle zur Abschaffung des
Schulgeldes.

 * 

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Linksfraktion erkundigt sich nach der
Einflussnahme von Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Errichtung eines Implantateregisters. Die
Mitglieder des Bundestages wüssten wenig Konkretes über die
Erkenntnisquellen des Entwurfs, heißt es in einer Kleinen Anfrage
(19/9735) der Fraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun erfahren, nach
welchen Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung der
Gesetzentwürfe beteiligt wurden.

 * 
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Deutscher Bundestag
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen
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1. Systematischer Betrug beim Kindergeld
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3. Einflussnahme von Interessenvertretern

4. Zuzahlungen der Versicherten

5. Linke fragt nach Heilmittelversorgung

6. Einflussnahme von Interessenvertretern



1. Systematischer Betrug beim Kindergeld

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Von systematischen Betrug beim Bezug von Kindergeld
durch EU-Bürger in bestimmten Fällen hat Ministerialdirigentin Daniela
Lesmeister, Abteilungsleiterin Polizei im Innenministerium von
Nordrhein-Westfalen, berichtet. In einer öffentlichen Anhörung des
Finanzausschusses, die von der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger
(FDP) geleitet wurde, berichtete Lesmeister am Montag, dass EU-Bürger
bereits dann einen Anspruch auf Kindergeld hätten, wenn der Wohnsitz
oder gewöhnliche Aufenthalt in Deutschland liege. Bei organisierten
Betrugsdelikten würden kinderreiche Familien aus dem EU-Ausland dort
angeworben und nach Deutschland transportiert. "Hier werden sie unter
anderem in Häusern untergebracht, die sich in einem desolaten
baulichen und hygienischen Zustand befinden. Oftmals sind hier nicht
einmal die absoluten gefahrenabwehrrechtlichen Mindeststandards, etwa
in brandschutzrechtlicher Hinsicht, erfüllt", berichtete Lesmeister.
In den Schrottimmobilien seien Strom und Wasser abgestellt, es gebe
Rattenbefall. Für eine Person stünden gerade fünf Quadratmeter zur
Verfügung. Mitten in Deutschland würden somit Menschen und
insbesondere Kinder unter Bedingungen leben, die nicht nur
rechtswidrig, sondern "schlichtweg menschenunwürdig" seien. Das
Rechtssystem lasse immer noch zu viel Freiraum für lu
krative kriminelle Geschäftsmodelle, die auf maximalen Profit durch
systematischen Betrug, verbunden mit minimalem Kostenaufwand für
Unterbringung und Verpflegung der Leistungsbezieher, aufbauen würden.

Gegen die missbräuchliche Inanspruchnahme von Kindergeld will die
Bundesregierung mit einem Gesetzentwurf vorgehen und unter anderem
auch illegale Beschäftigung schärfer bekämpfen. Diesem Ziel dient der
Entwurf eines Gesetzes gegen illegale Beschäftigung und
Sozialleistungsmissbrauch (19/8691). Vorgesehen ist, dass die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit des Zolls (FKS) nicht nur Fälle von
illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit prüfen kann, bei denen
tatsächlich Dienst- oder Werkleistungen erbracht wurden, sondern in
Zukunft auch die Fälle prüfen soll, bei denen Dienst- oder
Werkleistungen noch nicht erbracht wurden, sich aber bereits anbahnen.
Prüfen soll die Finanzkontrolle Schwarzarbeit auch die Fälle, in denen
Dienst- oder Werkleistungen nur vorgetäuscht werden, um zum Beispiel
unberechtigt Sozialleistungen zu erhalten. Zusätzliche Kompetenzen
sollen die Finanzkontrolle Schwarzarbeit in die Lage versetzen,
Ermittlungen im Bereich Menschenhandel im Zusammenhang mit
Beschäftigung, Zwangsarbeit und Ausbeutung der Arbeitskraft zu führen,
um so die Strafverfolgung in diesem Deliktfeld weiter zu stärken.
Besonders ins Visier nehmen soll die Finanzkontrolle Schwarzarbeit
auch sogenannte Tagelöhner-Börsen.

Die Präsidentin der Generalzolldirektion, Colette Hercher, bestätigte
in ihrer Stellungnahme, dass oft in organisierten Strukturen die
jeweiligen Voraussetzungen für den Bezug von Sozialleistungen fingiert
würden. Der Kindergeldbezug werde dabei auch an
Scheinarbeitsverhältnisse und gefälschte Dokumente, die einen
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland belegen sollten, geknöpft. Ebenfalls
mittels Täuschungen und Fälschungen, die eine vermeintliche
Selbständigkeit belegen sollten, werde vermehrt ein unberechtigter
Bezug von weiteren Sozialleistungen erreicht. Der Schaden für die
Sozialversicherung sei immens. Den Gesetzentwurf bezeichnete Hercher
als "rundes Paket".

Karsten Bunk, Leiter der Familienkasse der Bundesagentur für Arbeit,
ging auf eine von mehreren geplanten Neuregelungen ein, nach der neu
zugezogene Unionsbürger während der ersten drei Monate von
Kindergeldleistungen ausgeschlossen werden sollen, sofern keine
inländischen Einkünfte erzielt werden. Damit könne der Gefahr von
Leistungsmissbrauch begegnet werden und Überzahlungen könnten
maßgeblich verringert werden. "Die Regelung macht Sinn", so Bunk.

Auf schwere Bedenken stieß dieser Gesetzesvorschlag hingegen beim
Deutschen Anwaltverein (DAV). Mit der Dreimonatsfrist werde der
unionsrechtlich garantierte Anspruch auf Kindergeld für
Staatsangehörige eines EU Mitgliedstaates, die sich rechtmäßig im
Bundesgebiet aufhalten würden, in Europa rechtswidriger Weise
beschnitten, kritisierte Professor Hermann Plagemann für den DAV. Auch
andere geplanten Maßnahmen beurteilte der Anwaltverein kritisch. Weder
bedürfe es zum Schutze des Sozialstaates noch zum Schutze der Rechte
von Betroffenen noch zum Schutze des Wettbewerbs einer solchen
Machtfülle bei der FKS. Der Bundesverband der deutschen
Lohnsteuerhilfevereine äußerte die Sorge, dass durch die vorgesehenen
Einschränkungen auch Eltern benachteiligt werden könnten, bei denen
kein "Missbrauch" vorliege und der Bezug des Kindergelds sachgerecht
wäre. Ebenso wie der Deutsche Anwaltverein sah auch die Diakonie
Deutschland einen Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, der
eine Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit verbietet. Der
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) lehnte den dreimonatigen Ausschluss
von Kindergeldleistungen für Angehörige anderer Mitgliedstaaten der
Europäischen Union als "unbegründet, kontraproduktiv und
wahrscheinlich auch europarechtswidrig" ab.

Der DGB begrüßte, dass die Bemühungen gegen Schwarzarbeit,
Arbeitsausbeutung, Menschenhandel und illegale Beschäftigung
vorzugehen, verstärkt werden sollen. Dies müsse allerdings durch eine
entsprechende Personalausstattung unterlegt werden. Auch die Deutsche
Zoll- und Finanzgewerkschaft (BDZ) erklärte, die derzeitigen
Befugnisse der FKS seien nicht mehr den aktuellen Herausforderungen
bei der Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung
gewachsen und damit nicht mehr zeitgemäß im Hinblick auf die
Auftragsanbahnung über Tagelöhner- und Onlinebörsen. Eine personelle
Stärkung der FKS sei unabdingbar. Die Organisation bezifferte den
personellen Mehrbedarf auf 6.500 Stellen. Unterstützt wurden die
Forderungen nach einem Personalaufbau von der Deutschen
Steuergewerkschaft. Dem Vorwurf der Bürokratieausweitung hielt die
Organisation entgegen, es gehe hier schlichtweg um Kriminalität, die
zu verfolgen, aufzuklären und gegebenenfalls abzuurteilen sei. Die
zunehmende bürokratische Belastung war vom Präsidenten des
Bundesverbandes Mittelständische Wirtschaft, Mario Ohoven, beklagt
worden. Diese Belastung betrage inzwischen 50 Milliarden Euro. Für den
Mittelstand gebe es über 10.000 Informationspflichten. Und mit diesem
Gesetzentwurf kämen weitere Informationspflichten hinzu.

Grundsätzlich setzte sich Professor Gerhard Bosch (Universität
Duisburg-Essen) in seiner Stellungnahme mit den Strukturen beim Zoll
auseinander. Der Zoll verfüge mit der FKS und der Zollfahndung über
zwei parallele Vollzugsdienste, die unterschiedlichen
Zentraldirektionen zugeordnet seien, obwohl sie vielfach ähnliche
Aufgaben hätten. Bosch vermutete, dass die Patchwork-Organisation des
Zolls einen effizienten Mitteleinsatz verhindere. Außerdem sei der
Personalaufbau nicht gelungen. "Dem Zoll laufen die Leute weg", sagte
Bosch. Das sei ein Krisenphänomen.

 * 

2. Experten-Zuspruch für Grünen-Entwurf

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/wid) Eine Initiative der Grünen zur Verbesserung der
Qualität und Rechtssicherheit von Asylverfahren hat in einer Anhörung
des Innenausschusses überwiegenden Zuspruch gefunden. Zugleich übte
die Mehrheit der geladenen Sachverständigen am Montag deutliche Kritik
an der derzeitigen Praxis. In einem Antrag (19/4853) verlangen die
Grünen unter anderem eine unabhängige und kostenlose Rechtsberatung,
um Asylsuchende auf ihre Anhörung vorzubereiten, sowie feste
Qualitätsstandards für Dolmetscher. Das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) müsse nach dem Prinzip "Qualität vor Schnelligkeit"
arbeiten. Die Fraktion hat darüber hinaus einen Gesetzentwurf
(19/1319) vorgelegt, um in Asylverfahren vor Verwaltungsgerichten die
Möglichkeit der Berufung an eine höhere Instanz auszuweiten.

In der Anhörung beklagte Belinda Bartolucci, Leiterin der Abteilung
Rechtspolitik bei der Hilfsorganisation Pro Asyl, einen Trend zu
qualitativ schlechteren Asylentscheidungen. Wo es um Leben oder Tod,
körperliche Unversehrtheit oder Folter, Freiheit oder willkürliche
Haft gehe, wäre eigentlich besondere Sorgfalt geboten, meinte sie. Im
Asylrecht herrsche hingegen der Beschleunigungsgrundsatz mit
Schnellverfahren, eingeschränkten Rechtsmitteln und verkürzten
Fristen. So sei 2018 jede dritte BAMF-Entscheidung vor Gericht
korrigiert worden; Kläger aus Afghanistan seien sogar zu 60 Prozent
erfolgreich gewesen. Bessere Entscheidungen entlasteten zugleich die
Gerichte, betonte Bartolucci.

Der Gesetzentwurf der Grünen verdiene Zustimmung, sagte auch Professor
Uwe-Dietmar Berlit, Vorsitzender Richter am Bundesverwaltungsgericht
in Leipzig, der ebenfalls "erhebliche Qualitätsmängel" in der Arbeit
des BAMF seit dem Anstieg der Flüchtlingszahlen 2015/16 beklagte.
Berlit hob die Bedeutung einer unabhängigen Rechtsberatung von
Asylbewerbern vor der ersten Anhörung hervor: "Rechtsschutz als
Lotterie ist eines Rechtsstaats unwürdig", sagte er.

Der Jenaer Professor Harald Dörig, Vizepräsident der Europäischen
Vereinigung von Migrations- und Asylrichtern, begrüßte die von den
Grünen vorgeschlagene Ausweitung der Berufungsmöglichkeit zu oberen
Instanzen bis zum Bundesverwaltungsgericht als Beitrag zur
Vereinheitlichung der Rechtsprechung. Es sei ein unhaltbarer Zustand,
wenn die Aussicht auf die Asylgewährung auch davon abhänge, in welchem
Bundesland ein Bewerber seinen Antrag stelle. Verfahren würden
beschleunigt, wenn sich Richter in höherem Maße an oberinstanzlichen
Leitentscheidungen orientieren könnten.

Der Vizepräsident des Verwaltungsgerichts in Karlsruhe, Michael Hoppe,
wies darauf hin, dass die Verwaltungsgerichtsbarkeit derzeit zu 80
Prozent mit Asylverfahren ausgelastet sei. Sie stehe damit jetzt vor
einer ähnlichen Überforderung wie das BAMF in den Jahren 2015 und
2016. Umso wichtiger sei die Kontrolle durch übergeordnete Gerichte,
um Rechtsfehler zu vermeiden. Derzeit seien die Rechtsmittel gegen
erstinstanzliche Entscheidungen soweit eingeschränkt, "dass die
Qualität nicht vollständig sichergestellt werden kann"

Der Frankfurter Asylanwalt Reinhard Marx rügte die Praxis der
"Direktanhörung" bei den Asylbehörden als Einschränkung der
Rechtssicherheit der Betroffenen. Zunehmend werde es zur Regel, dass
Asylbewerber bereits eine Woche nach Antragstellung angehört würden.
In dieser Frist sei anwaltliche Betreuung kaum zu organisieren. Die
Präsidentin des Verwaltungsgerichts in Göttingen Stefanie Killinger
sprach von der deutschen Rechtslage als einer "Asyllotterie", die
dieses Land für Migranten zusätzlich attraktiv mache, denn in einer
Lotterie sehe sich jeder als möglichen Gewinner.

BAMF-Präsident Hans-Eckhard Sommer verteidigte seine Behörde. Der
Antrag der Grünen zur Qualitätsverbesserung im Asylverfahren sei
bereits nicht mehr aktuell. Unter anderem nehme jeder Mitarbeiter des
BAMF an jährlich zwei Fortbildungen teil: "Welche andere Behörde in
Deutschland investiert derart in Qualität wie mein Amt?"

 * 

3. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Reform der
Psychotherapeutenausbildung (19/9770) ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/9455) der Linksfraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung erfahren, nach welchen
Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung des
Gesetzentwurfs beteiligt wurden.

 * 

4. Zuzahlungen der Versicherten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Zuzahlungen der Versicherten bei Leistungen der
Heilmittelversorgung sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/9756) der
Linksfraktion. Bei den Heilmitteln würden zehn Prozent der Kosten
zuzüglich zehn Euro pro Verordnungsblatt fällig. Die Abgeordneten
wollen nun unter anderem wissen, inwiefern die Versicherten Einfluss
haben auf die Therapieentscheidungen und Verordnungen der Ärzte.

 * 

5. Linke fragt nach Heilmittelversorgung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Fachkräftemangel in der Heilmittelversorgung
befasst sich die Linksfraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9762). Im
Koalitionsvertrag hätten Union und SPD angekündigt, das Schulgeld für
die Ausbildung in den Gesundheitsberufen abzuschaffen. Es sei
nachvollziehbar, wenn Interessenten nun bis zur angekündigten
Schulgeldfreiheit warten wollten. Damit drohe jedoch eine Verschärfung
des Fachkräftemangels.

Die Abgeordneten wollen nun Details über die Ausbildungslage erfahren
sowie über die derzeit diskutierten Modelle zur Abschaffung des
Schulgeldes.

 * 

6. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Linksfraktion erkundigt sich nach der
Einflussnahme von Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Errichtung eines Implantateregisters. Die
Mitglieder des Bundestages wüssten wenig Konkretes über die
Erkenntnisquellen des Entwurfs, heißt es in einer Kleinen Anfrage
(19/9735) der Fraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun erfahren, nach
welchen Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung der
Gesetzentwürfe beteiligt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/8367: Heute im Bundestag Nr. 506 - 06.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 506

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. Mai 2019, Redaktionsschluss: 16.07 Uhr

1. Expertenkritik am Zensusgesetz 2021

2. Chancen der Optogenetik

3. Neue Professuren für Künstliche Intelligenz

4. Fachprogramm Medizintechnik

5. Plattform für digitale Hochschulbildung



01. Expertenkritik am Zensusgesetz 2021

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Der von der Bundesregierung vorgelegte "Entwurf
eines Gesetzes zur Durchführung des Zensus im Jahr 2021" (19/8693) ist
bei einer öffentlichen Anhörung des Innenausschusses am Montag
teilweise auf Kritik gestoßen. Die Einzelsachverständige Kirsten Bock
bemängelte, einige der Erhebungsmerkmale seien nicht erforderlich und
verstießen gegen den Grundsatz der Datenminimierung. Peter Büttgen als
Vertreter des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit verwies auf im Gesetzentwurf befindliche
Grauzonen hinsichtlich der Verantwortlichkeiten bei der Erhebung.
Frederick Richter von der Stiftung Datenschutz kritisierte, beim
Testlauf zum Zensus sei der Klardatenbestand genutzt worden, was ein
unnötiges Risiko hinsichtlich des Datenschutzes darstelle.

Georg Thiel, Präsident des Statistischen Bundesamtes, betonte
hingegen, es gehe um einen Abgleich "zwischen dem Wünschenswerten und
dem Möglichen". Dies sei mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
"gut gelungen".

Mit dem Gesetz soll die Rechtsgrundlage für die Durchführung des
Zensus 2021 geschaffen werden. Er knüpft laut Bundesregierung "an die
bewährten Elemente des letzten Zensus im Jahre 2011 an und sieht dort,
wo notwendig, methodische und organisatorische Fortentwicklungen vor".
Den Angaben zufolge umfasst der Zensus 2021 eine Bevölkerungszählung,
eine Gebäude- und Wohnungszählung, eine Haushaltebefragung auf
Stichprobenbasis und Erhebungen an Anschriften mit Sonderbereichen.

Wie der Zensus 2011 ist auch der Zensus 2021 laut Vorlage als
registergestützte Erhebung konzipiert. "Dabei werden in erster Linie
bereits vorhandene Verwaltungsdaten genutzt und nur dann ergänzende
Erhebungen durchgeführt, wenn Verwaltungsdaten für bestimmte Merkmale
nicht vorhanden oder aus statistischer Sicht nicht für die Auswertung
geeignet sind", schreibt die Bundesregierung weiter. Neben
Übermittlungen behördlicher Daten, insbesondere Melderegisterdaten und
bestimmter Datensätze oberster Bundesbehörden, seien auch "ergänzende
primärstatistische Befragungen der Bevölkerung vorgesehen".

Aus Sicht von Kirsten Bock stehen aber Fragestellungen nach der
Religionsmitgliedschaft oder auch nach "früheren Vornamen, Geschlecht
und Geburtstag" nicht im Zusammenhang mit staatlicher
Aufgabenwahrnehmung. Diese Erhebungsmerkmale gingen auch über die
EU-Vorgaben hinaus.

Nach Auffassung des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit gibt es keinen Grund, Religionszugehörigkeit als
Standarderhebungsmerkmal in den Zensus zu integrieren, sagte Peter
Büttgen. Denkbar sei, dies als freiwillige Angabe abzufragen.

Der geplante Aufbau eines zentralen Registers ist nach Ansicht von
Torsten Frenzel von der Anstalt für kommunale Datenverarbeitung in
Bayern nicht nötig. Die Bundesländer hätten schon jetzt zentrale
Melderegister, deren bundesweite Vernetzung sichergestellt sei. Der
Aufbau eines zentralen Registers, so Frenzel, würde zusätzliche Kosten
verursachen und "weder die Qualität der Daten verbessern, noch den
zeitlichen Kontext der Umsetzung beschleunigen".

Professor Ralf Münnich von der Universität Trier sagte, eine Löschung
der erhobenen Daten impliziere einen sehr hohen Informationsverlust
und verhindere damit eine geeignete Post-Analyse des Zensus. Gerade
für die Weiterentwicklung wäre es seiner Ansicht nach außerordentlich
wichtig, diese Daten einer gesonderten Forschung zur Verfügung zu
stellen. Um gerade für das sehr ambitionierte Ziel der zukünftigen
Durchführung eines Registerzensus notwendige Informationen aus dem
Zensus 2021 zu erhalten, sei eine sichere Forschungsumgebung, etwa
unter Aufsicht des Datenschutzes für möglicherweise kritische
Merkmale, von besonderer Bedeutung.

Frederick Richter von der Stiftung Datenschutz betonte, aus
datenschutzrechtlichen Gründen - aber auch mit Blick auf finanzielle
Aspekte - sei eine rein registergestützte Auswertung wünschenswert.
Was eine bundesseitige Datenschutzfolgenabschätzung angeht, die die
Ländern fordern würden, der Bund aber nicht für nötig halte, so sei es
laut Richter "zwingend", dass diese vor Beginn des Zensus "komplett"
abgeschlossen sein müsste, da sie sonst ihrer Sinn verfehle.

Georg Thiel sagte, der Zensus 2021 sei die konsequente methodische
Fortentwicklung des Zensus 2011, der valide Ergebnisse bereitgestellt
habe. Das Vorgehen und die Methodik seien durch die Statistischen
Ämter, die Wissenschaft und das Bundesverfassungsgericht bestätigt
worden. Ein internationaler Vergleich zeige allerdings, dass auch eine
andere Methodik und ein anderes Verfahren vorstellbar seien, "um den
künftig steigenden Anforderungen von Politik, Wissenschaft und
Wirtschaft gerecht zu werden". Ein solches ausschließlich
registerbasiertes Verfahren zur Ermittlung der notwendigen
Informationen wäre nach Aussage des Präsidenten des Statistischen
Bundesamtes, kostengünstiger und würde die Bevölkerung weiter
entlasten. "Hierzu sollten die notwendigen Arbeiten fortgeführt
werden", regte Thiel an.

 * 

2. Chancen der Optogenetik

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Deutschland ist seit der Entdeckung der Optogenetik
neben den USA eine führende Nation im Bereich der optogenetischen
Forschung. Deutschland hat in diesem Feld ausgewiesene Wissenschaftler
und im internationalen Vergleich eine sehr gute Ausgangsposition.
Unter dem Dach der Hightech-Strategie 2025 hat die Bundesregierung
Handlungsfelder und Förderungsmöglichkeiten entwickelt. Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9722) auf die Kleine Anfrage
der FDP (19/9084).

Vor dem Hintergrund des großen Potenzials fördere die Bundesregierung
die Entwicklung und Anwendung optogenetischer Methoden im Rahmen
verschiedener Fördermaßnahmen des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF). Es handele sich dabei um Maßnahmen zu den
Neurowissenschaften, der Proteomforschung, der Systembiologie, der
Photonik und der individualisierten Medizin. Das BMBF habe die
Optogenetik im Rahmen seiner Fachprogramme bis heute mit insgesamt
circa 78 Millionen Euro unterstützt. Es sei derzeit allerdings keine
eigenständige Fördermaßnahme zur Optogenetik geplant.

Das Forschungsfeld der Optogenetik befindet sich überwiegend noch im
Bereich der Grundlagenforschung, betont die Bundesregierung. Das
Hauptanwendungsgebiet liege derzeit in den Neurowissenschaften.
Zunehmend würden aber auch therapeutisch relevante Ansätze verfolgt.
Der Fokus liege dabei auf den Themen Makuladegeneration, Parkinson,
Schlaganfall und Epilepsie. Auch wenn Anzahl und Arten an neuen und
verbesserten optogenetischen Werkzeugen kontinuierlich zunehmen
würden, seien noch einige Herausforderungen im Bereich der
Grundlagenforschung zu überwinden. Dazu gehörten insbesondere die
geringe Eindringtiefe des Lichts und die Verwendung von viralen
Vektoren zur Übertragung auf menschliche Zellkulturen.

Grundsätzlich könnte die Optogenetik Anwendung in den
Lebenswissenschaften wie den Neurowissenschaften, der
Pflanzenphysiologie, der Lebensmittelsicherheit und -qualität wie auch
der Messtechnik finden. Im Falle der Hirnforschung könne das
Verständnis der Funktionsweise des Gehirns indirekt die Möglichkeit
eröffnen, neue Computerarchitekturen für die Künstliche Intelligenz zu
entwickeln (Neuronales Computing, Postdigitale Computer). Gleichwohl
seien Anwendungen in der Medizin aufgrund bislang nur weniger
Humanstudien und den Zulassungsbestimmungen nur in wenigen Fällen
bereits relevant. Hier gelte es, in ausgewählten Anwendungen die
grundsätzliche Machbarkeit aufzuzeigen.

Ziel der Unterstützung neuer technologischer Bereiche wie der
Optogenetik sei es, ihr Potenzial für Menschen und Gesellschaft zu
nutzen. Auch sei die Bundesregierung bestrebt, langfristig die
wirtschaftliche Verwertung der Technologie zu befördern. Im Bereich
der Laborforschung oder der Umweltanalytik seien die Voraussetzungen
für eine wirtschaftliche Nutzung bereits gegeben, da sich durch die
Verbreiterung der Forschungslandschaft auch ein wachsender Bedarf an
spezialisierten Werkzeugen und Ausrüstung ereben.

Die wesentlichen Akteure der Optogenetik seien derzeit insbesondere
Universitäten und Forschungseinrichtungen mit Schwerpunkten in der
grundlagennahen biotechnologischen und biomedizinischen Forschung. Das
Forschungszentrum Jülich, das Karlsruher Institut für Technologie und
das Helmholtz-Zentrum Geesthacht Zentrum für Material- und
Küstenforschung befassten sich mit der Beeinflussung molekularer
Wechselwirkungen. Die Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, das
Forschungszentrum Jülich und die Technische Hochschule Aachen
beschäftigten sich mit neuen Optosensoren und Photoregulatoren zur
Lichtvermittelten Steuerung und Analyse molekularer Systeme. Die
Universität Marburg, das Max-Planck-Institut für molekulare
Pflanzenphysiologie in Potsdam und die Universität Potsdam
beschäftigten sich mit der Entwicklung einer optimierten Zellfabrik,
bei der die Lichtregulation die Trennung zwischen Wachstumsphase und
Produktionsphase der Zellfabrik erlaube. Das Fraunhofer-Institut für
Molekularbiologie und Angewandte Oekologie (IME) in Aachen ziele
darauf ab, eine innovative, hochspezifische, lichtinduzierbare
Technologie zur Genomeditierung mit hohem disruptiven Potenzial auf
der Basis fluoreszierenden Nanopolymere zu entwickeln. An der
Universität Göttingen würde gemeinsam mit der Universität Freiburg
Cochlea-Implantate auf optogenetischer Basis entwickelt.

Im Rahmen von Verbundprojekten zur Optogenetik würden sich erste
Beteiligungen von Unternehmen finden. Durch die gemeinsame Arbeit von
Universitäten, Forschungseinrichtungen und Unternehmen der
gewerblichen Wirtschaft werde zugleich der Wissens- und
Technologietransfer in der Optogenetik aus der Forschung in die
Anwendung sichergestellt.

 * 

3. Neue Professuren für Künstliche Intelligenz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die AfD-Fraktion befürchtet, dass die von der
Bundesregierung bis 2025 in Aussicht gestellte Förderung der
Künstlichen Intelligenz (KI) in einer Gesamthöhe von drei Milliarden
Euro in Bezug auf den Haushaltsplan für 2020 bereits in Frage zu
stehen scheint, da für den Bereich KI die Fördermittel drastisch
gesenkt worden seien. Das schreiben die Abgeordneten in einer Kleinen
Anfrage (19/9437). Die Fraktion weist ferner darauf hin, dass die
Bundesregierung in ihrem Strategiepapier zur KI ein Programm zur
wissenschaftlichen Nachwuchsförderung und Lehre im Bereich KI
angekündigt hat, mit mindestens einhundert zusätzlichen neuen
Professuren eine breite Verankerung der KI an Hochschulen abzusichern.

Die AfD-Fraktion möchte wissen, wie viele Professuren es im Bereich KI
und fachähnlichen Bereichen gibt und auf welche Universitäten und
außeruniversitären Forschungseinrichtungen diese verteilt sind. Zudem
interessiert die Fraktion, welche der angekündigten einhundert
zusätzlichen Professuren für eine Verankerung der KI in den
Hochschulen bereits besetzt worden sind und bis zu welchem Zeitpunkt
mit einer Besetzung der angedachten Professuren zu rechnen ist.

 * 

4. Fachprogramm Medizintechnik

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die FDP-Fraktion will erfahren, welche konkreten
Ergebnisse und Handlungsempfehlungen der nationale Strategieprozess
"Innovationen für die Medizintechnik" der Bundesregierung aus den
Jahren 2011 und 2012 ergeben hat, und wie diese umgesetzt wurden.
Ferner interessiert die Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9587),
welche Formate es nach Kenntnis der Bundesregierung seitdem zur
Umsetzung und Weiterführung des Strategieprozesses Medizintechnik gibt
und wie die Bundesregierung die aus dem Strategieprozess
hervorgegangene nationale Innovationsplattform Medizintechnik
bewertet.

 * 

5. Plattform für digitale Hochschulbildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Mit dem Aktionsplan "Einrichtung einer europaweiten
Plattform für die digitale Hochschulbildung" formuliert die
Europäische Kommission einen nächsten Schritt zur Umsetzung einer
EU-Agenda für die Hochschulbildung. Die FDP möchte in ihrer Kleinen
Anfrage (19/9628) gerne wissen, welche Ziele die Europäische
Kommission nach Kenntnis der Bundesregierung mit der vierten Aktion
des Aktionsplans für digitale Bildung zur Einrichtung einer
europäischen Plattform für digitale Hochschulbildung verfolgt und ob
die Bundesregierung diese Ziele unterstützt. Zudem fragt die FDP,
welche Ziele die Bundesregierung im Hinblick auf die Digitalisierung
und Internationalisierung deutscher Hochschulen durch die Einrichtung
einer europäischen Plattform für digitale Hochschulbildung
unterstützten will.

 * 
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EUROPA/1620: Duell der Spitzenkandidaten ist Stelldichein der politischen Zwerge


FDP-Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

BEER: Duell der Spitzenkandidaten ist Stelldichein der politischen
Zwerge



Anlässlich des heutigen TV-Duells zwischen Manfred Weber und Frans
Timmermans in der ARD-Wahlarena erklärt die stellvertretende
FDP-Bundesvorsitzende und Spitzenkandidatin der FDP zur Europawahl
Nicola Beer:

"Das Duell der Spitzenkandidaten ist in Wahrheit ein Stelldichein der
politischen Zwerge. Manfred Weber lässt sich von Ungarns
Ministerpräsident Viktor Orbán vorführen, der ihm jetzt die
Gefolgschaft verweigert statt umgekehrt. Es rächt sich, dass der
Spitzenkandidat der EVP und mit ihm CDU-Chefin Annegret
Kramp-Karrenbauer sich aus reinem Machtkalkül nicht dazu durchringen
konnten, Orbáns Fidesz-Partei aus der EVP auszuschließen. Weber und
Kramp-Karrenbauer haben zwar die Backen aufgeblasen, gepfiffen hat
aber am Ende Orbán. Auch Frans Timmermans und seine schwächelnde
sozialdemokratische Parteienfamilie ist mit ihren Fantasien, Schulden
und soziale Absicherung zu vergemeinschaften, für Europa keine
Verheißung. Schon gar nicht wird es Timmermans gelingen, die liberale
Familie zu spalten. Beide Kandidaten haben in den letzten Tagen
eindrucksvoll bewiesen, dass sie als Kommissionspräsidenten kaum in
der Lage wären, die großen Herausforderungen etwa im Umgang mit den
USA und China zu bewältigen. Anders Margrethe Vestager, die in den
Auseinandersetzungen mit den Internetgiganten gezeigt hat, dass sie
vor Macht und Größe nicht zurückschreckt. Es wäre Europa deshalb zu
wünschen, dass sich heute zwei streiten und sich am Ende mit Vestager
eine Dritte freut - und mit Ihr all jene, die auf Reformen setzen
statt auf Stillstand."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: 030 - 28 49 58 41, Fax: 030 - 28 49 58 42

E-Mail: presse@fdp.de

Internet: www.fdp.de
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FINANZEN/2223: Menschen endlich spürbar entlasten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. Mai 2019

DÜRR: Menschen endlich spürbar entlasten



Zu den Medienberichten über die Steuerschätzung erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Viele Jahre verbuchte der Bund Rekordsteuereinnahmen am laufenden
Band. Doch kaum gerät der Konjunkturmotor nur leicht ins Stottern,
öffnen sich Milliardenlöcher in der Finanzplanung. Das zeigt: Die
Haushaltspolitik von Bundesfinanzminister Scholz ist krachend
gescheitert. Die Fantasie der Großen Koalition bei zusätzlichen
Ausgaben war unerschöpflich. Union und SPD haben das Steuergeld in
Wahlgeschenke und Subventionen gesteckt, statt an
Zukunftsinvestitionen und die Entlastung der Bürger zu denken. An
diesen Prioritäten hat sich bis heute nichts geändert, davon zeugt
die Diskussion über die Aufweichung der Schuldenbremse. Mit dieser
verantwortungslosen Ausgabenpolitik der Großen Koalition muss jetzt
Schluss sein. Vielmehr haben die Menschen endlich eine spürbare
Entlastung und keine neue Steuer verdient. Union und SPD müssen eine
Trendwende einleiten und den Soli spätestens 2020 vollständig
abschaffen. Dabei muss auch über den Abbau von Subventionen
gesprochen werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4752: Schulentwicklungsplan - aber richtig (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Mai 2019

Schulentwicklungsplan - aber richtig! DIE LINKE legt Antrag vor



Schulsenator Rabe hat nach langem Drängen endlich einen Referentenentwurf
für einen neuen Schulentwicklungsplan (SEPL) vorgelegt. "Gut, dass sich die
Schulbehörde endlich dieses Themas annimmt - doch der Vorstoß kann bei dem
engen Zeitplan nur fehlgehen", erklärt dazu Sabine Boeddinghaus,
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. In einem Schreiben
gesteht Rabe den Schulen nur vier Wochen für Diskussion und Kommentar des
SEPL-Entwurfs zu. "Die Schulen sind vollauf mit den Zeugniskonferenzen
beschäftigt und haben wegen der Arbeitszeitverordnungen keinen Raum, sich
angemessen mit dem Entwurf zu beschäftigen. Der Senator initiiert also ein
Scheinbeteiligungsverfahren, bei dem die lokalen und regionalen
Akteur_innen der schulischen Bildung außen vor bleiben."

DIE LINKE bringt deshalb zur Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft am 22.
Mai einen Antrag für einen regionalen und sozial ausgewogenen
Schulentwicklungsplan in gemeinsamer Verantwortung ein. "Wir greifen die
lang geäußerte Kritik von Schulen, Lehrkräften, Elternschaften und
Schüler_innen auf, die einen Schulentwicklungsplan von unten fordern",
erläutert Boeddinghaus. "Diejenigen, die Bildung machen und Bildung
erfahren, müssen sich einbringen können. Es kann nicht über sie hinweg
entschieden werden, wir brauchen ein echtes Beteiligungsverfahren. Dafür
fordern wir als ersten Schritt die Reaktivierung der Regionalen
Bildungskonferenzen und einen entsprechend ausgeweiteten Zeitplan. Diese
Gelegenheit auf einen wirklich inklusiven, integrativen und demokratischen
Schulentwicklungsplan dürfen wir nicht verstreichen lassen. Der Senator
kann nicht im Alleingang durchregieren."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4751: Tod am UKE - Obduktion durch Externe kann Vertrauen schaffen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Mai 2019

Tod am UKE: Obduktion durch Externe kann Vertrauen schaffen



DIE LINKE spricht sich dafür aus, dass renommierte Mediziner_innen von
außerhalb des UKE federführend an der Obduktion des nach einem Übergriff
von Security-Mitarbeitern_innen gestorbenen William Tonou-Mbobda beteiligt
werden. Besonders die Berliner Charité wäre dazu geeignet.

"Jetzt ist die Wissenschaftsbehörde in der Verantwortung, diese Maßnahme zu
veranlassen, oder darüber zu informieren, falls das schon so geschieht",
erklärt Martin Dolzer, wissenschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Dass die Behörde Familie und
Freund_innen ihr Mitgefühl ausgesprochen hat und der Senat die umfassende
Aufklärung des Todesfalls unterstützen will, sind wichtige Signale. Im
Rahmen der Obduktion müssen nun ausnahmslos alle Aspekte berücksichtigt und
der Fall lückenlos aufgeklärt werden. Dies würde sicher zu einer größeren
Akzeptanz der Ergebnisse bei allen Beteiligten und Betroffenen führen."
Zudem müsse die Behörde darauf hin wirken, dass die
Security-Mitarbeiter_innen im UKE nicht zum "Business as usual" übergehen
und entsprechend nicht in sensiblen Bereichen eingesetzt werden.

Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion, ergänzt: "Es ist
wichtig, dass bei der Obduktion zur Todesursache, insbesondere zu dem von
Zeug_innen beobachteten Hergang, eine zweite rechtsmedizinische Meinung
eingeholt wird, zum Beispiel aus einem anderen Bundesland. Mit einer
solchen vertrauensbildenden Maßnahme wäre aus Sicht der Angehörigen jeder
Anschein von Befangenheit ausgeräumt. Eine entsprechende Zusicherung durch
die Wissenschaftsbehörde wäre ein wichtiger Beitrag zur Wiederherstellung
des Vertrauens in das UKE und die Psychiatrieversorgung im Ganzen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4750: "Der Pflegenotstand lässt sich nicht einfach wegklagen" (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Mai 2019

"Der Pflegenotstand lässt sich nicht einfach wegklagen"



Das Hamburgische Verfassungsgericht hat entschieden, dass die Hansestadt
nicht per Gesetz eine Personalbemessung in den Krankenhäusern einführen
kann. Damit hat der Senat die Volksinitiative für mehr Personal im
Krankenhaus per Klage verhindert. "Das Problem des Pflegenotstands lässt
sich nicht einfach wegklagen, deshalb ist das Urteil auch kein Erfolg für
den Senat", erklärt der gesundheitspolitische Sprecher der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Deniz Celik. "Vielmehr steht der
Senat jetzt in der Verantwortung, eine politische Lösung zu finden und
umgehend mit allen Hamburger Krankenhäusern eine bedarfsgerechte
Personalausstattung auf vertraglicher Ebene anzustreben. Die jüngst
vorgestellte Allianz für Pflege ist dafür kein Ersatz, denn hier wird über
alles gesprochen außer über Personalbemessung, und das auch nur mit einigen
wenigen Arbeitgebern. Die in nur drei Wochen gesammelten knapp 30.000
Unterschriften haben gezeigt, welch großen Rückhalt die Forderung nach
besserer Personalausstattung und besserer Patient_innenversorgung in der
Hamburger Bevölkerung hat."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3314: Bundesverkehrsminister arbeitet in Schrittgeschwindigkeit (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 7. Mai 2019

Bundesverkehrsminister arbeitet in Schrittgeschwindigkeit 



Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) hat mitgeteilt, auf die
umstrittene Zulassung von Elektrokleinstfahrzeugen, so genannten
E-Tretrollern, auf Gehwegen zu verzichten. Dazu erklärt der
verkehrspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Die Gedankengänge des Herrn Verkehrsminister scheinen die 12 km/h
Höchstgeschwindigkeit, die er für E-Tretroller auf Gehwegen vorgesehen
hatte, wohl nur selten zu erreichen. Dafür kann Herr Scheuer die Gehwege
jetzt auch zukünftig gefahrlos nutzen.

Unerklärlich bleibt jedoch, wie der Bundesverkehrsminister wider besseres
Wissen - denn überall in Europa sind die Probleme mit E-Tretrollern auf
Gehwegen längst bekannt - in einer "Nacht- und Nebel-Aktion" erst die
Zulassung auf Gehwegen in die Verordnung hineinformulierte, um diese jetzt,
nachdem ihm der Gegenwind der Betroffenen ins Gesicht bläst, wieder
herauszustreichen.

Fuß- und Gehwege sind geschützte Verkehrswege. Dies müssen sie auch
bleiben! Es wären gerade die schwächsten Verkehrsteilnehmer auf den
Gehwegen gewesen, Kleinkinder oder mobilitätseingeschränkte Seniorinnen und
Senioren, die unter den E-Tretrollern zu leiden gehabt hätten. Schwere
Unfälle, das zeigt die Erfahrung mit diesen Fahrzeugen, wären programmiert
gewesen. Ich mag mir nicht vorstellen, was ab Juni auf unseren
Strandpromenaden im Land los gewesen wäre, wenn zwischen den
erholungssuchenden Urlauber vergnügungssüchtige E-Tretrollerfahrer
unterwegs gewesen wären.

Insofern ist die späte Einsicht des Herrn Scheuer gut für die Menschen im
Land. Hätte er einfach von Anfang an auf die zahlreichen Stellungnahmen
gehört, die von der Freigabe auf Gehwegen abgeraten haben, hätte die
Diskussion nicht sein müssen. So bleibt der Eindruck, dass ein
Bundesminister sich nur an den Interessen der Industrie orientiert und erst
auf massiven gesellschaftlichen Druck hin Gesetzesänderungen im Interesse
der Menschen vornimmt. Nicht das erste Mal bei diesem Verkehrsminister."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5130: Politik muss Anreize für den Artenschutz schaffen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 07.05.2019

Politik muss Anreize für den Artenschutz schaffen



Die gestern veröffentlichten Ergebnisse des UN-Berichts zum
Artensterben sind alarmierend und zeigen, dass wir dringend handeln
müssen, sagt der umweltpolitische Sprecher der GRÜNEN
Landtagsfraktion, Andreas Hartenfels.

"Es ist höchste Zeit, dass sich Deutschland auch auf EU-Ebene dafür
stark macht, dass die Landwirtschaft wieder umweltfreundlicher wird.
Die Forst- und Landwirtschaft mit ihren großen Flächen trägt eine
besondere Verantwortung, nachhaltig und naturverträglich zu agieren
und so einen Beitrag zum Erhalt der Artenvielfalt und zum Klimaschutz
zu leisten. Hierfür muss die Politik Anreize und faire
Rahmenbedingungen schaffen. Wir wollen mithilfe der Agrarsubventionen
gezielt umweltverträgliche, bäuerliche Betriebe unterstützen und den
ökologischen Landbau ausweiten. So können wir die Lebensräume von
Tieren wie Feldlerche, Kiebitz oder Feldhamster erhalten, die auf
unseren Äckern und Wiesen noch zuhause sind.

Doch jeder kann bereits im Kleinen einen Beitrag zum Artenschutz
leisten: Eine unberührte Ecke im Garten, in der Löwenzahn,
Frauenmantel und andere Wildkräuter ungehindert sprießen dürfen, kann
ein Eldorado für Insekten und kleine Tiere sein. Positive Signale gibt
es bereits aus einigen Kommunen und Städten, die sogenannte
Steingärten verhindern und stattdessen wertvolle Grünflächen mit
heimischen Gewächsen fördern wollen. Mit vereinten Kräften kann
Artenschutz gelingen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5129: Versorgung mit Hausärzten (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
06.05.2018

Versorgung mit Hausärzten



In keinem anderen Bundesland gibt es so viele Hausärzte im Rentenalter
wie in Rheinland-Pfalz. Das berichtet heute die "Rheinpfalz". Danach
waren 18,9 Prozent der Hausärzte in unserem Land im Jahr 2018
mindestens 65 Jahre alt. Dazu erklärt der gesundheitspolitische
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Dr. Peter Enders:

"Diese Zahl zeigt, dass der Mangel an Hausärzten in Rheinland-Pfalz
zu einem Gutteil hausgemacht ist. Die Landesregierung hat die
Entwicklung trotz aller Warnungen verschlafen. Auf die Gefährdung der
ärztlichen Versorgung weisen wir gemeinsam u.a. mit der
Landesärztekammer bereits seit Anfang der 2000er Jahre hin.

Umso bedauerlicher ist, dass die Landesregierung nach wie vor nur sehr
zögerlich reagiert. So geht sie die von uns vorgeschlagene
Landarztquote in Kombination mit einem Stipendienmodell nur halbherzig
an. Gleiches gilt für die dringend notwendige Erhöhung der Zahl der
Studienplätze im Bereich Humanmedizin.

Den Ärzten, die über das Rentenalter hinaus weiterarbeiten, müssen wir
dankbar sein. Würden sie regulär in den Ruhestand gehen, wären die
Folgen für die Versorgung mit Hausärzten katastrophal. Die meisten von
ihnen tun dies aus Verantwortungsgefühl gegenüber ihren Patientinnen
und Patienten. Viele Hausärzte finden keine Praxisnachfolge und
wissen, dass ein Großteil der Patienten in den ländlichen Gebieten
große Schwierigkeiten hat, einen neuen Arzt zu finden. Damit dürfen
wir uns nicht abfinden. Die Landesregierung muss handeln."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5128: SPD-Fraktion begrüßt Bundesratsantrag zu Tiertransporten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.05.2019

SPD-Fraktion begrüßt Bundesratsantrag zu Tiertransporten

Klinkel: Die Qual der Tiere muss ein Ende haben



Die Landesregierung hat heute beschlossen, gemeinsam mit Hessen einen
Antrag zu langen Transporten von Nutztieren in den Bundesrat
einzubringen. Hierzu erklärt die tierpolitische Sprecherin der
SPD-Fraktion, Nina Klinkel: "Rinder, die 24 Stunden am Stück im LKW
eingepfercht sind, zwischendurch nur eine kurze Ruhepause haben:
Solche Tiertransporte zwischen EU-Ländern - auch durch Deutschland
hindurch - finden immer wieder statt. Die Tiere müssen Enge, Hitze und
Wassermangel erleiden: Es ist für sie eine Qual. Entsprechende
Transporte werden in Deutschland von Behörden kontrolliert. Allerdings
zeigt sich regelmäßig: Die Misshandlungen finden oft in Drittländern
statt, dort wird zu wenig geprüft oder in Deutschland können zu diesen
Langzeittransporten keine Kontrollen aufgrund fehlender Informationen
durchgeführt werden."

Klinkel betont: "Es ist sehr gut, dass die Landesregierung nun mit
einem Bundesratsantrag auf Verbesserungen dringen will: So soll etwa
erreicht werden, dass EU-Behörden verstärkt an Grenzstellen und an
Versorgungsstationen Kontrollen durchführen. Bei Regelverstößen sollen
Transportunternehmen die Zulassungen entzogen werden können. Zudem
muss es den Behörden ermöglicht werden, die Navigations- und
Transportdaten der LKWs besser auszuwerten. Überdies ist anzustreben,
dass neue Handels- oder Veterinärabkommen nur mit solchen Staaten
abgeschlossen werden, die sich zur Einhaltung der Mindestanforderungen
an den Tierschutz verpflichten. Dass es Verbesserungen im Sinne der
transportierten Tiere gibt, ist überfällig. Nun liegt es am Bund und
an der EU die vorgeschlagenen Verbesserungen so rasch wie möglich
anzugehen und umzusetzen. Es kann nicht sein, dass in manchen
EU-Ländern Tierschutzbelange weniger Beachtung finden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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INNEN/3056: Befreiung vom Nationalsozialismus - Erinnerung bewahren


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Befreiung vom Nationalsozialismus: Erinnerung bewahren



Marianne Schieder, Parlamentarische Geschäftsführerin;

Dagmar Ziegler, Parlamentarische Geschäftsführerin:

Am 8. Mai 1945 endete die nationalsozialistische Terrorherrschaft in
Deutschland. Durch die Befreiung der Konzentrationslager durch die
alliierten Truppen wurde das Ausmaß der unvergleichlichen
Menschheitsverbrechen der Nazis offensichtlich. Die SPD-Bundestagsfraktion
gedenkt der Opfer und besucht heute mit einer Delegation die Mahn- und
Gedenkstätte Ravensbrück.

"Durch einen Besuch der Mahn- und Gedenkstätte erinnern wir insbesondere an
die vielen Frauen, die in Ravensbrück gequält, misshandelt und getötet
wurden. Orte wie sie zeugen noch heute von den Schrecken einer Zeit, die
nie in Vergessenheit geraten dürfen. Wir Sozialdemokratinnen und
Sozialdemokraten treten allen Tendenzen entgegen, die die
menschenverachtende Ideologie des Nationalsozialismus verharmlosen wollen.

Darum unterstützen wir mit dem neuen Bundesprogramm ?Jugend erinnert?
Gedenkstätten bei ihrer Arbeit. Noch in diesem Jahr werden innovative
Bildungsprojekte, internationale Besuche von Gedenkorten und
Ausbildungsprogramme mit sieben Millionen Euro gefördert.

Vor allem junge Menschen wollen wir zu einer kritischen Auseinandersetzung
mit dem dunkelsten Kapitel der deutschen Geschichte motivieren, damit sie
die Erinnerung bewahren und sich die Grausamkeiten, die dem 8. Mai
vorausgingen, nie mehr wiederholen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69
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RECHT/695: Expertenanhörung im Bundestag - mehr Geld für gesetzliche Betreuer


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Expertenanhörung im Bundestag: mehr Geld für gesetzliche Betreuer



Dirk Heidenblut, zuständiger Berichterstatter:

Im Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz des Deutschen Bundestages fand
am Montag die Sachverständigenanhörung zum Gesetz zur Anpassung der
Betreuer- und Vormündervergütung statt. Der Entwurf fand bei den
Expertinnen und Experten insgesamt Zustimmung, aber es wurden auch
Änderungswünsche vorgebracht.

"Gerichtlich bestellte Betreuerinnen und Betreuer leisten eine wichtige und
unverzichtbare Arbeit. Sie übernehmen die rechtliche Betreuung von
Personen, die aufgrund von körperlichen, geistigen, psychischen oder
seelischen Leiden nicht mehr in der Lage sind, ihre Angelegenheit
selbstständig zu regeln.

Der vorliegende Entwurf ist das Ergebnis langer Verhandlungen zwischen Bund
und Ländern. Er sieht vor, dass die Vergütung für selbstständige
Berufsbetreuer und angestellte Vereinsbetreuer durchschnittlich um 17
Prozent erhöht wird. Die Vergütung wurde zuletzt 2005 angepasst. Das
bisherige Vergütungssystem aus der Kombination von Stundensätzen und
statistisch ermittelten Stundenzahlen soll durch fallbezogene
Monatspauschalen abgelöst werden. Diese neue Systematik baut spürbar
Bürokratie ab und vereinfacht künftige Anpassungen. Wir sind unserer
Bundesjustizministerin Katarina Barley sehr dankbar für den gelungenen
Entwurf.

Die angehörten Sachverständigen begrüßten die grundlegende Intention des
Gesetzentwurfes der Bundesregierung und kritisierten mehrheitlich die
Stellungnahme des Bundesrates.

Unser Ziel bleibt, dass das Gesetz noch vor der Sommerpause verabschiedet
wird. Auch darf es beim Inkrafttreten des Gesetzes keine weiteren
Verzögerungen geben. Die Zeit drängt, denn die finanzielle Lage der
gesetzlichen Betreuung wird immer kritischer. Teilweise mussten erste
Betreuungsvereine ihre Arbeit einstellen, weil sie massiv unterfinanziert
waren. Betreuungsvereine begleiten, beraten und unterstützen ehrenamtliche
Betreuer und stellen Vereinsbetreuer an.

Wir hätten uns noch weitreichendere Regelungen gewünscht, denn für uns ist
klar, dass die Vergütung langfristig gesehen dynamisiert werden müsste,
beispielsweise gekoppelt an die allgemeine Lohnentwicklung. Noch mal 14
Jahre Nullrunden überlebt die rechtliche Betreuung nicht. Deshalb muss die
Evaluierung der neuen Systematik zeitnah, spätestens innerhalb der
kommenden Legislaturperiode erfolgen. An diesem Kompromiss sollte nicht
mehr gerüttelt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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SOZIALES/2767: Anhörung zeigt - Grundrente bietet deutliche Vorteile


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Anhörung zeigt: Grundrente bietet deutliche Vorteile



Ralf Kapschack, zuständiger Berichterstatter:

Die heutige Anhörung im Deutschen Bundestag zur Bekämpfung von Altersarmut
hat gezeigt, dass die Grundrente gegenüber einer reinen Freibetragsregelung
in der Grundsicherung, wie sie beispielsweise die FDP vorschlägt, eine
deutliche Verbesserung für viele Menschen bedeutet.

"Eine Freibetragsregelung für die gesetzliche Rente ist keine adäquate
Antwort zur Bekämpfung von Altersarmut. Denn sie belässt die Menschen im
System der Sozialhilfe. Zahlreiche Studien belegen, dass es eine sehr hohe
Dunkelziffer derjenigen gibt, die Anspruch auf Leistungen aus der
Grundsicherung im Alter haben, diese aber nicht in Anspruch nehmen - sei es
aus Scham, Unwissenheit oder Sorge vor Rückgriff auf Vermögen und
Erspartes. Diese Menschen würde eine Freibetragsregelung kaum erreichen.

Das von Hubertus Heil vorgeschlagene Modell einer Grundrente bietet
hingegen deutliche Vorteile. Da die Rente automatisch ausgezahlt würde,
sollte es zu keiner Dunkelziffer mehr kommen, wie das jetzt noch bei der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung der Fall ist. Das
eigentliche Modell der Grundrente zielt auf die Honorierung von
Lebensleistung nach jahrzehntelanger Arbeit ab. Das Gesamtpaket von Hubertus
Heil sieht jedoch zusätzlich zur Grundrente eine Freibetragsregelung und
Verbesserungen beim Wohngeld vor. Somit leistet es neben der Honorierung
von Lebensleistung auch einen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung von
Altersarmut."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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FINANZEN/535: Wissenschaftspakte - U15 begrüßen Einigung, bedauern Kürzung beim Qualitätspakt Lehre (idw)


German U15 e.V. - 04.05.2019

Wissenschaftspakte: U15 begrüßen Einigung, bedauern Kürzung beim
Qualitätspakt Lehre



German U15 begrüßt die Einigung von Bund und Ländern zur
langfristigen Finanzierung der großen Wissenschaftspakte bis
2030.

Der "Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken" bringt den
Hochschulen die lang erwartete Planungssicherheit, einen Aufwuchs in
2024 und transparente Parameter zur Mittelverteilung. Dadurch werden
dauerhafte Qualitätsverbesserungen in Studium und Lehre möglich, die
auf den Innovationen der vergangenen Jahre aufbauen. Es ist aber
notwendig, dass Bund und Länder auch nach 2024 weitere Aufwüchse
finanzieren, die mit den Steigerungen des Pakts für Forschung und
Innovation in Höhe von jährlich 3% vergleichbar sind. Das bleibt
Voraussetzung für mehr unbefristete Beschäftigung und neue,
attraktivere Karrierewege in der Lehre.

Die Kürzungen beim Qualitätspakt Lehre sind bedauerlich. Hans-Jochen
Schiewer, Vorsitzender von German U15 und Rektor der Universität
Freiburg: "Gerade angesichts dieser Kürzungen sehen wir die
Einrichtung einer neuen Institution nach wie vor kritisch. Die
verbleibenden Mittel sollten nicht in neue administrative Strukturen
fließen, sondern in die Förderung innovativer Hochschullehre."

Die forschungsstarken Universitäten begrüßen zudem die Einigung zur
Fortführung des Pakts für Forschung und Innovation. Die langfristige
Perspektive für die Finanzierung der Deutschen Forschungsgemeinschaft
und der Programmpauschale ist eine Grundbedingung für universitäre
Spitzenforschung in Deutschland. Als nächster Schritt muss die
dringend benötigte Erhöhung der Programmpauschale auf 30% erfolgen,
wie zuletzt von der Expertenkommission Forschung und Innovation in
ihrem Jahresgutachten 2019 vorgeschlagen.


German U15

German U15 ist die strategische Interessenvertretung
forschungsstarker und international sichtbarer deutscher
Universitäten. Die U15-Universitäten bilden fast ein Drittel aller
deutschen und internationalen Studierenden in Deutschland aus. Sie
betreuen die Hälfte aller in Deutschland abgeschlossenen
Promotionsvorhaben. Die U15-Universitäten werben zwei Fünftel der
öffentlichen Drittmittel ein, im Medizinsektor sogar 60 Prozent.

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

German U15 e.V., 04.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/309: "BAföG-Reform - jetzt aber richtig!" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 7. Mai 2019

GEW: "BAföG-Reform - jetzt aber richtig!"

Bildungsgewerkschaft zur morgigen Anhörung im Bildungsausschuss des
Bundestags



Frankfurt a. M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat den
Bundestag aufgefordert, den Gesetzentwurf der Bundesregierung für eine
Novellierung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) gründlich zu
überarbeiten. "Zwar sieht der Regierungsentwurf eine Erhöhung der
Bedarfssätze vor, diese bleibt aber weit hinter den gestiegenen
Lebenshaltungskosten der Studierenden zurück. Darüber hinaus fehlen Ansätze
für die überfällige Strukturreform der Ausbildungsförderung. BAföG-Reform -
jetzt aber richtig", forderte der stellvertretende GEW-Vorsitzende und -
Hochschulexperte, mit Blick auf die Anhörung im Bundestagsausschuss für
Bildung und Forschung, die morgen in Berlin stattfindet.

Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung soll der Grundbedarfssatz von
Studierenden in zwei Schritten von derzeit 399 Euro bis 2020 um sieben
Prozent auf 427 Euro angehoben werden, die Wohnpauschale soll von 250 auf
325 Euro steigen. "Die geplante Anhebung bleibt deutlich hinter dem
tatsächlichen Bedarf zurück", stellte Keller fest. "Nach Berechnungen des
Forschungsinstituts für Bildungs- und Sozialökonomie (FiBS) müsste der
Bedarfssatz auf 550 Euro angehoben werden, also um fast 40 Prozent. Mit
einer Wohnpauschale in Höhe von 325 Euro lässt sich in den meisten
Hochschulstädten keine Studentenbude finden. Der Bundestag muss nachlegen,
damit alle jungen Menschen die gleichen Chancen auf eine
Hochschulausbildung haben."

Darüber hinaus vermisst der GEW-Vize Ansätze für eine Strukturreform der
Ausbildungsförderung. "Viele Studienberechtigte scheuen ein
Hochschulstudium, weil sie Angst haben, nach dem Studium mit einem
Schuldenberg ins Erwerbsleben zu starten. Das BAföG muss endlich wieder zu
100 Prozent als Zuschuss gezahlt werden, der nicht zurück zu erstatten ist.
Es ist das absolut falsche Signal, wenn die Regierung nun die monatliche
Rückzahlungsrate auf 130 Euro erhöhen will. Zudem muss das BAföG für
Schülerinnen und Schüler ab Klasse 11 wieder eingeführt werden, damit alle
Jugendlichen unabhängig vom Geldbeutel ihrer Eltern die gleichen Chancen
haben, eine weiterführende Schule zu besuchen", mahnte Keller.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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MELDUNG/341: Neue LEO-Studie zu eingeschränkten Lese- und Schreibkompetenzen bei Erwachsenen (idw)


Universität Hamburg - 07.05.2019

Neue LEO-Studie zu eingeschränkten Lese- und Schreibkompetenzen bei
Erwachsenen



Der Anteil Erwachsener in Deutschland, die nicht richtig lesen und
schreiben können, hat sich in den vergangenen acht Jahren um fast ein
Fünftel verringert. Das zeigt die Grundbildungsstudie "LEO 2018 - Leben
mit geringer Literalität", die an der Universität Hamburg durchgeführt
wurde. Am 7. Mai 2019 wurden die Ergebnisse vorgestellt.

Auf der Jahreskonferenz der Nationalen Dekade für Alphabetisierung und
Grundbildung 2016-2026 (AlphaDekade) in Berlin erklärten die Forscherinnen
und Forscher gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern des
Bundesbildungsministeriums und der Kulturministerkonferenz, dass es in
Deutschland rund 6,2 Millionen Erwachsene gibt, deren Lese- und
Schreibkompetenzen für eine volle berufliche, gesellschaftliche und
politische Teilhabe nicht ausreichen. 2011 waren es noch 7,5 Millionen,
also etwa 1,3 Millionen mehr.

"Gering literalisierte Erwachsene sind mehrheitlich erwerbstätig und haben
Familie. Meist sind sie jedoch Geringverdiener. Jeder zweite ist
finanziell nicht in der Lage, eine Woche Urlaub außerhalb der eigenen
Wohnung zu machen", erklärt Prof. Dr. Anke Grotlüschen, Studienleiterin
und Professorin für Lebenslanges Lernen an der Universität Hamburg. Zwei
Drittel hätten zudem große Schwierigkeiten, politische Fragen zu verstehen
und einzuschätzen.

Insgesamt wurden im Sommer 2018 rund 7.200 deutschsprechende Erwachsene im
Alter von 18 bis 64 Jahren befragt. Größe und Auswahl der Stichprobe
lassen den Rückschluss auf die Gesamtbevölkerung zu. Die LEO-Studie gibt
auch Aufschluss darüber, wie Lernangebote optimiert und besser auf die
Bedürfnisse der Zielgruppe zugeschnitten werden können. Prof. Dr. Anke
Grotlüschen: "Die neue LEO-Studie zeigt, dass das Leben mit geringer
Literalität mit Ausgrenzungen und großen Unsicherheiten im Alltag
verbunden ist. An dieser Stelle müssen Bildungsangebote ansetzen."

Universitätspräsident Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Lenzen: "Das
Forschungsprojekt LEO ist ein besonders weitreichendes Beispiel für die
Transferstrategie der Universität. Die Ergebnisse der Studie zur
Lesekompetenz von Erwachsenen sind für eine funktionierende Gesellschaft
und die für sie verantwortliche Politik von besonderer Bedeutung."

Den Link zu einem ausführliches Interview mit Prof. Dr. Anke Grotlüschen zu
den Ergebnissen der Studie finden Sie unten unter [1].

Die LEO-Studie 2018 der Universität Hamburg ist die größte und wichtigste
repräsentative Studie zu Literalität von Erwachsenen in Deutschland. Sie
gibt Aufschluss über Alter, Geschlecht, Herkunft, Familien- und
Erwerbsstatus sowie Schul- und Berufsbildung von Menschen mit geringen
Lese- und Rechtschreibkompetenzen in Deutschland. Darüber hinaus
untersucht die Studie, wie sich geringe Lese- und Schreibkompetenz auf
alltägliche und gesellschaftliche Teilhabechancen auswirkt. Im Fokus der
aktuellen Studie stehen finanzielle Grundbildung, Gesundheitsgrundbildung,
arbeitsorientierte Grundbildung, familiäre, politische und digitale
Grundbildung sowie die Weiterbildungsteilnahme der Betroffenen. Die 
LEO-Studie wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung mit rund 180
Millionen Euro gefördert.

Bund, Länder und gesellschaftliche Partner setzen sich mit der Initiative
"Nationale Dekade für Alphabetisierung und Grundbildung 2016-2026"
(AlphaDekade) dafür ein, die Lese- und Schreibfähigkeiten Erwachsener zu
verbessern und das Grundbildungsniveau Erwachsener in Deutschland zu
erhöhen. Da die Erreichbarkeit von Erwachsenen mit niedrigen
Schriftsprachkompetenzen die größte Herausforderung darstellt, fördert das
BMBF Forschungsvorhaben sowie Projekte, die den Zugang über den
Arbeitsplatz oder im Alltag herstellen.


Weitere Informationen unter:

[1] https://www.uni-hamburg.de/newsroom/im-fokus/2019/0507-leo-studie-grotlueschen.html

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/presse/2019/pm26.html

http://www.alphadekade.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 07.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHULE/767: Breites Bündnis fordert Informatik als Pflichtfach in NRW (idw)


Gesellschaft für Informatik e.V. - 06.05.2019

Breites Bündnis fordert Informatik als Pflichtfach in NRW



In einem öffentlichen Brief fordert die Gesellschaft für Informatik e.V.
(GI) zusammen mit weiteren nationalen Organisationen und Verbänden die
Landesregierung in Nordrhein-Westfalen dazu auf, Informatik als
Pflichtfach einzuführen.

Berlin/Düsseldorf, 06.05.2019 - Ein breites Bündnis aus der
Digitalwirtschaft spricht sich für die Aufnahme von Informatik als
Pflichtfach in die Verordnung zur Änderung der Ausbildungs- und
Prüfungsordnung Sekundarstufe I (APO-S I) in Nordrhein-Westfalen aus und
fordert die Landesregierung sowie die Landtagsabgeordneten auf, den
Anforderungen der zunehmenden digitalen Vernetzung endlich im
Schulcurriculum Rechnung zu tragen. Das APO-S I sieht Informatik aktuell
lediglich als Wahlfach vor, obwohl der Wechsel von G8 auf G9 die einmalige
Chance bietet, die Einführung eines Pflichtfachs ohne Einschnitte in
andere Fächer durchzuführen.

GI-Präsident Prof. Dr. Hannes Federrath dazu: "Wer Bildung in einer
zunehmend digital vernetzten Welt konsequent umsetzen will, muss
obligatorischen Informatikunterricht einführen. Denn es bedarf sowohl der
pädagogischen und didaktischen Konzepte als auch informatisch gut
qualifizierter Lehrkräfte. Nordrhein-Westfalen hat jetzt die Chance, die
Bildung und seine Schulen für das 21. Jahrhundert fit zu machen und sollte
diese Chance nicht leichtfertig vergeben."

Der öffentliche Apell wird initial mitgetragen von:


	Bundesverband IT Mittelstand e.V.

	eco - Verband der Internetwirtschaft e.V.

	Beirat "Junge Digitale Wirtschaft" im Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

	Bundesverband Künstliche Intelligenz e.V.

	Bundesverband deutsche Startups e.V.

	MINT Zukunft e.V.

	Gesellschaft für Informatik e.V.



Dem gesellschaftlichen Bildungsauftrag nachkommen

Die fortschreitende Automatisierung, Vernetzung und Digitalisierung
transfomiert unsere Welt tiefgreifend. Eine Tendenz, die unsere
Gesellschaft schon heute vor große Herausforderungen stellt und sich
weiter beschleunigen wird. Dem gesellschaftlichen Bildungsauftrag
entsprechend stehen wir alle in der Verantwortung dazu beizutragen, dass
zukünftige Generationen an diesem veränderten gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen, beruflichen, kulturellen und politischen Leben teilhaben
und es als mündige Bürgerinnen und Bürger mit gestalten können.

In der Schule brauchen wir dafür mehr Zeit und mehr Raum für "Digitales":
Bildung in der digitalen Welt ("Digitale Bildung") muss dafür sowohl aus
anwendungsbezogener, gesellschaftlich-kultureller als auch
technisch-gestaltender Perspektive in den Blick genommen werden. Dafür muss
mittelfristig die Leitwissenschaft der Digitalisierung, die Informatik, in
der Schule in Nordrhein-Westfalen weiter gestärkt werden. Natürlich ist es
Aufgabe aller Fächer, fachliche Bezüge zur Digitalisierung zu integrieren.
Doch es braucht einen eigenständigen Lernbereich, in dem die Aneignung der
grundlegenden Konzepte und Kompetenzen für die Orientierung in der
digitalen vernetzten Welt ermöglicht wird.

Petition mitzeichnen

Unter https://www.informatiknrw.de/ hat das Bündnis eine Informationsseite
zum Pflichtfach Informatik eingerichtet, auf der auch Sie eine Petition an
Landesregierung und Landtag mitzeichnen können.


Über die Gesellschaft für Informatik e.V.

Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) ist mit rund 20.000 persönlichen
und 250 korporativen Mitgliedern die größte und wichtigste
Fachgesellschaft für Informatik im deutschsprachigen Raum und vertritt
seit 1969 die Interessen der Informatikerinnen und Informatiker in
Wissenschaft, Wirtschaft, öffentlicher Verwaltung, Gesellschaft und
Politik. Mit 14 Fachbereichen, über 30 aktiven Regionalgruppen und
unzähligen Fachgruppen ist die GI Plattform und Sprachrohr für alle
Disziplinen in der Informatik. Die Mitglieder binden sich an die Ethischen
Leitlinien für Informatikerinnen und Informatiker der GI.

Weitere Informationen unter:

www.gi.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution484

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gesellschaft für Informatik e.V., 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEMOSKOPIE/810: Mobilität - Bürger wünschen passende Lösungen für Stadt und Land und mehr Klimaschutz (idw)


acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften - 06.05.2019

Umfrage zu Mobilität: Bürger wünschen passende Lösungen für Stadt und
Land - und mehr Klimaschutz



Wie sind die Deutschen unterwegs? Wie schätzen sie die Auswirkungen des
Klimawandels ein - und wie sollte sich die Mobilität in Stadt und Land
verändern? Im Auftrag von acatech - Deutsche Akademie der
Technikwissenschaften hat das Institut für Demoskopie (IfD) Allensbach die
Mobilitätsbedürfnisse und -muster der Bevölkerung untersucht. Die
repräsentative Umfrage erhebt Einstellungen gegenüber möglichen
zukünftigen Mobilitätsformen und Technologien wie Elektromobilität,
automatisiertes Fahren und Carsharing. Sie zeigt wachsende Sorgen über
Klimaveränderungen, aber auch Wünsche nach passenden Mobilitätslösungen
für Stadt und Land.

Die Ergebnisse der repräsentativen Umfrage in Deutschland mit 1301
Teilnehmerinnen und Teilnehmer im Alter ab 16 Jahren zeigen deutlich: Die
Mehrheit der Deutschen sieht Veränderungsbedarf in Mobilität und Verkehr
und möchte auch ihre individuelle Mobilität verändern. Jedoch
unterscheiden sich die Mobilitätsgewohnheiten und -bedürfnisse in
Ballungsräumen und auf dem Land teilweise stark.

Die wichtigsten Ergebnisse im Überblick:

- Die Sorge über Klimaveränderungen wächst: Der Mehrheit der Deutschen (61
Prozent) bereitet der Klimawandel große Sorgen. 43 Prozent zählen ihn zu
den größten Risiken für die globale Stabilität. 51 Prozent der Bevölkerung
denken, dass alle Beteiligten mehr für den Klimaschutz tun sollten.

- Die Mehrheit der Befragten sieht Emissionen aus dem Verkehrssektor als
starke Belastung für das Klima und ist überzeugt, dass mit Hilfe der
richtigen Maßnahmen die Klimabelastungen im Bereich der Mobilität
reduziert werden können - vorn liegen hier der Ausbau des öffentlichen
Nahverkehrs und neue Antriebstechnologien.

- Nur jeder Vierte glaubt jedoch daran, dass Maßnahmen im Verkehrssektor
die Klimabelastung insgesamt deutlich senken könnten - ob Eingriffe und
Erfolge im Bereich der Mobilität in einem angemessenen Verhältnis stehen,
wird demnach bezweifelt.

- Geteilte Meinung zum Umbau der Mobilität: 46 Prozent der Bevölkerung
sind überzeugt, dass im Bereich Mobilität und Verkehr ein systemisches
Umdenken notwendig ist, 43 Prozent gehen dagegen davon aus, dass
Korrekturen in einzelnen Bereichen ausreichen können.

- Als größte Probleme der heutigen Mobilität sehen die Befragten vor allem
Staus (82 Prozent), überlastete Innenstädte (77 Prozent),
Luftverschmutzung (64 Prozent) und Lärm (62 Prozent).

- Drei Viertel der Bevölkerung wünschen sich eine Veränderung ihrer
eigenen Mobilitätsmuster - kostengünstiger, unabhängiger und flexibler ans
Ziel kommen, mehr Fahrrad fahren oder zu Fuß gehen, weniger Auto fahren,
umweltschonender oder generell weniger unterwegs sein. Einbußen bei der
Bequemlichkeit (54 Prozent), Zeitverlust (36 Prozent), höhere Kosten (28
Prozent), große Distanzen im ländlichen Raum (28 Prozent) und fehlende
Alternativen des ÖPNV (34 Prozent) hindern aber viele Befragten daran,
ihre Mobilität wie gewünscht zu verändern.

- Unterschiedliche Mobilitätsmuster in Stadt und Land: Auf dem Land und in
kleineren bis mittleren Städten nutzt die Mehrheit täglich einen PKW, er
bleibt das meistgenutzte Verkehrsmittel. Ein PKW-Verzicht fällt dort
besonders schwer - die Mehrheit (60 Prozent) der Bevölkerung, insbesondere
auf dem Land (79 Prozent), hält es für schwer oder überhaupt nicht
möglich, weniger Auto zu fahren, ohne sich dadurch erheblich einschränken
zu müssen.

- Einwohner von Großstädten sind mehrheitlich mit dem öffentlichen
Nahverkehr zufrieden oder sehr zufrieden (69 Prozent), hier gehören
Regionalbahnen und -busse für die Mehrheit zu den unverzichtbaren
Mobilitätsangeboten. Einwohner von Kleinstädten und insbesondere Dörfern
sind hingegen überwiegend unzufrieden (55 bzw. 63 Prozent) und wünschen
sich eine bessere Anbindung.

- Preissenkungen in ÖPNV und Bahnfernverkehr, Ausbau des ÖPNV, Sanierung
von Straßen- und Schienennetz, stärkere Verlagerung von Gütertransporten
auf Schiene und Wasser: Das sind Maßnahmen, die eine Mehrheit der
Befragten als besonders wichtig für die Entwicklung der
Verkehrsinfrastruktur sieht. Ihre Vorstellungen konzentrieren sich also
auf die Instandhaltung, den Ausbau und die Optimierung der bestehenden
Infrastruktur und weniger auf neue Mobilitätsangebote, denen sie derzeit
teils skeptisch gegenüberstehen.

- In den nächsten zehn Jahren erwartet die Bevölkerung einen Ausbau des
ÖPNV, eine Verflüssigung des Verkehrs durch Vernetzung und eine Zunahme
der Elektromobilität. Zudem werden steigende Kosten für Mobilität und
Einschränkungen durch staatliche Vorgaben befürchtet.

- 21 Prozent der Bevölkerung können sich vorstellen, in den nächsten
Jahren ein Elektroauto zu kaufen - bei einem Bestand von knapp 47 Mio.
Pkws könnten somit knapp 10 Mio. Elektroautos auf den deutschen Straßen
fahren. Besonders bezüglich der Fahrzeugkaufpreise und der
Ladeinfrastruktur hat die Mehrheit der Befragten die größten Vorbehalte.
Um das Potential der Kaufbereiten zu nutzen und weitere Teile der
Bevölkerung zu erreichen, muss vor allem hier angesetzt werden.


"Auf dem Weg zu einem nachhaltigen Mobilitätssystem der Zukunft ist es
entscheidend, alle Beteiligten mitzunehmen. Denn nicht allein
technologische Entwicklungen oder gesetzliche Rahmenbedingungen bestimmen
die Zukunft unserer Mobilität, sondern vor allem die Akzeptanz der Bürger,
die das Mobilitätsystem heute und in Zukunft nutzen", sagt Thomas Weber,
Vizepräsident und Pate des Themenschwerpunkts Mobilität bei acatech. "In
der aktuellen Studie haben wir deshalb die Bürger in den Mittelpunkt
gestellt. Die Ergebnisse verdeutlichen, wie wichtig es ist, die passenden
Mobilitätskonzepte für die unterschiedlichen Voraussetzungen in Stadt und
Land zu entwickeln und die Wünsche und Sorgen der Bürger noch stärker in
die Planung der Mobilität der Zukunft einzubeziehen. Wir danken dem IfD
Allensbach für diese wichtigen Erkenntnisse, die wir jetzt direkt in
unsere Arbeit einfließen lassen werden."

Insbesondere in die laufenden Arbeiten der Nationalen Plattform Zukunft
der Mobilität sowie in die acatech Studie "Neue autoMobilität II", die ein
Zielbild für den automatisierten und vernetzten Verkehr 2030 zeichnet,
sollen die Ergebnisse der Umfrage Eingang finden.


Weitere Informationen unter:

http://www.acatech.de/umfrage-verkehr

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution858

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften, 06.05.2019
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WISSENSCHAFT/1441: Wissenschaftpakte - Internationalisierung sicherstellen (idw)


Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V. - 03.05.2019

Internationalisierung sicherstellen: DAAD-Präsidentin zu den
Wissenschaftspakten



Mit den heutigen Entscheidungen zum Zukunftsvertrag "Studium und Lehre
stärken", zur Vereinbarung "Innovation in der Hochschullehre" und zum Pakt
für Forschung und Innovation haben Bund und Länder ein wichtiges Signal
für die Zukunft des Wissenschaftsstandortes Deutschland gesetzt.

Der DAAD ist der Auffassung, dass damit die hohe Attraktivität der
deutschen Hochschulen und die Leistungsfähigkeit deutscher
Forschungseinrichtungen bewahrt werden kann. Gleichzeitig darf man nun
nicht darin nachlassen, internationale Talente für den Standort
Deutschland zu gewinnen und die so wichtige Zusammenarbeit mit
Forschungspartnern in aller Welt zu unterstützen. Die Rekrutierung der
weltweit klügsten Köpfe und die Zusammenarbeit mit den forschungsstärksten
Partnern müssen auch weiterhin eine hohe Priorität haben, um den globalen
Herausforderungen des Wettbewerbs gewachsen zu sein.

Die Präsidentin des DAAD, Prof. Margret Wintermantel, sagt zur Einigung
von Bund und Ländern über die Wissenschaftspakte:

"Wir begrüßen die heutige Entscheidung zu den Wissenschaftspakten. Die
drei Vereinbarungen sind für das deutsche Wissenschaftssystem von
herausragender Bedeutung, da sie die Zukunftsfähigkeit des Landes
sicherstellen. Nachhaltig zukunftsfähig kann unser System aber nur dann
sein, wenn die Internationalisierung von Forschung und Wissenschaft
sichergestellt ist. Die Attraktivität deutscher Hochschulen und ihre
Strahlkraft für junge Talente aus der ganzen Welt sind der Motor für
Innovation und entscheidend im globalen Wettbewerb um die besten Ideen."


Der DAAD

Der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) ist die Organisation der
deutschen Hochschulen und ihrer Studierenden zur Internationalisierung des
Wissenschaftssystems. Er schafft Zugänge zu den besten Studien- und
Forschungsmöglichkeiten für Studierende, Forschende und Lehrende durch die
Vergabe von Stipendien. Er fördert transnationale Kooperationen und
Partnerschaften zwischen Hochschulen und ist die Nationale Agentur für die
europäische Hochschulzusammenarbeit.

Der DAAD unterstützt damit die Ziele der Auswärtigen Kultur- und
Bildungspolitik, der nationalen Wissenschaftspolitik und der
Entwicklungszusammenarbeit. Er unterhält dafür ein Netzwerk mit über 70
Auslandsbüros, fördert rund 440 Lektorinnen und Lektoren weltweit und
bietet Fortbildungen über die internationale DAAD-Akademie (iDA) an.

Im Jahr 2018 hat der DAAD inklusive der EU-Programme rund 145.000 Deutsche
und Ausländer rund um den Globus gefördert. Das Budget stammt überwiegend
aus Mitteln des Auswärtigen Amts, des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung, des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, der Europäischen Union sowie von Unternehmen, Organisationen
und ausländischen Regierungen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution238

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V., 03.05.2019
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HERRSCHAFT/1823: Istanbul - Dauermanipulation ... (SB)




Gegen die AKP bei der Wahl anzutreten ist erlaubt, aber gewinnen
ist verboten. Dieses System, das den Willen des Volkes mit Füßen tritt
und die Justiz ignoriert, ist weder demokratisch noch legitim. Das ist
schlicht und einfach eine Diktatur.

Onursal Adigüzel (Vize-Vorsitzender der türkischen CHP) [1]

Wenn angesichts der Annullierung des Votums bei der Kommunalwahl in
Istanbul davon die Rede ist, Recep Tayyip Erdogan habe den Rubikon
überschritten, bleibt zuallererst anzumerken, daß in der Türkei schon
seit Jahren keine freien Wahlen mehr stattfinden. Der Staatspräsident
hat im Zuge seiner Machtübernahme Urnengänge als Legitimationshilfen
instrumentalisiert, soweit sie zu seinem Vorteil ausfielen, aber kaum
ein Mittel unversucht gelassen, um einen Wahlausgang zu seinen Gunsten
zu erzwingen. Schritt für Schritt hat die Erdogan-Regierung alle
wichtigen Institutionen unter ihre Kontrolle gebracht. Justiz und
Medien wurden gleichgeschaltet, das Parlament wurde entmachtet,
gewählte Politiker landeten im Gefängnis, zuletzt verweigerte man
neugewählten kurdischen Bürgermeistern das Amt. Im Jahr 2015 ließ
Erdogan schon einmal eine Parlamentswahl wiederholen, weil ihm das
Ergebnis nicht paßte. Damals zweifelte er allerdings das Wählervotum
an sich nicht an, sondern setzte lediglich alle Hebel in Bewegung, um
in einem zweiten Anlauf das gewünschte Ergebnis herbeizuführen.
Massenverhaftungen und -entlassungen unter dem allgegenwärtigen
Verdikt, jegliche oppositionellen Bestrebungen dem "Terrorismus" oder
der Gülen-Bewegung zuzuordnen und zu verfolgen, haben den
demokratischen Staat längst zu Grabe getragen.

Wer in Reaktion auf den jüngsten Coup des türkischen Machthabers
verbalradikal vom Leder zieht, muß sich daher die Frage gefallen
lassen, ob er mit derselben Vehemenz gegen Erdogan zu Felde gezogen
ist, als dieser die kurdischen Gebiete im eigenen Land und in
Nordsyrien unter Einsatz deutscher Waffen militärisch angreifen ließ,
um nur ein besonders markantes Beispiel zu nennen. Er muß sich weiter
die Frage gefallen lassen, warum die Bundesrepublik türkische und
kurdische Linke zu politischen Gefangenen macht, oder
Wirtschaftsminister Altmaier deutsche Investitionen in der Türkei
anschiebt und damit der durch die Währungskrise schwer angeschlagenen
Regierung in Ankara Luft verschafft. Doch all das sind natürlich nur
rhetorische Fragen, da eher nicht anzunehmen ist, daß Berlin oder
Brüssel der Rock der vielzitierten Menschenrechte näher als das Hemd
machtpolitischer Erwägungen wäre. Ob als Flankenschutz der NATO,
Blockade der Flüchtlingsbewegung nach Kerneuropa oder Handelspartner,
die Türkei bleibt aus Perspektive deutscher Regierungspolitik und
Handlungsmaximen der EU auch unter Erdogan ein Verbündeter, dessen man
sich zu bedienen gedenkt. Der Rest ist Theaterdonner fürs Publikum, da
von ernsthaften Konsequenzen nicht die Rede sein kann.

Daß die AKP bei den Kommunalwahlen am 31. März zusammen mit der MHP
zwar landesweit gewonnen, aber mit Istanbul, Ankara, Antalya und Adana
vier der fünf größten Städte an die Opposition verloren hat, zeugte
angesichts der widrigen Umstände bei Urnengängen in der Türkei um so
mehr von wachsenden Problemen des Regimes, eine Mehrheit der
Bevölkerung bei der Stange zu halten. Neoosmanische Expansionsgelüste,
nationalistische Überhöhung des Türkentums, islamistische Formierung
der Gesellschaft oder rassistische Verdrängungs- und Vernichtungszüge
gegen die Kurdinnen und Kurden reichen als Bindemittel nicht aus, wenn
das Versprechen auf eine florierende Ökonomie und Wohlstand für alle
wegbricht. Immer mehr Menschen können sich nicht mehr angemessen
ernähren und sind auf staatlich subventionierte Nahrungsmittel
angewiesen, der Lebensstandard der ohnehin ärmeren Schichten sinkt auf
breiter Front.

Warum sich Erdogan massiv in den Wahlkampf eingemischt und
insbesondere in Istanbul das Votum zu einer Abstimmung über seine
Politik gemacht hatte, liegt auf der Hand. Die Stadt ist seine
politische Heimat, dort war er selbst Bürgermeister, und wie auch die
Hauptstadt Ankara wurde sie 25 Jahre lang von der AKP regiert. Im
Großraum Istanbul leben mehr als 15 Millionen Einwohner und damit
knapp ein Fünftel aller türkischen Staatsbürgerinnen und -bürger. Die
Wirtschaftsmetropole ist auch als türkisches Kultur- und Finanzzentrum
bekannt, so daß Erdogans Credo, daß die Türkei regiere, wer Istanbul
regiert, weit mehr als bloße Wahlkampfrhetorik war. Dort entscheidet
sich, ob der Präsident über seine ursprüngliche Anhängerschaft im
konservativen Anatolien hinaus die für seine Herrschaft
unverzichtbaren Mehrheiten gewinnen kann.

Nicht nur mit aberwitzigen infrastrukturellen Megaprojekten wie
Brücken, Tunneln und dem künftig größten Flughafen der Welt hat
Erdogan dieser Region seinen Stempel aufgedrückt, er läßt auch die
größte Moschee das Landes von einem Berghang auf sie herabblicken, als
drohe er der Moderne der Metropole seine religiösen Zügel an. Die
massive Bereicherung seines Familienclans hat auch hier ihre
Netzwerke, und die beim Schlag gegen die Gülen-Bewegung geraubten
enormen Besitztümer, die eine Umstrukturierung der nationalen
Kapitalfraktionen herbeiführte, dürfen sich der Verpflichtung
gegenüber seinem paternalistischen Wirtschaften nicht entziehen. Das
gesamte System aus Repression, Gunsterweisen und Korruption, welches
Seilschaften knüpft, Nutznießer schafft und Akzeptanz erkauft, steht
und fällt mit seiner Funktionstüchtigkeit in der Metropole Istanbul.
Wird der "Sultan" in den rückständigeren Landesteilen durchaus als
solcher verehrt, da jedes öffentliche Projekt und jede Sozialleistung
aus seiner gnädigen Hand zu kommen scheint, geht es in Istanbul sehr
viel mehr das Arrangement einer modernen großstädtischen
Einwohnerschaft und nicht zuletzt der Wirtschaftseliten mit einem
Machthaber, der ihren Interessen zugute kommt.

Das knappe Scheitern der AKP in Istanbul ist mehr als nur der
vielzitierte herbe Gesichtsverlust für Erdogan. Er ist zu weit
gegangen und hat zu viele Leichen im Keller, als daß er sich eine
Niederlage leisten und früher oder später mit einer Rolle als
Oppositionspolitiker bescheiden könnte. In Gestalt des
Präsidialregimes hat er sich die Machtfülle eines Despoten verschafft
und zugleich so viele Feinde bis in die vorgeblich eigenen Reihen
hinein gemacht, daß es für ihn keinen Rückweg gibt. Folglich läßt er
nicht zu, daß die Opposition in Istanbul gewinnt, da dies womöglich
der Anfang vom Ende seines Regimes sein könnte.

Der Präsident sprach schon kurz nach der Wahl von Regelwidrigkeiten
und "Diebstahl an den Urnen". Seine Partei habe ein "organisiertes
Verbrechen" bei der Wahl festgestellt. Vor wenigen Tagen legte er nach
und erhöhte mit dem Vorwurf des "Makels" und der Korruption den Druck
auf die Hohe Wahlkommission, dem Antrag auf Annullierung stattzugeben.
Zwischenzeitlich hatten Staatsanwälte Ermittlungen eingeleitet und
angeblich herausgefunden, daß 43 der 100 überprüften Mitarbeiter der
Wahlbehörden in Verbindung mit dem Gülen-Netzwerk stünden. Damit war
die Drohkulisse aufgebaut und das Szenario vorgegeben, eine Kehrtwende
der Wahlkommission herbeizuführen. Da diese von vornherein als
Werkzeug der AKP-Regierung galt, überraschte ihre ursprüngliche
Entscheidung, den Oppositionskandidaten Ekrem Imamoglu von der CHP zum
Wahlsieger zu erklären und ihm die Urkunde zu überreichen, die seinen
Erfolg bestätigte. Auf diese vorgebliche Rückkehr zu demokratischen
Verhältnissen folgte nun die Mehrheitsentscheidung des Gremiums, eine
Wiederholung der Wahl für den 23. Juni anzusetzen. [2]

Die Begründung könnte fadenscheiniger kaum sein. Nachdem sich die von
Erdogan zunächst angekündigten Beweise für Unregelmäßigkeiten wie
Dokumente und Videoaufnahmen offenbar in Luft aufgelöst hatten,
fabrizierte die Hohe Wahlkommission eine formale Lösung des Problems.
Die Behörde will unter anderem festgestellt haben, daß manche
Vorsitzende der Wahlräte und deren Mitglieder keine Beamten waren. Das
verstoße nach einer Änderung des Wahlgesetzes vom vergangenen Jahr
gegen die Vorschriften. Die AKP hatte damals trotz Einspruchs der
Opposition durchgesetzt, daß nur noch Staatsbedienstete den Vorsitz in
Wahlräten innehaben dürfen. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt! Ekrem
Imamoglu machte umgehend darauf aufmerksam, daß auch die
Präsidentschaftswahl im vergangenen Jahr mit denselben, nun von der
AKP beanstandeten Wahlhelfern stattgefunden habe. Dann sei die Wahl,
die Präsident Recep Tayyip Erdogan im Amt bestätigt hatte, ja wohl
auch fehlerhaft, meinte der Kandidat der CHP. [3]

Die größte Oppositionspartei ist fest entschlossen, abermals
massenhaft zu mobilisieren und im zweiten Anlauf noch deutlicher zu
gewinnen. Die Anhängerschaft zu motivieren, sollte ihr durchaus
gelingen, zumal die Empörung über den Kurswechsel der Wahlkommission
und Erdogans Einfluß hohe Wogen schlägt. Entscheidend dürfte indessen
das Wahlverhalten der kurdischen Bevölkerung sein, da die AKP nur
deshalb übertroffen worden war, weil die HDP wie auch in anderen
großen Städten auf eine eigene Kandidatur verzichtet hatte, um die
oppositionellen Stimmen zu vereinen. Erdogan trägt dem mit einem
neuerlichen Winkelzug Rechnung. Er hatte in der Vergangenheit die
kurdischen Stimmen eingeworben, indem er eine Politik der Versöhnung
und einen Friedensprozeß mit der PKK in Aussicht stellte. Später warf
er den Schafspelz ab und fiel gnadenlos über die Kurdengebiete im
Südosten des Landes her. Nun versucht er abermals, die "kurdische
Karte" zu ziehen.

So erhielten vor wenigen Tagen erstmals wieder Anwälte Zugang zu
Abdullah Öcalan, dem Vordenker der kurdischen Befreiungsbewegung, der
sich seit seiner völkerrechtswidrigen Verschleppung im Februar 1999
auf der türkischen Gefängnisinsel Imrali befindet, auf der er elf
Jahre lang der einzige Häftling war. Nach einem Besuch seiner Anwälte
am 27. Juli 2011 wurde ihm fast acht Jahre lang jeglicher
Rechtsbeistand verwehrt. Nach dem letzten Familienbesuch am 11.
September 2016 war sein Bruder Mehmet Öcalan erstmalig wieder am 12.
Januar 2019 für ein 15minütiges Gespräch auf Imrali. Am 7. November
2018 begann die HDP-Abgeordnete Leyla Güven im Gefängnis von Amed
(Diyarbakir) einen unbefristeten Hungerstreik, mit dem die 54jährige
Politikerin die Aufhebung der Isolation Öcalans forderte. Seit dem 1.
März befinden sich rund 7.000 politische Gefangene aus PKK- und
PAJK-Verfahren im Hungerstreik. Am 30. April traten 15 politische
Gefangene aufgrund der anhaltenden Ignoranz der türkischen Regierung
ins "Todesfasten", bei dem die Häftlinge nur noch Wasser, Zucker und
Salz zu sich nehmen und die Aufnahme von Vitaminen verweigern. [4]

Diesen auch in Istanbul, der Stadt mit der zahlenmäßig größten
kurdischen Bevölkerung des Landes, wahrgenommenen Kampf gegen die
Isolation Abdullah Öcalans plant Erdogan offensichtlich mit dem
gewährten Anwaltsbesuch zu unterlaufen. Er hofft zweifellos, die
Opposition zu spalten und ihr einen Anteil kurdischer Stimmen
abspenstig zu machen, der ausreicht, um das Blatt bei der Wiederholung
der Kommunalwahl in der Metropole zu wenden. Die kurdische
Wählerschaft hat es in der Hand, angemessene Konsequenzen aus ihren
Erfahrungen mit Erdogans Avancen zu ziehen und seinem
machiavellistischen Machtkalkül eine gebührende Abfuhr zu erteilen.
Nachdem die Kehrtwende der Hohen Wahlkommission bekannt geworden war,
standen in mehreren Bezirken Istanbuls die Menschen an den Fenstern
und schlugen auf Töpfe und Pfannen - eine Protestform, die sich
während der regierungskritischen Gezi-Proteste von 2013 etabliert
hatte. Mögen Recep Tayyip Erdogan selbst in seinem monumentalen
Präsidentenpalast im fernen Ankara davon die Ohren klingen!


Fußnoten:

[1] www.t-online.de/nachrichten/ausland/id_85705978/tuerkei-neuwahl-in-istanbul-antreten-erlaubt-gewinnen-verboten-.html

[2] www.taz.de/!5593474/

[3] www.tagesschau.de/ausland/istanbul-wahlwiederholung-reaktion-101.html

[4] www.civaka-azad.org
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RAUB/1197: CO2 - Begünstigung der Reichen ... (SB)




Die CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer lehnt eine CO2-Steuer, wie am
Beispiel einer höheren Mineralölsteuer diskutiert, im Einvernehmen mit dem
Parteivorstand ab und propagiert statt dessen den Handel mit
Verschmutzungsrechten, also Emissionsgutschriften und
Biodiversitätszertifikaten. Angeblich würde dadurch eine bessere Lenkungswirkung
für die Senkung des Ausstoßes von Treibhausgasen erreicht. Das Problem, daß
damit kein direkter Einfluß auf die Produktion klimaschädlicher Güter genommen
wird, um einkommensstarken KundInnen weiterhin zu ermöglichen, einen
verbrauchsintensiven Lebensstil zu pflegen, ist ein starkes Gegenargument gegen
die Einführung einer CO2-Steuer, zu dem die CDU-Vorsitzende allerdings nicht
greift. Sie kritisiert auch nicht die fiskalische Bevorzugung bestimmter
Sektoren wie denen des Schiff- und Flugzeugverkehrs oder die steuerliche
Förderung des Autoabsatzes durch das Dienstwagenprivileg [1]. Erst recht nichts
einzuwenden hat sie gegen das grundsätzliche Prinzip, die Emission von
Treibhausgasen über den Preis zu regulieren, indem diese als CO2-Äquivalente
kommodifiziert und als abstrakte Ware fiskalisch verrechenbar wie
marktwirtschaftlich handelbar gemacht werden [2].

Obwohl mit einigem Nachdruck von Deutschlandfunk-Moderator Philipp May [3]
befragt, bleibt die CDU-Chefin eine konkrete Aussage dazu, warum die Einführung
einer solchen Verbrauchssteuer nicht erste Wahl darstellen soll, schuldig. 
Besonders bemüht weicht sie der Anmerkung Mays aus, daß es doch sehr sinnvoll
erscheine, wenn die CO2-Steuer zu gleichen Teilen an alle Steuerzahlenden
zurückgegeben werden soll, so daß Menschen mit kleinem CO2-Fußabdruck zusätzlich
Geld erhalten, während diejenigen, die viel Kohlendioxid ausstoßen, draufzahlen
müssen. Dieser von PolitikerInnen, die das Erreichen der nationalen Klimaziele
sozialverträglich gestalten wollen, vorgesehene Umverteilungseffekt dürfte wohl
den markantesten Unterschied zwischen einem fiskalischen Lenkungseffekt oder der
Vergabe und Ersteigerung von Verschmutzungsrechten durch die güterproduzierende
Industrie und die Dienstleistungsunternehmen sein.

Für die von Kramp-Karrenbauer und dem CDU-Vorstand vertretene Behauptung, die
Steuerungs- und Hebelwirkung sei durch Zertifikate- und Emissionshandel sehr
viel besser zu erreichen als mit einer CO2-Steuer, gibt es eigentlich nur einen
Grund. So hat das größte Emissionshandelssystem der Welt, das European Union
Emissions Trading System (EU ETS) seit seinem Inkrafttreten 2005 bewiesen, daß
es in Hinsicht auf das zu erreichende Ziel ausgesprochen ineffizient ist. Wie
auch das ebenfalls zu dieser Zeit in Kraft getretene Kyoto-Protokoll zeigt,
wurde mit der Schaffung von Verschmutzungsrechten bewirkt, daß, von allen
bedrohlichen Prognosen zur Entwicklung des Klimawandels unbeeinträchtigt, weiter
wie bisher gemacht werden konnte. Die von den VerfechterInnen dieses Instruments
geltend gemachte Behauptung, es handle sich dabei um eine Art von Marktversagen
aufgrund der zu geringen Preise für die Emissionszertifikate, umschifft die
vielen strukturellen Probleme des Ansatzes, an einem Ort Grenzwerte
legal überschreiten zu können, indem an einem anderen Ort tatsächliche oder
fiktive CO2-Senken erstanden werden.

Die globale Summe der Naturzerstörung anhand nationaler Entitäten und sektoraler
Industrien in Einzelteile zu dividieren, um sie gegeneinander vergleichbar und
handelbar zu machen, fügt sich bestens in die konkurrenzgetriebene Doktrin des
neoliberalen Kapitalismus ein. Kein Wunder, daß sich Verschmutzungsrechte immer
mehr als Geschäftsmodell einer Zukunft entpuppen, in der viel Arbeit und Energie
darauf verwendet wird, in ihrer lokalen Transparenz wie globalen Effizienz
einsichtige und überschaubare Reduktionsmaßnahmen mit hochkomplexen
Finanzinstrumenten zu verhindern. Dies geht nur im regulatorischen Rahmen
staatlicher Aufsicht, müssen die Parameter und Berechnungsmethoden des
Handelsgutes Karbon doch auf eine Weise gesellschaftlich vermittelbar sein, daß
nicht von vornherein sichtbar wird, wie sehr dieses Konzept auf die
Partikularinteressen der Staatsbürokratie, des Finanzwesens und der Industrie
zugeschnitten ist.

Entscheidend für seine hohe Attraktivität ist die Einbettung des
Emissionshandels in ein Akkumulationsregime, für das reale Verluste an
natürlichen Lebensvoraussetzungen in abstrakte Wertäquivalente verwandelt
werden, die an der Börse handelbar sind und neue Investitionen befeuern. Um
fiktive Ereignisse wie das Nichtabholzen eines Waldes oder das unterbleibende
Trockenlegen eines Moores als Gegenwert für industrielle Abgase andernorts in
Wert zu setzen, bedarf es eines aufwendigen, auf vielerlei Weise manipulierbaren
Evaluierungsprozesses. Hinzu kommt das Problem des Nachweises, daß die
behauptete Einsparung von Treibhausgasen nicht ohnehin stattgefunden hätte,
sondern tatsächlich einen zusätzlichen Gewinn an Klimaschutz darstellt. Auch die
Doppeltberechnung bereits im Emissionshandel verwerteter Flächen oder
Ökosystemleistungen kommt immer wieder vor. Mitunter werden Zerstörungsprozesse
ad hoc unterstellt oder prognostiziert, um daraus geldwerten Nutzen schöpfen zu
können.

So resultiert die Umwidmung von CO2-Äquivalenten in eine Handelsware bestenfalls
in einem Ausgleich, der als Netto-Null ansonsten anfallender Emissionen
dargestellt wird. Wer nachfragt, wenn als Ziel der Dekarbonisierung Netto-Null -
analog dazu die Netto-Null bei Biodiversitätsverlusten, die durch entsprechende
Zertifikate kompensiert werden sollen - angegeben wird, stößt auf
Gleichungsoperationen, denen sogar eine Zunahme an Emissionen oder Verlusten im
Gesamtsystem zugrundeliegen kann. Nicht die Evaluation natürlicher Prozesse oder
menschlicher Eingriffe steuert die Entwicklung, sondern von dieser wird durch
die Quantifizierung qualitativer Prozesse, die über lange Zeiträume gewachsene
und von vielen Lebewesen beeinflußte Verbindungen aufweisen, die sich jeder
monetären Abbildung entziehen, auf finanzmathematische Weise abstrahiert. Wenn
Kramp-Karrenbauer darin eine Steuer- und Hebelwirkung verortet, dann verkennt
sie die umfassende Determination ihrer selbst durch gesellschaftliche
Naturverhältnisse, denen wieder auf archaische Weise ausgeliefert zu sein das
wahrscheinlichste Zukunftsszenario zivilisatorischer Selbstüberschätzung ist.

Wie abwegig im unterstellten Sinne eines wirksamen Klimaschutzes dieses Vorgehen
ist, zeigt auch die Unterschlagung der zentralen Forderung aller
KlimaaktivistInnen, die fossilen Brennstoffe in der Erde zu lassen. Es werden
keine traditionellen, über Jahrtausende im Kontakt von Mensch und Natur
herausgebildete Lebens- und Wirtschaftsformen gefördert, die mit einem Minimum
an Energie und Ressourcenverbrauch auskommen. Ganz im Gegenteil, Emissionshandel
und Biodiversivitätszertifikate fügen sich optimal in die Marktmechanismen und
Aneignungsinteressen des neoliberalen Kapitalismus ein. Mit ihnen lassen sich
Emissionsbegrenzungen für Industrie und Verkehr bestens überschreiten, und das
auf neokolonialistische Art und Weise, indem der Globale Süden praktisch in eine
Kohlenstoffsenke verwandelt wird, die die Fortsetzung des Wirtschaftswachstums
im Globalen Norden legitimiert. Die am globalen Nord-Süd-Produktivitätsgefälle
erzielten Fortschritte bei der technologischen Durchsetzung und sozialen
Vermittlung des Metropolenkapitalismus werden vertieft, anstatt nachhaltige
Wirtschaftsformen indigener und kleinbäuerlicher Art zu fördern. Diese sind zwar
nicht so produktiv wie die industrielle Wirtschaftsweise des Nordens, können aber die
natürlichen Lebensvoraussetzungen nachgewiesenerweise am meisten schützen [4].

Was für die Bevölkerungen des Globalen Südens seit langem bittere Realität ist,
wird sich aller Voraussicht nach in den Klassenverhältnissen der postfossilen
Industriegesellschaften Westeuropas und Nordamerikas adäquat abbilden. 
Klimaschutz wird sozialisiert, indem einkommensarme Menschen auf teurer
gewordene Konsumgüter verzichten müssen, so daß sie noch weniger als bisher
wissen, wie sie die Kosten des täglichen Bedarfes stemmen sollen. Die
Benachteiligung der einkommensärmsten Bevölkerung würde durch die vorgeschlagene
fiskalische Umverteilung bestenfalls relativiert werden, weil das
gesellschaftliche Gesamtprodukt mit einer marktwirtschaftlichen Dekarbonisierung
nicht aufrechtzuerhalten wäre. Da eine systematisch an den Herausforderungen des
Klimawandels und der Naturzerstörung ausgerichtete, durch Vergesellschaftung der
Produktionsmittel und Kollektivierung zentraler Versorgungsbereiche sozial
gerecht gestaltete Postwachstumsgesellschaft wie der Teufel höchstpersönlich
gefürchtet wird, strebt das herrschende Akkumulationsregime sehenden Auges in
die Sackgasse einer in ihrem Niedergang nicht aufzuhaltenden Profitrate.

Die vielbeschworene Effizienzrevolution wird die Treibhausgasreduktionen, die
durch weiteres Wachstum anfallen, nicht kompensieren können. Die vielzitierten
Grenzen des Wachstums wurden durch die angehäuften industriellen Erblasten
längst weit überschritten, so daß deren Beseitigung zum großen Problem der
materiellen Versorgung aller Menschen erschwerend hinzukommt. Das Interesse der
Vermögenden, sich klimapolitisch freizukaufen und das Gemeingut der atembaren
Atmosphäre weiterhin als höchstpersönliche Entsorgungsdeponie zu mißbrauchen,
wird die soziale Polarisierung zweifellos verschärfen. Wo die sozialökologische
Revolution ausbleibt, könnte ein nicht mehr braun, sondern grün illuminierter
Faschismus die Antwort auf das Problem darstellen, daß der postfossilen
Wachstumgsgesellschaft die Mittel ausgehen, mit denen die überflüssig gemachte
Bevölkerung ruhig gehalten wird. Um dem entgegenzutreten, ist unter anderem
erforderlich, auf breiter Ebene sozialer Bewegungen eine Kritik der Politischen
Ökonomie des Klimawandels zu entwickeln, die an die Kritik des Kapitalismus im
Marxschen Sinne wie darüberhinaus anknüpft.


Fußnoten:

[1] https://www.unsere-zeit.de/de/5116/positionen/11063/Noch-eine-Steuer.htm

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/raub1194.html

[3] https://www.deutschlandfunk.de/annegret-kramp-karrenbauer-es-gibt-kluegere-methoden-als.694.de.html?dram:article_id=447953

[4] Larry Lohmann: Financialization, Commodification and Carbon: The Contradictions of Neoliberal Climate Policy, Socialist Register 2012
 
http://www.thecornerhouse.org.uk/sites/thecornerhouse.org.uk/files/Socialist%20Register%20Neoliberal%20Climate%20Policy%20Contradictions.pdf
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FRAUEN/785: Mexiko - Mord an Lesvy und Aidée. Demonstrantinnen fordern Gerechtigkeit (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Mord an Lesvy und Aidée: Demonstrantinnen fordern Gerechtigkeit

Von Hazel Zamora Mendieta und Sonja Gerth



(Mexiko-Stadt, 3. Mai 2019, cimacnoticias) - Am 3. Mai hat sich zum
zweiten Mal der Tag gejährt, an dem die damals 22-jährige Lesvy Berlin
Rivera Osorio auf dem Gelände der Nationaluniversität UNAM getötet
wurde. Mittlerweile ist ihr Exfreund Jorge Luis G. wegen Femizides
angeklagt, doch dass es den Gerichtsprozess überhaupt gibt, ist allein
dem mutigen Kampf von Lesvys Familie zu verdanken. Das hat die
Generalstaatsanwältin der Stadt Mexiko, Ernestina Godoy Ramos, in
einem öffentlichen Akt am 2. Mai im Auditorium der technischen
Fakultät anerkannt. Die öffentliche Entschuldigung war Teil der
Wiedergutmachung [1] an die Familie wegen erlittenen Unrechts und
wurde von der lokalen Menschenrechtskommission empfohlen.

"Wir stehen vor einem schlecht untersuchten Verbrechen, einer Akte,
die schlecht zusammengestellt wurde und einem Fall, der schlecht vor
den Gerichten präsentiert wurde. Der Regierungschef, der Staatsanwalt
und Dutzende von Beamten haben eine offizielle Version verteidigt, die
bereits durch den geringsten öffentlichen Zweifel zu Fall gebracht
wurde. Erneut wurden Frauen für die Gewalt, die sie erfuhren,
verantwortlich gemacht", so Godoy vor Menschenrechtsverteidigerinnen,
Aktivistinnen, Studierenden und Lehrenden.


Staatsanwaltschaft ging von Selbstmord aus

Die Untersuchungen zu Lesvys Tod wiesen zahlreiche Unregelmäßigkeiten
auf, die gravierendste: Die Staatsanwaltschaft ging davon aus, dass
die Studentin sich mit dem Kabel einer öffentlichen Telefonzelle
selbst erwürgt hatte. Diese These wurde so lange verfolgt, bis Lesvys
Familie eigene Sachverständige einsetzte und der öffentliche Druck so
groß wurde, dass sie nicht mehr haltbar war. Mit großer zeitlicher
Verzögerung gab die UNAM Videoaufzeichnungen heraus, auf denen Lesvy
im Tatzeitraum zusammen mit ihrem Exfreund Jorge Luis G. in der Nähe
der Telefonzelle zu sehen ist. Die Rolle der UNAM bei der verzögerten
Aufdeckung der Tatsachen wurde in dem Akt mit der
Generalstaatsanwältin nicht angesprochen.

Dabei zeigte sich, dass Studentinnen der UNAM auch heute nicht in
einem gewaltfreien Umfeld studieren können. Erst am 29. April wurde
eine der Schülerinnen der Preparatorias, der über die Stadt verteilten
Oberschulen, die die UNAM betreibt, in ihrem Klassenraum erschossen.
Aidée Mendoza Jerónimo war 18 Jahre alt. Obwohl die Kugel laut ersten
Angaben der Staatsanwaltschaft innerhalb des Klassenraums abgefeuert
wurde und alle Schüler*innen sowie der Lehrer befragt wurden, gibt es
bis heute keinen Hinweis auf den Täter oder die Täterin.


Waffen an Schulen, gefährliche Schulwege

Schüler*innen der Oberschule CCH Oriente schlossen sich deswegen den
Demonstrationen für Lesvy am 3. Mai an und forderten eine lückenlose
Aufklärung des Falls. Sie berichteten, dass das Einschmuggeln von
Waffen auf das Gelände kein neues Phänomen sei. Zudem forderten sie
Universität und Bezirke auf, für mehr Sicherheit auf dem Schulweg zu
sorgen. Die Oberschulen der UNAM befinden sich in Außenbezirken, die
sehr gefährlich sind. In diesem Schuljahr sind bereits zwei
Schülerinnen des CCH Oriente einem Femizid zum Opfer gefallen. Miranda
Mendoza Flores wurde im August 2018 entführt und ermordet. Am 20. März
verschwand die 16-jährige Jennifer Sánchez Domínguez. Sie wurde sechs
Tage später ermordet aufgefunden.

Der Rektor der Oberschule und die UNAM hatten angekündigt, dass die
Polizei mehr Präsenz zeigen, Beleuchtung und Videoüberwachung im CCH
Oriente verstärkt würde. Doch nach Angaben des Schülerinnen-Kollektivs
"Rosas Violentas de Oriente" ist nichts davon geschehen. Der Rektor
der UNAM, Enrique Graue Wiechers, trat Ende April in einer
Videobotschaft auf, in der er Gewalt verurteilte, jedoch lediglich von
Aidées "traurigem Tod" sprach, nicht von ihrer Ermordung.


Anmerkung:

[1] https://www.cimacnoticias.com.mx/noticia/dos-os-de-su-feminicidio-disculpa-p-blica-por-caso-lesvy


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/mord-an-lesvy-und-aidee-demonstrantinnen-fordern-gerechtigkeit/
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ENERGIE/2366: Bundesnetzagentur gibt Netzreservebedarf bekannt (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 02.05.2019

Bundesnetzagentur gibt Netzreservebedarf bekannt

Präsident Homann: "Erst Netzausbau wird Netzreservebedarf signifikant
senken"



Die Bundesnetzagentur hat heute die erforderliche Netzreserve für
das kommende Winterhalbjahr 2019/2020 und das Jahr 2022/2023
bestätigt.


"Es gibt nach wie vor einen Bedarf an Netzreserve, um das
deutsche Stromnetz in kritischen Situationen stabil zu halten. Dies
macht die Bedeutung eines zügigen Netzausbaus deutlich", erläutert
Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur. "Für den kommenden
Winter besteht wieder ein Bedarf, der aus inländischen
Reservekraftwerken bereits gedeckt werden kann. Wie im vergangenen
Jahr muss von den deutschen Übertragungsnetzbetreibern keine Leistung
aus ausländischen Kraftwerken beschafft werden", so Homann weiter.

Die Übertragungsnetzbetreiber hatten der Bundesnetzagentur am 28.
Februar 2019 ihre Systemanalyse und den daraus resultierenden Bedarf
an Netzreservekraftwerken zur Bestätigung vorgelegt. Die
Bundesnetzagentur hat den Bedarf antragsgemäß bestätigt.

Temporärer Rückgang des Netzreservebedarfs

Der Bedarf an Erzeugungskapazitäten aus Netzreservekraftwerken liegt
im Winter 2019/2020 bei 5.126 Megawatt. Verglichen mit dem für den
vergangenen Winter festgestellten Bedarf in Höhe von 6.600 Megawatt
reduziert sich der Netzreservebedarf um 1.474 Megawatt.

Ein wichtiger Grund liegt in Fortschritten bei der effizienteren
Ausnutzung des vorhandenen Netzes, vor allem hinsichtlich des
witterungsabhängigen Freileitungsmonitorings. Dabei wird die
Leitungsauslastung der Außentemperatur angepasst. Zudem hat die
Fertigstellung der Leitungen Hamburg/Nord-Dollern, Elbekreuzung, St.
Peter-Norf, Wehrendorf-St. Hülfe sowie Fellerhöfe-St. Tönies wie
erwartet dazu beigetragen, den Netzreservebedarf zu senken. Dies
unterstreicht die Bedeutung des Netzausbaus nach Ausschöpfung von
Effizienzreserven.

Signifikanter Wiederanstieg des Netzreservebedarfs

Zusätzlich wird regelmäßig der Bedarf für einen weiter in der Zukunft
liegenden Winter ermittelt. Für den diesmal betrachteten Winter
2022/2023 beträgt der Netzreservebedarf 10.647 Megawatt. Der deutliche
Anstieg gegenüber dem Winter 2019/2020 hat folgende Gründe:

• Nach der neuen europäischen Stromhandelsverordnung von 2019 muss der
Umfang an Transportkapazitäten, der Stromhändlern für den
grenzüberschreitenden Stromhandel zur Verfügung steht, in den nächsten
Jahren schrittweise erhöht werden. Um diese zusätzlichen Kapazitäten
bereitzustellen, werden die Übertragungsnetzbetreiber regelmäßig
zusätzliche Redispatch-Maßnahmen durchführen müssen. Die erfolgreiche
Umsetzung des geplanten Netzausbaus bleibt wesentliche Bedingung
dafür, die erwarteten Steigerungen infolge der verpflichtenden
Kapazitätssteigerungen an den Grenzen bis zum Jahr 2025 zu dämpfen und
langfristig die Netzreserve abzulösen.

• Ende 2022 gehen die letzten Kernkraftwerke außer Betrieb. Hierdurch
wird sich das Gefälle der installierten Erzeugungskapazitäten zwischen
Nord- und Süddeutschland vergrößern. Die dadurch bedingte Zunahme des
Transportaufkommens zwischen dem erzeugungsreichen Norden und dem
vergleichsweise erzeugungsarmen Süden Deutschlands erhöht den
Redispatchbedarf.

Künftige Bedarfsermittlungen werden die Umsetzung der Empfehlungen der
Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung und den dann
zu erwartenden Kraftwerkspark und Netzausbaustand berücksichtigen.
Durch die jährliche Bedarfsanalyse ist sichergestellt, dass dies in
dem Fall rechtzeitig erfolgt.

Keine Kontrahierung ausländischer Kraftwerke

Der ermittelte Netzreservebedarf im Winter 2022/2023 ist zwar höher
ist als die zu diesem Zeitpunkt voraussichtlich verfügbare Leistung
der inländischen Netzreservekraftwerke. Von einem
Interessenbekundungsverfahren zur Beschaffung von Netzreserveanlagen
aus ausländischen Kraftwerken wird derzeit allerdings noch abgesehen.
Dafür sprechen u.a. folgende Gründe:

• Der Bedarf für Winter 2022/23 ist noch mit hohen Unsicherheiten
behaftet.

• Es ist noch offen, in welchem Umfang zur Deckung des Redispatchbedarfs
tatsächlich auf vertragliche Netzreservekraftwerke zurückgegriffen
werden muss oder ob ein regional koordinierter Redispatch mit den
Übertragungsnetzbetreibern der Nachbarländer einfachere und ebenso
zuverlässige Lösungen erbringt. Die Bundesnetzagentur wird sich dafür
einsetzen, dass Netzüberlastungen, die durch den europäischen
Stromhandel entstehen, auch mit gemeinsamen europäischen Lösungen
begegnet wird.

• Es ist heute noch nicht absehbar, in welchem Umfang im Winter
2022/2023 Leitungen vorübergehend abgeschaltet werden müssen, um den
Netzausbau in diesen Trassen zu ermöglichen.

• Die Bundesregierung erarbeitet derzeit ein Maßnahmenpaket
(Aktionsplan Stromnetze), um den Redispatchbedarf weiter zu senken.

Die Bundesnetzagentur hält daher an der Praxis fest, Netzreserve im
Ausland erst zu kontrahieren, wenn die Bedarfsanalyse für den
unmittelbar folgenden Winter einen entsprechenden Bedarf ergibt.

Erzeugungsleistung für Netzstabilität

Die Vorhaltung der Netzreserve dient dazu, Überlastungen im
Übertragungsnetz zu verhindern, die aufgrund des unzureichenden
Netzausbaus bestehen. Bei hoher Stromnachfrage und gleichzeitig hoher
Erzeugung aus Windenergieanlagen muss das überlastete Netz
stabilisiert werden. Dann wird Erzeugungsleistung vor dem Engpass
vermindert und gleichzeitig die Erzeugungsleistung hinter dem Engpass
erhöht.

Dieser "Redispatch" genannte Ausgleichsmechanismus wird zunächst
mittels am Markt agierender Kraftwerke durchgeführt. In bestimmten
Netzsituationen reichen diese Kraftwerke jedoch nicht zur
Netzentlastung aus. In diesen Fällen müssen zusätzlich
Netzreservekraftwerke eingesetzt werden. Die Netzreserve besteht aus
zur Stilllegung angezeigten Kraftwerken, die systemrelevant sind und
deshalb nicht stillgelegt werden dürfen.

Kraftwerke aus der Netzreserve dürfen nicht mehr am
Stromerzeugungsmarkt eingesetzt werden, sondern ausschließlich auf
Anforderung der Netzbetreiber zum Redispatch. Die
Netzreservekraftwerke sind daher nur noch in relativ wenigen Stunden
eines Jahres in Betrieb.

Der Bericht ist veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/netzreserve

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 02.05.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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GEWERKSCHAFT/1820: Tarifabschluss für Beschäftigte in deutschen Seehäfen erzielt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. Mai 2019

Tarifabschluss für Beschäftigte in deutschen Seehäfen erzielt



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der
Zentralverband der Deutschen Seehafenbetriebe (ZDS) haben sich auf
einen Tarifabschluss für die rund 11.000 gewerblich Beschäftigten in
den deutschen Seehäfen geeinigt.

Der Tarifabschluss mit einer Laufzeit von 12 Monaten umfasst eine
tabellarische Erhöhung aller Lohngruppen um 2,7 Prozent. Für die
Beschäftigten in Vollcontainerbetrieben erhöht sich zudem die
wiederkehrende Zulage um jährlich 200 Euro.

Für ver.di-Mitglieder konnte zudem die Vorteilsregelung ausgeweitet
werden. Dabei können die Beschäftigten wählen, ob sie einen weiteren
bezahlten freien Tag erhalten oder eine Erhöhung des
Arbeitgeberzuschusses zur betrieblichen Altersvorsorge in Höhe von 15
Euro monatlich in Anspruch nehmen möchten.

"Dieser Abschluss ist ein gutes Ergebnis, das sowohl zu
Reallohnzuwächsen führt als auch die unterschiedliche wirtschaftliche
Lage der Unternehmen angemessen berücksichtigt und damit den
Flächentarifvertrag zusammenhält", betont ver.di-Verhandlungsführerin
Maya Schwiegershausen-Güth. Mit diesem Abschluss seien alle
Forderungskomponenten bedient worden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.05.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INTERNATIONAL/277: Öcalan erhält erstmals seit 2011 Anwält*innenbesuch (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

Öcalan erhält erstmals seit 2011 Anwält*innenbesuch



Erstmals seit Juli 2011 durfte der kurdische Repräsentant Abdullah
Öcalan auf der Gefängnisinsel Imrali mit seinen Anwält*innen
zusammenkommen. Der Besuch erfolgte am vergangenen Donnerstag. Heute
Mittag haben seine Anwält*innen auf einer Pressekonferenz die Botschaft
Öcalans und seiner Mitinsassen auf Imrali mit der Öffentlichkeit geteilt.

Im Wortlaut heißt es in der Erklärung: "In diesem historischen Prozess,
den wir durchlaufen, ist eine tiefgreifende gesellschaftliche Versöhnung
erforderlich. Für die Lösung der Probleme besteht starker Bedarf an
einer Methode demokratischer Verhandlungen, jenseits jeglicher
Polarisierung und Konfliktkultur.

Die Probleme in der Türkei und sogar in der gesamten Region,
insbesondere den Krieg, können wir durch "Soft power", also mit
Intelligenz und politischer und kultureller Stärke lösen, statt mit
pyhsischer Gewalt.

Wir glauben, dass die Problemlösung in Syrien von allen Komponenten der
Demokratischen Kräfte Syriens (QSD) im Sinne dessen angegangen werden
sollten, auf die Konfliktkultur zu verzichten und sich innerhalb der
Perspektive einer lokalen Demokratie zu bewegen, die von der Verfassung
im Rahmen eines vereinten Syriens geschützt wird. In diesem Sinne
sollten auch Bedenken der Türkei berücksichtigt werden.

Bei allem Respekt für den Widerstand der Freundinnen und Freunde
innerhalb und außerhalb der Gefängnisse möchten wir betonen, dass sie
ihre Aktion nicht an den Punkt bringen sollen, an dem ihr Leben in
Gefahr gerät oder gar zum Tod führt. Für uns ist ihre rechtliche,
körperliche und geistige Gesundheit wichtiger als alles andere.

Unsere Haltung auf Imrali richtet sich nach der Newroz-Deklaration von
2013. Wir sind entschlossen, die darin erklärte Ausdrucksmethode zu
vertiefen und diesen Weg fortzusetzen.

Ein würdevoller Frieden und eine demokratische politische Lösung stehen
für uns an erster Stelle.

Wir grüßen alle, die sich aufgrund unserer Haltung besorgt gezeigt haben
und aktiv wurden mit Respekt und sprechen unseren großen Dank aus.

Abdullah Öcalan, Hamili Yıldırım, Ömer Hayri Konar,

Veysel Aktaş".

Welchen Einfluss die Botschaft aus Imrali auf die andauernden
Hungerstreikaktionen gegen die Isolationsbedingungen Öcalans haben
werden wird, ist noch unklar. Die Anwält*innen machten auf der
Pressekonferenz klar, dass sie in der Erlaubnis für den Besuch auf
Imrali vom 2. Mai keine Garantie für die vollständige Aufhebung der
Isolationsbedingungen Öcalans und die Gestattung von regelmäßigen
Anwaltskonsultationen sehen.


Die vollständige Meldung zum Anwaltsbesuch bei Abdullah Öcalans und
der Pressekonferenz der Anwält*innen können Sie hier lesen:

https://anfdeutsch.com/aktuelles/anwaelte-besuchen-Oecalan-auf-imrali-11219

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





MELDUNG/106: Türkei - Politische Gefangene in Gefängnissen setzen Hungerstreik fort (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Pressemitteilung vom 7. Mai 2019

Türkei: Politische Gefangene in Gefängnissen setzen Hungerstreik
fort



Erstmals nach rund acht Jahren konnten die Anwälte des kurdischen
Repräsentanten Abdullah Öcalan ihren Mandanten auf der türkischen
Gefängnisinsel Imrali besuchen. Der Besuch auf der Insel im Marmarameer
fand bereits am vergangenen Donnerstag (2. Mai) statt. Details zu dem
Gespräch wurden gestern im Rahmen einer Pressekonferenz im Istanbuler
Hill-Hotel öffentlich gemacht. (Die vollständige Meldung zum Anwaltsbesuch
bei Abdullah Öcalan und der Pressekonferenz der Anwälte finden Sie unter
[1]

Die politischen Gefangenen kündigten gestern nach dem Anwaltsbesuch bei
Abdullah Öcalan eine Fortsetzung ihres Hungerstreiks an: "Das
Zusammentreffen am 2. Mai von zwei Anwältinnen mit unserem Vorsitzenden
erachten wir zuallererst als wichtig und wertvoll. Dieser Besuch bedeutet
jedoch nicht, dass die Isolation aufgehoben ist. Der Kontakt hat unter
Isolationsbedingungen stattgefunden und so verstehen wir diese
Gesprächsphase. Unser Widerstand wird fortgesetzt bis die von uns zuvor
deklarierten Forderungen umgesetzt werden und das Justizministerium die
gesetzliche Garantie dafür gewährleistet. Wir werden unter keinen
Bedingungen von unserem Widerstand absehen, bis die Isolation aufgehoben
ist."

Die Gefangenen verweisen darauf, dass die aufgestellten Forderungen in der
türkischen Verfassung verankert sind. Ihre Nichtanwendung erschüttere das
Gerechtigkeitsverständnis, insofern sei der Hungerstreik gleichzeitig als
Kampf zu verstehen, um dem vom Staat entwerteten Gerechtigkeitssystem
erneut zu Ansehen zu verhelfen.

Im Kontext der gestrigen Berichterstattung über den Besuch auf der
Gefängnisinsel Imrali und den verschiedenen Zahlen, die über die Anzahl der
Hungerstreikenden in den türkischen Gefängnissen kursieren, möchten wir
dies richtigstellen. Die Ko-Vorsitzende der Demokratischen Partei der
Völker (HDP) Pervin Buldan, die sich in Berlin für politische Gespräche
aufhält, erklärte gegenüber dem kurdischen Öffentlichkeitszentrum Civaka
Azad: "Unsere Kollegen, die die Situation in den Gefängnissen verfolgen,
erklären, dass sich in den türkischen Gefängnissen insgesamt 7.000
Gefangene, davon 4.000 im unbefristeten Hungerstreik und 3.000 im
befristeten Hungerstreik befinden. Darüber hinaus befinden sich weitere 15
Gefangene im Todesfasten".


Anmerkung:

[1] https://anfdeutsch.com/aktuelles/anwaelte-besuchen-Oecalan-auf-imrali-11219

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06920: Flucht ist irrational (SB)


Im Interesse eines äußerst waghalsigen Angriffs hatte der Nachziehende
im heutigen Rätsel der Sphinx einen ganzen Turm ins Geschäft gesteckt.
Ein Zurück gab es nunmehr für ihn nicht. Allerdings sind in derlei
Situationen die Nerven das eigentliche Hindernis für einen Spieler.
Der Verteidiger fürchtet zu Recht, daß ein unbedachter Zug zur
sofortigen Katastrophe führt. Oftmals reagiert er dann wider die
Vernunft. Dies ist das Schicksal von Hasen, die die Hunde auf sich
ziehen. Statt seinen König auf die Grundreihe zurückzuziehen, hatte
Weiß ihn an den Brettrand befördert. Fataler ging es nicht. Schon der
Instinkt hätte ihn davon abhalten müssen, aber das Gefühl, gejagt zu
werden, und irrationale Tendenzen, geben sich nicht selten die Hand.
Nach diesem willfährigen Entgegenkommen war es für Schwarz ein
leichtes, sein Mattnetz über die kopflose weiße Majestät zu werfen,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06920: Flucht ist irrational (SB)]



Kestler - Borik

Baden-Baden 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Manchmal zahlt sich Vorbereitung durchaus aus, wie der englische
Großmeister Tony Miles am eigenen Leib erfahren mußte, als sein
Kontrahent Igor Iwanow seinen Zug 1...f7-f5 mit 2.Lg4xf5! g6xf5
3.Dd3xf5 Kg8-h8 4.Df5-h5 Tc7-c8 5.Tf4-h4 Db2-g7 6.Te1-e6 Te8-f8 7.Te6-
h6 Dg7-a1+ 8.Kg1-g2 Tf8xf2+ 9.Kg2xf2 Tc8-f8+ 10.Th4-f4 Tf8xf4+
11.g3xf4 Da1-d4+ 12.Kf2-g2 Dd4-d2+ 13.Kg2-h3 Dd2-d3+ 14.Kg3-h4 Dd3-e4
15.Th6xh7+! bestrafte. Miles gab auf, nach Abtausch der Schwerfiguren
läuft der weiße c-Bauer zur Dame.



Erstveröffentlichung am 8. Mai 2006

7. Mai 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





JUGEND/123: Schikane unter Schülern - Opfer und Täter nehmen Schaden (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 06.05.2019

Schikane unter Schülern: Opfer und Täter nehmen Schaden - wie man die
Probleme lösen kann



Egal ob Hänseln, Haare ziehen oder Cybermobbing: Weltweit ist etwa jeder
zehnte Schüler schon einmal Opfer von psychischer oder physischer Gewalt
durch Klassenkameraden gewesen. Dabei leiden sowohl die Opfer als auch die
Täter unten den Folgen dieser Angriffe: Sie neigen eher zu Alkohol- und
Tabakkonsum, berichten häufiger von psychosomatischen Beschwerden und
haben eher Probleme mit ihrem sozialen Umfeld. Das zeigt eine neue Studie
von Forscherinnen und Forschern der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg (MLU). Im Fachjournal "Child and Youth Services Review"
plädieren sie dafür, Präventionsprogramme stärker auf den Zusammenhalt
innerhalb der Schulklasse auszurichten.

Die beiden Wissenschaftler aus der Pädagogischen Psychologie Dr. Anett
Wolgast und Dr. Matthias Donat von der MLU wollten herausfinden, ob es
Unterschiede im Umgang mit dem Thema zwischen verschiedenen Länderkulturen
und zwischen Jungen und Mädchen gibt. Hierfür verglichen sie Daten der
Weltgesundheitsorganisation WHO, die im Rahmen einer groß angelegten
Studie über mehrere Jahre hinweg pro Land etwa 3.000 Jugendliche zu ihrem
Leben befragt hat. Dazu gehörten Angaben dazu, welche Erfahrungen die
Jugendlichen bereits mit der Schikane durch ihre Klassenkameraden gemacht
haben, aber auch zum Alkohol- und Tabakkonsum, zu psychosomatischen
Beschwerden sowie dazu, wie leicht es den Befragten fällt, mit ihren
Freunden zu sprechen und wie sie den sozialen Rückhalt ihrer
Klassenkameraden einschätzen.

Für die Studie analysierten die beiden Wissenschaftler die Antworten von
Jugendlichen aus Deutschland, Griechenland und den USA aus verschiedenen
Erhebungszeiträumen. Die Länder hatten die Forscher ausgewählt, weil das
Gruppengefühl in den drei Staaten sehr unterschiedlich ausgeprägt ist: Die
USA seien demnach eher individualistisch, Griechenland eher
kollektivistisch geprägt und Deutschland liege in etwa in der Mitte. Bei
der Analyse zeigte sich, dass die Probleme und das Verhalten der
Jugendlichen in allen drei Ländern ähnlich sind. Etwa neun Prozent der
Jungen und Mädchen hatten wiederholt physische oder psychische Angriffe
durch ihre Klassenkameraden erlebt. "Keines der drei Länder kann als
Vorbild für den Umgang mit dem Problem dienen. Diese Stabilität über
kulturelle und zeitliche Grenzen hinweg hat uns erschrocken", sagt Anett
Wolgast.

Die Forscher wollten zudem den Zusammenhang zwischen der Schikane durch
Mitschülerinnen und -schüler und verschiedenen weiteren Faktoren
beleuchten: Dabei ging es um das Risikoverhalten der Jugendlichen,
speziell ihren Alkohol- und Tabakkonsum, und ob die Befragten unter
psychosomatischen Beschwerden, wie Bauch-, Kopf- und Rückenschmerzen oder
Niedergeschlagenheit, leiden. Außerdem analysierten die Wissenschaftler,
wie Täter und Opfer mit ihrem sozialem Umfeld interagieren: Fällt es ihnen
leicht, mit Freunden zu sprechen? Wie erleben sie den Rückhalt in ihrem
sozialen Umfeld in der Schulklasse? Das Ergebnis: Jungen und Mädchen
konsumieren ähnlich häufig Alkohol und rauchen, wenn sie Opfer von
verbalen oder körperlichen Angriffen sind. "Mädchen neigen etwas mehr zum
Internalisieren von Problemen, also etwa Bauch- oder Kopfschmerzen",
ergänzt Wolgast.

Überrascht waren die beiden Wissenschaftler davon, dass sowohl Täter als
auch Opfer über ähnliche Probleme mit ihrem Umfeld berichteten: Beiden
fiel es schwer, mit Freunden oder Klassenkameraden zu sprechen. Zudem
gaben beide Gruppen an, gefühlt wenig Unterstützung aus ihrem Umfeld zu
erhalten. "Dass Täter und Opfer ähnliche Probleme haben, ist
bemerkenswert. Aus diesem Befund könnten sich neue Präventionsstrategien
ableiten lassen", so Wolgast weiter. Damit ist gemeint, dass bisherige
Maßnahmen noch stärker darauf abzielen sollten, den Dialog unter
Schülerinnen und Schülern zu ermöglichen, um so das Klassenklima zu
verbessern. Das könne zum Beispiel über Regeln passieren, die die
Schülerinnen und Schüler einer Klasse für sich selbst aufstellen. Hier
sollte etwa die gegenseitige Unterstützung eine große Rolle spielen, so
die Forscher abschließend.


Originalpublikation:

Wolgast A., Donat M.

Cultural mindset and bullying experiences: An eight-year trend study of
adolescents' risk behaviors, internalizing problems, talking to friends,
and social support.

Children and Youth Services Review (2019).

doi: 10.1016/j.childyouth.2019.02.014

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 06.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/060: Münster - Gelebte Pädagogik in der Kindertagespflege bis 12.5.2019


Stadt Münster

Momentaufnahmen "Kleine Schritte und große Neugier"

Fotoausstellung: Gelebte Pädagogik in der Kindertagespflege



Münster (SMS) "Momentaufnahmen kleiner Schritte und großer Neugier -
Gelebte Pädagogik in der Kindertagespflege" lautet der Titel einer
Fotoausstellung, die die Beratungsstelle für Kindertagespflege
anlässlich der zweiten bundesweiten Aktionswoche "Gut betreut in
Kindertagespflege" initiiert hat.

Die Ausstellung der Beratungsstelle des Amtes für Kinder, Jugendliche
und Familien ist zunächst vom 6. bis 12. Mai in der Evangelischen
Bildungsstätte (Friedrichstraße 10) zu sehen. Im
Anne-Frank-Berufskolleg in Mauritz sind die Fotos bis Ende Mai
ausgestellt, in der Beratungsstelle (Hafenstraße 30) dauerhaft während
der üblichen Öffnungszeiten.

Gezeigt werden Fotos von Münsters Tagespflegepersonen, die sich
besonders den Themen Natur, Partizipation, Bewegung oder Ernährung in
der Kindertagespflege widmen. Berührende Augenblicke und
aussagekräftige Situationen spiegeln Herz und Seele der
Kindertagespflege.

Die Kindertagespflege ist ein Betreuungssystem mit dem gesetzlichen
Auftrag der Bildung, Erziehung und Betreuung und so gleichrangig zur
Kita. Das Besondere an der Kindertagespflege ist die Betreuung in
kleinen Gruppen, die Familiennähe und die Bindung zu nur einer
Bezugsperson. Tagespflegepersonen betreuen bis zu fünf Kinder im
eigenen Haushalt oder zu zweit / zu dritt in angemieteten Räumen
(Großtagespflege) bis zu neun Kinder. In Münster gibt es rund 300
Tagespflegepersonen, die 1300 Kinder im Alter von ein bis drei Jahren
betreuen.

Zum ersten Mal hat der Bundesverband für Kindertagespflege im Jahr
2018 mit verschiedenen Akteuren aus der Kindertagespflege die
Aktionswoche "Gut betreut in Kindertagespflege" ins Leben gerufen.
Auch Münster hat sich daran beteiligt und die digitale pädagogische
Reihe "Frühkindliche Bildung in guten Händen" entwickelt. In dieser
Reihe werden pädagogische Themen fachlich aufgegriffen und für die
Praxis relevant aufgearbeitet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 6. Mai 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPERETTE/073: Theater Erlangen - Charleys Tante, 22.5.2019


THEATER ERLANGEN

Charleys Tante

Operette nach dem Lustspiel von Brandon Thomas, Musik von Ernst
Fischer

Kammeroper München

22.05.19 | 19.30 Uhr | Markgrafentheater



Um seinen Freunden das ersehnte Rendezvous mit ihren Angebeteten zu
ermöglichen, verwandelt sich der exzentrische junge Lord Babberley in
Charleys Tante. Seine Wirkung als Anstandsdame ist so überwältigend,
dass sie alle Beteiligten in ein haarsträubendes Chaos der
Leidenschaften stürzt. Die Mutter aller Boulevardkomödien ist seit
ihrer Uraufführung ein Publikumsrenner und wurde von der Kammeroper
München in eine Operette verwandelt.

Regie, Buch & Gesangstext: Dominik Wilgenbus

Kartenkauf:

Online über www.theater-erlangen.de

Theaterkasse:

Mo., Do.: 12.00 - 18.00 Uhr; Di., Fr.: 10.00 - 16.00 Uhr;

Mi.: geschlossen; Sa.: 11.00 - 14.00 Uhr

Die Abendkassen sind eine Stunde vor Vorstellungsbeginn geöffnet.

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1274: Theater Erlangen - Draussen vor der Tür, 21./22.5.2019


THEATER ERLANGEN

Draussen vor der Tür

Heimkehrdrama von Wolfgang Borchert (ab 14)

VORSTELLUNGEN

21.05.19 | 20.00 Uhr | Garage

22.05.19 | 20.00 Uhr | Garage



Maik und Tschick rasen ohne Führerschein und Navi im geklauten Lada
durch die Provinz. Im Gepäck: Freiheit, erste Liebe und unvergessliche
Erlebnisse. Ein Road-Trip in die Fremde vor der eigenen Haustür und
die Geschichte einer wahren Freundschaft.

Regie: Eike Hannemann

Mit: Charles P. Campbell, Lisa Fedkenheuer, Enrique Fiß

Kartenkauf:

Online über www.theater-erlangen.de

Theaterkasse:

Mo., Do.: 12.00 - 18.00 Uhr; Di., Fr.: 10.00 - 16.00 Uhr;

Mi.: geschlossen; Sa.: 11.00 - 14.00 Uhr

Die Abendkassen sind eine Stunde vor Vorstellungsbeginn geöffnet.

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/223: Hamburg - Mein Körper ist ein Aufstand, 24.-28.5.2019


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Mein Körper ist ein Aufstand - Was guckst du mich an?
(13+)

Ein Stück Tanzperformance über Körper(-Bilder) zwischen Sitzenbleiben
und Aufstehen, zwischen Zuschauen und Gaffen

Eine Ensemblestückentwicklung

Von und mit: Gaëtane Douin, Lena Lux, Anja Winterhalter und dem
Ensemble Inner Rise der ghettoakademie Hamburg: Faissal Ahmadzay,
Hadis Amiri Nejad, Maurice Majid Brey, Alexander Nham

Uraufführung: Freitag, 24. Mai 2019 / 18 Uhr



In der Tanzperformance begegnen sich digital natives des
Jugendensembles Inner Rise der ghettoakademie und professionell
ausgebildete Performerinnen/Tänzerinnen, die noch in der
Fernsehgeneration aufgewachsen sind. Sie befragen einander ihre
unterschiedlichen Erfahrungen und erforschen gemeinsam ihre
persönlichen Momente des Aufstehens und Sitzenbleibens: Wie gehen
unterschiedliche Körper mit Formen des Aufstehens und Zuschauens um?
Wie radikal würden der Einzelne seinen Körper einsetzen, sich Gewalt
aussetzen oder ausüben, wenn man aufsteht oder Widerstand leistet? Ist
Revolte ein Phänomen der Jugend? Wie entstehen und funktionieren die
Dynamiken in den Körpern des Einzelnen und dem Körper der ganzen
Gruppe? Gegen das Gegen. Wann mische ich mich nicht ein? Wo und wie
fängt die Schlaffheit im eigenen Körper an? Wann wird aus Zuschauen
Glotzen? Wann Weggucken? Wann Gaffen?

Die Performer*innen suchen Bilder aus der Berichterstattung von früher
oder heute als Bildmaterial für die Inszenierung aus, das in dem Raum
mittels Projektionen sowohl mit den realen Körpern der Performer*innen
verwebt wie auch live von ihnen hergestellt wird. Aspekte des
Zuschauens werden auch räumlich verhandelt. Es wird ohne vierte Wand
gespielt.

Idee: Gaëtane Douin, Marina Dessau, Katharina Haverich, Lena Lux

Konzept: Gabi dan Droste 

Künstlerische Leitung: Katharina Oberlik (Regie), Gabi dan Droste
(Dramaturgie), Gaëtane Douin (Körperarbeit/Choreografie), Martin
Nachbar (Choreografische Beratung) 

Bühne und Kostüm: Louise Tresvaux du Fraval 

Musik und Sounds: Paul Speckmann 

Video und Videotechnik: Aaron van Dijk

Weitere Aufführungen:

26.05. 16.00 Uhr

28.05. 11.00 Uhr

28.05. 16.00 Uhr

Kooperation ghettoakademie Hamburg, FELDZENTRALE FÜR JUNGE PERFORMANCE
(i.Gr.) und FUNDUS THEATER

Gefördert durch die Behörde für Kultur und Medien der Freien und
Hansestadt Hamburg und durch die Hamburgische Kulturstiftung.

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/367: "Stunde der Gartenvögel" 10.-12. Mai - Vögel bestimmen, Verwechslungen vorbeugen (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 7. Mai 2019

Gartenvögel bestimmen - Verwechslungen vorbeugen

NABU-Mitmachaktion "Stunde der Gartenvögel" vom 10. bis 12. Mai



Jena - Es ist schon fast ein kleines Jubiläum: Am zweiten
Maiwochenende findet die 15. "Stunde der Gartenvögel" statt. An der
Aktion vom 10. bis 12. Mai können sich alle Vogelfreundinnen und -
freunde beteiligen, auch wenn nicht alle Arten bekannt sein sollten.
"Die meisten Vögel kann man eigentlich ganz einfach bestimmen. Es gibt
aber auch ein paar Verwechslungskandidaten, wie zum Beispiel Amsel und
Star, Haus- und Gartenrotschwanz oder Haus- und Feldsperling", erklärt
Klaus Lieder, der Sprecher des Landesfachausschusses für Ornithologie.
Amsel und Star sehen sich auf den ersten Blick etwas ähnlich, lassen
sich aber gut unterscheiden: Der Star beeindruckt durch sein
seidig-metallisch glänzendes Gefieder, während das Amsel-Männchen im
eleganten Voll-Schwarz daherkommt. Das Amsel-Weibchen wiederum ist
eher dunkelbraun gefärbt und kann daher kaum mit dem Star verwechselt
werden.

"Auch beim Gartenrotschwanz und dem Hausrotschwanz gibt es klare
Unterscheidungsmerkmale. Die Brust des Gartenrotschwanzes ist
orangerot gefärbt und seine weiße Stirn ist kaum zu übersehen. Die
Kehle und die Brust des weniger farbenfrohen Hausrotschwanzes hingegen
sind schwarz und grau gefärbt und nur ein Teil des Schwanzes ist
orangerot", beschreibt Klaus Lieder.

Der Haussperling mit seinem schwarzem Kehllatz und der grauen Kappe
ist normalerweise unverwechselbar. Doch immer mehr Feldsperlinge zieht
es in die Städte. Der ein oder andere verwechselt die beiden Vögel
dann doch. Die Kappe des Feldsperlings ist schokoladenbraun und mit
seinem weißen Halsband und den weißen Wangen mit schwarzem Fleck hebt
er sich vom Spatz klar ab.

Die Teilnahme an der "Stunde der Gartenvögel" ist unabhängig von der
Artbestimmung ganz einfach: Man beobachtet eine Stunde lang die Vögel
im Garten, vor dem Balkon oder im Park, notiert die höchste Zahl an
Vögeln jeder Art, die gleichzeitig zu sehen sind. Die Beobachtungen
können per Post oder Telefon - kostenlose Rufnummer am 11. Mai
zwischen 10 und 18 Uhr: 0800 11 57 115 - oder einfach unter 
www.NABU-Thueringen.de gemeldet werden. Unter allen Teilnehmerinnen und
Teilnehmern verlost der NABU hochwertige Preise. Der Einsendeschluss
für Meldungen per Post an den NABU Thüringen, Leutra 15, 07751 Jena
ist der 17. Mai 2019.



Hier geht' zu unserer Aktionsseite: 

https://thueringen.nabu.de/tiere-und-pflanzen/aktionen-und-projekte/stunde-der-gartenvoegel/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.05.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/366: Stunde der Gartenvögel Plus - Wie vielfältig sind Bayerns Gärten und Balkone? (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 6. Mai 2019

Wie vielfältig sind Bayerns Gärten und Balkone?

Stunde der Gartenvögel Plus am Muttertagswochenende vom 10. bis 12.
Mai - Jeder kann etwas für die Artenvielfalt zu Hause tun



Hilpoltstein, 06.05.2019 - Weniger Insekten gleich weniger Vögel? Das
will der LBV genauer wissen und ruft zusammen mit seinem bundesweiter
Partner NABU bereits zur 15. Stunde der Gartenvögel auf. Die
Volkszählung der Vögel in Gärten, Grünanlagen und Parks findet vom 10.
bis zum 12. Mai statt. "Viele Vogelfreunde haben den Eindruck, dass
sie viel weniger Vögel im Garten haben als früher", sagt
LBV-Citizen-Science-Beauftragte Martina Gehret. "Gerade dann ist es
umso wichtiger, eine Stunde lang genauer hinzuschauen und zu zählen,
wer überhaupt im eigenen Garten unterwegs ist." Beflügelt vom Erfolg
des Volksbegehrens "Rettet die Bienen!" fragt das diesjährige Plus der
Mitmachaktion nach der Vielfalt in den bayerischen Gärten und auf
Balkonen. Denn außer auf Gift zu verzichten, sind dort
unterschiedliche Strukturen eine willkommene Einladung an Insekten,
Vögel und andere Tiere.

Jedes Jahr hat seine ganz eigene Kombination von Faktoren, die sich
auf die Vogelwelt auswirken. Wetterereignisse, Krankheiten, veränderte
Bewirtschaftung von Flächen und das verfügbare Futter wechseln von
Jahr zu Jahr und können großen Einfluss auf den Bruterfolg und die
Überlebenschancen einzelner Vogelarten haben. Mit der Stunde der
Gartenvögel will der LBV deshalb ein möglichst genaues Bild der
Vogelwelt in unseren Städten und Dörfern erhalten, um Veränderungen
der Vogelbestände festzustellen. Denn: "Je genauer wir über die
Entwicklungen bei den verschiedenen Vogelarten Bescheid wissen, umso
besser kann sich der LBV für sie stark machen", sagt die
LBV-Citizen-Science-Beauftragte.

Im vergangenen Jahr hatten über 9.000 bayerische Vogelfreunde bei der
Stunde der Gartenvögel mitgemacht und aus über 6.500 Gärten insgesamt
fast 210.000 Vögel gemeldet. Gemeinsam mit der Schwesteraktion, der
"Stunde der Wintervögel" handelt es sich damit um Deutschlands größte
bürgerwissenschaftliche Mitmachaktion.

Zusätzlich zu den Vögeln im Garten möchte der LBV auch mehr über die
Lebensräume in den Gärten und auf den Balkonen der Teilnehmer
erfahren. Jeder kann durch Strukturen wie Bienenweiden, Wasserstellen,
Insektenhotels und Totholz im Siedlungsbereich etwas für die
Artenvielfalt tun.

Bienenweide oder Staudenbeet

Bunte Staudenbeete oder eine Blumenwiese sind nicht nur ein echter
Blickfang im naturnahen Garten. Sie bietet für viele Schmetterlinge
und andere Kleintiere Verstecke, Unterschlupf und Nahrung und fördert
so die biologische Vielfalt im eigenen Garten. Auch hier sind
heimische Wildstauden, wie zum Beispiel Wilde Karde oder Thymian, für
die Tierwelt am wertvollsten, denn an diese ist sie perfekt angepasst.
"Auf Züchtungen mit gefüllten Blüten sollte verzichtet werden, da
diese oft gar keinen Nektar mehr produzieren oder die Insekten den
Nektar nicht mehr erreichen können -", sagt Martina Gehret.

Vogeltränke oder Wasserstelle

Mit einer Tränke lädt man sich Vögel und Insekten in den Garten oder
auf den Balkon ein und kann sie beim Baden und Trinken beobachten. Ein
einfacher Blumentopf-Untersetzer oder ein ausrangierter Suppenteller,
gefüllt mit klarem Wasser, erfüllt den Zweck vollauf. "Wird den Vögeln
eine Wasserschale angeboten stillen sie ihren Durst dort anstatt an
den Kirschen und Johannisbeeren", sagt Martina Gehret. Das oberste
Gebot bei Vogeltränken, ganz gleich, ob im Garten, auf der Terrasse
oder dem Balkon, ist die Sauberkeit.

Totholz

Marienkäfer, Florfliegen und andere Insekten freuen sich über einen
Totholz- oder Reisighaufen im Garten. "Anstatt dickere Äste mühsam zur
Biotonne zu schleppen, können sie an einem schattigen Platz am besten
unter einer Hecke langsam vermodern und Lebensraum für hunderte
Käferarten und auch Raupen werden", sagt Gehret. Auch auf dem Balkon
kann eine Totholzstruktur in die Gestaltung eingebaut werden zum
Beispiel mit ein paar größeren und kleineren Ästen die stehend oder
liegend arrangiert werden.

Insektenhotel

Ein artgerechtes Insektenhotel kann von großen und kleinen Insekten
genutzt werden. Bei vielen Insektenhotels im Handel sind die Bohrungen
leider ausgefranst oder es stechen Holzsplinte in die Öffnungen - in
so ein Hotel zieht kein Insekt, da sie sich nur ihre Flügel verletzen
würden. Wichtig zu wissen: "Nur etwa 30 der rund 550 Insektenarten in
Bayern und Deutschland nutzen solche Nisthilfen für ihre Brut. Knapp
drei Viertel aller nestbauenden Wildbienen nisten im sandigen Boden",
erklärt Gehret. Mit offenen Sandstellen oder einer kleinen "Sandkiste"
im Garten kann man auch diesen Arten auf einfache Weise helfen.

Und so funktioniert die Teilnahme: Von einem ruhigen Plätzchen im
Garten, vom Balkon oder Zimmerfenster aus wird von jeder Vogelart die
höchste Anzahl notiert, die im Laufe einer Stunde entdeckt werden
kann. Die Beobachtungen können per Post, Telefon - kostenlose
Rufnummer am 11. Mai von 10 bis 18 Uhr: 0800-1157115 - oder einfach im
Internet unter www.stunde-der-gartenvoegel.lbv.de gemeldet werden.

 * 

Quelle:
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POLITIK/1174: Deutschland tritt der Tropischen Waldallianz bei (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung - Berlin, 6. Mai 2019

Deutschland tritt der Tropischen Waldallianz bei

Vom 6.-8. Mai findet das Jahrestreffen der Tropical Forest Alliance in
Kolumbien statt



Das Bundesumweltministerium (BMU) und das
Bundesentwicklungsministerium (BMZ) haben heute den Beitritt
Deutschlands zur Tropischen Waldallianz verkündet. Durch den Beitritt
baut die Bundesregierung ihr aktives Engagement für entwaldungsfreie
Lieferketten aus. Bereits seit vielen Jahren unterstützen beide
Ministerien umfangreiche Maßnahmen zum Schutz und zur nachhaltigen
Nutzung von tropischen Wäldern.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Tropische Wälder sind von
globaler Bedeutung für den Schutz des Klimas und der biologischen
Vielfalt. Angesichts des dramatischen Ausmaßes der Waldzerstörung
müssen wir unsere Anstrengungen mit der Privatwirtschaft und der
Zivilgesellschaft bündeln. Nur gemeinsam schaffen wir es,
entwaldungsfreie Lieferketten Realität werden zu lassen."

Bundesentwicklungsminister Gerd Müller betont: "Mit der tropischen
Waldallianz verpflichten sich immer mehr Unternehmen, keinen Wald mehr
für unsere Produkte zu zerstören. Denn Wälder sind Lebensgrundlage für
mehr als 1,6 Milliarden Menschen. Sie liefern Nahrung, schaffen
Einkommen und schützen vor Erosionen und Überschwemmungen. Weltweit
wird aber alle vier Sekunden Wald von der Größe eines Fußballfeldes
vernichtet. Mit dramatischen Auswirkungen: Das Artensterben schreitet
bis zu 100 mal schneller voran als früher. Der Klimawandel nimmt
weiter an Fahrt auf. Millionen von Menschen verlieren ihre
Lebensgrundlage. Wir können das stoppen, wenn wir Wälder konsequent
schützen und nachhaltig nutzen."

Jedes Jahr verschwinden weltweit rund 12 Millionen Hektar Wald. In den
Tropen ist die Produktion von Rohstoffen wie Palmöl, Soja und
Rindfleisch für die Hälfte der Entwaldung verantwortlich. In den
vergangenen Jahren hat sich eine wachsende Zahl internationaler Firmen
verpflichtet, ihre Agrarlieferketten entwaldungsfrei zu gestalten. Die
Tropische Waldallianz (kurz: TFA, Tropical Forest Alliance)
unterstützt die Umsetzung dieser Verpflichtungen als Plattform für
Mobilisierung, Austausch und Wissensvermittlung.
Derzeit findet noch bis 8. Mai das Jahrestreffen der TFA im
kolumbianischen Bogotá statt. Als internationale
Partnerschaft von Regierungen, Privatwirtschaft und Zivilgesellschaft
hat die TFA das Ziel, den Schutz der tropischen Wälder durch die
Schaffung nachhaltiger Agrarlieferketten zu verbessern.

 * 
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INNOVATION/313: Holz statt Stahl - kommt der umweltfreundlichere Nagel? (DBU)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt - 6. Mai 2019

Holz statt Stahl: Kommt der umweltfreundlichere Nagel?

Projekt für ökologischere Zusammensetzung in Wismar gestartet - DBU
gibt 276.000 Euro



Wismar. Ob kurz oder lang, in jedem Fall gefertigt aus Stahl: Einen
klassischen Nagel hatte jeder schon mal in der Hand. Weniger bekannt
sind Holznägel, die aus Furnier und Kunstharz bestehen. Trotz vieler
Vorteile gegenüber ihren "Kollegen" aus Stahl sind sie bis heute ein
Nischenprodukt. Holzwirt Dr. Hans Korte (Wismar) will gemeinsam mit
dem Institut für Holzwissenschaften an der Universität Hamburg sowie
der Firma Raimund Beck Nageltechnik (Mauerkirchen, Österreich) eine
umweltfreundlichere Zusammensetzung für Holznägel entwickeln und ihre
Eigenschaften in der Verarbeitung näher erforschen. "Wie verhalten sie
sich etwa auf Dauer bei Frost oder unter langanhaltendem Vibrieren?
Das wollen wir klären, um so ihren Einsatz im ökologischen Holzbau,
beim Herstellen von Paletten sowie im Forst-, Garten- und
Landschaftsbau zu ermöglichen", sagte Korte. Die Deutsche
Bundesstiftung Umwelt (DBU) fördert das Projekt fachlich und
finanziell mit knapp 276.000 Euro.

Jährlich 200.000 Tonnen Stahl allein für Nägel in Europaletten


"Eine umweltfreundlichere Zusammensetzung der Holznägel und breitere
Anwendung haben das Potenzial, den Rohstoffverbrauch zu senken und
damit negative Umweltauswirkungen zu verringern", unterstrich
DBU-Generalsekretär Alexander Bonde jetzt bei der Übergabe des
Bewilligungsschreibens in Wismar. So würden allein für eine
Europalette 78 Stahlnägel mit einem Gewicht von einem halben Kilo
benötigt. Bei jährlich rund 400 Millionen gefertigten Paletten kämen
dabei rund 200.000 Tonnen Stahl zum Einsatz. Korte: "Von ihrer
Herstellung über den Gebrauch bis hin zum Nachnutzen, bereits heute
sind uns viele Vorteile der hölzernen Alternative bekannt.
Beispielsweise können die Holznägel energiesparender hergestellt
werden und sind leichter, was vor allem bei Transportverpackungen wie
Paletten weitere Rohstoffe einspart."

Wie verhalten sich Holznägel langfristig bei Frost oder Tau?

Die Nägel aus Holz würden zudem keine Farbveränderungen beim
verarbeiteten Holz hervorrufen, deutlich weniger Wärme leiten und
seien doppelt so schwer herausziehen wie gleich große Stahlnägel.
Werden die genagelten Produkte nicht mehr benötigt, würden Holznägel
zudem das Wiederverwenden der Materialien erleichtern. Allerdings sei
bisher noch wenig untersucht, welche Reaktionen beim Eintreiben des
Nagels in das Holz erfolge. Auch sei nicht klar, wie sich die
Holznägel beispielsweise bei Wetterlagen wie Frost oder Belastungen
wie langanhaltendem Vibrieren langfristig verhielten. "In den nächsten
drei Jahren wollen wir mehr über das Zusammenspiel zwischen Holznägeln
und dem Holz, in das sie geschlagen werden, herausfinden und sie so im
besten Fall für einen breiteren Markt attraktiv machen", fasste Korte
zusammen.

 * 

Quelle:
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MASSNAHMEN/369: Beratungen über Reduzierung von Kunststoffabfällen entlang der Lebensmittelkette (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 7. Mai 2019

Klöckner: Plastik darf sich nicht in unseren Böden und Meeren
wiederfinden

Bundesministerin lädt zu Expertenworkshop "Reduzierung von
Kunststoffabfällen entlang der Lebensmittelkette" ein - pro Kopf
werden in Deutschland jährlich 220 Kilogramm Plastikmüll produziert



Mit Vertretern des Handels und der Verbraucher hat sich die
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner,
heute über die Möglichkeiten zur Reduzierung von Kunststoffmüll
ausgetauscht. Ziel ist es, mögliche Handlungsfelder wie
Forschungsbedarf, Kommunikations- und Dialogmaßnahmen aufzuzeigen.

Dazu Julia Klöckner: "Die großen Mengen an Plastikmüll, die täglich
produziert werden, sind ein globales Problem. Und sie sind eine Gefahr
für sensible Ökosysteme, die wir nicht aufs Spiel setzen dürfen. Im
Meer und in unseren Böden darf sich Plastik nicht wiederfinden. Und
doch kennen wir alle die Bilder von Plastikteppichen in den Ozeanen -
135.000 Säugetiere und eine Millionen Seevögel sterben jährlich an den
Folgen.

Schauen wir nach Deutschland: Pro Kopf und Jahr produzieren wir 220
Kilogramm Plastikmüll, liegen damit weit über dem europäischen
Durchschnitt. Wir alle sind daher aufgerufen, uns Gedanken über eine
Reduzierung zu machen. Gleichzeitig sind Verpackungen aber kein
Selbstzweck, mit einem Verzicht auf Kunststoffe ist es nicht getan.
Denn sie schützen Lebensmittel vor Krankheitserregern oder tragen zu
deren Haltbarkeit bei und beugen somit Lebensmittelverschwendung vor.
Diese verschiedenen Zielsetzungen müssen wir im Blick haben. Daher ist
ein umfassendes Recycling entscheidend. Vor allem geht es aber um
innovative Lösungen, um Plastik entlang der Wertschöpfungskette zu
reduzieren. Das unterstütze und fördere ich mit meinem Ministerium."

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft hat zur
Reduzierung von Plastikmüll entlang der Lebensmittelkette bereits
zahlreiche Maßnahmen ergriffen und Projekte angestoßen:


	Im Rahmen des Bundesprogramms Ökologischer Landbau wird an Lösungen für die Reduktion von Verpackungen und den vermehrten Einsatz von Mehrwegverpackungen gearbeitet. So wird es zum Beispiel einen Leitfaden für verpackungsfreie Supermärkte geben.

	Mit etwa drei Millionen Euro werden Forschungsprojekte für die Entwicklung intelligenter und innovativer Verpackungen gefördert.

	Mittels des Programms zur Innovationsförderung wird die Entwicklung nachhaltiger Verpackungslösungen aus Makroalgen gefördert.

	Im Rahmen des Förderprogramms Nachwachsende Rohstoffe wurden erst kürzlich Projektideen für biobasierte Kunststoffverpackungen für Lebensmittel gesucht.

	Das Thünen-Institut konzentriert sich aktuell auf Projekte, die den Verbleib von Makro- und Mikroplastik in der Umwelt im Fokus haben.



Hintergrund:

Nach der EU-Richtlinie 94/62/EG über Verpackungen und
Verpackungsabfälle sind die EU-Mitgliedstaaten verpflichtet, jährlich
über Verbrauch und Verwertung von Verpackungen zu berichten. Laut
einem Bericht des Umweltbundesamtes wurden im Jahr 2016 in Deutschland
18,16 Millionen Tonnen Verpackungen verbraucht und fielen als Abfall
an. Kunststoffverpackungen wurden zur Hälfte recycelt. Seit dem 1.
Januar 2019 gilt das neue Verpackungsgesetz, das Verpackungsabfälle
vermeiden und Recycling stärken soll. Es sieht die Förderung von
Mehrwegverpackungen vor.

 * 
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POLITIK/577: Bundesumweltministerin präsentiert Eckpunkte einer "Umweltpolitischen Digitalagenda" (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 7. Mai 2019

Bundesumweltministerin Schulze präsentiert Eckpunkte einer
"Umweltpolitischen Digitalagenda"



Bundesumweltministerin Svenja Schulze stellt heute auf der Konferenz
re:publica Eckpunkte einer "Umweltpolitischen Digitalagenda" vor.
Darin skizziert sie in zehn Thesen ihre Vision einer zukunftsfähigen
Digitalisierung. Die Eckpunkte sind unterlegt mit konkreten
Vorschlägen und Ideen, die die Ministerin zur Diskussion stellt. Bis
Ende des Jahres wird das Bundesumweltministerium daraus im Dialog mit
Anwenderinnen und Anwendern, Entwicklerinnen und Entwicklern,
Nutzerinnen und Nutzern eine "Umweltpolitische Digitalagenda"
erarbeiten.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Wenn wir die Digitalisierung
unverändert fortsetzen, wird sie zum Brandbeschleuniger für die
ökologischen und sozialen Krisen unseres Planeten. Wir brauchen eine
Trendwende. Digitalisierung braucht Regeln, dann kann sie zum
Chancentreiber von Wohlstand, Gerechtigkeit und Umwelt werden. Jedem
Algorithmus muss Umweltschutz eingepflanzt werden. Dazu brauchen wir
einen Ordnungs- und Handlungsrahmen. Heute lege ich erste
Vorstellungen und Ideen auf den Tisch, die wir in den kommenden
Monaten breit diskutieren und weiterentwickeln werden."

Zu den Elementen einer "Umweltpolitischen Digitalagenda" zählen
Anreize, Anwendungen, die Transparenz schaffen, Labels aber auch
Verbote und Gebote. Die Eckpunkte sehen unter anderem vor, die
Potenziale der Digitalisierung für den Klimaschutz zu nutzen. Dafür
wird das Bundesumweltministerium im Rahmen des Klimaschutzprogramms
2030 eine Digitale Innovations-Drehscheibe für das Klima aufbauen,
einen Raum für Forschung, Start-ups und Netzwerke, die die
Digitalisierung für den Klimaschutz nutzen wollen. 50 Projekte der
Künstlichen Intelligenz sollen zeigen, wie man KI auf Umwelt- und
Naturschutz programmieren kann. Digitales Monitoring, zum Beispiel im
Rahmen eines Monitoringzentrums Biodiversität, soll für die bessere
Beobachtung der Umwelt genutzt werden, etwa um den Schwund von Arten
und Lebensräumen zu stoppen.

Bundesumweltministerin Schulze: "Das Thema nachhaltige Digitalisierung
geht uns alle an. Mit der deutschen Ratspräsidentschaft 2020 will ich
es auf die europäische Ebene heben, um gemeinsam mit unseren
europäischen Nachbarn Maßnahmen für eine nachhaltige Digitalisierung
voranzutreiben. Die nachhaltige Digitalisierung muss zu einem
Markenprodukt Europas werden. Ich bin zutiefst davon überzeugt, dass
eine solche Strategie nicht nur der Umwelt nützt, sondern durch
Innovationen auch neue industriepolitische Impulse setzt."

Das Bundesumweltministerium ist dieses Jahr Hauptpartner der
re:publica 2019, einer Konferenz zur digitalen Gesellschaft. Unter dem
Thema "SYSTEM:ERROR - THE PROBLEM IS US, THE SOLUTION IS US" werden
Fragen des digitalen Wandels rund um Klimaschutz, Kreislaufwirtschaft,
Mobilität, Konsum und nachhaltiger Landwirtschaft diskutiert.

Das Eckpunktepapier für eine "Umweltpolitische Digitalagenda" ist
abrufbar unter: 

www.bmu.de/DL2239.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 62/19, 07.05.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





GLOBAL/159: Weltbiodiversitätsrat - Weltweiter Verlust von Arten bedroht unsere Lebensgrundlagen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung - Berlin, 6. Mai 2019

Weltbiodiversitätsrat: Weltweiter Verlust von Arten bedroht unsere
Lebensgrundlagen



Der Weltbiodiversitätsrat hat heute in Paris seinen Globalen Bericht
zum Zustand der Natur vorgestellt. Die Botschaft des Berichts ist
eindeutig: Der Zustand der Natur verschlechtert sich dramatisch. Bis
zu eine Million Arten sind vom Aussterben bedroht, viele davon bereits
in den nächsten Jahrzehnten. Wertvolle Ökosysteme sind zunehmend
geschädigt, ihre wichtigen Leistungen für den Menschen in Gefahr.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die Menschheit sägt an dem
Ast, auf dem sie sitzt. Die Natur ist in einem immer schlechteren
Zustand. Die Menschen sind dabei, ihre eigenen Lebensgrundlagen zu
zerstören. Die Herausforderungen beim Artensterben sind ähnlich groß
wie beim Klimawandel. Darum hoffe ich, dass der Bericht eine
vergleichbare politische Dynamik auslöst. Er zeigt aber auch Auswege
aus der Krise: Der wichtigste Hebel hierfür ist eine grundlegende
Reform der Agrarpolitik, vor allem der EU-Agrarförderung. Daneben
brauchen wir mehr und effektivere Schutzgebiete. Dem Insektensterben
will ich mit einem "Aktionsprogramm Insektenschutz" entgegentreten,
das wir derzeit in der Bundesregierung abstimmen."

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek: "Der Bericht des
Weltbiodiversitätsrats ist ein klares Signal an die Menschheit,
umzudenken und die Artenvielfalt zu schützen. Die dargelegten Trends
des Artenverlustes sind zutiefst beunruhigend. Der Bericht ist ein
wichtiger Meilenstein und führt uns vor Augen, dass immenser
Handlungsbedarf besteht - auch in der Wissenschaft. Forschung muss die
noch bestehenden Wissenslücken schließen, Lösungsmöglichkeiten
aufzeigen und deren Umsetzung in die Praxis begleiten. Dazu wird die
Forschungsinitiative zum Erhalt der Artenvielfalt meines Hauses einen
erheblichen Beitrag leisten, um unsere Natur und unsere Zukunft zu
sichern."

Der Bericht stellt den weltweit akzeptierten Sachstand zum Zustand der
Natur dar: Vertreter aus 132 Mitgliedstaaten nahmen vom
29.04.-04.05.2019 an den Beratungen des Weltbiodiversitätsrats in
Paris teil. Die biologische Vielfalt und die Leistungen von
Ökosystemen wie Nahrung, sauberes Wasser und Medizin sind für das
Überleben der Menschheit essenziell. Dennoch verschlechtert sich ihr
Zustand dramatisch: Das Artensterben ist heute mindestens Dutzende bis
Hunderte Male größer als im Durchschnitt der vergangenen zehn
Millionen Jahre. 75 Prozent der Landoberfläche und 66 Prozent der
Meeresfläche sind stark verändert. Über 85 Prozent der Feuchtgebiete
sind verloren gegangen.

Professor Josef Settele vom Leipziger Helmholtz-Zentrum für
Umweltforschung (UFZ) leitete seit 2016 als Ko-Vorsitzender die
Erstellung des Globalen Sachstandsberichts, an dem insgesamt 450
Expertinnen und Experten, darunter 40 aus Deutschland, beteiligt
waren.

Professor Josef Settele: "Die negative Entwicklung ist auf zahlreiche
direkte Treiber wie beispielsweise Landnutzung, Umweltverschmutzung
und Klimawandel zurückzuführen. Auch an den indirekten Treibern, also
den sozialen und politischen Rahmenbedingungen, müssen wir ansetzen.
Dies umfasst Maßnahmen auf allen gesellschaftlichen Ebenen, vom
einzelnen Bürger und Konsumenten, über Gemeinden und Regierungen, bis
hin zur Wirtschaft und internationalen Gremien und Konzernen."

Der Weltbiodiversitätsrat IPBES (Intergovernmental Science-Policy
Platform on Biodiversity and Ecosystem Services) ist ein
zwischenstaatliches Gremium zur wissenschaftlichen Politikberatung für
das Thema biologische Vielfalt und Ökosystemleistungen. IPBES ist
vergleichbar mit seiner älteren Schwester, dem Weltklimarat IPCC für
das Klima. Deutschland ist einer der größten Finanzgeber; das
Sekretariat des Weltbiodiversitätsrats hat seinen Sitz in Bonn.

Das Bundesumweltministerium (BMU) und das Bundesforschungsministerium
(BMBF) unterstützen die Arbeit der Wissenschaftler und die
Geschäftsstelle für die Erstellung des globalen Berichts mit
Fördermitteln. Darüber hinaus haben beide Ministerien 2014 gemeinsam
die deutsche IPBES-Koordinierungsstelle eingerichtet.

Weitere Informationen finden Sie unter

www.ipbes.net und www.de-ipbes.de.

 * 
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SOZIALES/104: Wenn Tiere Leben bedeuten - WanderviehhirtInnen im Fokus (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 1/2019

Wenn Tiere Leben bedeuten

Wie Tierärzte ohne Grenzen e. V. WanderviehhirtInnen in den Fokus
nimmt

von Constanze Bönig




Über Jahrtausende erwies sich die Wanderviehhaltung als
anpassungsfähige und ressourcenschonende Lebensweise. Heute bedrohen
aber Klimawandel, Konflikte und die Industrialisierung der
Landwirtschaft die pastorale Lebensweise. Die
Nichtregierungsorganisation Tierärzte ohne Grenzen e. V. (TOG)
unterstützt daher seit 27 Jahren WanderviehhirtInnen in Ostafrika mit
Projekten der humanitären Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit dabei,
den zunehmenden Herausforderungen zu begegnen.


Weltweit leben ca. 200 Millionen Menschen von der
Wanderviehhaltung, auch Pastoralismus genannt. Sie leben in wüsten-
und halbwüstenartigen Gebieten, in denen Ackerbau nicht oder nur sehr
eingeschränkt möglich ist. Ihre Nutztiere sind Nahrungsmittel- sowie
Einkommensquelle und erfüllen weitere sozioökonomische Funktionen.
PastoralistInnen leben nahezu ausschließlich von dem, was ihre Rinder,
Schafe, Ziegen oder Kamele liefern. Sie haben keinen festen Wohnsitz
und ziehen den Großteil des Jahres mit ihren Herden auf der Suche nach
Weidegründen und Wasser umher. Daneben beziehen sogenannte
AgropastoralistInnen einen Teil ihrer Lebensgrundlage aus dem Anbau
von Feldfrüchten.

Über Millennia entwickelte sich die Wanderviehhaltung als eine äußerst
effektive Lebensweise, die auch unter marginalen Bedingungen Leben
ermöglicht. Vor allem ihre Mobilität erlaubt es ihnen, trockene
Gebiete ebenso produktiv zu nutzen wie schwer zugängliche Hochtäler.
In Ostafrika werden 80 Prozent der Landfläche pastoral genutzt.
Pastorales Vieh deckt 90 Prozent des dortigen Milch- und
Fleischbedarfs und der Export von Tieren stellt eine bedeutende
Devisenquelle dar.

Ein Leben mit vielen Herausforderungen

Heute sind PastoralistInnen und ihr Lebensstil zunehmend vielfältigen
Herausforderungen ausgesetzt: Weidefläche und Wasser werden knapper,
weil Dürren oder Springfluten häufiger auftreten. Ackerflächen werden
mithilfe neuer Techniken ausgeweitet, traditionelle Landnutzungsrechte
ignoriert und Flächen ohne Konsultation mit den PastoralistInnen zu
Siedlungs-, Industrieland oder Nationalparks erklärt.

Nicht zuletzt, weil PastoralistInnen in der Regel weit entfernt von
Regierungszentren leben, sind Verwaltungsstrukturen in pastoralen
Gebieten meist schwach und öffentliche Dienstleistungen nur
unzureichend verfügbar. So reicht auch die veterinärmedizinische
Versorgung oft nicht aus. Impfungen, z. B. gegen die Pest der Kleinen
Wiederkäuer oder Anthrax, die Epidemien verhindern könnten, werden
nicht oder nicht flächendeckend durchgeführt. Parasitenbefall wird
nicht vorgebeugt. Das schwächt die Tiere und macht sie anfälliger für
weitere Krankheiten. Sie liefern weniger Milch, Fleisch, Haut und
Fell, die in guten Zeiten gegen andere Lebensmittel getauscht oder
gegen Geld verkauft werden. Ebenso gibt es kaum Strukturen zur
Seuchenkontrolle oder Lebensmittelhygiene mit direkten negativen
Auswirkungen auf die Gesundheit und Ernährungssicherheit der Menschen.

Lebensbedrohlich wird es, wenn in Zeiten von Krisen die
Anpassungsmechanismen der PastoralistInnen gar nicht mehr greifen. So
führte die Dürre 2016/2017 in Kenia, Somalia und Äthiopien zu einer
großen Hungersnot, weil nicht genügend Ausweichweideflächen oder
Wasserstellen zur Verfügung standen oder die Wanderwege zu weit waren.
Tiere, die ohnehin geschwächt sind, haben dann den harschen
Bedingungen wenig entgegenzusetzen. Sterben die Tiere, folgen die
Menschen direkt nach bzw. sind auf humanitäre
Nahrungsmittellieferungen angewiesen. Sie drängen sich in Camps, in
denen sie Unterstützung erhalten oder sie werden zur Flucht in Städte
oder benachbarte Länder gezwungen, wo sie nach Arbeit suchen. An den
wenigen Orten, an denen es noch Wasser und Nahrung gibt, drängen sich
Menschen und Tiere. Verheerende sanitäre Zustände sind die Folge und
bedrohen die Gesundheit der Menschen - wie zuletzt 2017/2018 als die
Cholerafälle im Bürgerkriegsland Südsudan in die Höhe schnellten.
Zudem nehmen gewaltsame Auseinandersetzungen zu und verringern den
sicheren Lebensraum weiter.

Die Arbeit von Tierärzte ohne Grenzen e. V.

TOG implementiert Projekte in Kenia, Somalia, Äthiopien, im Sudan und
Südsudan, um PastoralistInnen in der Bewältigung dieser
Herausforderungen zu unterstützen. TOG nutzt dafür integrierte Ansätze
und vernetzt Themenbereiche, Menschen und Institutionen. Dabei
unterstützt TOG Menschen hauptsächlich über ihre Tiere. Für die
Gesundheit der Menschen ist es selbstredend ebenso wichtig, dass die
humanmedizinische Versorgung gewährleistet und die Umwelt, in der sie
leben, intakt ist und zur (schonenden) Ressourcennutzung zur Verfügung
steht. So bleiben Wurmbehandlungen bei Menschen allein sinnlos, wenn
nicht auch die Hunde und Wiederkäuer, die mit den Menschen
zusammenleben, entwurmt werden. Hier ist der One-Health-Ansatz
handlungsleitend: Nur durch das gleichzeitige Zusammenspiel von Tier-
und Humanmedizin sowie Umweltschutz kann sichergestellt werden, dass
Epidemien entgegengewirkt wird und v. a. armutsassoziierte Krankheiten
bezwungen werden. Grundsätzlich setzt TOG je nach Situation
Schwerpunkte in seiner Arbeit. So sind in Krisenzeiten lebensrettende
Maßnahmen erforderlich, während in stabileren Zeiten
entwicklungsorientierte Interventionen vorgenommen werden und so auch
langfristig die Lebenssituation verbessert und stabilisiert werden
kann.

Widerstandskräfte stärken und Leben retten

In humanitären Krisen richtet TOG seine Arbeit schwerpunktmäßig darauf
aus, den Zugang zu Wasser nicht abreißen zu lassen und Hungerkrisen
aufzuhalten, indem die Tiere als Nahrungsmittelquelle erhalten
bleiben.

Bei langsam beginnenden oder wiederkehrenden Krisen - z. B. Dürren -
kann früh oder präventiv angesetzt werden, sodass die Widerstandskraft
der Tiere gestärkt wird. Tiermedizinische Versorgung stellt TOG über
TiergesundheitshelferInnen sicher, die ausgebildet und mit Ausrüstung
sowie Medikamenten ausgestattet werden. ViehhirtInnen wird Wissen zur
Herstellung und Vorratshaltung von Heu als Futtermittel oder zur
Wasserbevorratung vermittelt. Für die effektivere Beweidung werden
Weidenutzungspläne mit den Gemeinden erstellt. Dabei werden auch
Rivalitäten zwischen konkurrierenden Clans in den Blick genommen oder
geeignete Flächen unangetastet gelassen, so dass sie in Trockenzeiten
genutzt werden können.

Bei weiter fortgeschrittenen Krisen oder jenen, die überraschend bzw.
sehr schnell verheerend sind - z. B. eskalierende Konflikte oder
Springfluten - muss Unterstützung sofort greifen. Dann ist oft die
Dezimierung der Herden angezeigt, sodass ein kleinerer Herdenbestand
größere Überlebenschancen hat. Das Fleisch geschlachteter Tiere steht
damit direkt als Nahrungsmittel zur Verfügung oder kann verkauft
werden. Das somit eingeworbene Geld kann dann für die dringendsten
Bedarfe eingesetzt werden. Bei Wasserknappheit kann der Bau oder die
Instandsetzung von Brunnen die Wasserversorgung für Mensch und Tier
wiederherstellen. Grundsätzlich folgt TOG bei humanitären Krisen dem
LEGS-Handbuch[1] und somit international anerkannten Richtlinien und
Standards, die auf Basis langjähriger Erfahrungen entwickelt wurden.

Lebensgrundlage stabilisieren und Entwicklung fördern

Entwicklungsorientierte Interventionen von TOG tragen zur Erreichung
der Sustainable Development Goals[2] bei und haben zumeist zum Ziel,
die Begünstigten in ihren Fähigkeiten zu stärken. Auch in diesem
Kontext werden TiergesundheitshelferInnen darin unterstützt,
präventive und kurative tiermedizinische Dienstleistungen zu stellen,
um bestehende aber schwache Strukturen zu ergänzen.

Durch die Verbesserung der Wasserinfrastruktur, der sanitären
Situation und Hygiene leistet TOG einen direkten Beitrag für die
Gesundheit der Menschen. So wird unter anderem durch die räumliche
Trennung von Wasserstellen die Krankheitsübertragung zwischen Mensch
und Tier verhindert. Die Einführung von hygienischen Praktiken bei der
Herstellung und Verarbeitung von Milch und Fleisch verbessert die
Qualität und Haltbarkeit von Nahrungsmitteln.

Außerdem werden PastoralistInnen Kenntnisse vermittelt, mit denen sie
bessere Zuchtergebnisse erzielen und die Produktivität ihrer Tiere
steigern können. In Farmer Field Schools werden Anbaumethoden gelehrt,
um entweder Erträge von Ackerbäuerinnen und -bauern zu steigern oder
ViehhalterInnen alternative oder ergänzende Nahrungsmittel- oder
Einkommensquellen zu erschließen. Daneben wird sehr erfolgreich unter
Frauen die Bildung von Kooperativen und Spargruppen gefördert, um
höhere Erträge zu erwirtschaften oder neue wirtschaftliche Aktivitäten
auszuprobieren, wie z. B. Garküchen, Gewächshäuser oder Baumschulen.
Die Gewinne werden oft für den Schulbesuch der Kinder eingesetzt oder
dienen als Investition in weitere Unternehmungen und so eröffnen sich
weitere Entwicklungsmöglichkeiten.


Autorin Constanze Bönig ist Referentin für Humanitäre Hilfe
und Entwicklungszusammenarbeit bei Tierärzte ohne Grenzen e. V.



[1] Practical Action (Hg., 2015): Livestock Emergency Guidelines and
Standards.

[2] FAO (2018): World Livestock: Transforming the livestock sector
through the Sustainable Development Goals.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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VERBAND/381: Bericht des Weltbiodiversitätsrats - Investieren in artenfreundliche Landwirtschaft (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW) - 6. Mai 2019

BÖLW zum Zustandsbericht des UN-Weltbiodiversitätsrat:

"Jetzt investieren in artenfreundliche Landwirtschaft"



Berlin, 06.05.2019. Der Weltbiodiversitätsrat der Vereinten Nationen
stellte heute seinen Bericht zum Zustand der weltweiten Artenvielfalt
vor. Felix Prinz zu Löwenstein, Vorsitzender des Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), kommentiert:

"Einmal mehr belegt die internationale Wissenschaft die globale
Artenzerstörung. Einmal mehr sollten die alarmierenden Fakten jetzt
rasches und wirksames politisches Handeln auslösen, besonders auch in
der Landwirtschaftspolitik.

Artenvielfalt ist das Immunsystem unseres Planeten. Beeinflusst wird
Biodiversität durch viele Faktoren. Landwirtschaft hat einen großen
Einfluss, schließlich sind mehr als die Hälfte der Fläche Deutschlands
landwirtschaftlich genutzt. Auf zu vielen Flächen kommen
chemisch-synthetische Pestizide zum Einsatz. Das schadet nicht nur
Biene oder Schmetterling sondern auch der Landwirtschaft selbst. Denn
Bauern sind auf intakte Ökosysteme angewiesen. Und Vielfalt macht
Anbausysteme widerstandsfähiger und ertragreicher.

Zehntausende Bio-Bauern in Deutschland, Millionen Öko-Landwirte
weltweit zeigen heute schon, dass Landwirtschaft und Artenschutz
zusammen möglich sind.

Doch Unternehmen brauchen Rahmenbedingungen, mit denen sich Artschutz
im Betrieb lohnt. Die gesamte Bundesregierung muss handeln! Besonders
wichtig: Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner muss sich für
eine Agrarpolitik einsetzen, die artenfreundliches Wirtschaften sehr
viel stärker unterstützt. Die Investition in Artenschutz ist eine
Investition in die Zukunft und dringend notwendig für enkeltaugliche
Landwirtschaft und Ernährung!

Bio-Unternehmen tun mehr für Bienen, Ackerrotschwanz und Feldhase.
Keine chemisch-synthetischen Pestizide wie Glyphosat, Rückzugsgebiete
für Wildtiere und eigene Initiativen zum Artenschutz - damit stärken
Öko-Betriebe die Biodiversität. Es sind vor allem Bio-Höfe, die alte
Kultursorten und Nutztierrassen erhalten."

Hintergrund

132 Staaten haben den IPBES-Bericht (Global Assessment Report on
Biodiversity and Ecosystem Services) des Weltbiodiversitätsrats
(Intergovernemental Science-Policy Platform on Biodiversity and
Ecosystem Services, IPBES) unterzeichnet. Tausende von Studien wurden
dafür ausgewertet. Laut der Forscher sind 1.000.000 Arten vom
Aussterben bedroht. Das Aussterben und die Reduzierung von
Bestäuber-Insekten wie etwa Bienen bedroht die weltweite
Nahrungsmittelproduktion im Wert von 235 bis 577 Milliarden Dollar pro
Jahr.

Welche dramatischen Auswirkungen Pestizide, Monokulturen und fehlende
Rückzugsräume auf die Artenvielfalt in Deutschland haben, zeigten
bereits die Ergebnisse des BfN-Artenschutz-Reports 2015: Seit 1990
ging etwa der Bestand von Rebhühnern in der Agrarlandschaft um 90%
zurück; weitere prominente Opfer der Intensivlandwirtschaft sind
Bienen und Feldhamster.

Zahlreiche Untersuchungen belegen, dass Öko-Flächen deutlich
artenreicher sind. Wildkräuter, Insekten und Feldvögel profitieren von
einer vielfältigen Fruchtfolge und der Bewirtschaftung ohne Herbizide
und sonstige chemisch-synthetische Pestizide und synthetische
Mineraldünger. Viele Bio-Landwirte schaffen bereits
Landschaftselemente wie etwa Hecken, vielfältige Wegraine,
Blühstreifen, Feuchtbiotope oder Streuobstwiesen, die Pflanzen und
Tieren als Rückzugsort dienen. Hier muss in allen Produktionsformen
noch mehr geschehen.

Zuletzt zeigte eine umfangreiche Studie des staatlichen
Thünen-Institutes: Im Mittel lagen die Artenzahlen der Ackerflora bei
Öko-Bewirtschaftung um 95%, bei den Feldvögeln um 35% höher.



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die
Interessen der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in
Deutschland. Mit Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von
über 40.000 Bio-Betrieben 10.91 Mrd. Euro umgesetzt. Die
BÖLW-Mitglieder sind: Arbeitsgemeinschaft der Ökologisch engagierten
Lebensmittelhändler und Drogisten, Assoziation ökologischer
Lebensmittelhersteller, Bioland, Biokreis, Biopark, Bundesverband
Naturkost Naturwaren, Demeter, Ecoland, ECOVIN, GÄA,
Interessensgemeinschaft der Biomärkte, Naturland, Reformhaus®eG und
Verbund Ökohöfe.

 * 
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Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Tel.: 030/2 84 82-300, Fax: 030/2 84 82-309

E-Mail: info@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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VERBAND/380: Bauernverband begrüßt Einschreiten des Kanzleramts beim Thema Wolf (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. Mai 2019

Bauernverband begrüßt Einschreiten des Kanzleramts beim Thema
Wolf

Hartelt: "Der Erhalt der Weidetierhaltung erfordert eine konsequente
Regulierung des Wolfes"



Zu einer Meldung des SPIEGEL, die Bundeskanzlerin dränge auf eine
Lösung im Streit über den Abschuss von Wölfen in Deutschland, sagt
Eberhart Hartelt, der Umweltbeauftragte des Deutschen Bauernverbandes
(DBV): "Die Blockade innerhalb der Bundesregierung muss beendet
werden. Das Bundesumweltministerium darf nicht länger die
offensichtlichen Probleme mit der Ausbreitung des Wolfs in Deutschland
verschleppen. Die Haltung von Tieren auf der Weide und die Akzeptanz
der Menschen im ländlichen Raum für den Wolf hängen maßgeblich davon
ab, ob kurzfristig Lösungen für eine konsequente Regulierung des
Wolfes auf den Weg gebracht und wolfsfreie Gebiete festgelegt werden.
Herdenschutzmaßnahmen haben Grenzen, dies kann die Koexistenz zwischen
Wolf und Weidetierhaltung nicht sichern."

Der SPIEGEL hatte in einer Vorab-Meldung berichtet, das Kanzleramt
mische sich in den Streit um den Abschuss von Wölfen in Deutschland
ein. Da Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner (CDU) und
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD) in der umstrittenen
Naturschutzfrage keine Einigung finden, habe nach
SPIEGEL-Informationen das Kanzleramt das Thema an sich gezogen. Der
Umgang mit den Wölfen war bereits zweimal Thema im
Koalitionsausschuss, ohne dass die zuständigen Ministerinnen eine
Lösung gefunden hätten. Sie streiten insbesondere darüber, ob Wölfe
erst dann abgeschossen werden dürfen, wenn sie bereits Schafe gerissen
haben oder auch schon vorbeugend, wenn sie sich Siedlungen oder
Schafsherden nähern.

 * 
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Pressemitteilung vom 3. Mai 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin
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STANDPUNKT/1095: Atomenergie ist keine Lösung für den Klimawandel (IPPNW)


IPPNW - 7. Mai 2019

Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des
Atomkrieges / Ärzte in sozialer Verantwortung e.V.

Atomenergie ist keine Lösung für den Klimawandel

Überprüfungskonferenz des Atomwaffensperrvertrags in New York



Die IPPNW Deutschland verurteilt die Forderung der deutschen
Bundesregierung, Atomtechnologie als Mittel zur Erreichung der
UN-Nachhaltigkeitsziele zu propagieren. Die Bundesregierung
präsentierte auf dem Ausschuss zur Vorbereitung der
Überprüfungskonferenz des Atomwaffensperrvertrags (NPT PrepCom) in New
York gemeinsam mit elf anderen Staaten ein Arbeitspapier mit dem Titel
"Förderung der friedlichen Nutzung der Nukleartechnologie: ein
Instrument zur Erreichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung".
Darin schlägt sie vor, Atomenergie als Lösung für den Klimawandel und
zur Stillung des Energiebedarfs der Entwicklungsstaaten einzusetzen.

Die Bundesregierung stellt sich damit nicht nur gegen ihren eigenen
Beschluss zum Atomausstieg, sondern auch gegen den Wunsch der
absoluten Mehrheit (76%) der Bevölkerung, die die Gefahren der
Atomtechnologie nicht länger hinnehmen wollen. Nicht zuletzt negiert
die Bundesregierung mit ihrer Positionierung die wissenschaftliche
Evidenz der letzten 20 Jahre, die wiederholt gezeigt hat, dass
Atomtechnologie keine Lösung für den Klimawandel darstellt und für die
Energiebedürfnisse der wachsenden Weltbevölkerung keine realistische
Alternative bietet.

Die Menschenrechtsverletzungen und ökologische Zerstörung beim
Uranbergbau, die hohen Risiken von Unfällen entlang der gesamten
nuklearen Kette, die Proliferationsrisiken durch die engen
Überschneidungen der zivilen und militärischen Atomindustrie, die
Unwirtschaftlichkeit der teuren und riskanten Atomenergie im Gegensatz
zu erneuerbaren Energieformen und nicht zuletzt die gesundheitlichen
und ökologischen Folgen der gesamten Atomwirtschaft sind hinlänglich
bekannt (vgl. auch IPPNW Publikation "Why nuclear energy is not an
answer to global warming").

https://www.ippnw.eu/commonFiles/pdfs/Atomenergie/Why_nuclear_energy_is_not_an_answer_to_global_warming.pdf

Mit ihrer Initiative auf dem NPT PrepCom erwecke die Bundesregierung
erneut den Eindruck, sie nehme den Atomausstieg nicht ernst. Wider
besseren Wissens werden in Deutschland noch mindestens drei Jahre lang
marode Atomkraftwerke weiter betrieben, die eine anhaltende Gefahr für
die öffentliche Gesundheit darstellen, so die Ärzteorganisation.
Gleichzeitig wird in Karlsruhe mit Geldern des Bundes und der EU
weiter an neuen Atomreaktoren geforscht, die in der Zukunft als
"Nuclear Power Made in Germany" in andere Länder exportiert werden
könnten. Zudem gibt es keine Pläne, die Urananreicherung durch URENCO
in Gronau zu beenden oder die Fertigung von atomaren Brennelementen
durch Areva in Lingen still zu legen. Deutschland wird somit auch nach
dem Abschalten des letzten Atomkraftwerks weiterhin Brennstäbe an
veraltete, riskante Atomkraftwerke liefern und damit das Risiko einer
erneuten Atomkatastrophe weiter befeuern - eines Ereignisses also, das
statistisch gesehen alle 11-12 Jahre statt findet.

Der Vorsitzende der deutschen Sektion der IPPNW, Dr. Alex Rosen
hierzu: "Statt in New York über die vermeintlichen Vorteile von
Atomenergie zu schwadronieren, sollte sich die Bundesregierung lieber
der Diskussion hier in Deutschland stellen, wie der Atomausstieg
konsequenter und schneller vollzogen werden kann - inklusive einer
Beendigung der Urananreicherung und Brennstabfertigung sowie der
Einstellung aller Forschung an neuen Atomreaktoren. Die
Herausforderungen der Zukunft werden sich nicht mit einer
gefährlichen, veralteten und überholten Technologie aus dem letzten
Jahrhundert lösen lassen." Auch in Bezug auf die Verbindung zwischen
Atomwaffen und Atomenergie findet Rosen deutliche Worte: "Der einzige
rational nachvollziehbare Grund für die Fortführung der zivilen
Atomenergie ist als Rückgrat eines militärischen Atomprogramms. Dieses
Anliegen steht im Mittelpunkt der Bemühungen in Großbritannien,
Frankreich, China, Russland und den USA, die heimische Atomindustrie
trotz deren wirtschaftlichen Versagens künstlich am Leb
en zu halten. Deutschland täte gut daran, sich an diesem Vorhaben
nicht zu beteiligen und klar zu stellen, dass Atomenergie und
Atomwaffen beides Auslaufmodelle sind in einer Welt, die von
Klimawandel und atomarer Aufrüstung existentiell bedroht ist."



Die IPPNW ist eine berufsbezogene, friedenspolitische Organisation,
die 1981 von einer Gruppe von Ärzten aus den USA und Russland
gegründet wurde. Ihre Überzeugung: Als Arzt hat man eine besondere
Verpflichtung zu sozialer Verantwortung. Daraus entstand eine
weltweite Bewegung, die 1984 den UNESCO-Friedenspreis und 1985 den
Friedensnobelpreis erhielt. Heute setzen sich Mediziner und
Medizinerinnen der IPPNW in über 60 Ländern auf allen fünf Kontinenten
für eine friedliche, atomtechnologiefreie und menschenwürdige Welt
ein.

 * 

Quelle:

Presseinformation der IPPNW - vom 07.05.2019

Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung

des Atomkrieges / Ärzte in sozialer Verantwortung (IPPNW)

IPPNW-Geschäftsstelle, Körtestr. 10, 10967 Berlin

Telefon: 030 / 69 80 74-0, Fax: 030 / 69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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STANDPUNKT/1094: NABU NRW fordert Landesregierung auf, mehr für den Schutz der Lebensgrundlagen zu tun (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 7. Mai 2019

Klimakrise und Verlust der Artenvielfalt sind größte Bedrohungen
für die Menschheit

NABU NRW fordert Landesregierung auf, mehr für den Schutz der
Lebensgrundlagen zu tun



Düsseldorf - Gestern hat der Weltbiodiversitätsrat (Intergovernmental
Science-Policy Platform on Biodiversity and Ecosystem Services, IPBES)
seinen Bericht zum Zustand der globalen Artenvielfalt vorgestellt.
Verabschiedet wurde ein Bericht, der erstmals seit 14 Jahren wieder
eine Gesamtübersicht zum Zustand der biologischen Vielfalt und der
Leistungen der Ökosysteme weltweit liefert - mit erschreckendem
Resultat.

"Das globale Artensterben ist bittere Realität - auch hier in
Nordrhein-Westfalen", so Heinz Kowalski, stellvertretender
Landesvorsitzender des NABU NRW. Laut der Roten Liste für NRW sind bei
allen Insektenartengruppen Rückgänge in den Bestandsgrößen und der
Artenvielfalt zu verzeichnen. So werden 42,9% der Laufkäfer, 51,6% der
Wildbienen und Wespen, 55,2% der Schmetterlinge, 48% der Heuschrecken
und 45,1% der Libellen als ausgestorben bzw. gefährdet in
Nordrhein-Westfalen geführt. Aber es fehle nicht nur die Vielfalt an
Insektenarten, sondern auch die schiere Masse an Insekten. Damit werde
eine wichtige Nahrungsgrundlage für Vögel knapp, insbesondere während
der Jungenaufzucht. Aber auch andere Arten wie Fledermäuse, Reptilien
und Amphibien seien betroffen.

Deutlich spiegele sich dies in den Verlusten bei den Agrarvögeln
wieder. Daten des Brutvogelmonitorings seit 1990 zeigen, dass in den
letzten Jahren vor allem auch ehemals ganz häufige Arten der
Agrarlandschaft rückläufige Bestände aufweisen. Im Zeitraum 1990 bis
2015 haben 30 von 39 Vogelarten der Agrarlandschaft mehr oder weniger
stark abgenommen. Dazu zählen Arten wie Feldlerche, Schafstelze,
Feldsperling, Kiebitz und Rebhuhn. "In vielen Bereichen NRWs sind
diese Arten bereits ausgestorben oder drastisch im Bestand
geschrumpft. Als Ursache für diese Verluste sieht der NABU vorrangig
Monokulturen von Mais oder Raps und Industriegrasflächen, in denen
kein Wildkraut mehr wachsen kann", sagt Kowalski. Aber auch der
anhaltende Flächenverbrauch bis hin zur zunehmende Mode in Siedlungen,
Gärten in Steinwüsten zu verwandeln und Hecken durch Steingabionen zu
ersetzen, verwandelt letzte Lebensräume in ökologische Wüsten.

"Der Bericht aus Paris zeigt deutlich, dass wir sofort eine Kehrtwende
in der Agrar- und Umweltpolitik brauchen, denn unsere Lebensgrundlagen
gehen verloren. Klimakrise und Artenschwund verstärken sich
gegenseitig und beide sind für den Planeten damit auch das Überleben
der Menschheit gleichermaßen bedrohlich", so der stellvertretende
NABU-Landesvorsitzende. Hier sei auch die Landesregierung gefordert,
dies endlich wahrzunehmen und sich entsprechend für den Erhalt unserer
Lebensgrundlagen einzusetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 21/2019, 07.05.2019

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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STANDPUNKT/1093: Planetarer Notstand der Artenvielfalt - Merkel muss eingreifen (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 6. Mai 2019

NABU zum Welt-Artenbericht: Planetarer Notstand der Artenvielfalt


Tschimpke: Verantwortliche Regierungsressorts blockieren den
notwendigen Wandel, Merkel muss eingreifen



Berlin/Paris - Der NABU fordert zur heutigen Veröffentlichung des
Weltbiodiversitätsrates (IPBES) zum globalen Zustand der
Artenvielfalt, dass Staats- und Regierungschefs der Rettung der
Artenvielfalt endlich Priorität einräumen. Laut Bericht drohen
ansonsten in den nächsten Jahrzehnten bis zu einer Million Tier- und
Pflanzenarten für immer von unserem Planeten zu verschwinden.

"Die Forscher liefern erdrückende Belege dafür, dass die Zerstörung
der Ökosysteme unsere Wirtschaft und unser Wohlergehen mindestens
genauso bedroht wie die menschengemachte Überhitzung des Klimas.
Angela Merkel lässt dabei ein machtloses Umweltministerium
Lösungsvorschläge entwerfen, die anschließend von den Klöckners,
Scheuers und Altmaiers der Regierung erfolgreich neutralisiert werden.
Es ist einfach skandalös auf welch taube Ohren die Wissenschaft bei
der Bundesregierung mit ihren Warnungen vor dem Kollaps der Natur
stößt", sagte NABU-Präsident Olaf Tschimpke. "Beispiel
Insektensterben: Zuerst werden Ausmaß und Ursachen geleugnet, dann das
Problem relativiert und verdrängt. Und wenn das auch nicht mehr geht,
schiebt man entschlossenes Handeln auf die lange Bank und begnügt sich
mit Appellen und Symbolprojekten."

150 führende Wissenschaftler aus 50 Staaten haben für den
IPBES-Bericht drei Jahre lang nahezu 15.000 Studien ausgewertet. Als
Haupttreiber für den Naturverlust benennt der Bericht gerade für
Europa die sich verändernde Art der Landnutzung. Insbesondere der
Verlust von natürlichen Lebensräumen und ihre Belastung durch
Nährstoffeinträge und Pestizide lassen Schutzbemühungen häufig ins
Leere laufen. Fehlgeleitete Subventionen bieten fatale Anreize für
immer stärkere Intensivierung und die Monotonisierung von Feldern und
Wäldern. Einzelne Erfolge bei der Ausweisung von Schutzgebieten werden
durch mangelnde Finanzierung und ungenügendes Management zunichte
gemacht, wichtige Vorgaben wie die EU-Wasserrahmenrichtlinie nicht
ausreichend umgesetzt.

Der NABU sieht sich durch den IPBES-Bericht in seinen Forderungen nach
einem grundlegenden Umbau der europäischen Agrarpolitik, einem
EU-Naturschutzfonds in Höhe von 15 Milliarden Euro jährlich und der
konsequenten Durchsetzung der bestehenden EU-Umweltbestimmungen im
Bereich Natur-, Gewässer- und Meeresschutz bestätigt. Die
Bundesregierung steht hier in der Verantwortung - und zunehmend in der
Kritik. Deutschland drohen immer wieder Strafzahlungen wegen
Nichteinhaltung des EU-Umweltrechts, aktuell etwa wegen der Nitrat-
und der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinien. Hier gibt der wirtschaftlich
stärkste EU-Staat ein denkbar schlechtes Beispiel in Europa und der
Welt ab.

Förderungen aus öffentlichen Haushalten müssen sich künftig
ausnahmslos am Prinzip der Umweltverträglichkeit ausrichten und zudem
Anreize für eine nachhaltige Transformation bieten, so der
NABU-Präsident. Nach einer aktuellen Untersuchung des Bundesamts für
Naturschutz (BfN) werden jedes Jahr allein in Deutschland 22
Milliarden Euro Steuergelder naturschädlich ausgegeben. Rechnet man
klimaschädliche Subventionen im Energiebereich dazu, sind es sogar 55
Milliarden Euro jährlich. Gleichzeitig beklagt die
Bundesumweltministerin das Fehlen von fast einer Milliarde Euro im
Jahr für die Naturschutzfinanzierung.

Der NABU kritisiert die Passivität der Bundeslandwirtschaftsministerin
bei den Agrarverhandlungen in Brüssel scharf: "Julia Klöckner tritt
auf die Bremse, wenn es darum geht, Betrieben attraktive finanzielle
Anreize für den Naturschutz zu geben. Sie hält stattdessen an den
umweltschädlichen und auch ökonomisch höchst fragwürdigen
Flächenprämien per Gießkanne fest. Damit fährt sie Tausende Betriebe
und die Natur gegen die Wand", so Konstantin Kreiser, NABU-Leiter für
Globale und EU-Naturschutzpolitik. Der NABU baut auf einen Neustart
der Agrarverhandlungen nach der Europawahl - die er als Schicksalswahl
für die Zukunft von Insekten und Vögeln ansieht.




Hintergründe zum Welt-Artenbericht:

www.NABU.de/ipbes

IPBES Infos und Bericht:

www.ipbes.net/about

BfN-Studie: 

www.bfn.de/fileadmin/BfN/oekonomie/Dokumente/Abbau_naturschaedigender_Subventionen.pdf

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 46/19, 06.05.2019
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STANDPUNKT/1092: Artensterben am Oberrhein (BUND RVSO)


BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

An die Medien - 6. Mai 2019

Hintergrund: Artensterben Oberrhein



Heute wird die IPBES, der UN-Weltrat für biologische Vielfalt, seinen
neuen Report veröffentlichen. Das ist Grund genug das Thema auch auf
der regionalen Ebene darzustellen.

Die Ursachen für das große globale und regionale Artensterben und für
den Klimawandel sind vielfältig und doch lassen sie sich zu einem Bild
zusammenfügen. Wir leben in einer Zeit der global organisierten Gier
und einer Endzeit exponentiellen wirtschaftlichen Wachstums im
begrenzten System Erde und verwandeln die vielfältige Welt in eine
große einheitliche Fabrik. In eine Agrar-Fabrik, eine Fabrik-Fabrik,
eine Konsum-Fabrik und eine Wohn-Fabrik, in der zunehmend übersättigte
Menschen immer unzufriedener werden. Wir zerstören die Erde für dummen
Überkonsum und der Rest der Welt will genauso verschwenderisch leben
wie wir. Die meisten der angebotenen Problemlösungsansätze von Politik
und Medien sind "putzig" angesichts der Dimension der Probleme. In
Friedenszeiten werden in Deutschland die Rüstungsausgaben auf 85
Milliarden Euro (85.000.000.000) verdoppelt und die Überlebensausgaben
(Artensterben, Klimakatastrophe) werden vernachlässigt.

Die Artenvielfalt ist nicht nur in Europa und in weit entfernten,
exotischen Ländern bedroht,

sondern auch hier vor unserer Haustür, am Oberrhein, in Südbaden und
im Elsass. Darum wollen wir Ihre Aufmerksamkeit auch auf bedrohte
Feldlerchen und Rebhühner, auf den vom Aussterben bedrohten großen
Brachvogel und den Kiebitz lenken, auf die Verrummelung der Natur am
Feldberg und im Taubergießen, auf die Gefährdung der
Naturschutzaspekte des Integrierten Rheinprogramms und auf das
aktuelle, klimabedingte Waldsterben. Raubbau an Natur und Umwelt,
insbesondere durch Agrargifte und den enormen Flächenverbrauch war und
ist immer auch ein Thema in der so genannten "Ökoregion" am Südlichen
Oberrhein und die Probleme nehmen massiv zu.

Der Schwarzwald mit seinen Vorbergen,

die Vogesen, der Kaiserstuhl, die Rheinauen, die Elzwiesen und das
elsässische Ried: Manche Gebiete am Oberrhein gehören zu den schönsten
und wertvollsten Naturlandschaften Europas, mit einer faszinierenden
und reichhaltigen Flora und Fauna.

Die letzten Jahrzehnte

waren keine gute Zeit für die Artenvielfalt am Oberrhein, in Südbaden
und im Elsass. Die größten Landschaftszerstörungen gab und gibt es
insbesondere in der Rheinebene. Durch den Druck der Globalisierung auf
die immer noch kleinräumige, südbadische Landwirtschaft werden die
Naturflächen kleiner und zerstückelt, Bäume und Hecken werden weniger.
Flächenverbrauch, Zersiedelung und Verscheußlichung der Landschaft
haben massiv zugenommen und gehen ungebremst weiter. Dazu kommen immer
neue Straßen, der klimaschädliche Autobahnausbau und auch die geplante
neue Bahntrasse wird massive Naturverluste bringen, die auch durch
sogenannte "Ausgleichsmaßnahmen" nicht kompensiert werden können. Der
menschengemachte Klimawandel zerstört im Elsass und in Baden die
Wälder. Während an anderen Stellen der Republik die Bevölkerung
bereits abnimmt, hält der Flächenverbrauch in der Region zwischen
Schwarzwald und Vogesen an. Durch die Metropolregion Oberrhein und die
Wucherungswünsche der Politik werden sich die Probleme noch
verstärken.

Die Tendenz zur industriellen Landwirtschaft

führt in Südbaden zu einer zunehmenden, großflächigen Maismonokultur.
Wo früher eine artenreiche Acker-, Wiesen- und Streuobstlandschaft
war, steht heute häufig giftgeduschter Mais. Viele der in der
Landwirtschaft eingesetzten Spritzmittel und Gifte sind ein Grund für
den massiven Rückgang der Artenvielfalt auf Ackerböden und in deren
Umgebung. Erschreckend ist die Fernwirkung von Gift und Dünger, bis in
weit entfernte Naturschutzgebiete hinein. Wir leben in Zeiten, in
denen es den Bienen in den Städten besser geht als auf dem Land.

Vogelsterben

Feldlerche und Rebhuhn, Grauammer und Wachtel, einst häufige Arten in
der Agrarlandschaft, sind in vielen Gebieten der Rheinebene bereits
verschwunden. Der große Brachvogel und der Kiebitz stehen hier vor dem
Aussterben und die Bestände des Feldhasen gehen drastisch zurück. Die
Insektenvergiftung führt zum Vogelsterben und nicht nur Schwalben
hungern.

Besserung ist nicht in Sicht, die monotone Maissteppe und intensive
Sonderkulturen dringen immer weiter in die Täler des Schwarzwalds und
des Kaiserstuhls vor. Unsere Landwirtschaft konkurriert auf einem
globalisierten Agrarmarkt im Rahmen des Freihandels mit Ländern wie
Kanada. Eine immer noch erfreulich kleinräumige Landwirtschaft, z.B.
in Südbaden, konkurriert auf dem gleichen Markt wie die
giftdominierte, großindustrielle Landwirtschaft in den USA. Wenn nur
noch der Preis und die Ideologie des "freien Marktes" zählen, dann
haben Insekten, Vögel, Hecken, aber auch die Mehrzahl der Landwirte
selber keine Chancen. Die Naturschutzbewegung ist nicht der Feind der
Landwirtschaft, sondern die potentiell Verbündete einer naturnäheren,
giftärmeren, nachhaltigen und somit auch moderneren und
zukunftsorientierten Landwirtschaft.

Auch in südbadischen Gärten wird wieder heftig "gegiftet"

Die aktuelle Buchsbaumzünzler-Bekämpfung in den Gärten wird häufig mit
Neonicotinoiden durchgeführt. Zur Zeit gibt es in vielen Gärten wieder
richtige "Gift-Orgien" wie in den sechziger Jahren des letzten
Jahrhunderts. Auch die "Versteinerung" der Gärten nimmt zu.

Einige ausgewählte Problemfelder in Sachen Natur & Naturschutz am
Oberrhein und im Schwarzwald

•Natur und Naturschutzgebiete

 am Oberrhein sind einer immer stärkeren Kommerzialisierung und
Verwertung ausgesetzt. Natur ist für viele Lokalpolitiker nur gut,
wenn sie auch viel Geld bringt und vermarktbar ist. Das führt zu einer
zunehmenden "Verrummelung" der wertvollsten Gebiete. Gerade der
Feldberg und das Naturschutzgebiet Taubergießen sind besonders stark
betroffen. Der Griff des Europaparks nach dem Taubergießen, die
Seilbahnpläne und die Unterwürfigkeit von Behörden und Politik
gegenüber dem mächtigen Park zeigen dies überdeutlich.

• Wiesen und Weiden

 Die beginnende weltweite Energiekrise und der damit verbundene
Energiehunger beeinflusst auch die Wiesen und Weiden am Oberrhein. In
der Rheinebene wurden immer mehr Wiesen umgebrochen und durch eine
Maiswüste für Energiemais ersetzt. Im Schwarzwald werden immer mehr
Wiesen totgedüngt, um möglichst viel Gras für die Biogasanlagen zu
erzeugen. Dieser Zerstörungsprozess bedroht alle Arten, die lebendige,
vielfältige Wiesen brauchen.

• Insektensterben, auch in den Naturschutzgebieten am
Kaiserstuhl 

 "Ich untersuche die Tag- und Nachtfalter in der Oberrheinebene
seit 30 Jahren regelmäßig und sowohl die Artenzahlen als auch die
Faltermengen gehen insgesamt stark zurück. Es fällt auf, dass auch
Wiesen, die selbst nicht zerstört wurden, aber in der Agrarlandschaft
unmittelbar den Randeinflüssen der gespritzten Kulturen ausgesetzt
sind, nur noch von wandernden Faltern besucht werden. Wiesen im Wald
sind oft noch nicht so betroffen. Die bunten Wiesen der
Hochwasserdämme in der Aue sind vom Wald abgeschirmt und geschützt und
darum immer noch Falter-reich. Im Kaiserstuhl haben sich einige Arten
nur noch in den windgeschützten Tälern gehalten. Da wundert man sich
natürlich nicht, dass neben Schmetterlingen und anderen Insekten auch
Singvögel und Fledermäuse selten werden." sagt Jörg-Uwe Meineke,
Schmetterlingsexperte und ehemaliger Leiter des Referats für
Naturschutz und Landschaftspflege im Regierungspräsidium Freiburg

• Amphibien

 Das globale Amphibiensterben hat auch den Oberrhein erreicht. Die
Bestandszahlen einheimischer Amphibien sind rückläufig.

• Elz, Dreisam, Glotter, Kinzig, Rench, Schutter...

 In der Vergangenheit wurden die meisten Mittel- und Unterläufe
unserer Bäche und Flüsse zu geradegestreckten, kanalisierten,
naturfernen Kanälen umgebaut. Die landschaftsprägenden Gewässer
unserer Heimat könnten durch geeignete Maßnahmen, insbesondere durch
Dammrückverlegungen, ökologisch aufgewertet, renaturiert und zu grünen
Bändern werden, die Rheinauen und Schwarzwald natürlich verbinden.
Hier gibt es -auch durch Druck des BUND- erste, kleine Fortschritte,
doch leider auch Widerstand gegen sinnvolle Projekte.

• Gefährdetes Naturschutzgebiet Taubergießen

 Der Oberrheinausbau von 1960-1970 hat das Naturschutzgebiet stark
verändert und die Hauptwassermenge wurde zur Stromgewinnung über einen
Seitenkanal mit Staustufe abgeführt. Abgetrennt von Rhein und
Leopoldskanal lag der Taubergießen jahrzehntelang abgesperrt von der
dynamischen Kraft des Hochwassers. Sinnvollerweise wurden an einigen
Stellen des Leopoldskanals die Dämme abgesenkt und neue Dynamik kam
ins Naturschutzgebiet. Doch politischer Druck hat dazu geführt, dass
die Dämme, gegen jede ökologische Vernunft, wieder erhöht wurden.

• Debatte von Schein- und Nischenproblemen

 In vielen Bereichen werden auch am Oberrhein in Sachen Umwelt &
Naturschutz industriegelenkte Schein- und Nischendebatten geführt.
Über die jährlich ca. 100.000 von Windrädern getöteten Vögel in
Deutschland wird interessengeleitet viel berichtet. Doch alleine an
Glasscheiben sterben 18 Millionen Vögel jährlich. Von der Hauptursache
des Vogelsterbens, dem giftverursachten Insektensterben, wird mit
diesen gut organisierten Nischendebatten gezielt abgelenkt. Der
Klimawandel wird das Artensterben massiv beschleunigen und nicht der
Ausbau der zukunftsfähigen Energiequellen. Immer mehr
"Bürgerinitiativen" verfolgen mit vorgeschobenen Naturschutzargumenten
teilweise vollkommen andere Ziele.

Natürlich werden auch am Oberrhein neue Naturschutzgebiete
ausgewiesen.

Der 28. November 2013 war ein guter Tag für Natur, Umwelt und Baden
Württemberg. Der Landtag von Baden-Württemberg beschloss mit 71 zu 63
Stimmen endlich das Gesetz zur Errichtung eines Nationalparks
Schwarzwald. FDP und CDU stimmten gegen Natur und Nationalpark.
Gemeinsam mit Sägern, Jägern und Bürgerinitiativen und vorgeschobenen
"Naturschutzargumenten" hatten sie den Nationalpark massiv bekämpft.
Doch während kleine Naturschutzgebiete (manchmal) unter öffentlichem
Beifall eingeweiht werden, verschwinden gleichzeitig wesentlich
größere Flächen unter Beton und Asphalt. Fahren Sie einmal mit offenen
Augen auf der B3 von Offenburg nach Freiburg: Es entsteht ein
durchgängiger, gesichtsloser Siedlungsbrei. Auf der Gesamtstrecke von
68 km bleiben zwischen 50,3 km Siedlungsflächen nur noch 17,7 km
Freiraum.

Gerade auch am Oberrhein gilt: "Der Naturschutz arbeitet am kleinen
Detail, die Naturzerstörer arbeiten am großen Ganzen".

Die Vogelstimmen werden weniger, die

Klingeltöne der Handys nehmen zu.

Es scheint weltweit ein Nivellierungsprinzip zu geben, nach dem die
wertvollen, einzigartigen Landschaften so lange vermarktet werden, bis
aus Schönheit Mittelmaß (oder weniger) wird.

Nur in wenigen Bereichen am Oberrhein, in Südbaden und im Elsass
gibt es positive Entwicklungen. Wir freuen uns über den erkämpften
Nationalpark Nordschwarzwald, die Rückkehr der Lachse und der Biber,
die Wildkatzen am Kaiserstuhl und die langsam anlaufenden
Renaturierungsmaßnahmen an Elz, Dreisam und Kinzig. Zu den regionalen
Gewinnern der vergangenen Jahre gehören auch Bienenfresser, Wiedehopf,
Zaunammer, Alpensegler, Storch, Steinkauz, Wanderfalke und Graureiher.
Das kompensiert aber nicht ansatzweise die großen Verluste.

Die Hauptprobleme, Flächenverbrauch und die Vergiftung der Natur durch
Agrargifte, werden nur in winzigen Nischen symbolhaft angegangen. Viel
zu zaghaft werden Naturschutzgebiete ausgewiesen und kleine Teilstücke
der kanalisierten Flüsse und Bäche renaturiert. Wir freuen uns, dass
2017 das Biosphärengebiet Schwarzwald von der UNESCO anerkannt wurde.
Doch uns ist aufgefallen, dass bei den Feierlichkeiten und den
offiziellen Reden das Wort "Natur" fast nicht vorkam.

Zunehmende Verrummelung

bedroht auch die letzten Naturschutzgebiete. Das abschreckendste
Beispiel für die Verrummelung naturnaher Gebiete am Oberrhein ist der
schönste Berg des Schwarzwaldes, der Feldberg. Der Erholungsdruck
nimmt massiv zu und die Feldbergisierung des Schwarzwaldes schreitet
voran. Oder besuchen Sie einmal an einem schönen Wochenende das
Naturschutzgebiet Taubergießen oder den inneren Kaiserstuhl...

Ordnung & Sauberkeit contra "wilde" Natur

Bei vielen großen Konfliktthemen im Naturschutz am Oberrhein und im
Schwarzwald schimmert immer wieder eine deutsche Urangst hervor. Es
ist die große Angst vor Veränderung und Unordnung. Das beginnt im
Kleinen, beim sauber auf- und ausgeräumten Garten, in dem kein Vogel
mehr einen Brutplatz findet. Es geht weiter mit der auf- und
ausgeräumten Kulturlandschaft, wo Hochstammbäume und Hecken in der
Maissteppe nichts mehr zu suchen haben. Ein Wald, der sich "ungeplant
und nicht von Menschen gesteuert" verändert, eine neu entstandene
Kiesbank nach einem Hochwasser im Taubergießen... solche Veränderungen
oder gar "Wildnis" lösen tiefsitzende Ängste aus. Ein "aufgeräumter,
sauberer" Schwarzwald, versteinert Vorgärten und eine zugemaiste Ebene
sind dann die Ergebnisse solchen Denkens.

Um die letzten und wertvollsten Gebiete und Arten zu erhalten
müssten eigentlich immer mehr "Rühr-mich-nicht-an"-Schutzgebiete
ausgewiesen werden. Es gibt ein unauflösbares Dilemma zwischen der
Notwendigkeit, die bedrohten Arten zu schützen und dem Wunsch,
Menschen an die Natur heranzuführen. Ein großes Problem bei zu wenigen
naturnahen Gebieten ist die übertriebene Kommerzialisierung aller
Lebensbereiche und damit auch des "Naturerlebens". Der beginnende
Profi-Paddeltourismus in den Rheinauen ist nur ein Beispiel für diese
Entwicklung.

Noch finden sich am Oberrhein einzigartige und wertvolle
Naturlandschaften mit seltenen, manchmal stark gefährdeten Tieren und
Pflanzen. Dass Wiedehopf, Storch, Smaragdeidechse und Küchenschelle am
Oberrhein vorkommen, ist nicht zuletzt das Verdienst ehrenamtlichen
Engagements und einer engagierten, politisch leider geschwächten
Naturschutzverwaltung. Jahr für Jahr kommen tausende Menschen an den
Kaiserstuhl, um den farbenprächtigen Bienenfresser, die
Gottesanbeterin und seltene Orchideen zu bewundern.

Wir wollen aufzeigen,

dass Artenvielfalt und Schutz der Natur immer auch dem Menschen
nützen. Zersiedelung, Flächenverbrauch, Verlärmung, Monokulturen und
Natur- und Umweltzerstörung bedeuten eben nicht nur Verlust von
Artenvielfalt, sondern auch Verlust an Lebensqualität. Das
Artensterben kann nicht losgelöst von unserer globalen
Raubbauwirtschaft betrachtet werden. Wir wollen Vielfalt statt Einfalt
und Biodiversität statt Monokultur. Angesichts der Dramatik der
Situation dürfen wir uns nicht mit den von der Politik angebotenen
Nischen und Spielwiesen zufrieden geben.

Der Naturschutz muss

- nicht nur in Baden und im Elsass -

kreativer und kämpferischer werden!

Unser Dank geht an die Menschen, die sich im Naturschutz engagieren.
An Naturschützerinnen und Naturschützer in Verbänden und Vereinen,
aber auch in den Naturschutzbehörden. An alle, die mit Sense, Spaten,
Rechen, Ziege, Spende, Leserbrief und Computer dazu beitragen, dass
die Natur am Oberrhein auch für die Zukunft erhalten bleibt.

Axel Mayer, BUND-Geschäftsführer



Hintergrund: Artensterben Oberrhein

http://www.mitwelt.org/artensterben-oberrhein-suedbaden-elsass.html

 * 

Quelle:

Mitteilung an die Medien vom 06.05.2019

Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

Wilhelmstr. 24a, 79098 Freiburg

Tel.: 0761/30383, Fax: 0761/23582

E-Mail: bund.freiburg@bund.net

Internet: www.bund-freiburg.de
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AKTION/253: Freihandelsabkommen in die Tonne! (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 6. Mai
2019

Berliner Netzwerk TTIP | CETA | TISA stoppen ruft zu
Aktion vor der Vertretung der EU-Kommission zum Europatag auf:
Freihandelsabkommen in die Tonne!



Mehr als 20 Freihandelsabkommen werden derzeit durch die EU-Kommission
verhandelt. Mit diesen neoliberalen Freihandelsabkommen wird die
Demokratie weiter eingeschränkt, Umwelt- und Sozialstandards bedroht
und den Ländern des globalen Südens Chancen auf eine gleichberechtigte
Teilhabe am internationalen Handel genommen.

Das "Berliner Netzwerk TTIP | CETA | TiSA stoppen!" wird am 9. Mai vor
der deutschen Vertretung der EU-Kommission gegen diese neoliberalen
Freihandelsabkommen demonstrieren und fordert die EU-Kommission auf,
die Verhandlungen für diese Freihandelsabkommen sofort zu stoppen.
Unter dem Motto "Freihandelsabkommen in die Tonne!" werden die Aktiven
die Freihandelsabkommen symbolisch beenden und für einen gerechten
Welthandel eintreten.

Gerade nach dem Gutachten des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) zu
CETA, mit dem die unverantwortlichen internationalen Schiedsgerichte
als mit dem EU-Recht vereinbar erklärt wurden, zeigt sich immer
deutlicher, dass nur ständiger Druck durch eine starke
außerparlamentarische Bewegung diese neoliberalen Freihandelsabkommen
beenden kann.

Gemeinsam fordern wir:


	Sofortige Beendigung der Verhandlungen zur Durchsetzung neoliberaler Freihandelsabkommen

	Keine Zustimmung des deutschen Bundestages und des Bundesrates zur Ratifizierung des Freihandelsabkommen EU-Kanada (CETA)!

	Freihandelsabkommen in die Tonne! Für einen gerechten Welthandel!



Wir treffen uns:

Donnerstag, 09.05.2019

11.00 Uhr

Vor der Deutschen Vertretung der EU-Kommission,

Unter den Linden 78, 10117 Berlin



Zum Berliner Netzwerk TTIP | CETA | TISA stoppen gehören:

NaturFreunde Berlin, Greenpeace Berlin, Berliner Wassertisch, DGB
Region Berlin, GRÜNE LIGA, Attac Berlin, BUNDjugend Berlin, Mehr
Demokratie, Arbeitskreis Internationalismus (IG Metall Berlin),
Gen-ethisches Netzwerk, Anti Atom Berlin, Powershift, BUND Berlin,
FIAN Berlin

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.05.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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AKTIONSTAGE/999: Weniger Amseln durch Hitze und Dürre? - "Stunde der Gartenvögel", 10. bis 12. Mai (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 6. Mai 2019

Weniger Amseln durch Hitze und Dürre?

NABU ruft vom 10. bis 12. Mai wieder zur "Stunde der Gartenvögel" auf



Berlin - Dürre schon im Frühjahr - was bedeutet das für die heimische
Vogelwelt? Wie sich das trockenheiße Jahr 2018 und das bisher
niederschlagsarme Frühjahr auf die Bestände auswirkt, wird die "Stunde
der Gartenvögel" zeigen. Der NABU ruft gemeinsam mit seinem
bayerischen Partner, dem Landesbund für Vogelschutz (LBV) vom 10. bis
12. Mai dazu auf, eine Stunde lang die Vögel im Garten oder Park zu
zählen.

"Wir erwarten unterschiedliche Auswirkungen auf die einzelnen
Vogelarten", so NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller, "so hatten
Haussperlinge 2018 offenbar gute Bruterfolge, weil durch das warme
Wetter keine Jungvögel an Unterkühlung sterben konnten und
vergleichsweise viele Insekten zu finden waren. Amsel und Singdrossel,
die ihre Nahrung - Schnecken und Würmer - am liebsten im feuchten
Boden suchen, hatten dagegen wohl kein gutes Jahr."

Die Amsel steht bei der diesjährigen Vogelzählung ohnehin ganz
besonders im Fokus. "Sie kommt in über 95 Prozent der Gärten vor und
ist damit Deutschlands am weitesten verbreiteter Gartenvogel", so 
NABU-Vogelschutzexperte Lars Lachmann, "Der Supersommer 2018 war für diese
Art auch aus einem anderen Grund eine echte Katastrophe. Durch die
langanhaltende Wärme konnte sich das durch Stechmücken übertragene
tödliche Usutu-Virus in fast ganz Deutschland verbreiten." Vor allem
im Norden fielen großen Teile der Amselpopulation der Krankheit zum
Opfer. Die anstehende "Stunde der Gartenvögel" wird zeigen, wie sich
Usutu auf die Amselbestände in den einzelnen Regionen Deutschlands
auswirkt.

Wie sich die Vogelbestände in unseren Dörfern und Städten insgesamt
über die Jahre entwickelt haben, zeigt die Auswertung aus 15 Jahren
"Stunde der Gartenvögel", die jetzt als Broschüre erschienen ist.
Unter www.NABU.de/15-jahre-sdg kann man sie downloaden.

Im vergangenen Jahr hatten fast 57.000 Vogelfreunde mitgemacht und
Ergebnisse aus über 37.000 Gärten gemeldet. Gemeinsam mit der
Schwesteraktion, der "Stunde der Wintervögel" handelt es sich damit um
Deutschlands größte wissenschaftliche Mitmach-Aktion.

Und so funktioniert es: Von einem ruhigen Plätzchen im Garten oder vom
Zimmerfenster aus wird von jeder Vogelart die höchste Anzahl notiert,
die am Zählwochenende im Laufe einer Stunde entdeckt wird. Die
Beobachtungen können online unter www.stundedergartenvoegel.de oder
mit der kostenlosen App NABU Vogelwelt gemeldet werden. Meldeschluss
ist der 20. Mai. Eine kostenlose Rufnummer zum Melden ist am 11. Mai,
von 10 bis 18 Uhr geschaltet: 0800-1157115.

Aktuelle Zwischenstände und erste Ergebnisse sind ab dem ersten
Zähltag auf www.stundedergartenvoegel.de abrufbar und können mit
vergangenen Jahren verglichen werden.

Wer schon vor der "Stunde der Gartenvögel" spielerisch das Erkennen
von Arten üben will, kann dies mit dem neuen Online-Learning-Tool NABU
Vogeltrainer unter www.vogeltrainer.de machen. Hier werden 15
häufige Gartenvögel vorgestellt.



Für kleine Vogelexperten hat die NAJU die "Schulstunde der
Gartenvögel" (6. bis 10. Mai) ins Leben gerufen. Ein NAJU-Aktionspaket
versorgt teilnehmende Gruppen und Schulklassen mit Zählkarten, einem
"Vogelbüchlein für die Hosentasche" für jedes Kind, einem NAJU-Poster,
auf dem Kinder die häufigsten Vogelarten in Deutschlands Gärten und
ihre Besonderheiten kennenlernen, sowie einem Begleitheft. Weitere
Informationen unter www.NAJU.de/sdg




Infos zur Aktion: www.stundedergartenvoegel.de

App NABU Vogelwelt: www.NABU.de/vogelwelt

Einen NABU Online-Vogelführer gibt es unter

www.nabu.de/vogelfuehrer

Broschüre 15 Jahre Stunde der Gartenvögel:

www.NABU.de/15-jahre-sdg

Vogeltrainer:

www.vogeltrainer.de

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 47/19, 06.05.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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AKTIONSTAGE/998: Es zählt jeder Vogel! - "Stunde der Gartenvögel" in Bremen, 10.-12.5. (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 6. Mai 2019

NABU: Es zählt jeder Vogel!

- "Stunde der Gartenvögel" am kommenden Wochenende

- Augenmerk auf Amseln

- Insektenfresser im Sinkflug



(Bremen, den 06.05.19) Es ist schon eine stolze Datenreihe, die der
NABU seit 2005 zusammengetragen hat. Seitdem zählen an jedem zweiten
Maiwochenende abertausende Ehrenamtliche die Vögel in Gärten und
Parks. "Stunde der Gartenvögel" heißt die Aktion, die das Auf und
leider vor allem das Ab der Vogelbestände erfasst. Am kommenden
Wochenende ist es wieder soweit, dann sollen sich möglichst alle
Bürger eine Stunde Zeit nehmen und die gefiederten Freunde zählen.
"Die Aktion ist ein prima Anlass, mal eine Stunde zu entschleunigen
und sich ganz der Beobachtung des eigenen Gartens zu widmen", freut
sich NABU-Geschäftsführer Sönke Hofmann, "getreu dem Motto 'Vögel
erläuft man sich nicht, man ersitzt sie' platziere ich immer zwei
Liegen im Garten und zähle von dort je eine halbe Stunde."

Spektakuläres ist auch im Garten des Naturschützers nicht zu erwarten,
wenn auch mit Trauerschnäpper und Gimpel schon eher seltene Arten.
Doch genau um die Allerweltsvögel Meise, Spatz und Amsel geht es bei
der Stunde der Gartenvögel. "Echte Ornithologen schauen natürlich
lieber auf die besonderen Arten, deshalb sind unsere Daten über den
urbanen Raum so wertvoll", freut sich Hofmann. Doch das sei auch der
einzige Grund zur Freude, denn vielen Vögeln gehe es schlecht.
"Pauschal kann man sagen, je mehr Insekten zum Nahrungsspektrum einer
Art gehören, umso schlechter ist es um sie bestellt. Am schlimmsten
sind die reinen Insektenfresser wie Schwalben oder Mauersegler dran."

Während der Dürresommer einerseits verhinderte, dass Küken feucht und
klamm auskühlten, brachte er auch Mücken mit dem Usutu-Virus nach
Norddeutschland. Für viele besonders anfällige Amseln war der
ursprünglich afrikanische Virus das Todesurteil. "Wir erwarten
deutlich weniger Amselbeobachtungen in Bremen", so Sönke Hofmann, "wie
schlimm die Krankheit zugeschlagen hat, soll ja gerade die Zählung
zeigen."

Im vergangenen Jahr hatten bundesweit fast 57.000 Vogelfreunde bei der
Stunde der Gartenvögel mitgemacht und aus über 37.000 Gärten insgesamt
über 1.2 Millionen Vögel gemeldet. In Bremen freute sich der NABU über
die Teilnahme von 394 Vogelfreunden aus 264 Gärten die im Land Bremen
insgesamt 7.033 Vögel zählten. Gemeinsam mit der Schwesteraktion
"Stunde der Wintervögel" handelt es sich damit um Deutschlands größte
wissenschaftliche Mitmachaktion.

Und so funktioniert die Teilnahme: Von einem ruhigen Plätzchen im
Garten, Park oder vom Zimmerfenster aus wird von jeder Vogelart die
höchste Anzahl notiert, die im Laufe einer Stunde gleichzeitig
entdeckt werden kann. Die Beobachtungen können per Post, Telefon -
kostenlose Rufnummer am 11. Mai, von 10 bis 18 Uhr: 08 00 / 115 7 115 -
 oder einfach im Internet unter www.stundedergartenvoegel.de gemeldet
werden. Meldeschluss ist der 20. Mai. Aktuelle Zwischenstände und
erste Ergebnisse sind ab dem ersten Zähltag auf
www.stundedergartenvoegel.de abrufbar und können mit den vergangenen
Jahren verglichen werden. Eine interaktive Karte stellt dar, wie sich
eine Vogelart bundesweit oder in Bremen entwickelt hat.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.05.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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AUSSTELLUNG/476: Hamburg, 9.5.-29.9. - Sonderausstellung "Nutz' Pflanzen bewusst" im Loki Schmidt Haus


Universität Hamburg - 02.05.2019

Eröffnung der Sonderausstellung "Nutz' Pflanzen bewusst" im Loki
Schmidt Haus



Viele Dinge unseres Alltags werden aus Nutzpflanzen hergestellt. Für
die Produktion dieser Rohstoffe benötigen wir immer mehr Flächen. Das
"Bündnis Eine Welt Schleswig-Holstein e.V. (BEI)" möchte mit der
Wanderausstellung "Nutz� Pflanzen bewusst" für einen
verantwortungsvollen Umgang mit der Ressource Ackerland und den darauf
angebauten Nutzpflanzen sensibilisieren. Die Ausstellung wird im Loki
Schmidt Haus - dem Museum für Nutzpflanzen der Universität Hamburg -
vom 9. Mai bis 29. September 2019 zu sehen sein.

Eröffnet wird die Sonderausstellung "Nutz' Pflanzen bewusst" am
Donnerstag, dem 9. Mai 2019, um 14.00 Uhr im Loki Schmidt Haus,
Ohnhorststr. 18, 22609 Hamburg.

Weitere Informationen unter: www.loki-schmidt-haus.de

Soja, Raps, Mais, Zuckerrohr und Ölpalme sind globale Player in der
Landwirtschaft. Am Beispiel der zentralen Themen Ernährung,
Biodiversität, Gentechnik, Mobilität und Menschenrechte beschäftigt
sich die Ausstellung mit Fragen nach gerechtem Zugang und gerechter
Verteilung landwirtschaftlicher Ressourcen. Sie wirft einen Blick auf
Lösungsansätze für eine nachhaltige Nutzung und will dazu anregen,
selbst aktiv zu werden.

Anlässlich der Eröffnung stellt Benedikt Haerlin, Zukunftsstiftung
Landwirtschaft, das Projekt "2000 m² Weltacker" am Beispiel Berlin
vor.

Der Eintritt ist frei. Das Nutzpflanzenmuseum der Universität Hamburg
ist von März bis Oktober donnerstags von 13 bis 17 Uhr und an Sonn-
und Feiertagen von 11 bis 17 Uhr geöffnet. Angebote für Gruppen
ganzjährig nach Vereinbarung unter der Tel.: +49 40 42816-570/-612.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/presse/2019/pm22.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news714875

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg - 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BEGEGNUNG/1904: Kassel - Senioren-Tanznachmittag am 14. Mai 2019


Stadt Kassel

Tanznachmittag im Tanzzentrum Auepark



Zu einem Tanznachmittag mit Manni im Tanzzentrum Auepark,
Damaschkestraße 10, laden der Rot-Weiss-Klub Kassel und das städtische
Referat für Altenhilfe im Rahmen des Seniorenprogramms interessierte
Seniorinnen und Senioren ein. Die Veranstaltung findet statt am
Dienstag, 14. Mai, 15 Uhr.

Die Tageskasse ist ab 14 Uhr geöffnet. Der Eintritt für die zirka
dreistündige Tanzveranstaltung beträgt 2,50 Euro.

Informationen und weitere Termine unter der Telefonnummer 787-5024

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 6. Mai 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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KURSUS/1257: Bielefeld - Zaubern lernen, 5 Termine ab 14. Mai 2019


Stadt Bielefeld

Zaubern lernen mit der VHS



Bielefeld (bi). Ab Dienstag, 14. Mai, bietet die Volkshochschule im
Gymnasium am Waldhof einen Zauberkurs an. Zauberkünstler John Berry
erklärt und vermittelt den Kursteilnehmern an fünf Abenden, jeweils
dienstags ab 19.45 Uhr, Zaubereien am Tisch, auf einer Party oder im
kleinen Kreis zu Hause mit alltäglichen Gegenständen wie Karten,
Münzen, Seilen, Streichhölzern oder Geldscheinen. Besondere
Fingerfertigkeit ist nicht erforderlich, der Kurs eignet sich für
Anfänger und Fortgeschrittene. 

Nähere Infos und Anmeldung bis zum 7.
Mai unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-6521.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 3. Mai 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





TOUR/7421: Hanau - Führung durch die Innenstadt am 18. Mai 2019


Stadt Hanau

Führung durch die Hanauer Innenstadt

Ein Angebot der Tourist-Information am Samstag, 18. Mai, 14 Uhr



Von der Altstadt zur Neustadt führt diese 90minütige Tour durch die
Hanauer Innenstadt, die die Tourist-Information Hanau am Samstag, 18.
Mai, anbietet. Die Reise durch die Geschichte der Stadt mit
Stadtführerin Nina Adam beginnt im heutigen Schlossgarten und geht
weiter über den Schlossplatz zum Altstädter Markt, vorbei an der
Marien- und Johanneskirche zur ehemaligen Judengasse (heute
Nordstraße). In der Hanauer Neustadt führt die Route über den
Freiheitsplatz zum Neustädter Markt mit historischem Rathaus und dem
Nationaldenkmal der Brüder Grimm bis hin zur
Wallonisch-Niederländischen Kirche mit dem Denkmal des Grafen Philipp
Ludwig, dass dort zu Ehren des Neustadtgründers errichtet wurde.
Unterwegs erhalten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Fülle an
Informationen über Gründung und Geschichte der Stadt.

Treffpunkt ist um 14 Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine
Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei mangelndem
Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der Tourist-Information im
Hanauer Rathaus per Telefon unter 06181-295 739 oder per E-Mail an
touristinformation@hanau.de oder beim Hanau Laden am Freiheitsplatz 3,
Telefon 06181-427 78 99. Weitere Informationen über diese und andere
Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 6. Mai 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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